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Wochendruckausgabe 140 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
06.07.2019




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Brechende Mauern

Bereits in den 1950er Jahren wurde den Menschen vornehmlich in Europa
nicht nur von einem sozialkritischen Rufer in der Wüste der
Kenntnismängel und der Gleichgültigkeit geradezu eine Flut von Flucht
und Notwanderungen aus den Zonen fortwährend
wirtschaftskolonialisierter Kontinente und Nationen als den Umständen
entsprechend unvermeidlich vorausgesagt.

Der Strom der Flüchte hatte schon immer ein Flußbett und eine
Richtung, die sich nicht nur verankern in den immer gleichen
kritikwürdigen Bedingungen offensichtlicher Besitz-, Ausbeutungs- und
militärischer Unterwerfungsverhältnisse, sondern sich auch aus dem
steten Streben der europäischen und amerikanischen waffengestützten
Vorherrschaft über das Wohl und Wehe wie dem Werdegang aller übrigen
Kulturen ergeben mußten.

Solche diese Zustände aufrecht erhaltenden und durch defensiven
Gewaltzuwachs gekennzeichneten Strukturen müssen bei allem Erfolg und
Geschick und trotz massiver Militärpräsenz der Profiteure gerade zu
dem Phänomen eines immer schneller anschwellenden Stromes in den
Westen dringender Menschen führen, die sich, zunehmend von Hunger,
Ausbeutung, Mangel und Gewalt getrieben, an den Mauern westlicher
Gegenwehr wiederfinden.

Folgende Befürchtungen der Reichen und Satten wenigstens erweisen sich
spätestens dann als nur allzu berechtigt und werden in einem
bedrohlichen Fazit eines der frühen Standardwerke zu diesem Thema, zum
Beispiel "Die Verdammten dieser Erde" von Frantz Fanon, sinngemäß
zusammengefaßt: "... wenn diese dann drängen und am Ende über die
Grenzen stürmen, die Armen und Hungernden aus den unterdrückten
Regionen der Erde, warum sollten sie sich nicht nehmen, was sie
kriegen können, und weshalb sollten sie dann auf irgendetwas
verzichten?"

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Juli 2019
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WALD/393: Hambacher Forst - höchste Not ... (Michael Zobel)


Alarmstufe ROT - für den Wald - für die Dörfer - für den
Kohlekompromiss - Keinen Meter Weiter!

von Michael Zobel, 8. Juli 2019



Guten Tag liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen,
liebe Mitmenschen,

die Bewegung ist nicht aufzuhalten, es geht weiter, und wie...!!!

Besondere Zeiten erfordern besondere Maßnahmen. Die Zeit drängt, wir
brauchen dringend den schnellen Kohleausstieg. Vor Allem brauchen wir
ein Ende der politischen Untätigkeit, der Klimawandel kennt keine
Sommerpause.

Ohne Druck scheint nichts zu passieren, also machen wir weiter und
nutzen unsere Kraft und Vielfalt. Auch am kommenden Wochenende:

Freitag, 12. Juli, 13 Uhr, Fridays for Future in Düsseldorf, die große
Sommerdemo für alle Generationen zum Ferienstart

https://www.bund-nrw.de/termine/detail/event/demo-die-klimakrise-kennt-kein-hitzefrei/

Samstag, 13. Juli, Dorfspaziergang in Keyenberg, Britta Kox, Eva Töller
und Michael Zobel führen durch ein Stück Heimat, das nicht in der Grube
enden darf!

http://verheizte-heimat.de/tag/keyenberg/

Sonntag, 14. Juli, 63 Monate Waldspaziergang, Wald statt Kohle, 11.30
Uhr Treffpunkt, diesmal in Manheim, 12.00 Uhr geht es los... die
großen Verbände werden in den kommenden Tagen dazu aufrufen, am Sonntag
zum Hambi zu kommen, die Veranstaltung ist bei der Polizei angemeldet.
Wir brauchen eine große Mobilisierung...

Die Lage ist dramatisch, Dörfer verschwinden gegen jede Vernunft, der
Hambacher Wald wird ausgetrocknet, die Bagger nähern sich dem Wald auf
50 Meter...

https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/braunkohlenbagger-gefaehrden-hambacher-wald/

Anbei ein Appell an den Ministerpräsidenten aus Aachen (siehe unten).

Deshalb am Sonntag:

Alarmstufe ROT -für den Wald - für die Dörfer - für den Kohlekompromiss
Keinen Meter Weiter!

Wald statt Kohle, Sonntag, 14. Juli - Treffpunkt 11.30 Uhr
Manheim/Ortskern, rund um den Marktplatz - 12.00 Uhr Beginn - kurzer
Geisterdorf-Spaziergang, dann zur BUND-Wiese und zum Nordrand des Waldes
- mit spontaner Aktion/Performance vor Ort, ca. 3 Stunden - ÖPNV,
S-Bahnhof Kerpen-Buir, wir schicken bei Bedarf Shuttles - keine
Begrenzung der Gruppengröße, kein Teilnahmebeitrag - bitte eigene
Tassen, Teller und Besteck mitbringen, vielleicht gibt es wieder etwas
zu essen - der Wetterbericht ist vielversprechend...

nächster Spaziergang 4. August...

Zum Thema Zerstörungswahn passt die Petition zum Erhalt des Lucherberger
Sees, bitte unterschreiben, teilen, weiterverbreiten, DANKE...

https://www.change.org/p/monika-duker-rwe-lucherberger-see-muss-bleiben-dieses-naturschutzgebiet-nicht-einfach-trockenlegen?

Das für den Moment, es bleibt viel zu tun,

DANKE für die Unterstützung,

Michael und Eva und Todde und Antje und viele tausende klimabewegte und
optimistische Menschen

 * 

Aachen, im Juli 2019

Appell an die Verantwortlichen in der Politik - "der Erhalt des
Hambacher Waldes ist wünschenswert", stehen Sie zu Ihrem Wort - Einladung
an Armin Laschet zum Waldspaziergang am 14. Juli

Sehr geehrter Ministerpräsident Armin Laschet,

Sommer 2019, vermeintliche Ruhe im Hambacher Wald, Rodungsstopp bis Herbst
2020.

Wir haben viel erlebt in den vergangenen Monaten. Die Kohlekommission tagte
in Berlin und legte Ende Januar ein Ergebnis vor. Alleine das ist als
Erfolg zu werten, viele Beobachter hatten nicht damit gerechnet, dass ein
Kompromiss zustande kommen könnte.

Nicht Alle sind mit jedem Detail zufrieden, das liegt in der Natur der
Dinge. Aber die Empfehlungen der Kommission zeigen erste Zielmarken, der
Politik bleibt es allerdings unbenommen, wegen der Dramatik der Lage über
diese Empfehlungen hinaus zu gehen.

Sie haben am 20. Februar 2019 im Landtag in einer Regierungserklärung unter
anderem erklärt:

"Ich schließe mich diesem Wunsch an und sage an RWE und die Bundesregierung
gerichtet: Der Erhalt des Hambacher Forstes ist wünschenswert und muss
Bestandteil der Verhandlungen sein".

"Wir wollen den Konsens der Kohlekommission eins zu eins hier im Land
umsetzen".

"Ich habe das Unternehmen RWE in den letzten Wochen gebeten, ein
Moratorium für diese und die kommende Rodungsperiode zu erklären -
unabhängig vom Ausgang der anstehenden Gerichtsentscheidungen. Dafür
habe ich seit gestern die schriftliche Zusage des Unternehmens, das
heißt, dass in jedem Fall bis zum Herbst 2020 das Moratorium gilt und der
Hambacher Forst nicht gerodet wird".

"Für zwei Jahre gibt es keine Gefahr für den Wald".

Die aktuelle Lage vor Ort stellt sich allerdings ganz anders dar:

Die Bagger auf der oberen Sohle baggern weiter nach Süden, im nordöstlichen
Teil des Waldes ist das Schaufelrad nur noch 50 Meter vom Waldrand
entfernt. RWE hat angekündigt, diesen
Abstand am kompletten Wald herstellen zu wollen. Neue Fotos belegen, dass
die Vorbereitungen dazu so gut wie abgeschlossen sind.

Dieses Vorgehen gräbt dem Hambacher Wald im wahrsten Sinn das Wasser ab,
die wasserstauenden Schichten werden angeschnitten. Der ohnehin durch die
jahrzehntelange Sümpfung geschwächte Wald droht auszutrocknen. Das
Wasserdefizit ist nach dem trockenen Sommer 2018 noch nicht annähernd
ausgeglichen. Aktuell bahnt sich eine ähnliche Wetterlage wie im letzten
Jahr an. Es entsteht mehr und mehr der Eindruck, dass RWE den Hambacher
Wald vernichten möchte, ohne roden zu müssen.

Nun liegt bei der Bezirksregierung Arnsberg den Antrag auf Entwässerung des
Tagebaus Hambach 2020 - 2030. Dabei geht es um die Genehmigung, in den
kommenden zehn Jahren bis zu 450 Millionen Kubikmeter Grundwasser abpumpen
zu dürfen. 450 Millionen Kubikmeter, das ist übrigens die neunfache Menge
des jährlichen Wasserverbrauchs der Landeshauptstadt Düsseldorf.

Die Auswirkungen dieser Sümpfung gehen weit über den Tagebau Hambach und
den dortigen Wald hinaus.

Am Sonntag, 14. Juli, 12 Uhr, findet der 63. monatliche Waldspaziergang am
Hambacher Wald statt. Erneut werden viele Menschen dabei sein und sich
ansehen, wie der Wald im wahrsten Sinne des Wortes um das Überleben kämpft,
während RWE weiterhin möglicherweise unumkehrbare Fakten schafft.

Herr Ministerpräsident Laschet, ich lade Sie ausdrücklich dazu ein, an
diesem Spaziergang teilzunehmen. Dort können Sie den Menschen vor Ort
erläutern, was Sie dazu beitragen wollen, den verbliebenen Hambacher Wald
zu retten.

Mein dringender Appell an Sie:


	Keinen Meter weiter! Die oberste Sohle des Tagebaus Hambach muss jetzt ihren Endpunkt erreicht haben, damit mögliche Beeinträchtigungen des Hambacher Waldes sicher ausgeschlossen werden können.

	Keine neue wasserrechtliche Erlaubnis! Der RWE Antrag auf Erteilung eines wasserrechtlichen Erlaubnis zur Sümpfung des Tagebaus Hambach von 2020 bis 2030 ist abzulehnen. Es kann nicht sein, dass trotz vollständig geänderter Rahmenbedingungen die Tagebauplanungen unverändert weitergeführt werden. Zudem besitzt die RWE Power AG wegen einer entsprechenden BUND-Klage keine rechtskräftige Genehmigung zur Fortführung des Tagebaus über das Jahr 2020 hinaus.

	Melden Sie den Hambacher Wald endlich als Natura-2000-Gebiet an die EU!

	Tragen Sie dazu bei, Deutschlands CO2 - Bilanz zu verbessern, die Klimaziele zu erreichen und die Lebensgrundlagen für zukünftige Generationen zu bewahren!

	Sichern Sie durch Ihre Politik, dass die verbliebenen 10% des Hambacher Waldes nicht unwiederbringlich vernichtet werden.



Stehen Sie zu Ihren Worten, helfen Sie mit, den Hambacher Wald zu retten!

Mit freundlichen und optimistischen Grüßen,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen



P.S.: Diesen Brief erhalten in Kopie unter anderem Bundespräsident
Steinmeier, Bundeskanzlerin Merkel, Wirtschaftsminister Altmeier,
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart, NRW-Umweltministerin Heinen-Esser,
Umweltministerin Schulze

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 8. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/624: Klimakampf und Kohlefront - RWE-Aktienabstoß ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemiteilung vom 10. Juli 2019

Vollständiges Divestment aus Stromkonzern RWE beschlossen: 

Fossil Free Aachen gratuliert Städteregionstag



Die Städteregion Aachen macht in Sachen Klimaschutz endlich Nägel mit
Köpfen und trennt sich von ihren rund 550.000 Aktien des Stromriesen
RWE. Den Verkauf ca. eines Drittels ihrer RWE-Beteiligungen hatte die
Städteregion bereits im Haushalt 2018 beschlossen, um mit den
freiwerdenden Geldern Den sozialen Wohnungsbau und den Strukturwandel in
der Region zu unterstützen. Ein zweites Aktienpaket sollte laut Haushalt
2019 veräußert werden. Bislang hat zwar keine einzige Aktie tatsächlich
die Besitzerin gewechselt, aber das könnte sich nun zügig ändern. Neben
der Bestätigung der früheren Beschlüsse und der Ausweitung auf sämtliche
RWE-Aktien im Besitz der Städteregion wurde ein konkreter Zeitplan
vorgelegt. Laut diesem sollen die letzten Aktien schon im kommenden Jahr
verkauft werden.

Der frühere Städteregionsrat Helmut Etschenberg hatte sich noch massiv
gegen das Divestment gesträubt. So war er schon seit 2016 zum Ziel einer
Kampagne mit vielen öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Initiative
Divest Aachen geworden, die sich später in Fossil Free Aachen
umbenannte. Das Lieblingsargument der Divestment-Gegner*innen, vor Allem
aus der SPD, ist der Einfluss, den Aktionär*innen auf den Konzern
ausüben können. "Wir sind froh und erleichtert, dass laut eines Berichts
der Aachener Nachrichten nun zumindest die gemeinsam mit den Grünen
regierende CDU endlich verstanden hat, wie illusorisch dieser angebliche
Einfluss ist", erklärt Lea Heuser von Fossil Free Aachen. "RWE muss
spüren, dass Klima- und Umweltzerstörung von den Menschen nicht mehr
hingenommen werden - und sowas merkt ein Konzern nur am Geld."

Der Stromkonzern RWE betreibt den gesamten Braunkohleabbau im
Rheinischen Revier sowie zahlreiche, teils besonders alte und dreckige
Braunkohlekraftwerke. Nachdem die Kohlekommission sich auf ein Ende der
Kohleverstromung für das Jahr 2038 geeinigt hatte, sagte auch RWE
Kraftwerksschließungen zu. Momentan steht der Konzern jedoch massiv in
der Kritik, da er wider jede Vernunft dennoch weitere Dörfer umsiedeln
will und bis an die Baumwurzeln des Hambacher Waldes baggert. Sowohl der
Erhalt des Hambacher Waldes als auch der Dörfer war von der
Kohlekommission noch als wünschenswert bezeichnet worden, jedoch schafft
der Konzern weiter Tatsachen, indem er den Wald austrocknet und den
Lebensraum der Menschen dem Erdboden gleich macht.

Braunkohlekraftwerke erzeugen nach CO2-Ausstoß pro Kilowattstunde den
klimaschädlichsten Strom überhaupt. Ohne ihre unverzügliche Abschaltung
ist eine Begrenzung der verheerenden Erderhitzung und des sich längst
abzeichnenden Klimazusammenbruchs nicht mehr möglich. Fossil Free Aachen
begrüßt daher die Entscheidung des Städteregionstags und wird wachsam
die Umsetzung des Aktienverkaufs beobachten. Die Initiative kämpft seit
vielen Jahren gemeinsam mit dem weltweiten Netzwerk 350.org für ein
kommunales Divestment.

Divestment ist das Gegenteil von Investment und bedeutet hier, sich von
Aktien der Kohle-, Erdöl- und Erdgas-Industrie zu trennen. Fossil Free
ruft Institutionen und Einzelpersonen dazu auf, dem Beispiel vieler
Kommunen und nun auch der Städteregion zu folgen und fossilen
Energiekonzernen den gesellschaftlichen Rückhalt zu entziehen.
"Investieren sie lieber in Erneuerbare Energien statt in die ewig
gestrige Braunkohle, dann ist auch der Strukturwandel ein Kinderspiel",
so Heuser "Und wechseln sie vor allem endlich den Stromanbieter, falls
nicht längst geschehen!"

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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RAUBBAU/121: Fracking nicht mit uns - Kritikentsorgung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 10. Juli 2019

Endfassung des Jahresberichts der Fracking-Kommission entlarvt
Öffentlichkeitsbeteiligung endgültig als Farce



(Bonn, Berlin, 10.07.2019) Für den Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU e.V.) zeigt die nun veröffentlichte Endfassung des
Jahresberichts der Fracking-Kommission deutlich, dass die
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bericht eine Farce war. Der Jahresbericht
blieb trotz massiver Kritik fast unverändert. Eine konkrete Darstellung
der Kritikpunkte der Öffentlichkeit und aussagekräftige Antworten darauf
fehlen auf der Homepage der Kommission fast völlig. Das ist das genaue
Gegenteil eines Dialogs auf Augenhöhe. Der BBU fordert, die Kritik der
Öffentlichkeit im Original auf der Homepage der Kommission zu
veröffentlichen und verlangt von ihr, dazu konkret Stellung zu beziehen.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Dass die Kommunikation mit der Öffentlichkeit ein Desaster war, hat die
Fracking-Kommission anscheinend selbst gemerkt. Denn nun will sie
gemeinsam mit den Bundesministerien für Forschung, Umwelt und Wirtschaft
ein Konzept für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erarbeiten. Doch
es ist nicht zu erwarten, dass Verbesserungen für Umweltschützer
eintreten. Denn in welche Richtung die Kommunikation mit der
Öffentlichkeit geht, lässt sich angesichts des Umgangs mit der
eingereichten Kritik am Jahresbericht bereits jetzt erahnen.

So wurde der Entwurf des Jahresberichts fast unverändert als Endfassung
übernommen. Die Kritik der Öffentlichkeit und die Reaktion der
Kommission werden im Jahresbericht in keiner Weise dargestellt.
Stattdessen sollen Kommentare nun in einem Dokument zu regelmäßig
gestellten Fragen (FAQ) auf der Kommissions-Homepage behandelt werden.
Damit werden Kritikpunkte einfach zu Fragen umdefiniert. Doch auch in
dieser Form wird die Kritik des BBU in diesem Dokument kaum
aufgegriffen, wie ein Beispiel von vielen zeigt. So hatte der BBU die
Möglichkeit der Abgabe von Stellungnahmen angesichts der fehlenden
Bekanntmachung als völlig unzureichend kritisiert. Darauf gibt es keine
befriedigende Reaktion. Stattdessen findet man die Frage: 'Wie wurde die
Öffentlichkeit über die Webseite der Expertenkommission Fracking
informiert'?. In der Antwort wird insbesondere auf Presseerklärungen der
drei betroffenen Ministerien verwiesen, die nach Ablauf der Abgabefrist
für Stellungnahmen zum Entwurf des Jahresberichts veröffentlicht wurden
und so gar nicht zur Abgabe von Stellungnahme motivieren konnten. So
werden Kritikpunkte unsichtbar gemacht und Nebelkerzen geworfen. Auch
ansonsten sind die Ausführungen im FAQ-Dokument von einem 'Weiter so'
geprägt. Das ist nicht akzeptabel."

Der BBU fordert die Fracking-Kommission auf, ein Dokument zu
veröffentlichen, in dem die Kritik der Öffentlichkeit im Original
dargestellt wird. Zu diesen Kritikpunkten muss die Fracking-Kommission
konkret Stellung beziehen.


Zum Hintergrund:

BBU-Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/18.06.19.pdf

BBU-Stellungnahme vom 25. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/Stellungnahmen/Jahresbericht%20_Fracking_OK_oU.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 10.07.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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MELDUNG/201: Das waren die ersten Kulturtage der Sinti und Roma in Heidelberg (Dokumentations- und Kulturzentrum)


Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Das waren die ersten Kulturtage der Sinti und Roma in Heidelberg



Mit mehr als 10 Veranstaltungen an 5 Tagen sind die ersten Kulturtage der
Sinti und Roma in Heidelberg zu Ende gegangen. Vom 22. bis 26. Juni 2019
wurden mit Jazz-, HipHop- und Klassik-Konzerten, Vortrags- und
Diskussionsformaten sowie Ausstellungen und Kunstperformances Antworten auf
aktuelle politische Fragestellungen gesucht. Im Mittelpunkt standen die
Begriffe "Heimat" und "Identität". Die Kulturtage der Sinti und Roma wurden
gefördert von der Baden-Württemberg Stiftung und der Heidelberger
Partnerschaft für Demokratie und standen unter der Schirmherrschaft von
Bundespräsident Dr. Frank-Walter Steinmeier.

Riccardo M Sahiti und die Roma und Sinti Philharmoniker spielten das
Abschlusskonzert am 26. Juni im Spiegelsaal des Schlosshotels Molkenkur.
Copyright Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

"Mit Würde leben" - diese drei Worte ritzten der Künstler Alfred Ullrich,
der stellvertretende Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma,
Jacques Delfeld, und Andrea Edel, Leiterin des Kulturamts der Stadt
Heidelberg, zum Auftakt der Kulturtage am 22. Juni auf dem
Universitätsplatz in den noch flüssigen Beton, den Alfred Ullrich zuvor
angerührt und in drei Holzformen gefüllt hatte. Die Kunstperfomance stand
unter dem Motto "Wem gehört Heimat?" und sollte ein Bewusstsein dafür
schaffen, dass die Sinti und Roma, obwohl schon seit mehr als 600 Jahren in
Deutschland zuhause, selbst noch in der Bundesrepublik in mühevoller
Bürgerrechtsarbeit nach den leidvollen Erfahrungen des Holocaust das Recht
auf Heimat lange haben erkämpfen müssen. Musikalisch begleitet von
Jazzimprovisationen des Gitarristen Luto Daniel und unter den Augen von -
trotz strömenden Regens - zahlreichen Zuschauern, wurde ein Zeichen für ein
menschenwürdiges und vielfältiges Zusammenleben in unserer Gesellschaft
gesetzt.

Bei der Eröffnung der Ausstellung "Unsere Heimat" von Alfred Ullrich am 23.
Juni wurde die Aktion des Vortrags bei einem öffentlichen Gespräch mit dem
Künstler, Stefan Hohenadl (Kulturamt Heidelberg) und André Raatzsch
(Dokumentationszentrum) erneut reflektiert. Dabei ging es unter anderem um
die gesellschaftliche Dimension der Kunst. Dass Alfred Ullrich hier mit
seinen Arbeiten den Nerv aktueller gesellschaftlicher Diskurse trifft,
zeigte eine lebhafte Debatte zum "Heimat"-Begriff, die sich mit dem
Publikum entwickelte.

Bei der Podiumsdiskussion "Bin ich deutsch? Und ist das wichtig?" am 24.
Juni diskutierten drei junge, politisch engagierte Sinti und Roma und ein
jüdischer Student und Aktivist über Heimat, Identität und
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Trotz mitunter kontroverser Diskussionen
zum Beispiel zum Begriff der "Mehrheitsgesellschaft" warben alle Teilnehmer
des Podiums für gesellschaftliche Offenheit und Dialog und betonten die
Kraft der Begegnung, um Vorurteile gegenüber Sinti, Roma und Juden zu
überwinden. Aus Wortbeiträgen aus dem Publikum entwickelte sich eine
Diskussion darüber, inwiefern eigene Ausgrenzungs- und
Vorurteilserfahrungen die Grundlage vom Empathie und Solidarität auch bei
Nicht-Angehörigen diskriminierter Gruppen mit eben diesen ermöglichen
können. Einerseits dürfe dabei der Unterschied von Völkermord und
Verfolgung, die Sinti, Roma und Juden erleiden mussten und alltäglichem
Klischee-Denken, das vielen Menschen in der ein oder anderen Weise
begegnet, nicht relativiert werden, andererseits läge hier auch ein
Potential empathischer Verständigung, so die Teilnehmer.

Bei dem ausverkauften Konzert von Biréli Lagrène, Holzmanno Winterstein und
Vali Mayer im Karlstorbahnhof, das ebenfalls am 24. Juni stattfand, zeigten
die drei Musiker die ganze Bandbreite ihres Könnens und wussten das
Publikum mit ihrer Spielfreude und ihrem unverwechselbaren Sound zu
begeistern. Die Rhein-Neckar-Zeitung schrieb in ihrer Konzertkritik, die
Klänge, die von den drei international anerkannten Größen der Jazzmusik zu
hören waren, seien unkonventionell und die Soli wild und unvorhersehbar
gewesen.

Auch von einem weiteren musikalischen Beitrag der Kulturtage, dem Konzert
der Roma und Sinti Philharmoniker am 26. Juni im Spiegelsaal des
Schlosshotels Molkenkur, war der Musikkritiker der Rhein-Neckar-Zeitung
überzeugt: er betonte die hohe Qualität des Klangkörpers, die dieser "von
den ersten Takten an" gezeigt hätte. Die Roma und Sinti Philharmoniker
unter der Leitung von Riccardo M Sahiti spielten Stücke von Camille
Saint-Saëns, John Williams, Dimitrij Schostakowitsch, Astor Piazzolla,
Jules Massenet, Gustav Mahler und Pablo de Sarasate und zeigten
exemplarisch, wo die Musik der Sinti und Roma Eingang in die klassische
Musik gefunden hat.

Auch musikalisch aber gänzlich anders präsentierten Maio, Baro Dano und
Imaa ihre Version des Hiphop im Karlstorbahnhof am 25. Juni. Bei "Sinti Rap
Finest - Generation G-Funk" rappten und sangen die Künstler auf Deutsch,
Englisch und Romanes und zeigten, dass Sinti und Roma nicht nur den Jazz
und die Klassik beeinflusst haben, sondern auch im Hiphop ihre Spuren
hinterlassen.

In einer Zeit, in der antiziganistische Klischees in Europa an Zuspruch
gewinnen, kommt der Beschäftigung mit der Frühgeschichte der Minderheit
eine besondere politische Bedeutung zu. Schließlich basiert Antiziganismus
auf der Stigmatisierung der Minderheit als fremde und außenstehende Gruppe.
Die Ausstellung "Sinti in der Frühen Neuzeit - Akzeptanz, Dissens,
Kooperation" zeigt, wie sich diese Stigmatisierung schon seit Jahrhunderten
verfestigt hat. Der Blick auf die Frühe Neuzeit zeigt dagegen aber auch die
gewachsenen und immer wieder aktualisierten Verbindungen zwischen
Minderheit und Mehrheit. Die Ausstellung blickt auf einen vier Jahrhunderte
umfassenden Zeitraum, von der Ankunft der Sinti Anfang des 15. Jahrhunderts
bis in das 19. Jahrhundert. Die Ausstellung ist, nachdem sie im Rahmen der
Kulturtage im Rathaus Heidelberg gezeigt wurde, ab dem 9. Juli im
Dokumentationszentrum zu sehen.

Weitere Veranstaltungen waren Aufführungen des Marionettentheaters
"Rollende Kulisse", die über 100 Kinder aus umliegenden Kindergärten
angesehen haben, eine historische Stadtführung zu der über 40 Personen
gekommen sind sowie Fachvorträge von Dr. Frank Reuter und André Raatzsch,
die den Antiziganismus wissenschaftlich beleuchteten.

Ein digitaler Beitrag zu den Kulturtagen der Sinti und Roma war ein über
Facebook und Youtube abrufbares Online-Event, das Einblicke in 45 Jahre
Bürgerrechtsarbeit der Sinti und Roma gibt: Bürgerrechtler*innen und
Weggefährt*innen erinnern sich.

Die Videoclips sind noch unter

https://www.facebook.com/sintiundroma/ oder

https://www.youtube.com/user/Dokuz100 aufrufbar.

Die Langeversion der Filme können angesehen werden unter:

http://www.sintiundroma.de/sinti-roma/buergerrechtsbewegung.html

Die nächsten Kulturtage der Sinti und Roma werden im Jahr 2021 stattfinden.

Die Kulturtage der Sinti und Roma standen unter der Schirmherrschaft von
Bundespräsident Dr. Frank-Walter Steinmeier.

 * 

Quelle:

Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

Bremeneckgasse 2, 69117 Heidelberg

Telefon : +49 (0) 6221 - 98 11 02

E-Mail: info@sintiundroma.de

Internet: www.sintiundroma.de
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KURSUS/5041: Berlin - Offene Poesie- und Kunstwerkstatt (4), Sprache spielen wir!, 28.07.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

So., 28.7.19, 12.00 Uhr

Mein Buch, dein Buch, unser Buch!

Offene Poesie- und Kunstwerkstatt

Sprache spielen wir!

Workshop



Familienworkshop für alle von 5-99 mit Sylvia Krupicka Autorin und
Literaturvermittlerin, Berlin

Bücher werden gekauft und gelesen. Wie aber entstehen sie? Wie schreibt
man einen dichten Text und wie wird aus einem dicken Stapel Papier am Ende
ein Buch? In vier offenen, nicht aufeinander aufbauenden Werkstätten jeden
Sonntag im Juli wollen wir uns in diesem Sommer vom eigenen Schreiben,
Malen und Gestalten verzaubern lassen. Peter Holland (Buchbinder und
Verleger), Sylvia Krupicka (Autorin und Literaturvermittlerin), Nele
Probst (Künstlerin), Karla Reimert (Dichterin) und Carsten Schneider
(Künstler) unterstützen Groß und Klein darin, neue Techniken zu erproben.
Die Ergebnisse binden wir gemeinsam in Leporellos. Schreiben? Das wird
nach dem Sommer ein offenes Buch für uns sein.

Noch nichts vor am letzten Julisonntag? Dann mal los! Buttons und
Buchstabenbänder basteln, Buchstaben auf Bodies painten, Buchstabensuppe
löffeln, poetische Memories puzzlen, Lesestifte testen, Stempel stempeln,
Papiere falten, Gedichte lesen, Verse reimen, Bilderbücher durchstöbern
und mit der Erasure-Technik versteckte Gedichte aus Büchern
hervorlocken...

12-15 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Eintritt: 3/2 EUR mit Superferienpass

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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KURSUS/5040: Berlin - Offene Poesie- und Kunstwerkstatt (3), Vom Heften und Binden, vom Haften und Finden, 21.07.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

So., 21.7.19, 12.00 Uhr

Mein Buch, dein Buch, unser Buch!

Offene Poesie- und Kunstwerkstatt

Vom Heften und Binden, vom Haften und Finden

Workshop



Familienworkshop für alle von 5-99 mit Peter Holland Verleger und
Buchbinder, Berlin | Karla Reimert Dichterin, Berlin

Bücher werden gekauft und gelesen. Wie aber entstehen sie? Wie schreibt
man einen dichten Text und wie wird aus einem dicken Stapel Papier am Ende
ein Buch? In vier offenen, nicht aufeinander aufbauenden Werkstätten jeden
Sonntag im Juli wollen wir uns in diesem Sommer vom eigenen Schreiben,
Malen und Gestalten verzaubern lassen. Peter Holland (Buchbinder und
Verleger), Sylvia Krupicka (Autorin und Literaturvermittlerin), Nele
Probst (Künstlerin), Karla Reimert (Dichterin) und Carsten Schneider
(Künstler) unterstützen Groß und Klein darin, neue Techniken zu erproben.
Die Ergebnisse binden wir gemeinsam in Leporellos. Schreiben? Das wird
nach dem Sommer ein offenes Buch für uns sein.

Wir tauchen tief in Techniken des Buchbindens ein; von einfachen Faltund
Schneidearbeiten bis hin zu Klammer-, Klebe- und Fadenheftungen. Wir
experimentieren mit unterschiedlichen Materialien und Formen. Außerdem
können Origami-Sommertiere gefaltet, Journaling geübt und das japanische
Poesiespiel Karuta gespielt werden.

12-15 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Eintritt: 3/2 EUR mit Superferienpass

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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KURSUS/5039: Herten - VHS startet mit dem Programm für das Studienjahr 2019/20 am 20. September 2019


Stadt Herten

Ganz viel Neues und Altbewährtes

Das neue VHS-Programmheft für das Studienjahr 2019/20 liegt ab dem 12.
Juli vor!



Herten. Mit gut 300 Veranstaltungen - ob Vortrag, Kurs oder Workshop -
startet die Volkshochschule (VHS) Herten in das neue Studienjahr.
Hertener Bürgerinnen und Bürger können sich wieder nach Interessen und
Bedarf weiterbilden. Die Angebote sind online ab heute buchbar.

Die Volkshochschulen in Deutschland feiern 2019 ihr 100-jähriges
Bestehen. Anlässlich des Jubiläums gab es in der Frankfurter
Paulskirche im Februar bereits eine Festveranstaltung. Der
Bildungsauftrag wurde dabei immer wieder betont: Die Volkshochschule
ist eine Einrichtung, die Neugier stillt und wo die Bildung, nicht mit
einem Schulabschluss endet. Die VHS Herten steht in dieser Tradition
und kommt mit ihrem breit gefächerten Angebot, von Sprachkursen, der
VHS eigenen Zeitung bis hin zu Sportkursen, diesem Bildungsauftrag
nach.

Bundesweite lange Nacht der Volkshochschulen am 20. September im
Rahmen des Jubiläums

Am 20. September wird aus diesem Anlass die erste "lange Nacht der
Volkshochschulen" stattfinden. Passend zur Semestereröffnung tritt der
Grimme-Preisträger Moritz Netenjacob im Glashaus auf. Er präsentiert
in seinem Programm "Netenjacob spielt, liest und singt NETENJACOB"
satirische Texte und Szenen aus seinen Büchern. Hierzu sind alle
Kursleitungen, Kursteilnehmenden und Bürgerinnen und Bürger herzlich
eingeladen.

Das Programm - Schwerpunkte aus Politik und Bildung

Zum Bildungsauftrag der VHS gehört auch der Bereich der Politik und
Gesellschaft. Dabei wird Dr. Ulrich Heinemann das Thema
Chancengerechtigkeit durch Bildung in seinem Beitrag aufgreifen und
die Journalistin Sonia Seymour Mikich wird im Rahmen der Hertener
Frauengespräche mit ihrem Vortragsthema "Wann ist ein Mann ein Mann
und eine Frau eine Frau?" auch den Auftakt zur Eröffnung der
Frauenkulturtage im März 2020 bilden.

Als neues Format sind die "VHS-Kamingespräche - Demokratie erleben" im
Programm. In Kooperation mit dem Stadtmagazin "Herten Erleben" ist in
jedem Semester ein Forum zum Mitdiskutieren geplant. Zu wichtigen
Themen der Stadt wird es Informationen durch eingeladene Gäste sowie
Diskussionen mit den Bürgerinnen und Bürgern Hertens geben.

EDV, Fotografie, berufliche Weiterbildung und Fremdsprachen

Neu im Bereich der beruflichen Bildung ist der Impulsvortrag "Mehr
Mut! Wie Sie Ihre Ziele erreichen und Ihr Leben selbst in die Hand
nehmen". Außerdem bilden unterschiedliche EDV- und Fotokurse das
Basisangebot. Dazu gibt es vielfältige Sprachkurse. Vom
Bildungsurlaub, bei dem Sie Sprachkenntnisse in Französisch und
Spanisch erlernen können bis zu Kompaktkursen in Englisch, Italienisch
oder Griechisch.

Gesundheitsangebote

Die VHS Herten ist regelmäßig Mitorganisator des jährlichen
Herzpatientenseminars. In diesem Jahr ist das Thema der "Plötzliche
Herztod". Neben theoretischen Informationen wird das Deutsche Rote
Kreuz als Kooperationspartner auf der Bühne demonstrieren, wie jede
Person in einem solchen Fall reagieren kann.

Zu den besonderen Akzenten im VHS Programm gibt es auch wie gewohnt
eine breite Palette an Grundbildungsangeboten. Dazu gehören das
Nachholen von Schulabschlüssen (HSA Kl.9 und FOR),
Alphabetisierungskurse und das Beratungsangebot zur beruflichen
Entwicklung.

Weitere Informationen

Das Programm liegt in öffentlichen Einrichtungen aus und kann im
Internet unter www.vhs-herten.de nachgelesen werden. Die Anmeldung
kann auf www.vhs-herten.de erfolgen oder mit den Anmeldekarten, die
den Programmheften beiliegen.

Die VHS Herten ist anerkannte Beratungsstelle für die Beratung zur
beruflichen Entwicklung, den Bildungsscheck und die Bildungsprämie.
Interessierte können sich im Programmheft und telefonisch unter der
Nummer 0 23 66 / 303 516 über Weiterbildungsmöglichkeiten informieren.

Die vhsApp 

Die vhsApp der Volkshochschulen ist für IPhones im App Store und für
Android Geräte im Google Play Store kostenlos erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1019: Sicherheitskonzept der Atomwaffen-Bundeswehr-Militärbasis Büchel gescheitert (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der "Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 10.07.2019

Sicherheitskonzept der Atomwaffen-Bundeswehr-Militärbasis Büchel
gescheitert!



Zum zweiten Mal drangen heute - diesmal am Nachmittag - drei
US-AmerikanerInnen und eine Niederländerin in den Eifler "Fliegerhorst
Büchel" ein. Dort liegen in Deutschland die letzten ca. 20
US-Atombomben, die in den kommenden Jahren für viele Milliarden Euro
durch neu entwickelte Atombomben ausgetauscht werden sollen. Im Rahmen
der nuklearen Teilhabe der NATO müssten Bundeswehr-Piloten diese auf
Befehl des US-Präsidenten Trump einsetzen.

Die FriedensaktivistInnen schnitten mit einfachen
Baumarkt-Bölzchenschneidern (15,99 Euro) den neuen Sicherheitszaun,
sowie den dahinterliegenden alten Militärzaun auf, ließen sich mit ihren
Transparenten fotografieren und wanderten gemütlich entlang des Zaunes
und den Abhang hoch. Oben angekommen ließen sie sich wiederholt mit
Transparenten ablichten, ohne dass das Militär sie wahrnahm. Fünf
weitere drangen an einer anderen Stelle in den Zwischenbereich der
beiden Zäune ein.

Zum dritten Mal in aufeinanderfolgenden Jahren kamen zur Internationalen
Woche während der 20-wöchigen Bücheler Aktionspräsenz über 10
AktivistInnen aus den USA und weitere aus den Niederlanden, England und
anderen Ländern. Dabei drangen über 60 mal Menschen wiederholt in den
Atomwaffen-Stützpunkt ein. Sie setzten sich dabei mehrfach auf die
Kampfjet-Hangars, in denen sich auch Schutzbehälter und die Atomwaffen
befinden. Dieser politische Skandal führte zur öffentlichen Kritik am
Sicherheitskonzept der Militärbasis, woraufhin aktuell ein neuer
Sicherheitszaun für 18 Millionen Euro gebaut wird. "Soldaten und neue
private Sicherheitskräfte, sowie die Polizei bewachen in diesem Jahr die
Basis aufs Schärfste", sagt Marion Küpker, Sprecherin der aus 68
Organisationen bestehenden bundesweiten Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt!". Militärangehörige erklärten mehrfach, dass
dieses Jahr ein Eindringen mit einer gewaltfreien Aktion des Zivilen
Ungehorsams (Go-In) nicht möglich wäre, und es höchste Anweisungen gebe,
dieses unter allen Umständen zu verhindern. Der anwesende John LaForge
von der US-Organisation Nukewatch sagt: "Genauso, wie die nukleare
Abschreckung eine Illusion ist, [wie die vielen Vorfälle auf der
Webseite www.atomkriegausversehen.de belegen], ist es auch nicht
möglich, Atomwaffen sicher zu lagern." Ralph Hutchinson, der gegen die
nukleare Atomsprengkopfanlage Y12 in Oakridge/Tennessee arbeitet, sagt:
"Auch in den USA gibt es diese Skandale: So gelangte z.B. die 82 jährige
Nonne (Schwester Megan Rice) im Jahr 2018 in den dortigen
Hochsicherheitsbereich". Die Aktiven der Internationalen Woche
verbindet, dass wir diese nukleare Teilhabe der NATO nicht wollen, die
derzeit in Italien, Belgien, den Niederlanden und Deutschland besteht.
Diese Atombomben müssen an die USA zur Abrüstung zurückgeschickt werden.
Auch darf keine neue Atombombengeneration gebaut werden (Prototyp wurde
2018 fertig- gestellt), wogegen sich die US-AktivstInnen, die
überwiegend aus der Catholic Worker Bewegung kommen, Zuhause einsetzen.

Die Teilnehmenden der heutigen Aktion werden voraussichtlich bis Donnerstag
(11.07.2019) in Polizeigewahrsam bleiben

www.buechel-atombombenfrei.de

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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MELDUNG/170: Uganda - Vertreibung zugunsten Kaffee-Plantage, FIAN fordert Bundesregierung zu schnellem Handeln auf


Fian - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Vertreibung zugunsten der Kaweri Coffee Plantation der Neumann Kaffee
Gruppe in Uganda: FIAN fordert Bundesregierung zu schnellem Handeln auf



Im Gerichtsverfahren zur gewaltsamen Vertreibung von rund 400
Kleinbauernfamilien im Bezirk Mubende zugunsten der Kaffeeplantage der
Hamburger Neumann Kaffee Gruppe in Uganda hat das Hohe Gericht in Kampala
eine Mediation bis zum 28. August angeordnet. Die
Menschenrechtsorganisation FIAN fordert von der Bundesregierung, auf den
Kaffeekonzern und die ugandische Regierung einzuwirken, sich in dem
Verfahren kooperativ zu verhalten, damit die Rechte der Vertriebenen
schnell wieder hergestellt werden können. Darüber hinaus appelliert FIAN an
die Bundesregierung, den Vertriebenen humanitäre Hilfe zukommen zu lassen,
da sie aufgrund des ausbleibenden Regens akut hungern.

2001 wurden rund 4.000 Menschen vom ugandischen Militär vertrieben. Das
Land wurde der Neumann Kaffee Gruppe für den Aufbau der Kaweri Coffee
Plantation übergeben. Die Vertriebenen streiten seitdem gerichtlich für
Wiedergutmachung und Entschädigung. Am 1. Juli 2019 hat der Richter des
Hohen Gerichts in Kampala im Verfahren gegen das Unternehmen und den
ugandischen Staat bis zum 28. August 2019 ein Mediationsverfahren
angeordnet. "Jetzt kann die Bundesregierung beweisen, dass sie ihre
menschenrechtlichen Verpflichtungen in diesem Fall ernst nimmt", erläutert
FIAN-Referentin Gertrud Falk, die den Fall seit 2003 begleitet und in der
vergangenen Woche vor Ort war. "Sie kann nun ihre Möglichkeiten nutzen, um
die ugandische Regierung und das Unternehmen endlich zum Einlenken zu
bewegen. Es kann nicht sein, dass die Bundesregierung einerseits die Hanns
R. Neumann-Stiftung als Partner der Entwicklungszusammenarbeit lobt und
gleichzeitig die andauernden Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit
dem ugandischen Tochterunternehmen des Konzerns untätig hinnimmt."

FIAN ist darüber hinaus besorgt über den akuten Hunger unter den
Vertriebenen: Ihnen fehlt aufgrund der Vertreibung ausreichendes Ackerland
zum Anbau von Nahrungsmitteln. Zusätzlich sind sie nun schutzlos den Folgen
des Klimawandels ausgesetzt. Der übliche Regen ist in dieser Anbausaison
ausgeblieben, so dass Gemüse und Getreide nicht gewachsen sind. "Die
Vertriebenen leben von der Hand in den Mund und können keine
Lebensmittelreserven aufbewahren", berichtet Gertrud Falk. "Vor allem
Frauen und Kinder leiden unter Hunger und Mangelernährung." FIAN fordert
die Bundesregierung daher auf, den Vertriebenen schnell humanitäre Hilfe zu
leisten.

Der UN-Sozialausschuss hat 2015 seine Besorgnis über diese Vertreibung
ausgedrückt sowie darüber, dass die Landrechte der Betroffenen weiterhin
missachtet werden. Deutschland hat den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte ratifiziert, in dem
das Recht auf Nahrung verfasst ist. Die Rechte des Pakts müssen auch
außerhalb der eigenen Staatsgrenzen geachtet und gefördert werden. In
seinem Rechtskommentar zu Wirtschaft und Menschenrechten weist der
zuständige UN-Sozialausschuss darauf hin, dass Staaten verpflichtet sind,
Verstöße gegen diese Rechte durch Unternehmen unter ihrer Kontrolle sowie
deren Tochterunternehmen auch außerhalb der eigenen Staatsgrenzen zu
verhindern und Abhilfe zu schaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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APPELL/155: Kongo - Friedensnobelpreisträger fordert Bundesregierung und EU-Kommission zum Handeln auf (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

Friedensnobelpreisträger fordert Bundesregierung und EU-Kommission zum
Handeln auf

Brot für die Welt und das Difäm unterstützen die Resolution von Denis
Mukwege für Frieden und Gerechtigkeit im Kongo



Berlin, Tübingen - In der Demokratischen Republik Kongo wird sexualisierte
Gewalt gegen Frauen als Kriegswaffe eingesetzt, um den sozialen
Zusammenhalt von Familien und der Gesellschaft zu zerstören. Die Gewalt
wird durch den Kampf um Rohstoffe vorangetrieben, die für die Produktion
von Mobiltelefonen und Batterien genutzt werden. Friedensnobelpreisträger
Denis Mukwege setzt sich für die Gesundheit und Rechte der Frauen im Kongo
ein. Mit einer Resolution ruft der Arzt und Menschenrechtler die
Bundesregierung und die EU-Kommission auf, sich für ein Ende der Gewalt und
der Straflosigkeit im Kongo und für eine faire Rohstoffbeschaffung
einzusetzen. Das Deutsche Institut für Ärztliche Mission (Difäm) in
Tübingen und Brot für die Welt rufen bundesweit zur Unterzeichnung der
Resolution auf. Beide fördern die medizinische und menschenrechtliche
Arbeit von Denis Mukwege im Kongo.

Vergewaltigung als Kriegswaffe

In der Resolution heißt es: "Wir fordern Bundesregierung und Europäische
Kommission auf, sich vorbehaltlos für die Beendigung der Straflosigkeit im
Kongo und damit für ein international anerkanntes und unabhängiges
Justizverfahren einzusetzen, das Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Kriegsverbrechen verfolgt." Denis Mukwege sagt: "Wahrheit ist die Grundlage
für Gerechtigkeit und Frieden." Wenn Täter ohne Strafverfolgung bleiben,
haben die Opfer keine Möglichkeit, ihr Trauma zu verarbeiten. Cornelia
Füllkrug-Weitzel, die Präsidentin von Brot für die Welt, sagt:
"Sexualisierte Gewalt gegen Frauen als besonders brutale Kriegswaffe wird
im Kongo wie weltweit immer 'normaler'. Dagegen braucht es ein Fanal, ein
unübersehbares Stopp-Zeichen: dieses und andere Verbrechen gegen die
Menschlichkeit dürfen nicht länger straflos bleiben. Dass der
Internationale Strafgerichtshof den kongolesischen Milizenführer und
Ex-General Bosco Ntaganda für schuldig befunden und erstmals ein Urteil
gegen sexuelle Gewalt im Kongo gesprochen hat, ist ein hoffnungsvolles
Signal."

Unternehmen zu fairer Produktion verpflichten

Eine Ursache der Gewalt im Kongo ist der Kampf um wertvolle Rohstoffe.
Unter anderem werden Coltan und Kobalt für die Produktion von
Mobiltelefonen und Batterien für den deutschen und europäischen Markt
genutzt. "Elektromobilität und Digitalisierung dürfen niemals auf
Kinderarbeit, Vergewaltigung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
aufbauen", so Denis Mukwege. Deshalb appelliert er an die Bundesregierung,
gesetzliche Regelungen zu erlassen, damit die Geschäftstätigkeit und
Rohstoffbeschaffung deutscher Unternehmen dazu beiträgt, dass Rohstoffe aus
dem Kongo fair und unter Beachtung der Menschenrechte gewonnen werden.

Wir tragen eine Mitverantwortung

"Auch als Verbraucherinnen und Verbraucher haben wir eine wichtige Rolle
und können einen Beitrag leisten, dass Ressourcen geschont und unter
menschenwürdigen Bedingungen abgebaut werden", sagt Difäm-Direktorin Gisela
Schneider. Jeder könne Einfluss auf die Unternehmen und Zulieferer nehmen
und auf die Einhaltung der Menschenrechte und faire Arbeitsbedingungen
drängen. Ein Boykott von Rohstoffen aus dem Kongo wäre jedoch der falsche
Weg. "Ich bin überzeugt, dass deutsche Unternehmen im Kongo Coltan und
Kobalt unter guten Arbeitsbedingungen abbauen könnten", so Mukwege.

Aufruf für Gerechtigkeit und Frieden im Kongo

In den vergangenen 20 Jahren hat Denis Mukwege im Panzi-Krankenhaus
zehntausende Mädchen und Frauen behandelt, die brutal vergewaltigt wurden.
Der Gynäkologe und Menschenrechtsaktivist hat ein umfassendes
Behandlungsprogramm für die Opfer sexualisierter Gewalt entwickelt und
setzt sich kompromisslos für ihre Rechte ein. Doch "vollständige Heilung
ist nur möglich, wenn Menschen auch Gerechtigkeit erfahren", sagt Denis
Mukwege. Bereits 2010 haben die Vereinten Nationen die Leiden der Menschen
im Kongo dokumentiert.

Die Resolution wurde beim Deutschen Evangelischen Kirchentages in Dortmund
von über 1500 Menschen unterschrieben. Ebenso haben sich mehr als 1000
Menschen nach Veranstaltungen in Tübingen und Stuttgart diesem Anliegen
angeschlossen.


Zur Online-Resolution:

https://www.brot-fuer-die-welt.de/themen/aktionen/mukwege-resolution/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 65211 0

E-Mail: online-redaktion@brot-fuer-die-welt.de

Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de
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TREFF/315: Berlin - Geflüchtete Frauen erheben ihre Stimmen, Lesung mit Konzert und Ausstellung am 13.7.19


Freie Universität Berlin

Geflüchtete Frauen erheben ihre Stimmen

Öffentliche Lesung mit Konzert und Ausstellung am 13. Juli 2019



Der Alltag geflüchteter Frauen in Deutschland, ihre Erfahrungen in einem
für sie fremden Land sowie ihre Erwartungen und Hoffnungen stehen im
Mittelpunkt einer Lesung und Ausstellung mit anschließendem Konzert am 13.
Juli 2019 in Berlin-Kreuzberg. Organisiert wurde die Veranstaltung vom
Institut für Sozial- und Kulturanthropologie der Freien Universität Berlin
in Zusammenarbeit mit dem Verein "Adopt a Revolution", der Frauengruppe
von "LouLou" (StadtRand gGmbh) und dem "International Women Space e. V."
Der Eintritt ist frei.

Die Autorinnen aus Syrien, Aserbaidschan, dem Iran und dem Irak haben sich
mit Studierenden und Lehrenden des Instituts für Sozial- und
Kulturanthropologie der Freien Universität Berlin sowie mit Mitgliedern
des "International Women Space e. V." - einer Gruppe von Frauen mit und
ohne Migrationserfahrungen - zusammengeschlossen und das "Kollektiv
Polylog" gegründet, welches das Buch herausgegeben hat. Ihr Ziel ist es,
sich mit ihren Erfahrungen als Frauen, die nach Deutschland geflüchtet
sind, in der Öffentlichkeit Gehör zu verschaffen und ihre Lebensrealitäten
aus ihren eigenen Perspektiven zu schildern. So entstand ein Buch mit dem
Titel "Das ist meine Geschichte - Frauen im Gespräch über Flucht und
Ankommen" (Unrast, 2019). Die Autorinnen stellen während der Veranstaltung
Auszüge daraus vor - in den Sprachen Arabisch, Deutsch, Farsi und
Türkisch.

Die Autorinnen befassen sich mit der Frage, was es bedeutet, in
Deutschland Schutz zu suchen. Es geht etwa darum, wie geflüchtete Frauen
ihren Alltag bestreiten und gestalten können, wie sie das Zusammenleben
mit Menschen in Deutschland empfinden und wie sich ihre Sichtweisen auf
das Leben und das Frau-Sein verändert haben, seit sie ihre Heimat
verlassen mussten. Ziel des Buchprojekts ist es, ein neues Format zu
schaffen, das nicht über geflüchtete Menschen berichtet, sondern deren
eigene Sichtweisen in den Mittelpunkt stellt.

Die Idee für das "Kollektiv Polylog" entstand im Rahmen eines
studentischen Forschungsprojekts zur Situation geflüchteter Frauen in
Berlin, das im Jahr 2015 von Studierenden der Sozial- und
Kulturanthropologie an der Freien Universität ins Leben gerufen wurde.
Zwei Jahre später erhielt die Initiative den Margherita-von-Brentano-Preis
für Geschlechterforschung. Das aus dem weiterführenden Projekt entstandene
Kollektiv Polylog hat sich zur Aufgabe gemacht, die Geschichten und
Erfahrungen geflüchteter Frauen in selbstbestimmter Weise und aus ihren
eigenen Perspektiven heraus aufzuzeichnen und die Erzählungen als Buch zu
veröffentlichen.

In insgesamt sieben Geschichten berichten die Protagonistinnen von ihrem
Leben in Berlin - und wie sich Verschärfungen im Asylrecht, die
Einschränkung des Familiennachzugs oder Diskriminierungen auf ihren Alltag
auswirken. Sie erzählen von ihren Unsicherheiten und Wünschen in Bezug auf
ihre Zukunft sowie von bürokratischen und sprachlichen Hürden. Sie
sprechen aber auch über die Erfahrungen, die sie auf dem Weg der Flucht
gemacht haben. Mal ernst, mal humorvoll erlauben sie Einblicke in ihr
persönliches Leben und schildern ihr "Ankommen" in Deutschland.

Das Buch ist viersprachig: Arabisch, Deutsch, Farsi und Türkisch.
Illustriert wurde die Publikation mit Bildern der in Damaskus geborenen
Künstlerin Huda Takriti, die in Wien lebt. Ihre Zeichnungen werden bei der
Veranstaltung ausgestellt und für einen guten Zweck verkauft. Musikalisch
begleitet der syrische Frauenchor Haneen Choir Berlin die Veranstaltung.

Zeit: Samstag, der 13. Juli 2019 um 18.00 Uhr

Ort: "Aquarium" Südblock, Skalitzer Straße 6, 10999 Berlin


Weitere Informationen unter:

https://polylog.jimdosite.com/

https://www.unrast-verlag.de/neuerscheinungen/das-ist-meine-geschichte-detail

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 09.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8697: Und morgen, den 12. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.07.2019 bis zum 13.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8697 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wärmer schon,

etwas Regen,

Jean-Lucs Lohn:

Wasser fegen.
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FRANKREICH/008: Die Repressions-Armee (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Repressions-Armee

Von Georges Hallermayer, Rubikon, 7. Juli 2019



Um die Geldelite vor berechtigten Protesten zu schützen, rüstet die
französische Polizei massiv auf.

Trotz der Verschleierungsversuche in den Medien merken immer mehr
Menschen, dass sie von einer mit der Finanzwirtschaft eng verbandelten
Politik hinters Licht geführt werden. Ein schrumpfender Mittelstand
und immer neue Strategien zur gezielten Ausbeutung der Massen lassen
speziell in Frankreich den Zorn hochkochen. Anstatt auf die Anliegen
der Menschen zu hören, perfektioniert der Staat jedoch die Werkzeuge
ihrer Unterdrückung. Robocops-Kleidung, immer härtere Geschosse und
vor allem eine immer brutalere Gangart gegenüber Protestierenden
prägen die Vorgehensweise der französischen Polizei. Und Frankreich
ist mit dieser "Strategie" beileibe nicht allein.

Das monopolkapitalistische System sucht in seiner neoliberalen
Ausprägung, der (informations-)technologischen Entwicklung
entsprechend, neue Felder der Ausbeutung - Stichwort Globalisierung,
Privatisierung, Digitalisierung. Dabei nimmt das System über
Privatisierungsstrategien bislang mehr oder weniger dem Profit
entzogene Bereiche der Daseinsvorsorge wie Energie- und
Wasserversorgung, Gesundheit und Bildung ins Visier. Der Mensch selbst
wird über seine Arbeitskraft hinaus zum profitablen Objekt, Stichwort
BigData.

Mit der Konzentration des Finanzkapitals einher geht eine
Oligarchisierung der herrschenden Klasse, eine Verschärfung der
Trennung der Klassen, Stichwort Gentrifizierung. Die von Professor
Helmut Schelsky mit einer Zwiebel verglichene Mittelstandsgesellschaft
ist in den letzten Jahrzehnten immens geschrumpft. Die Zwiebel hat
sich zu einer auf den Boden gestellten Vuvuzela, zur südafrikanischen
Tröte, mit dem breiten Trichter einer Tuba entwickelt: Der Mittelstand
prekär abgeschmolzen, die Oligarchen wie im Feudalismus in die Höhe
entschwunden.

Den 10 Prozent der Monopolbourgeoisie stehen mehr und mehr 90 Prozent
Bevölkerung im diametralen Interessensgegensatz gegenüber. Die
Parteien konkurrieren um die optimale neoliberale Orientierung,
zwischen den Klassen vermittelnde politischen Parteien verlieren an
Gewicht bis zur zersplitterten Bedeutungslosigkeit, Stichwort
Sozialistische Partei. Politische Opposition drückt sich mehr und mehr
in massenhaften Bewegungen aus, Stichwort arabischer Frühling.

Mit den zunehmenden Widersprüchen bezüglich Klima, Umwelt, Einkommen,
Gesundheit, Bildung et cetera, der drohenden schwindenden Akzeptanz
von privatem Reichtum steigt auch das Bedürfnis der herrschenden
Klasse, die bestehende (Eigentums-) Ordnung im Sinne einer
schleichenden Rechtsentwicklung den politischen Erfordernissen
anzupassen. Dies soll hier an der Bewegung der ausgegrenzten,
arbeitslosen, prekär lebenden Gelbwesten, Gilets Jaunes,
nachgezeichnet werden.


Samurai wie CRS - feudal wie imperialistisch

In der Kunsthalle der Hypobank hinter dem Münchener Marienplatz
glänzen in der aktuellen Ausstellung zur Herrschaft der Samurai in
Japan auch Uniformen in den Vitrinen.

Geradezu erschreckend fällt die Ähnlichkeit mit der Bekleidung der
französischen CRS-Spezialkräfte - wie auch der hochgerüsteten
deutschen Polizei - auf. Modernes Design für Helm, Brustpanzer,
Schulterschutz, Knieschoner, Beinbewehrung - das Waffenmonopol wie im
japanischen Feudalismus vorausgesetzt, allerdings demokratisch
angepasst für die "gestion democratique des foules", wie die
Repression verklausuliert wird. Wie diese "demokratische Lenkung von
Massen" aussieht, kann man an der blutigen Zwischenbilanz des
Einsatzes gegen die "Gilets jaunes" sehen, mit der sich der
französische Innenminister, der frühere sozialistische
Spitzenpolitiker Christophe Castaner brüstete.


LBD40 - "Flashball"

In dem halben Jahr "Gilet jaunes" schossen die Einsatzkräfte der CRS
mit den Kaliber 40 großen, 300 km/h schnellen Hartgummi-Geschossen 24
Frauen und Männer auf einem Auge blind. Ausgegeben zur
Selbstverteidung wurde die Waffe stattdessen offensiv benutzt. Auf die
Verletzten wurde aus der Distanz gefeuert.

Wie aus dem von dem wikileaks-Enthüllungsjournalisten Jean-Marc Manach
in seinem bugbrother.blog veröffentlichen Vergleichstest zu sehen ist,
treffen nur die Hälfte der abgeschossenen Projektile ins Ziel: selbst
aus der kurzen Entfernung bis zu 10 Metern nur ein Schuss von vieren.
Auch wenn die Spezialkräfte nur entsprechend der Dienstanweisung auf
den Körper gezielt hätten, wurden die "Kollateralschäden" offenbar in
Kauf genommen.

Der Erfinder des "flash-ball" Jean-Verney Carron sagte zu den
eingesetzten LBD40: "Der Ball mit einem Kaliber von 40 mm ... ist viel
gefährlicher als der Flash-ball. Das ist ein Kaliber für den Krieg."
Laut Le Figaro vom 1. Februar 2019 verweigerte sich der Staatsrat
"Conseil d'Etat" allerdings, den Einsatz von LBD40 zu suspendieren. 35
Professoren der Augenheilkunde verfassten dennoch am 6. Februar 2019
einen offenen Brief an Präsident Emmanuel Macron, in dem sie
angesichts der furchtbaren Folgen ein Aussetzen des Einsatzes von
LBD40 forderten.

Mit solch einer Waffe sollen auch in Deutschland Polizisten auf
Demonstranten losgelassen werden? Der DGB begleitete die
Vorbereitungen der Länder, die Polizeigesetze zu verschärfen, mit der
Herausgabe der Broschüre "Wider die Normalisierung! Gewalt gegen
Beschäftigte im öffentlichen Dienst und privatisierten
Dienstleistungssektor". Auf dem Seminar des saarländischen DGB in
Kirkel am 15. Dez. 2018 wiegelten die Kollegen aus der Gewerkschaft
der Polizei, GdP, mit dem Hinweis ab, die Waffe befinde sich "erst in
Erprobung".


Schock-Handgranaten

Sechzehn Gelbwesten hatten offenbar Glück, dass sie mit einer Granate
zur Einkreisung, GMD, "grenades a main de encerclement" nur an der
Hand verletzt wurden. Sie hatten wohl die Granate nur gestreift oder
noch rechtzeitig zurückgeworfen. "Die sehen aus wie die
Tränengas-Dinger", so ein junger Mann. Fünf hatten weniger Glück,
ihnen wurde die Hand von den darin enthaltenen 26 Gramm des
Sprengstoffs TNT abgerissen. Le Monde zeigte am 16. Mai 2019 in einem
Video von Arthur Carpentier "Violences policiéres: les images
décryptées", wie sich die Police National ihre Einkreisung vorstellte.
Entgegen der Dienstanweisung, warfen sie die Granate in hohem Bogen in
die Mitte einer Ansammlung, statt sie nur zur Selbstverteidigung zu
verwenden und dann zu rollen.

Ministerin Segolène Royal hatte 2014 die stärkere Handgranate OFF1 aus
dem Verkehr gezogen, als Remy Fraisse im Wald vor dem Staudamm in
Sivens damit tödlich in den Rücken geschossen wurde. Am 31. Juli 1977
hatte die OFF1 bei einer Anti-Atomkraft-Demonstration ebenso einen
Demonstranten tödlich getroffen.


Tränengas-Granaten

Eine Demonstrantin beschrieb die Polizeitaktik folgendermaßen: erst
präventive Kontrolle der Massen, später diese mit Wasserwerfer in
Karrees zusammendrängen und dann mit dem Knüppel auseinander treiben.
Auch wenn mir persönlich auf mehreren "Acts" diese Erfahrung erspart
blieb, suchten Tausende jedes Wochenende Schutz vor den Gasschwaden.
Traurige Höhepunkte des massierten Einsatzes waren der 8. Dezember
2018, an dem über 10.000 Gasgranaten auf die Pariser Demonstranten
niedergingen und der 1. Mai 2019, an dem sogar der CGT-Vorsitzende
Philippe Martinez in Sicherheit gebracht werden musste. In Panik in
das Krankenhaus Pitie-Salpetriere fliehende Demonstranten, die den auf
Anordnung verriegelten Eingang aufgebrochen hatten, wurden von der
Polizei hinausgeprügelt.

Polizeiminister Christophe Castaner wurde auf Anzeige zweier
PCF-Abgeordneter verurteilt, seine denunziatorischen Vorwürfe in den
Medien wie "kriminelle Attacken" zurückzunehmen, so in Le Monde vom
22. Mai 2019. Das von ihm auf den Weg gebrachte "Maulkorb-Gesetz", das
fake-news verhindern sollte, das am 23. Dez. 2018 verabschiedete "loi
infox", wandte sich gegen ihn selbst.

Den massiven Einsatz von Tränengas stellte selbst die Gewerkschaft der
Polizei "Vigi. Ministere de l'Interieure" in Frage. Teile der
CGT-Police hatten sich im Juni 2017 umbenannt und im September 2018
von der CGT getrennt. Vigi ist beunruhigt durch die zahlreichen
Krankmeldungen von Kollegen, deren Gesundheitszustand sich von Woche
zu Woche verschlechtert habe. Ärztliche Notdienste hätten bei den
Kollegen die gleichen Verletzungen wie Verbrennungen der Haut oder
Augen und Symptome wie Atembeschwerden festgestellt, wie sie beim
Einsatz von Agent CS und CN auftreten. Die Gewerkschaft beruft sich
auf das Statement von Kamran Loghman vom 17. Februar 2011, "Tear Gas
Orthochlorobenzylidenemalononitrile". Logman war von 1988 bis 2005 der
Vorstandsvorsitzende des CS/CN-Gasgranaten-Produzenten ZARK
International, eines der größten Pfefferspray-Produzenten. Logman
hatte alternativ zu CS/CN das weniger gefährliche Pfefferspray-Gas
MACE erfunden.

Der Gewerkschaft lägen Krankenakten von französischen Soldaten vor,
"die diese Munition bei 20 Einsätzen von maximal 1 bis 4 Stunden
eingesetzt hatten und ihr ganzes Leben lang schwer behindert waren:
Ihre Lungen waren verbrannt und nekrotisch durch die von ihnen
eingesetzten Gase." Vigi veröffentlichte hierzu am 2. Mai 2019 auf
ihrer website einen Auszug aus einem Gerichtsverfahren.

Vigi fragt, wer den Einsatz der chemischen Kampfstoffe in Gasform zu
verantworten habe. Präsident Emmanuel Macron? Innenminister Christophe
Castaner? Die Herren in der Polizeidirektion? Vigi fragt, warum keine
Gasmasken für die Kollegen ausgegeben worden seien. Sind sie nicht
geeignet für den Kampfstoff CS? Aber warum sind die Kollegen der
Gendarmerie und der Feuerwehr mit den Gasmasken der neuesten
Generation ausgestattet?

Die Polizeigewerkschaft befürchtet Langzeitwirkungen, eine "echte
Gesundheitskatastrophe", mehr als 200.000 Bürger - Polizisten wie
Demonstranten - seien diesen Gasen ausgesetzt gewesen.


Kriegswaffen gegen Demonstranten

Zum ersten Mal seit dem Krieg gegen die algerische Befreiungsbewegung
in den 1960er Jahren wurde die französiche Spezialpolizei CSR mit dem
halbautomatischen Infanterie-Sturmgewehr HK G 36 von Heckler & Koch
und mit scharfer Munition auf die Straße geschickt, wie die
Wochenzeitschrift Le Canard Enchainé am 23. Jan. 2019 berichtete.

"Feuer frei" wurde mit den anderen Kriegswaffen gegeben: den
sogenannten "Flashball"-Kanonen, den Schock-Granaten und das chemisch
angereicherte Reizgas. Wie Le Monde am 14. Juni schrieb, sind zu
Beginn der Proteste im November und Dezember 2018 doppelt so viele
Schüsse auf die Demonstranten abgefeuert worden wie bei
Großdemonstrationen in den Vorjahren. Allein im ersten Monat der
Manifestationen vom 17. November bis 17. Dezember wurden nach
"franceinfo" 216 Personen in Untersuchungshaft genommen. Aus der
Gruppe der 4.570 verhafteten Demonstrantinnen und Demonstranten, die
in Polizeigewahrsam, "garde a vue", waren es allein in Paris 1.567.
Laut Franceinfo vom 3. Jan. 2019 kamen 42 Personen vor den
Jugendrichter in Paris und 178 außerhalb. Zum Act IV am 8. Dezember
2018 seien von den 125.000 Teilnehmer in ganz Frankreich 11.400
Personen festgenommen, 118 verletzt worden.

Die Polizeigewerkschafter in der CGT schrieben an Weihnachten, dass
"einzig der Staat für die Gewalt verantwortlich" sei. Die massive,
medial konzertierte, Abschreckungswirkung schlug sich auch auf die
Zahlen der Beteiligten nieder: sie sank von 288.000 auf 66.000
Teilnehmer. Ganz im Sinne des Präsidenten der Nationalversammlung
Richard Ferrand (LREM), der am 17. Dezember 2018 etwas voreilig im
Fernsehen verkündete: "Der Kampf ist vorbei", um dann im TV-
Nachrichten-Kanal LCI am 10. Februar 2019 zu urteilen, die Gelbwesten
hätten "die Grenze überschritten".

Le Monde hat am 16. Mai 2019 ein Video ins Netz gestellt: "Violences
policières: les images décryptées", in dem Aline Daillère hunderte von
Clips auswertete. Die Juristin und Autorin von "Ordnung und Macht" gab
2016 einen Bericht der christlichen Vereinigung für die Abschaffung
der Folter heraus. Zusammenfassend wird von Le Monde festgestellt:

"Und was aus Ihrer Analyse hervorgeht, ist, dass viele der
dokumentierten Handlungen tatsächlich Missbräuche oder sogar
Misshandlungen sind und dass sie - weit davon entfernt, Einzelfälle zu
sein - die Notwendigkeit bezeugen, die Art und Weise infrage zu
stellen, wie die Ordnung in Frankreich aufrechterhalten wird."

Dem ist nichts hinzuzufügen!

Allerdings verbleibt zu fragen, ob die "freiwillige Selbstkontrolle",
die "Polizei der Polizisten", die Dienstaufsichtsbehörde
funktionierte. Die "Inspection Generale de la Police Nationale" (IGPN)
geht zur Zeit 240 Dienstaufsichtsbeschwerden nach. Allerdings sprach
die IGNP bislang weder administrative Maßregelungen wie Belehrungen,
Abmahnungen, Beförderungsstops oder Versetzungen aus, noch reichte sie
eine Anzeige vor Gericht ein, wozu sie eventuell verpflichtet wäre, so
Le Monde vom 18. Mai 2019.

Die skandalöse stundenlange Festnahme der 148 Schüler in
Mantes-la-Jolie, Region Paris, im Dezember 2018 wurde laut Le Monde
vom 16. Febr. 2019 zwar dienstrechtlich untersucht, aber ein
Fehlverhalten der Polizei wurde nicht festgestellt, so Le Figaro vom
16. Mai 2019, sodass die Eltern der betroffenen Kinder den Gerichtsweg
beschreiten müssen.

Zum Vergleich die Zahlen aus dem Jahr 2017: Von 1085 Verfahren wurden
immerhin 276 administrativ geahndet (1).

Innenminister Christophe Castaner zeigte sich unbeeindruckt von den
Folgen der "demokratischen Lenkung von Massen". Nicht nur die schweren
Verletzungen und lebenslangen Verstümmelungen von Demonstranten, auch
die nach seinen Angaben 1.797 verletzten Polizisten, ganz zu schweigen
von den 28 Kollegen, die "in Ausübung ihres Dienstes" ihrem Leben
selbst ein Ende setzten. Diese bedrückende Historie bedarf der
Aufarbeitung analog der Selbstmord-Welle 2010/2011 bei France Telecom,
wofür die Verantwortlichen des "Manager-Mobbings", der
Vorstandsvorsitzende und der Arbeitsdirektor sich zur Zeit vor Gericht
verantworten müssen.

Innenminister Castaner waltet unbeeindruckt seines Amtes und billigte
neue massive Waffenkäufe für die in Städten eingesetzte Police
Nationale: 10.000 Schock-Handgranaten GMD pro Jahr, zusätzlich zu den
1280 einschüssigen "Flashball-Kanonen" LBD für die auf dem Land
eingesetzte Gendarmerie und den 450 halbautomatischen, mehrschüssigen
LMC für die Police Nationale, angeschafft am 23. Dezember 2018, wie
Jean-Marc Manach am 12. Juni 2019 in bastamag veröffentlichte. Aber
noch mehr erstaunt der Kauf von 25 Millionen Sturmgewehr-Patronen für
die kommenden vier Jahre. - Scharfe Munition für die Polizei, die
"demokratische Lenkung von Massen"?

Aber auch eine neue non-letale Waffe hat Aufmerksamkeit gefunden: das
"Aktive Verweigerungs-System" (Active Denial System (ADS), das in USA
bereits in Erprobung ist, berichtet Jean Levy in seinem blog "Ca
n'empeche pas Nicolas". ADS sendet sekundenkurz fokussierte
Mikrowellen, die über eine Entfernung von mehreren Hundert Metern die
Haut verbrennen und schmerzhaft wie Nadelstiche wirken sollen.


Klassenjustiz

Seit dem 5. Februar 2019 wurde der Ausnahmezustand zum Alltag: die
Nationalversammlung erließ das "Randale-Gesetz", loi anticasseur, in
erster Lesung. Weil einem großen Teil der Regierungsfraktion LREM die
Rechtsbeschränkungen zu weit gingen, mussten Konservative von LR dem
Gesetz zur Mehrheit verhelfen, das am 10. April 2019 in Kraft gesetzt
wurde. Sich zu vermummen wird nunmehr mit einem Jahr Gefängnis und
15.000 Euro Geldstrafe bestraft. Wenigstens kassierte der mit früheren
Staatspräsidenten wie Giscard d'Estaing besetzte "Verfassungsrat", der
Conseil constitutionnel, den kryptofaschistischen, an das Vichy-Regime
erinnernden Artikel 3.

Dieser Artikel hätte den Präfekten der 101 Departements erlaubt, ein
individuelles Demonstrationsverbot auszusprechen, so Liberation vom 4.
April 2019. Dennoch erlaubt Art. 8 des Gesetzes einem Richter,
vorbeugend die Beteiligung an öffentlichen Demonstrationen zu
verbieten. Was ohnehin in den letzten Jahren unter den Bedingungen des
Ausnahmezustandes an Gegnern von Großprojekten wie den Flughafen in
Nantes oder den Stausee in Sivens praktiziert wurde. "Schutzhaft" wäre
der nächste Schritt?

Am 12. Februar 2019 zog Premierminister Edouard Philippe eine
Zwischenbilanz und erklärte, dass 5600 Personen verhaftet, davon 1.700
in Gewahrsam genommen und 400 in Untersuchungshaft genommen worden
seien. 1.422 Verfahren seien offen. Justizministerin Nicole Belloubet
verkündete ihre Bilanz, wie die Mühlen der Justiz den Protest
aufarbeiten: 2000 Verurteilungen, davon sind 40 zu Gefängnis ohne
Bewährung das Resultat von 8.700 Verhaftungen und 4.000 Strafanzeigen.
1.800 Verfahren seien noch vor Gericht offen, so Le Monde vom 25. März
2019. Wen stört es, dass hierzu auch die Daten der
Notärzte-Sanitätsdienste abgegriffen wurden?

Um nur drei, einem Rechtsstaat Hohn sprechende Urteile anzuführen:
Gleich zu "Act I" am 17. November 2018: Ein Schweißer wurde aus einer
Menschenkette herausgegriffen, die die Autobahn bei Straßburg
blockiert hatte. Er wurde am 20. November für 4 Monate ins Gefängnis
gesteckt, so L'Observateur am 20. Nov. 2018. Le Monde berichtete am
30. April 2019, dass eine Gelbweste zu 8 Monaten auf Bewährung
verurteilt wurde, weil sie Polizisten zuschrie: "Bringen Sie sich um!"
28 Polizisten hatten seit Anfang des Jahres Selbstmord begangen. Gegen
den prominenten "Gilet Jaune" Eric Drouet beantragte der Staatsanwalt
4 Monate Gefängnis wegen "Gruppenbildung zur Vorbereitung von Gewalt
oder Beschädigungen", weil in seiner Handtasche ein "Stück Holz" als
Waffe identifiziert wurde, so Le Monde vom 5. Juni 2019. Die
Verhandlung wurde auf den 4. September vertagt.

Wer zählt die Anzahl von Kolleginnen und Kollegen wie die drei, die
bei Amazon gefeuert wurden, weil sie auf facebook ihre Sympathie für
die Gelbwesten äußerten, fragte L'Humanité am 8. Februar 2019?
CGT-Kollegen konnten laut RT France 11. Februar 2019 mit der
demonstrativen Besetzung des Amazon-Logistikzentrum in Val-de-Marne
dort Maßregelungen verhindern. Ähnlich wie die 70.000
Solidaritätsadressen an Präsident Macron auf der Plattform "Mes
Opinion" für den prominenten Ex-Profiboxer Christoph Dettingen, die
seine Entlassung aus dem öffentlichen Dienst verhinderte.

Wer zählt die Verhafteten, die willkürlich zu Schadensersatzleistungen
herangezogen werden? Wie jene zu 331.000 Euro, die am 16. Januar den
Kreisverkehr vor einem Carrefour Einkaufszentrum in Ollioules (Toulon)
blockiert hatten, wie die CGT in ihrer Presseerklärung vom 27. Februar
2019 schrieb.

Wen wundert es, dass Ende Januar 59 Rechtsanwälte erklärten, bei der
Verteidigung behindert worden zu sein?, berichtet TVFranceinfo am 4.
Februar 2019.

Ein Akt der Notwehr: 350 Universitätsprofessoren, Soziologen,
Politikwissenschaftler und Historiker erklärten sich zu "Komplizen"
der Gelbwesten, verurteilten öffentlich die "autoritären Tendenzen der
Staatsmacht". Sie forderten "den Gebrauch der Kriegswaffen"
einzustellen, so L'Observateur vom 23. März 2019.


Solidarität und Amnestie

Einen nationalen Solidaritätsfonds einzurichten - ähnlich der
deutschen "Roten Hilfe" - wird eine unabweisbare Kampfaufgabe sein -
analog der Streikfonds der Gewerkschaften. Der Ex-Profiboxer Christoph
Dettinger wollte bereits einen Anfang machen. Das für ihn
eingerichtete Soli-crowding auf der Plattform leetchi erbrachte in
wenigen Stunden 145.152 Euro, bis es abgeschaltet wurde. Den die
Kosten seines Verfahrens übersteigenden Betrag wollte er spenden.
Allerdings wurde das Solidaritätskonto bis zur endgültigen
Entscheidung gesperrt und die Spender von der Polizei verhört,
berichtet Ouest-France am 20. Juni 2019. Dettinger hatte Anfang Januar
zwei Polizisten k.o. geboxt und war bis zu seinem Prozess Ende Februar
in Haft. Er wurde zu 30 Monaten Gefängnis mit Fußfessel-Freigang
verurteilt, davon 18 Monate auf Bewährung. Dazu wurde ihm verboten,
während 6 Monaten das Stadtgebiet von Paris zu betreten.

Dass sich Premierminister Edouard Philippe gegen eine Amnestie stellt,
nimmt nicht Wunder, so BFMTV am 13. Febr. 2019. Allerdings sind die
Stimmen der "Gilets Jaunes" nach Amnestie bislang nicht stark genug.
Eine online-Petition, initiiert von Schriftstellern und Künstlern,
zählte am 20. Juni 2019 gerade einmal 80.494 Unterschriften. Einen Act,
einen Samstag unter die zentrale Forderung nach Amnestie zu stellen,
konnte erst ein Anfang des Kampfes sein. CGT, die größte französische
Gewerkschaft, hat auf ihrem "Congres" vom 13. bis 17. Mai 2019
beschlossen, mit den Gelbwesten zusammenzuarbeiten, "Convergence". Und
dies könnte der Weg sein, die Kräfte der antikapitalistischen
Veränderung zu bündeln.

Die Gilets Jaunes hatten es auf ihrer zweiten Delegiertenkonferenz,
der "Assemblee des Assemblees" am 5. bis 7. April 2019 in St. Nazaire
auf einen kurzen Nenner gebracht: "Ende des Monats - Ende der Welt,
die gleiche Logik, der gleiche Kampf". Der tägliche Kampf ums Geld,
das am Ende des Monats knapp wird - den Gelbwesten und Gewerkschaften
führen - hat den gleichen Gegner wie der Kampf gegen die Auswirkungen
des Klimawandels: das kapitalistische Ausbeutungs-System und ihre
oligarchischen Ausbeuter.

Am 21. September 2019 ist der "historische Marsch" für "klimatische
und soziale Gerechtigkeit" angesagt: "act 45 jaune und vert", gelb und
grün zusammen. Der Marsch wird ein größeres Echo finden müssen als der
Marsch am 16. März 2019, nach Passerelle Eco vom 18. März 2019,
nämlich über 380.000 ... (2). Denn die Zeit drängt ...


Quellen und Anmerkungen:


(1) Le Monde 18. Mai 2019 : "Comment fonctionne l'IGPN, la 'police des
polices'" Video

(2) Passerelle Eco 18. März 2019: "Marche pour le climat: un succès
invisibilisé"


Dieser Beitrag von Georges Hallermayer erschien erstmalig bei
Rubikon - Magazin für die kritische Masse 

https://www.rubikon.news/artikel/die-repressions-armee

unter CC BY 4.0.

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Bild 1: Streetpress 21. Mai 2019: "Documentaire inedit: Gilets Jaunes, une repression d'Etat".

Bild 2: Jean-Marc Manach: "Le LBD multi-coups est bien une 'arme de guerre'". in: bugbrother.blog.lemonde.fr 24.04.2019.

BILD 5: Active Denial System (ADS).
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PFLANZEN/051: Uralt - ein Baum in Menschenhand ... (SB)




Der Arganbaum ist ein ganz besonderes Lebewesen, dem es gelungen ist
seit ungefähr 80 Millionen Jahren auf der Erde zu wachsen. Vielleicht
hätten sogar Dinosaurier auf ihn treffen können. Dass eine Pflanze es
über eine so extrem lange Zeitspanne geschafft hat zu überleben, zeugt
von einer hohen Anpassungsfähigkeit an besondere Umweltbedingungen.
Lange Zeit gehörte er zu den vielen dichten Wäldern rund um den
Mittelmeerraum und Nordafrika. Arganbäume fand man noch um 1930 herum
in großer Zahl in Algerien, Mauretanien und Südmarokko. Mittlerweile
wachsen sie jedoch nur noch auf einer relativ kleinen Fläche von
ungefähr 8000 Quadratkilometern in Südwest-Marokko. Dieses Gebiet
wurde von der UNESCO zu einem Biosphären-Reservat erklärt, in dem der
Arganbaum nun unter Schutz steht.




[image: Ein Baum mit weit ausladendem Blätterdach und relativ kurzem Stamm - Foto: 2005, by Laurent THIEBLEMONT [Public domain], via Wikimedia Commons]

Arganbaum in vollem Laub

Foto: 2005, by Laurent THIEBLEMONT [Public domain], via Wikimedia
Commons




Er liebt das heiße, trockene Klima und kommt gut mit sandigem, auch
nährstoffarmen Boden zurecht, klammert sich sogar an steiniger, stark
mineralischer Erde fest und das auch noch in Höhen von bis zu 1300
Metern.Trockenperioden übersteht er gut und Temperaturen von bis zu
50°C machen ihm nichts aus. Mit seiner Wurzel reicht er bis in 30
Meter Tiefe, um dort an das Grundwasser zu gelangen. Man kann sagen,
dass es sich bei diesem "lebenden Fossil" um ein nützliches Bollwerk
gegen die Ausbreitung von Wüsten handelt, dessen Bedeutung und Wert
für das Leben der Menschen lange Zeit völlig unterschätzt wurde. Das
führte dazu, dass diese kostbaren Bäume in großer Zahl abgeholzt und
zu Brennholz wurden oder landwirtschaftlichen Flächen weichen mussten,
was sich als wenig erfolgreich erwies, da die dort angebauten Pflanzen
weniger gut mit dem Klima zurechtkamen. Erst spät, in den 1990er
Jahren, erkannte man die überlebenswichtige Bedeutung, die der Baum
für diese Region hat.

Den Berber-Stämmen, also den Menschen, die in dieser Region des Landes
beheimatet sind und auch heute noch zu einem kleinen Teil als Nomaden
oder Halbnomaden leben, galt er schon vor langen Zeiten als "Baum des
Lebens". Sie nutzten sein Öl als Medizin, Kosmetik- und Speiseöl.
Heruntergefallene Äste und Zweige wurden zu Brennholz und die
aufgelesenen Früchte dienten als Nahrungsmittel, wie die Blätter als
Tierfutter Verwendung fanden. Vielerorts ist das auch heute noch so.

Als Schattenspender bietet der Baum mit seinem großen ausladenden
Blätterdach, das einen Umfang von 50 bis 70 Metern erreichen kann,
vielen Pflanzen Schutz vor der sengenden Sonne und so können sie dort
wachsen, wo sie es ohne diesen Baum nicht schaffen würden.
Natürlich versammeln sich auch Mensch und Tier gern unter seiner
schützenden Blätterkrone, zumal dort die reifen Früchte, die
herabgefallen sind, vom Menschen gesammelt oder von den Tieren
gefressen werden. Der Arganbaum wächst mit seinem oft über 1 Meter
dicken Stamm 10 bis 12 Meter hoch und seine Äste und Zweige hängen zum
Teil tief herab. Das ist gut für die Ziegen, die sich dort mit
Vorliebe aufhalten, denn so können sie leicht an die Blätter und
Früchte gelangen. Sollten sie die unteren Bereiche des Baum
abgefressen haben, klettern diese Tiere auf den Ästen und Zweigen weit
hinauf in die Baumkrone, um sich dort weiter Blattwerk und Frucht
schmecken zu lassen. Das mag für die Ziegen gut sein, für den Baum
eher nicht.




[image: Fünf Ziegen stehen hoch oben in der Baumkrone, auf bereits kahl gefressenen Zweigen - Foto: 2013, by Arnaud 25 [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Ziegen klettern auf Ästen und Zweigen

Foto: 2013, by Arnaud 25 [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Obgleich der Baum sich gegen das Abfressen seiner Blätter und Früchte
mit vielen spitzen Dornen zu wehren bemüht, lassen sich Ziegen und
Dromedare davon nicht beeindrucken. Als sich noch wenige Ziegen dort
zum Fressen einfanden, war der Schaden nicht so erheblich, doch wuchs
ihre Zahl mit der der Hirten, die ihre Ziegenherden in den kargen
Landstrichen mit Futter versorgt wissen wollen. Lediglich mit dem
Atlashörnchen bildet der Arganbaum so etwas wie eine Symbiose. Das
Hörnchen frisst die Früchte und wie auch unsere Eichhörnchen,
verstecken und vergraben sie eine große Zahl davon in der Umgebung.
Doch vergessen sie viele ihrer Vorrats-Verstecke und so können an
verschiedenen Stellen neue Arganbäume heranwachsen.


Der Arganbaum wächst nicht überall

Jeder einzelne der Arganbäume, die heute, wie gesagt, nur noch in
Süd-Marokko wachsen, wird von einer ortsansässigen Familie umsorgt. Dafür
erhalten sie das Nutzungsrecht auf dessen Früchte und das Holz des
herab fallenden Astwerks. Der gesamte Baumbestand gehört dem Staat
Marokko. Die Bäume können zwischen 150 und 400 Jahre alt werden und
ihre beste Zeit, um Früchte auszubilden haben sie zwischen 50 und 60
Jahren. Das Interesse an den Arganfrüchten beziehungsweise den darin
enthaltenen nussartigen Kernen ist besonders groß. Aus ihnen wird das
kostbare Arganöl gepresst. Zur Verarbeitung kommen wir gleich noch.
Seit die Nachfrage nach Arganöl angestiegen ist, weil Spitzenköche es
in der Gourmet-Küche verwenden oder es von der Kosmetik-Industrie
verlangt wird, lassen sich mit dem Öl enorm hohe Preise erzielen. Das
führte zunächst dazu, dass die Bäume gehegt und gepflegt und
Aufforstungsprogramme gestartet wurden. Nun hatte dieser bisher als
wenig bedeutsam geltende Baum plötzlich eine hohen Wert. Das half,
dass die Bestände wieder zunahmen. Heute steht man allerdings vor dem
Problem, diese Pflanzen nicht zu sehr auszubeuten und ihnen damit
nachhaltig Schaden zuzufügen. Alle Versuche die Arganbäume auch in
anderen Ländern, beispielsweise in Israel oder Saudi-Arabien
anzupflanzen, um ebenfalls das Arganöl herzustellen und am Gewinn
teilzuhaben, schlugen fehl. Dieser Baum wächst nur unter bestimmten
Bedingungen und die scheint es heutzutage nur noch in dem bestimmten
Gebiet in Marokko zu geben.




[image: Zwischen kleinen, grünen Blättern und Dornen hängen die reifen gelben Früchte - Foto: 2005, by Daniel*D [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Reife gelbe Früchte
Foto: 2005, by Daniel*D [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons






Schwierige Balance zwischen Gewinn-Interesse und Schutz der
Bäume

Es heißt, das Arganöl sei das teuerste Öl der Welt und es wird auch
das "flüssige Gold" Marokkos genannt. Doch die Möglichkeiten der
Ausbeutung sind bei diesem Baum auf natürliche Weise begrenzt, denn
immer noch wachsen hier verhältnismäßig wenig Bäume, hinzu kommt, dass
er bei zu großer, lang andauernder Trockenheit in einen reinen
Überlebensmodus wechselt. Das heißt, er verliert einen Teil seiner
ohnehin nicht besonders großen Blätter und bildet keine oder kaum
Blüten und Früchte aus. Regnet es hingegen in ausreichender Menge,
weiß der Arganbaum das zu nutzen und es wachsen viele Blüten
zeitversetzt über einen langen Zeitraum. In diesem Fall bilden sich
natürlich auch viele Früchte. Man kann also nicht genau vorhersagen,
wie viel Öl von einem Baum zu erwirtschaften sein wird.




[image: In einem Korb liegen getrocknete Früchte, dazwischen auch kleine Kerne, werden auch Nüsse genannt - Foto: 2013, by Arnaud 25 [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Getrocknete Früchte und Kerne

Foto: 2013, by Arnaud 25 [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Hinzu kommt die besondere Art der Arganöl-Gewinnung. Dabei muss eine
bestimmte Vorgehensweise eingehalten werden. Die Früchte dürfen zum
Beispiel nicht vom Baum gepflückt werden, nur die reifen,
herabgefallenen dürfen gesammelt und für die Ölerzeugung genutzt
werden. Ein Baum wirft normalerweise ungefähr 30 Kilogramm Früchte im
Jahr ab, aus deren Kernen gerade mal 1 Liter des kostbaren Öls
gepresst werden kann. Auch die weitgehende Handverarbeitung der
Früchte und Kerne ist keine leichte Angelegenheit, sie wird
hauptsächlich von Frauen der Berberstämme geleistet. All das
rechtfertigt den sehr hohen Preis für das Arganöl. Um eine nachhaltige
Nutzung der Arganwälder zu ermöglichen und ihr Fortbestehen
beziehungsweise ihre Vermehrung zu sichern, wurden seit den 1990er
Jahren verschiedene Projekte gestartet. Auf diese Weise hat die hohe
Wertschätzung des Baum dafür gesorgt, dass sich intensiv um sein
Fortbestehen gekümmert wird, andererseits muss einer möglichen
Übernutzung Einhalt geboten werden.

Der Arganbaum ist nicht nur für die Gewinnung des teuren Argan-Öls von
großer Bedeutung für das Land Marokko, sondern er erweist sich als
unglaublich wichtig im Kampf gegen die fortschreitende Wüstenbildung.
Mit seinen Wurzeln verleiht er dem Boden Struktur und Festigkeit.

An dem Umgang mit dem Arganbaum, der bereits seit ungefähr 80
Millionen Jahren auf unserer Erde überlebt hat, zeigt sich das
kurzsichtige Verhalten von Menschen, die nicht das Lebewesen Baum
erkennen, sondern in ihm lediglich Bau- oder Brennholz sehen; die
nicht erkennen, welche Bedeutung er im gesamten regionalen Ökosystem
einnimmt und welche Folgen sein Fehlen mit sich bringt.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.arganoel360.info/arganbaum-ziegen.html

https://www.grund-zum-leben.de/themen/schaetze/arganbaum

https://www.arganoel-zauber.de/arganbaum/

http://tierdoku.com/index.php?title=Atlash%C3%B6rnchen
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AKTION/541: Bocholt - "Tüftelkiste", Kinder zerlegen Elektrogeräte am 22. August und 24. Oktober 2019


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

"Tüftelkiste": Kinder zerlegen 60 Elektrogeräte

Erfolgreiche Ferienaktion des ESB // Nächste Termine am 22. August und
24. Oktober



Bocholt (PID). Die Ferienaktion "Tüftelkiste", ausgerichtet vom
Entsorgungs- und Servicebetrieb Bocholt (ESB), erfreute sich erneut
hoher Beliebtheit. Kinder zerlegten dabei rund 60 Elektrogeräte,
darunter Bügeleisen, Computer, Föhn, Staubsauger oder Tastaturen. Ziel
der Aktion ist es, Kindern beizubringen, worauf zu achten ist, um ein
Gerät lange nutzen und reparieren zu können. "Nachhaltigkeit erleben
die Kinder durch eigenes Handeln am intensivsten. Quasi lernen mit
Herz und Hand!", so ESB-Abfallberaterin Petra Tacke.

"Machen, was zu Hause nicht geht"

Kleingeräte wurden von den Kindern in ihre Einzelteile zerlegt. Diesen
Elektroschrott hatten die Mitarbeiter des ESB Wertstoffhof extra für
die Tüftelkiste gesammelt, die Akkus wurden vorher entfernt. Der
Schwerpunkt dieser Ferienaktion liegt beim Selbermachen. "Es ist unser
Ziel, dass die Kinder selbst herausfinden, wie ein Elektrogerät
aufgebaut ist. Die Kinder dürfen hier machen, was zu Hause nicht
geht", so Abfallberaterin Tacke. Unterstützt wird die Abfallberaterin
dabei von ehrenamtlichen Mitarbeitern des "Repair Café Bocholt", die
den Kindern tatkräftig zeigten, wie sich Teile öffnen lassen und
erklären können, welches Bauteil was in den Geräten bewirkt.

Von der Tastatur zum Föhn

Zu Beginn verteilte Abfallberaterin Petra Tacke Computertastaturen an
die Teilnehmer. Mit Begeisterung stürzten sich Kinder auf die recht
einfach zu öffnenden Teile. Schon dabei zeigten sich die Unterschiede
in der Bauweise. Während ältere Tastaturen noch recht stabil
konstruiert sind und viel Metall enthalten, sind die modernsten
überwiegend aus Plastik. Den Kindern im Alter zwischen 7 und 11 machte
es Spaß die Tasten durch die Gegend zu schießen. Deutlich mehr zu
tüfteln gab es bei Computern und Laptops.

Am Ende versuchte sich die Gruppe an Haushaltsgeräten. "Bei einfachen
Haushaltsgeräten ist die Frustration erfahrungsgemäß am größten. Diese
Geräte sind oftmals verklebt oder verschweißt statt verschraubt, und
daher nur schwer zu öffnen. Oder man braucht Spezialwerkzeug", so
Tacke.

Was ist das für ein Ding?

"Was ist das denn für ein Ding?", fragten sich die kleinen Teilnehmer
angesichts alter Geräte wie einem alten Radio. Auch Rechnerterminals
sind inzwischen für Kinder nahezu unbekannt, befinden sich doch in den
meisten Haushalten eher Laptop und Tablet. Erstaunlich fanden die
Kinder, wie viel Dreck sich in diesen Geräten ansammelt.

Ferienaktion ein voller Erfolg

Die Tüftelkiste ist inzwischen sehr beliebt. Die 15 Plätze waren
schnell vergeben. In den Sommer- und Herbstferien darf wieder
geschraubt werden. Die nächsten "Tüftelkiste"-Termine finden am 22.
August und 24. Oktober statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. April 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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LESUNG/1879: Braunschweig - Bilderbuchkino "Spurensuche" am 16. Juli 2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino "Spurensuche" in der Kinderbibliothek



Braunschweig. Die heitere Reimgeschichte "Nelli Spürnase und die
verschwundenen Bücher" von Julia Donaldson, detailreich illustriert
von Sara Ogilvie, ist am Dienstag, 16. Juli, um 11 Uhr in der
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2: als Bilderbuchkino zu
sehen. Eingeladen sind Kinder ab fünf Jahren und ihre Eltern. im
Anschluss an das Bilderbuchkino gibt es ein Bastelangebot. Der
Eintritt ist frei; eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6834.

Die Geschichte handelt von Nelli, die auch "Spürnase" genannt wird.
Sie ist eine Hündin mit außerordentlichen Schnüffel- und
Findefähigkeiten. Ihr Menschenkind Peter verliert viele Sachen und
wäre ohne Nelli einfach hilflos. Montags begleitet sie Peter in die
Schule, ins Spielzimmer, um sich etwas vorlesen zu lassen. Sie liebt
die spielenden und lesenden Kinder und vor allem den Geruch der
Bücher. Aber an diesem Montag ist alles anders. Nelli und Peter
treffen traurige Kinder an, denn jemand hat alle Bücher gestohlen.
Jetzt versucht Nelli zu helfen und eine spannende Verfolgungsjagt
beginnt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1426: Bocholt - "Ferdinand, der Stier" am 16. Juli 2019


Stadt Bocholt

Kindertheater "Ferdinand, der Stier" in der Stadtbibliothek
Bocholt

Dienstag, 16. Juli, 11 Uhr // Restkarten zu haben



Bocholt (BIB). Das Theater Tom Teuer führt in der Stadtbibliothek
Bocholt am Dienstag, 16. Juli, das Kindertheater "Ferdinand, der
Stier" auf. Beginn ist um 11 Uhr. Es sind noch Restkarten zu haben.

Basierend auf dem Bilderbuch von Munro Leaf, wird die Geschichte des
friedlichen Stieres Ferdinand erzählt, der in der Arena so gar nicht
kämpfen will. Das Stück ist für Kinder ab 4 Jahren geeignet. Die
Karten kosten 4 Euro, mit Ermäßigung z.B. durch den Familienpass der
Städte Bocholt-Rhede-Isselburg zahlen Kinder nur 2 Euro.

Mit dieser Veranstaltung startet offiziell der Sommerleseclub (SLC) in
Bocholt. SLC-Teilnehmer erhalten einen Stempel in das Logbuch, das sie
mitbringen müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571
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AUSSTELLUNG/9724: Singen - Sommerausstellungen 2019 im Kunstmuseum Singen, 14.07.-15.09.2019


Pressemitteilung von: Kunstmuseum Singen

Sommerausstellungen 2019 im Kunstmuseum Singen

14. Juli - 15. September 2019



Mit "Exil am Bodensee. Die Künstler der Höri." und "Hier und Jetzt.
Neue Kunst vom See." zeigt das Kunstmuseum Singen zwei Ausstellungen,
die mit Werken aus der eigenen Sammlung die Sonderstellung des Hauses
im Bodenseeraum verdeutlichen. Die Sammlung ist der Region
verpflichtet, versammelt aber nur deren beste Künstler. Flankiert
werden diese Ausstellungen mit zwei Sonderschauen: "Das Dunkel
zwischen den Sternen spreizt seine Flügel", mit der Florian Schwarz,
einer der renommiertesten Fotografen aus dem Bodenseeraum, einen Teil
des Kunstmuseums bespielt, sowie "Daniel Gallmann. langZeit." im Foyer
des Kunstmuseums Singen.

Während der Sommermonate bietet das Kunstmuseum Singen auch in diesem
Jahr stets wechselnde, neue Einblicke in den wertvollen Teil der
Sammlung, der mit Werken von Otto Dix, Max Ackermann, Erich Heckel,
Curth Georg Becker, Helmuth Macke, Jean Paul Schmitz, Walter Herzger,
Gertraud Herzger von Harlessem, Hans Kindermann oder Ferdinand
Macketanz den kunsthistorischen Schwerpunkt des Museums bildet. Auf
der Bodenseehalbinsel Höri fanden die Emigranten im eigenen Land ab
1933 Zuflucht vor der nationalsozialistischen Kulturpolitik und
während des Krieges vor den Luftbombardements auf die Städte.

Nicht wenige der Künstler, die die Moderne an den Bodensee brachten,
blieben nach dem 2. Weltkrieg auf der Höri bzw. der Region verbunden
und bauten nach 1945, zusammen mit weiteren Exilanten am See wie
Julius Bissier, Fritz Mühlenweg oder Berthold Müller-Oerlinghausen,
ein neues, blühendes Kunstleben auf. Die legendären Singener
Kunstausstellungen ab 1947 zählten zu den zentralen Ausstellungen der
Nachkriegszeit. Das Kunstmuseum Singen nennt die umfangreichste
Sammlung der Höri-Künstler ihr Eigen. Die aktuelle Schau präsentiert
sowohl bekannte als auch wenig bekannte Arbeiten, die neu über
Schenkungen oder Leihgaben bzw. frisch nach Abschluss von
Restaurierungen gezeigt werden können. Rund 80 Kunstwerke - Gemälde,
Plastiken und Graphiken - sind in einer repräsentativen Übersicht
vereint und geben einen Überblick über die klassische Moderne am
Bodensee.

Parallel zur Ausstellung der Höri-Künstler ist an den
Sommerwochenenden, jeweils samstags und sonntags von 11 bis 17 Uhr,
das einzig erhaltene Wandbild "Krieg und Frieden" von Otto Dix, gemalt
1960, im Ratssaal des Singener Rathauses für Besucher zugänglich.

Die zeitgenössische und aktuelle Kunst in der vielfach vernetzten
Vierländerregion Bodensee steht im Mittelpunkt der
Überblicksausstellung "Hier und Heute. Neue Kunst vom See.", die im
Obergeschoss des Singener Kunstmuseums gezeigt wird. Heute sind der
Bodenseeraum und der deutsche Südwesten Schnittpunkte und Orte des
Austausches zwischen den Kunstzentren in Deutschland und der Schweiz.
Nicht wenige Künstler, die in den Zentren agieren, haben einen zweiten
Standort in der Region. Einige bekannte Künstler kommen aus der
Euregio Bodensee; bekannte, hier lebende Künstler tragen zu einem
lebendigen Kunst- und Ausstellungsleben bei.

Längst hat sich das Singener Kunstmuseum als eines der zentralen
Häuser für die zeitgenössische Kunst in der Vierländerregion Bodensee
etabliert. Im Zentrum der Ausstellung stehen Werke der
Gegenwartskunst, die deutlich machen, dass die Kunstlandschaft
Bodensee wenig mit der gängigen Vorstellung einer zeitentrückten
Idylle gemein haben. Unter den ausgestellten Arbeiten finden sich
zahlreiche Neuerwerbungen.

In die Präsentation zeitgenössischer Kunst eingebettet ist die
Soloschau "Das Dunkel zwischen den Sternen spreizt seine Flügel", die
dem Fotografen Florian Schwarz gewidmet ist. Florian Schwarz hat seine
fotografische Langzeitrecherche, die das Kunstmuseum Singen und die
Galerie Vayhinger in Singen über Jahre begleitet haben, abgeschlossen.
Vier Jahre lang reiste der renommierte, 1979 in Konstanz geborene,
nach seiner Ausbildung in Berlin, Antwerpen und Edinburgh an den
Bodensee zurückgekehrte Fotograf zu Observatorien an weit entlegenen
Orten der Erde. Mit ihren zusammen geschalteten Instrumenten dringen
sie tief in entfernteste, erstmals erreichbare Sonnensysteme ein.
Florian Schwarz schaut auf diese Bilder. Zeitgleich richtete er sein
Objektiv auf jene Menschen, die im Umfeld dieser Observatorien leben
und unter teils bedrückenden Umständen arbeiten.

Entstanden ist ein Projekt voller Kontraste, das uns grundsätzliche
Fragen stellen lässt. Was ist menschliches Sein? Der Mensch: ein
Weltraum von innen hat der Schriftsteller Arnold Stadler zu Florian
Schwarz' Projekt geschrieben. Zur Ausstellung erscheint im
Kerber-Verlag das vom Kunstmuseum Singen herausgegebene Fotobuch:
Florian Schwarz: A handful of dust. Mit Texten von Boris von
Brauchitsch, Martin Dominik und Arnold Stadler, gestaltet von Hans
Gremmen, Amsterdam.

Das Foyer des Kunstmuseums bespielt mit "langZeit." der in Thurgau
lebende Maler Daniel Gallmann (*1959). Gallmanns ganz eigene
künstlerische Strategie besteht in der stetigen Wiederholung zweier
Motive, die seit Anbeginn seiner künstlerischen Laufbahn das
motivische Zentrum seiner Kunst bilden: eine Landschaft, die er
Pastorale nennt, sowie ein Figurenbild. Beide Motive verknüpft der
Künstler mit grundlegenden Fragen menschlichen und künstlerischen
Handelns.

Das Kunstmuseum zeigt einen Block von insgesamt 171 Pastoralen aus den
Jahren 2012 bis 2018, die zum Nachdenken über eine Ästhetik des
Unterlassens (Bazon Brock) einlädt.

Alle Ausstellungen werden gemeinsam am Sonntag, dem 14. Juli 2019, um
11 Uhr im Kunstmuseum Singen eröffnet. Im Rahmenprogramm zu den
Ausstellungen findet am Donnerstag, dem 15. August, 19 Uhr die
Vernissage des Fotobuches "Florian Schwarz. A handful of dust" statt.
Die Vorstellung der Publikation, die in Herausgeberschaft des
Kunstmuseums im August bei Kerber erscheint, wird von einem
Künstlergespräch mit Florian Schwarz begleitet.

Einen Überblick über die Sommerausstellungen bietet die öffentliche
Führung durch mit Museumsleiter Christoph Bauer M.A. am Sonntag, dem
18. August 2019, 11 Uhr.

 * 

Die Sommerausstellungen 2019 im Kunstmuseum Singen im Überblick

14.07.-15.09.2019

Exil am Bodensee. Die Künstler der Höri.

14.07.-15.09.2019

Hier und Heute. Neue Kunst vom See.

14.07.-15.09.2019

Florian Schwarz.

Das Dunkel zwischen den Sternen spreizt seine Flügel.

Fotografie.

14.07.-15.09.2019

Daniel Gallmann. langZeit.

Begleitprogramm zu den Sommerausstellungen 2019 im Kunstmuseum Singen: 

Sonntag, 14. Juli 2019, 11 Uhr

Eröffnung der Sommerausstellungen 2019

Donnerstag, 15.08.2019, 19 Uhr

A handful of dust

Buchvernissage u. Künstlergespräch mit Florian Schwarz

Sonntag, 18.08.2019, 11 Uhr

Öffentliche Führung durch die Sommerausstellungen 2019

Samstag, 14.09.2019, 17.30 Uhr 

Öffentliche Führung durch die Ausstellung

"Exil am Bodensee. Die Künstler der Höri."

Eine Veranstaltung im Rahmen der Museumsnacht Hegau-Schaffhausen 2019

Samstag, 14.09.2019, 19 Uhr

Öffentliche Führung mit Fotograf Florian Schwarz durch die Ausstellung "Florian Schwarz.

Das Dunkel zwischen den Sternen spreizt seine Flügel."

Eine Veranstaltung im Rahmen der Museumsnacht Hegau-Schaffhausen 2019

Samstag, 14.09.2019, 21 Uhr

Öffentliche Führung durch die Ausstellung

"Hier und Heute. Neue Kunst vom See."

Eine Veranstaltung im Rahmen der Museumsnacht Hegau-Schaffhausen 2019

Kunstmuseum Singen

Ekkehardstr. 10

D 78224 Singen (Hohentwiel)

T.: +49 (0)7731 / 85-271

kunstmuseum@singen.de

www.kunstmuseum-singen.de

Öffnungszeiten:

Dienstag-Freitag: 14-18 Uhr

Samstag+Sonntag: 11-17 Uhr

Feiertag: wie Wochentag

Eintritt:

Einzel: 5,- Euro / 3,- Euro EUR (ermäßigt)

Kinder: bis 7 Jahre Eintritt frei

Donnerstags: Eintritt für alle Besucher frei

Das Foyer mit Museumsshop und Cafeteria ist zu den Öffnungszeiten des
Kunstmuseums frei zugänglich. Alle Zugänge im Kunstmuseum Singen sind
barrierefrei.

 * 
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AUSSTELLUNG/9723: Gartow - Sara-Lena Maierhofer, "Dear Clark", 12.07.-18.08.2019


Pressemitteilung von: Westwendischer Kunstverein

Sara-Lena Maierhofer "Dear Clark"

12.07.-18.08.

VERNISSAGE: 12.07.,20h



Mit dieser Ausstellung zeitgenössischer Fotografie setzt der WWK die
mit Franziska Wicke (2015), Lukas Hoffmann (2016), Kamil Sobolewski
(2017) und Jakob Ganslmeier (2018) begonnene Reihe von
Fotoausstellungen fort, die vor allem die junge Fotografie im sozialen
und gesellschaftlichen Kontext und in der Auseinandersetzung mit dem
Medium an sich, fördert.

Sara-Lena Maierhofer ist eine der spannendsten Künstlerinnen der
jungen deutschen und seit geraumer Zeit auch der internationalen
Fotokunstszene. Ihre Serie »Dear Clark, Portait of a Con Man« wurde in
zahlreichen renommierten Ausstellungshäusern gezeigt, mehrfach
ausgezeichnet und passt - nach den journalistisch dokumentarischen
Arbeiten von Ganslmeier in 2018 - mit ihrer »dokumentarischen Fiktion«
inhaltlich und formal folgerichtig in unsere Reihe »Junge Fotografie«.

»Dear Clark, I am a German artist who has been following your case
with quite some interest over the past two years. For the last couple
of months I worked on a project that deals with changing identities
and my work included research on your persona as well. ... I am
looking for thoughts, not facts.«

So beginnt der Brief, den Maierhofer an Clark Rockefeller, eigentlich:
Christian Gerhartsreiter, schreibt, der als Betrüger und Hochstapler
in den USA einsitzt. Er antwortet nie. Sara-Lena Maierhofer: »Clark
selbst erklärte nie sein Handeln oder seine Beweggründe. Dear Clark,
ist eine praktische wie theoretische Studie zu der Figur des
Hochstaplers. Sie besteht aus eigenen und gefundenen Fotografien und
Dokumenten und versucht mithilfe unterschiedlicher Herangehensweisen
den Hochstapler als Phänomen zu beschreiben. Die »Arbeit« des
Hochstaplers funktioniert durch das Spannungsverhältnis zwischen Fakt
und Fiktion - ähnlich wie auch das Medium Fotografie. Gefundene und
erfundene Dokumente hängen neben Fotografien von echten und falschen
Hochstaplern - Fakt und Fiktion verbinden sich. Das Porträt von ihm
bleibt nur ein »Flackern«, eine Komposition aus Splittern und
flüchtigen Momenten.«

Eine ungewöhnliche, fast filmische Herangehensweise an die Fotografie.
Und der Betrachter bleibt gefordert, aus dem Konvolut an Bildern und
sublimen Collagen - aus Facts und Fiction - sich ein eigenes »Bild« zu
machen.

Andreas Gehrke, selbst Fotograf und der Verleger des Buches »Dear
Clark,«: Sara-Lena Maierhofers Arbeit, die aus Fotografien, Videos und
Objekten besteht, bewegt sich zwischen Erzählung und Dokumentation.
Ausgangspunkt ihrer recherchebasierten Installationen sind oft
ungewöhnliche Biografien und deren Verknüpfung mit gesellschaftlichen
Phänomenen. Sie agiert als Ermittlerin, scannt das Leben anderer und
verwendet Methoden der wissenschaftlichen Forschung und des
Boulevardjournalismus, um eine Art Szenario zu erschaffen. Ihre
Geschichten erzählt sie aus vielen Richtungen, wobei Wahrheit und
Fiktion koexistieren und als bloße Facette des Verstehens ihrer Arbeit
fungieren.«

Sara-Lena Maierhofer lebt und arbeitet in Berlin.

Westwendischer Kunstverein e.V.

Geschäftsführung

Hauptstraße 10

29471 Gartow

web: www.westwendischer-kunstverein.de

 * 
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AUSSTELLUNG/9722: Struppen - Robert Sterl, 14.07.-08.09.2019


Pressemitteilung von: Robert-Sterl-Haus

Robert Sterl - Aus der Sammlung des Peter August Böckstiegel-Freundeskreises

Sonderausstellung vom 14. Juli bis 8. September 2019

Eröffnung am Sonntag, 14. Juli 2019, 11:15 Uhr



Peter August Böckstiegel (1889-1951) und Robert Sterl (1867-1932)
begegnen sich im Herbst 1913 an der Dresdner Kunstakademie. Der junge,
in Arrode geborene, Böckstiegel nimmt da ein Studium bei Oskar
Zwintscher und Otto Gussmann auf. Robert Sterl ist zu dieser Zeit
bereits mehrere Jahre Professor und wichtiger Förderer junger
Künstler, in dem er deren Werke auf Ausstellungen vermittelt, so auch
jene von Böckstiegel.

Nach dem Tod von Robert Sterl entwickelt Böckstiegel intensive
Bemühungen das Werk Robert Sterls an seine Kunstfreunde in Westfalen
zu vermitteln und in seine eigene Kunstsammlung zu integrieren. Bis
heute haben sich 80 Gemälde, Zeichnungen und Grafiken von Robert Sterl
in der Sammlung des Peter August Böckstiegel-Freundeskreises erhalten.
Mit einer Auswahl vermittelt die Ausstellung Einblicke in diese
besondere Sammlung, in Sterls Schaffen in den Jahren von 1885 bis 1914
wie auch in das engagierte Wirken von Peter August Böckstiegel als
Kunstvermittler und Sammler.

Einführung in die Ausstellung: Nora Arnold, Museumsleiterin

Musikalische Umrahmung: Die Megilleband, Dresden

Informationen zu weiteren Veranstaltungen und Anmeldungen für Gruppen
und Führungen:

Robert-Sterl-Haus Naundorf

Sammelstiftungen des Bezirkes Dresden

Robert-Sterl-Straße 30

01796 Struppen / Ortsteil Naundorf (Sächsische Schweiz)

Tel.: 03 50 20 - 7 02 16, E-Mail: kontakt@robert-sterl-haus.de, www.robert-sterl-haus.de

Museum geöffnet 1. Mai bis 31. Oktober

Donnerstag bis Sonntag und an Feiertagen 9.30 bis 17 Uhr

Anreise: mit dem PKW über die B 172 Struppen - Naundorf - Stadt
Wehlen, mit der S-Bahn (S1), oder über den Elberadweg bis S-Bf. Stadt
Wehlen (Parkplatz). Vom S-Bf. Stadt Wehlen etwa 10 min entlang der
asphaltierten Straße in Richtung Naundorf der Beschilderung folgen

Robert Sterl - Aus der Sammlung des Peter August Böckstiegel-Freundeskreises

Peter August Böckstiegel (1889-1951) und Robert Sterl (1867-1932)
begegnen sich im Herbst 1913 an der Dresdner Kunstakademie. Der junge,
in Arrode geborene, Böckstiegel nimmt da ein Studium bei Oskar
Zwintscher und Otto Gussmann auf. Robert Sterl ist zu dieser Zeit
bereits mehrere Jahre Professor und wichtiger Förderer junger
Künstler, in dem er deren Werke auf Ausstellungen vermittelt, so auch
jene von Böckstiegel.

Nach dem Tod von Robert Sterl am 10. Januar 1932 entwickelt
Böckstiegel intensive Bemühungen das Werk Robert Sterls an seine
Kunstfreunde in Westfalen zu vermitteln und in seine eigene
Kunstsammlung zu integrieren. Ab 1941 besucht er mehrmals Helene Sterl
in Naundorf/Sächsische Schweiz, um den umfangreichen Nachlass des
Künstlers mit über 500 Gemälden sowie zahlreichen Aquarellen und
Zeichnungen zu sichten. In Bielefeld kann er vor allem die Sammler
Josef Böllhoff und Rudolf Feldmann für den Erwerb von Arbeiten Robert
Sterls begeistern.
Darüber hinaus weckt Böckstiegel das Interesse von Heinrich Becker,
dem Leiter des Städtischen Kunsthauses Bielefeld, ein Werkverzeichnis
der Grafiken Sterls zu erstellen, das Becker bis Mitte der 1940er
Jahre erarbeitet und das 1952 erscheint.

Über vier Jahrzehnte hat Peter August Böckstiegel eine umfangreiche
Kunstsammlung mit fast 400 Werken zusammengetragen. Dazu zählen vor
allem Druckgrafiken, daneben auch Aquarelle, Zeichnungen,
kleinformatige Gemälde und Kleinplastiken, vorrangig von Zeitgenossen.
Zu großen Teilen hat sich die Sammlung erhalten und ist heute im
Besitz des P.A. Böckstiegel Freundeskreis e.V., Bielefeld.

80 Gemälde, Zeichnungen und Grafiken umfasst dabei das Konvolut an
Werken Robert Sterls. Böckstiegel sammelt Arbeiten aus allen
Schaffensphasen mit dem Anspruch das künstlerische Wirken Sterls
zusammenhängend abbilden zu können.
Böckstiegels Engagement für das Werk von Robert Sterl kann als
einzigartig angesehen werden. Durch seine Tätigkeit als
Kunstvermittler und Sammler hat Peter August Böckstiegel wesentlich
zur Bekanntheit und Wahrnehmung von Robert Sterl, über dessen
Wirkungsstätten Dresden und Hessen hinaus, beigetragen.

ROBERT-STERL-HAUS

Ortsteil Naundorf · Robert-Sterl-Straße 30 · 01796 Struppen (Sächsische Schweiz) 

Tel: (03 50 20) 7 02 16 · E-Mail: kontakt@robert-sterl-haus.de · www.robert-sterl-haus.de

Geöffnet: Mai bis Oktober · Donnerstag bis Sonntag und an Feiertagen · 9.30 bis 17 Uhr
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AUSSTELLUNG/9721: Karlsruhe - Mai-Thu Perret und Heidi Herzig & Ben Öztat, 11.07.-15.09.2019


Pressemitteilung von: Badischer Kunstverein

Mai-Thu Perret und Heidi Herzig & Ben Öztat

Eröffnung: Donnerstag, 11. Juli, 19 Uhr

ab 21 Uhr Bar mit DJ Andreas Karl Schulze



Mai-Thu Perret

Grammar and Glamour

12.7. - 15.9.2019

Grammar and Glamour präsentiert die erste umfassende Einzelausstellung
Mai-Thu Perrets in Deutschland. Perret arbeitet mit so
unterschiedlichen Formaten wie Malerei, Skulptur, Keramik, Tapisserie,
Film, Performance und Text. In ihren Werken widmet sich die Künstlerin
den Diskursen von Feminismus und Spiritualität, Modernismus und
Avantgarde. Zahlreiche Referenzen auf die Arts-and-Crafts-Bewegung
signalisieren eine Aufwertung des Kunsthandwerks als alternative Form
künstlerischen Ausdrucks. Realistische Darstellungen von Kämpferinnen
und Reformerinnen treffen auf Ansätze formaler Abstraktion, die zudem
auf Perrets intensive Auseinandersetzung mit dem Medium der Malerei
und den Möglichkeiten ihrer Transformation verweisen.

Basierend auf dem umfangreichen Projekt The Crystal Frontier (seit
1999) über eine fiktive feministische Kommune in der Wüste New
Mexicos, verwebt die Ausstellung verschiedene Narrationen über starke
und unabhängige Frauenfiguren miteinander: von den lesbischen
Kämpferinnen in Les Guérillères (2018), nach einem Roman der
französischen Avantgarde-Schriftstellerin und Theoretikerin Monique
Wittig, bis zur archetypischen Figur der Hexe, die sich in den
aktuellsten Arbeiten niederschlägt. Während Wittigs Sprache eine Reihe
von Werken hervorruft, die sich auf Techniken des Dadaismus beziehen,
führt Perrets Untersuchung der Hexe zu einer Gruppe von Keramiken und
großformatigen Objekten, die an Moore, Wälder oder die minimalistische
Geometrie in Zen-Gärten erinnern. Mai-Thu Perret inszeniert die
Hexerei als eine rebellische Kraft gegenüber kapitalistischen Systemen
und restriktiver Geschlechterpolitik. Sie aktiviert marginalisierte
Formen und Techniken, reanimiert vergessene Figuren und entwirft
alternative Geschichten, um die Linearität konventioneller Erzähl
strukturen herauszufordern.

 * 

Heidi Herzig & Ben Öztat

im fluss

12.7. - 15.9.2019

Sie betraten den Laden. Das Angebot hielt sie nicht bei Laune. Eher
noch interessierte sie die nstruktion Raum, die die Dinge in der Luft
hielt.

Nach einer kleinen Weile nahmen sie den schiefen Boden unter sich
wahr. Gerade schief genug oder schon so geneigt, um fast schräg zu
sein. In Hellblau. Mit zunehmend verstreichender Zeit, zumindest
musste man davon ausgehen, dass sie es tat, ränderte die leichte, aber
doch deutliche Schräglage des Grundes,f dem sie sich befanden, ihr
Gravitations-Körper-Verhältnis spürbar.

Daraus resultierend ein plötzlicher Sprung, ohne den Raum dazwischen
durchquert zu haben, oder die schaumartig flüchtige, aber realere
Erfahrung nes ungeahnten Richtungswechsels. So als wollte die
Vertikale ihnen etwas mitteilen.

Von da an spazieren sie mit einem aus dieser Begebenheit gewonnenen
Serum an der Schläfe durch Winkel und Kreise. Die, wenn nötig, neu
angeordnet und unter veränderten Gesetzmäßigkeiten der Anziehungskraft
zueinander positioniert werden. Manch Einer erzählt von einem
besonderen Duft, den man im Zuge dieses Prozesses wittern kann, sofern
der Wind sich gerade dreht hat. Seit 2014 streifen Heidi Herzig und
Ben Öztat unter dem Deckmantel von Pseudonymen örtliche sowie
situative Zwischenräume und Leerstellen für gemeinsame
intraventionistische Interventionen. Für die Ausstellung im Badischen
Kunstverein werden die Künstler*innen ihre individuellen Positionen
aufbrechen, um Öffnungen für Synergien zu erzeugen, die sich auch im
musealen Kontext wohlfühlen.

 * 

Rahmenprogramm

Sa 7.9.2019, 20 Uhr

Performance

The Blazing World

Konzipiert von Mai-Thu Perret

Geschrieben und performt von Tamara Barnett-Herrin, Jacopo Belloni,
Giovanna Belossi, Gregory Bourrilly, Sylvain Gelewski, Juliet
Lakhdari, Mai-Thu Perret, Angeles Rodriguez / Gesprochener Text und
Lied von Tamara Barnett-Herrin / Soundtrack von Layer V / Kostümdesign
von Gregory Bourrilly und Giovanna Belossi. Die Performance wurde im
Rahmen eines Workshops des Work.Master Programms der HEAD - Haute
Ecole d´Art et de Design, Genève entwickelt und von Spike Island,
Bristol, UK, in Auftrag gegeben.

Veranstaltungen im Blauen Gang

eingeladen von Heidi Herzig & Ben Öztat

Do 8.8.2019, 19 Uhr

Konzert & Bar

like someone in love

Mi 11.9.2019, 19 Uhr

Perfomance-Lesung

von Jan Erbelding

So 15.9.2019

Finissage

17 Uhr Verköstigung

18 Uhr Performance von Maruf Satar

Führungen

Mi 17.7.2019, 18 Uhr

Kuratorinnen-Führung mit Anja Casser

Mi 31.7.2019, 18 Uhr

So 15.9.2019, 16 Uhr

Führungen mit Yvonne Fomferra

Weitere Führungen nach Vereinbarung

Kuratiert von Anja Casser

Für weitere Informationen und Veranstaltungen besuchen Sie bitte
unsere Website.

Badischer Kunstverein, Waldstraße 3, 76133 Karlsruhe

Di-Fr 11-19 Uhr

Sa, So und Feiertage 11-17 Uhr

T +49 [0]721 28226

Instagram / Facebook / badischer-kunstverein.de

 * 
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TREFF/741: Hamburg - Identitätskrise in der Fashionbranche, auf dem Laufsteg der A+ Modenschau, 14.7.19


Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Identitätskrise in der Fashionbranche - auf dem Laufsteg der
A+ Modenschau



Trends erfassen, unkonventionell denken, progressiv designen, produktiv
fertigen, konsumfreudig vermarkten. Ein Tempo von Prozessen, bei dem
Kontrolle und Transparenz verloren geht und in einer Zeit, in der die
Sinnfrage der Mode - als Konsumgut, als Kunstform, als Weltanschauung -
präsenter ist denn je. Die 10. A+ Modenschau, die am 14. Juli von den
Studierenden des Department Design der HAW Hamburg veranstaltet wird,
greift diese Thematik auf. Erstmalig gibt es in diesem Jahr einen Preis
für die beste Abschlusskollektion. Dieser soll als Startkapital den oder
die Preisträger*in unterstützen

Dieses Jahr wird das zehnjährige Jubiläum der A+ Modenschau gefeiert und
da-mit einhergehend gibt es einige Veränderungen: Zum ersten Mal findet
das Event auf dem Parkdeck der denkmalgeschützten Rindermarkthalle in St.
Pauli statt. "Das jahrelange Ringen um die Nutzung der Rindermarkthalle
und der damit verbundene Konflikt zwischen soziokulturellen und
marktwirtschaftlichen Interessen passt gut zu unserer Zerrissenheit im
Modedesignstudium", sagt eine Studentin, die die Modenschauleitung innehat
hat.

Die Weitläufigkeit des Parkdecks ermöglicht erstmalig eine Vernissage, die
die Modenschau begleitet. Diese blickt auf neun erfolgreiche Shows zurück
und zeigt aktuelle Arbeiten von Alumni der HAW Hamburg, die sich
mittlerweile als Designerinnen und Designer Hamburger können. Für die 10.
Modenschau haben sich die Modedesignstudierenden dazu entschieden, diese
ausschließlich unter nachhaltigen Rahmenbedingungen stattfinden zu lassen.

Angefangen bei umweltbewusstem Branding über regionales Catering mit
recycelbaren Geschirr bis hin zu Zero WASTE Schnittkonstruktion,
Färbemethoden auf Pflanzenbasis und die Nutzung umweltfreundlicher
Materialien, die im Kurs Sustainable Fashion entstanden sind.

Über ausführliche, dramaturgische Konzeptarbeit hinaus werden Themen, die
die Studierenden bei der Entstehung ihrer Kollektionen derzeit am meisten
beschäftigen, bei der 10. A+ Modenschau auf dem Laufsteg performativ
verarbeitet: Transparenz der Entstehungsprozesse, Bewusstsein für die
Wertigkeit der Produkte und die Frage nach dem Sinn der Mode.
Als Höhepunkt wird auf der A+ Jubiläumsschau erstmalig der "A+ Award by
Levantehaus" verliehen. Eine Jury, bestehend aus Vera Fengler (Hamburger
Abendblatt), Rabia Celik (Design Assistant des Hauses Chalayan) und
Manfred Wagner (Senior Designer Menswear von Closed) kürt die beste
Master- und Bachelor Abschlusskollektion. Die Preisvergabe erfolgt durch
das Levantehaus.

Die Presse ist dazu eingeladen am Fitting der Models teilzunehmen. Dieses
findet am Montag, den 8. Juli 2019 (für die weiblichen Models) und am
Dienstag, den 9. Juli 2019 (für die männlichen Models) jeweils ab 16 Uhr
in der Armgartstraße statt. Anmeldung bei Marika Hellmund (siehe Kontakt).

WANN UND WO

WANN: Sonntag, 14. Juli 2019

17 bis 19 Uhr (Einlass 16:30 Uhr)

20 bis 22 Uhr (Einlass 19:30 Uhr)

WO: Parkdeck der Rindermarkthalle St. Pauli

WEITERE INFORMATIONEN

Tickets unter: www.ticketmaster.de


Weitere Informationen unter:

http://www.aplus-show.com

http://facebook.com/AplusFashionShow/

https://www.instagram.com/fashion.design.hamburg/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 08.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/811: Schleswig-Holstein - Keine Gefahr, Verfassungsschutzbericht 2018 vorgelegt 


Gegenwind Nr. 369, Juni 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Keine Gefahr

Verfassungsschutzbericht 2018 vorgelegt

von Reinhard Pohl



Einmal im Jahr legt der Verfassungsschutz Schleswig-Holstein seinen
Bericht vor. Dabei geht es nicht so sehr um den Schutz der Verfassung,
wie der Name nahe legt, sondern um politischen Extremismus. Der wird
traditionell unterteilt in Extremismus von Links, Extremismus von
Rechts und Extremismus von Ausländern. Seit einigen Jahren wird es
etwas mehr aufgefächert. Zusammengefasst muss man aber sagen:
Schleswig-Holstein ist sicher und stabil, bei möglichen Gefahren wird
eher die Polizei tätig.


Islamistischer Terrorismus

Der Verfassungsschutz beschäftigt sich damit, dass Rückkehrer aus dem
"Islamischen Staat" auch nach Schleswig-Holstein kommen könnten. Er
weiß aber nichts Genaues. Im Internet wird heute nicht mehr zum
Ausreisen nach Syrien und Irak aufgerufen, sondern zu örtlichen
Anschlägen. Drei Männer, die über so etwas zumindest nachdachten, sind
Ende Januar 2019 in Dithmarschen festgenommen worden.



Rechtsextremismus

 Die AfD nicht mitgerechnet, gibt es
über tausend Rechtsextremisten in Schleswig-Holstein, davor die Hälfte
gewaltbereit. Größere Organisationen sieht der Verfassungsschutz
nicht, die NPD ist nur noch in Neumünster aktiv, die Identitären sind
eher woanders aktiv, es gab ein paar Konzerte. Die Identitären haben
allerdings im Dezember 2018 vor dem Landeshaus eine Protestaktion
gegen einen Flüchtling aus Afghanistan organisiert, der in Flensburg
seine Ex-Freundin erstochen hat.


Reichsbürger

Die Reichsbürger, die die Bundesrepublik Deutschland nicht anerkennen,
werden seit einiger Zeit stärker beobachtet. Das liegt auch daran,
dass Behörden einen Leitfaden zum Umgang mit der Sekte erhielten und
Vorkommnisse zuverlässiger melden. Einige Reichsbürger sind bewaffnet,
allerdings werden seit einiger Zeit die erteilten Genehmigungen zurück
gezogen.


Linksextremismus

Hier kommt die AfD im Bericht vor, allerdings in deren Lieblingsrolle
als Opfer von Antifaschisten. Der Linksextremismus besteht allerdings
nach den Erkenntnissen der Verfassungsschutzes vor allem darin, dass
Plakate beschädigt werden. Allerdings gibt auch der Verfassungsschutz
zu, dass viele Menschen in Schleswig-Holstein die AfD ablehnen und
nicht alle Linksextremisten sind. Erwähnt wird die Solidarität mit
Afrin während des türkischen Angriffskrieges als "linksextremistisch".

Im Verfassungschutzbericht erwähnt werden die DKP, SDAJ, MLPD, die
Interventionistische Linke, Die Alte Meierei in Kiel sowie die
Alternative e.V. in Lübeck und die Rote Hilfe.


Extremismus mit Auslandsbezug

Während die "Grauen Wölfe", vom Verfassungsschutz "Ulkücü-Bewegung"
genannt, kaum noch aktiv sind, haben PKK-AnhängerInnen gegen den Krieg
gegen Afrin protestiert.


Spiopageabwehr

Hier hat der Verfassungsschutz vor allem den Angriff auf Firmen im
Blick, von denen Informationen erbeutet werden sollen. Als Gegner
werden Iran, Nordkorea, Pakistan und Syrien benannt, die versucht
haben sollen, Computernetze zu hacken, um Informationen über die
Herstellung von Massenvernichtungswaffen zu erlangen. Außerdem werden
von ausländischen Nachrichtendiensten hier lebende Oppositionelle
beobachtet.


Sicherheitsüberprüfungen

Der Verfassungschutz ist auch dafür zuständig, Menschen zu überprüfen,
die an sicherheitsrelevanter Stelle arbeiten wollen. Im Jahre 2018
wurden 6.489 Personen überprüft, bei der Landesverwaltung und
ähnlichen Bereichen waren es nochmal 1.858 Personen. Im Vorfeld von
Aufenthaltserlaubnissen wurden 19.912 Menschen überprüft (109
"Erkenntnisse"), bei Einbürgerungsanträgen waren es 3.839 Menschen (20
"Erkenntnisse").


Gewaltkriminalität

Die registrierte politische Gewalt hat gegenüber 2017 um mehr als 40
Prozent abgenommen, der Verfassungsschutz registrierte im ganzen Jahr
landesweit 47 gewalttätige Straftaten, mehr als zwei Drittel kamen von
Rechtsextremisten.


Fazit

Insgesamt kann der Verfassungsschutz auf keinem Gebiet konkrete
Gefahren benennen, die Warnungen bleiben allgemein.

 * 
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Das Sterben im Mittelmeer geht weiter

Von Marianne Arens

10. Juli 2019



Die mutige Aktion der Kapitänin Carola Rackete hat die Not der Geflüchteten
auf dem Mittelmeer erneut ins Blickfeld gerückt. An Bord der "Sea Watch 3"
hatte Rackete vor zehn Tagen ein Verbot des italienischen Innenministers
Matteo Salvini (Lega) offen missachtet und 42 gerettete Flüchtlinge sicher
in den Hafen von Lampedusa gebracht.

Auch das italienische Rettungsschiff "Alex" der Organisation Mediterranea
trotzte Salvinis Verbot. Es brachte am Sonntag 54 Menschen, darunter elf
Frauen und vier Kinder, in Italien an Land. Dagegen entschloss sich die
"Alan Kurdi", die mit 64 Migranten ebenfalls vor Lampedusa ausharrte, nach
Malta weiterzufahren. Dort wurden die Geretteten am Sonntagmorgen nach elf
Tagen endlich von einem maltesischen Marineboot abgeholt und an Land
gebracht.

Allerdings verbot die maltesische Regierung des Sozialdemokraten Joseph
Muscat der "Alan-Kurdi"-Crew selbst, in Valletta an Land zu gehen. Als
"offene Schikane", bezeichnete das Gorden Isler, Vorsitzender der "Alan
Kurdi"-Mutter Sea-Eye. Kapitän Werner Czerwinski aus Hamburg sagte: "Wir
haben 64 Menschen das Leben gerettet. Das bleibt für immer." Es war sein
erster Einsatz als NGO-Kapitän.

Ihren Namen hat die "Alan Kurdi" von dem zweijährigen syrischen Jungen, der
im September 2015 bei der Überfahrt von der Türkei nach Griechenland
ertrunken war. Obwohl die Crew der "Alan Kurdi" mittlerweile vier Wochen
lang kein Land unter den Füßen gespürt hatte, kehrte sie schon am nächsten
Tag in das gefährliche Einsatzgebiet vor der libyschen Küste zurück, um am
Montag erneut 44 Menschen aus Seenot zu retten. Das Suchflugzeug "Colibri"
hatte sie auf einem hilflos treibenden Holzboot entdeckt.

Viel zu wenige Schiffe sind verblieben, um alle Schiffbrüchigen
aufzunehmen. Seitdem die EU vor einem Jahr beschlossen hat [1], die
Marinemissionen "Sophia" einzustellen und auch die private Seenotrettung zu
unterbinden, ist die Fluchtroute über das Mittelmeer immer mehr zur
Todesfalle geworden.

"Der Weg über das Mittelmeer nach Europa ist offenbar noch gefährlicher
geworden", so der Sprecher der Internationalen Organisation für Migration
(IOM) Flavio Di Giacomo. "Heute stirbt mehr als einer von zehn Migranten
auf der Überfahrt; früher waren es wesentlich weniger." Von Januar bis zum
9. Juli 2019 ertranken laut IOM-Projekt "Missing Migrants" nachweislich 682
Menschen im Mittelmeer. Mit Sicherheit sterben noch viele weitere, ohne
registriert zu werden, da keine Zeugen überleben. In der gleichen Zeit
haben nur noch rund 30.000 Menschen das sichere Festland erreicht; im
letzten Jahr waren es von Januar bis Juli mit 58.000 noch fast doppelt so
viele gewesen.

Erst letzte Woche ertranken bei einer entsetzlichen Havarie vor der
tunesischen Hafenstadt Zarzis 82 Menschen. In der Nacht vom 3. Juli fanden
tunesische Fischer vier Schiffbrüchige auf offener See, die sich seit zwei
Tagen über Wasser hielten, indem sie sich an einer Holzplanke
festklammerten. Sie waren die einzigen Überlebenden.

Die vier Geretteten, drei Männer aus Mali und einer von der Elfenbeinküste,
wurden in ein Krankenhaus in Zarzis gebracht. Dort starb der Mann aus Mali
kurze Zeit später an Entkräftigung. Ihr Schiff mit insgesamt 86 Personen
hatte sich mit Wasser gefüllt und war gesunken. "Wir vier hielten uns an
der Holzplanke fest", berichtete ein Überlebender dem Roten Halbmond. "Die
Wellen schlugen über uns hin. So mussten wir zwei Tage lang verbleiben und
auf dem Brett sitzen, um uns herum lauter Tote."

Seither werden in dieser tunesischen Gegend immer neue Leichen an Land
gespült. Am 7. Juli wurden in Zarzis zwölf Leichen am Strand aufgefunden,
und am 8. Juli schrieb die Afrika-Ausgabe von Le Monde: "Am Strand
von Aghir auf der Insel Djerba gibt es an diesem Monatsanfang mehr Leichen
als Badegäste."

Die Situation hat sich noch einmal deutlich verschärft, seitdem in Libyen
erneut der Bürgerkrieg offen ausgebrochen ist. Das Leben der Geflüchteten
ist noch gefährlicher geworden. Am 4. Juli fanden in einem Haftlager bei
Tripolis über fünfzig Menschen den Tod, als das Lager von einem Luftangriff
getroffen wurde [2]. Am letzten Montag sind die übrigen Gefangenen in
diesem Haftlager von Tajoura in einen Hungerstreik getreten, weil die
sogenannte "Einheitsregierung" unter Fayiz as-Sarradsch sie zwingt, weiter
als Gefangene in dem halbzerstörten Lager zu verbleiben.

Die EU und die UN unterstützen und finanzieren das Sarradsch-Regime und
dessen kriminelle Küstenwache in der Hoffnung, dass diese als Türsteher die
Menschen von der Überfahrt nach Europa abhalten. Gleichzeitig schüren 
EU-Regierungen in ihren Ländern Nationalismus und Rassismus und
kriminalisieren die Seenotretter. Das gilt für Regierungen jeglicher
parteipolitischer Couleur, von Sozialdemokraten bis zu Rechten und offenen
Faschisten.

Erst vor wenigen Tagen hat die spanische Regierung von Pedro Sánchez (PSOE)
der Rettungsmission Proactiva Open Arms eine horrende Geldstrafe angedroht
[3], falls sie weiterhin Flüchtlinge rettet. Auch die rechte Regierung der
Niederlande unter Mark Rutte hat vorgeschlagen, die Seenotrettung im
Mittelmeer unter Strafe zu stellen. Der italienische Innenminister Matteo
Salvini tobt inzwischen, er werde notfalls die Strafen für die NGOs, die
Geflüchtete nach Italien bringen, auf eine Million Euro anheben.

Die Politiker versuchen, sich die Verantwortung für den Massenmord auf dem
Mittelmeer gegenseitig in die Schuhe zu schieben. Am Wochenende schrieb
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) der italienischen Regierung einen
Brief: Es sei "nicht zu verantworten, dass Schiffe mit geretteten Menschen
an Bord wochenlang auf dem Mittelmeer treiben". Worauf Salvini konterte, er
werde die Häfen niemals öffnen und eher "die Migranten in Bussen in die
deutsche Botschaft in Rom" fahren lassen.

In Brüssel hat EU-Innenkommissar Dimitris Avramopoulos die Mitgliedsstaaten
dringend aufgefordert, sich auf einen "vorläufigen Verteilungsmechanismus
für gerettete Geflüchtete" zu einigen. Der Welt sagte Avramopoulos: "Die
Herausforderungen der Migration können nicht nur in der Verantwortung von
Italien und Malta liegen, nur weil sich diese Staaten am Mittelmeer
befinden."

In Berlin versuchte Seehofer zuckersüß, sich mit der Rettung der
Geflüchteten der "Alan Kurdi" in Malta zu schmücken: "Im Geiste der
europäischen Solidarität" habe er angeboten, "bis zu 40 Personen" (!)
aufzunehmen. Nun müsse die EU "schnell einen tragfähigen und
funktionierenden Mechanismus" finden, so Seehofer weiter. Ausgerechnet die
Große Koalition in Berlin, die bisher die Abriegelung der "Festung Europa"
aktiv vorangetrieben hat, zeigt sich plötzlich bereit, gemeinsam mit
Frankreich eine "Übergangslösung" für die Aufnahme von Schiffbrüchigen
anzustreben.

Der tiefere Grund ist in Wirklichkeit ein weiterer schmutziger Deal. Die
Seenotrettung wird zum Spielball in einem politischen Schacher im 
EU-Parlament. Außer der CDU spielen darin besonders die Grünen eine
erbärmliche Rolle. Es geht um den Beschluss [4] der Staats- und
Regierungschefs, die amtierende deutsche Verteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) zur Kommissionspräsidentin zu küren. Dieser Vorschlag
unterstreicht ihre Absicht, die EU zur militärischen Großmacht unter
deutsch-französischer Vorherrschaft auszubauen.

Die Kommissionspräsidentin muss am 16. Juli vom Europäischen Parlament
bestätigt werden, und dafür benötigt sie die Stimmen der Mehrheit der 751
Parlamentsabgeordneten. Dabei werden die Stimmen der Grünen den Ausschlag
geben.

Die Grünen haben am Montag bereits ein einstündiges Gespräch mit der 
CDU-Politikerin geführt. Anschließend sagte ihre Fraktionschefin Ska Keller,
sie sehe "keinen Grund", für von der Leyen zu stimmen. Darauf forderte ihr
Kollege Erik Marquardt die designierte EU-Kommissionspräsidentin auf, "sich
für die Entkriminalisierung der Seenotrettung" einzusetzen. Die 
Europa-Grünen verlangten, so Marquardt, dass sich die Bundesregierung "an die
Spitze einer Koalition der Willigen für die Seenotrettung" setze.

Die Grünen bereiten sich darauf vor, der deutschen Verteidigungsministerin
unter dem Vorwand einer angeblich besseren Lösung für die Seenotrettung auf
den Chefsessel der EU-Kommission zu verhelfen. An der
flüchtlingsfeindlichen Politik und am Schicksal der Menschen, die aus
höchster Not auf das Meer flüchten, wird das nichts ändern.

Das zeigt sich schon daran, dass die Berliner Große Koalition nicht auf die
zahlreichen Angebote reagiert, mit denen sich viele Städte bereit erklären,
geflüchtete Menschen aufzunehmen. Dazu haben sich bisher außer Bremerhaven
auch die Ruhrgebietsstädte Düsseldorf, Köln, Dortmund, Münster und Wetter
bereit erklärt.

Am Samstag fanden erneut große Demonstrationen gegen das Sterben im
Mittelmeer und die tödliche Abschottungspolitik statt. Rund 30.000 Menschen
nahmen daran teil. Für die Verfahrenskosten des Prozesses, den Carola
Rackete in Italien erwartet, wurden in nur vier Tagen eine Million Euro
gesammelt, und eine Initiative in Italien brachte fast eine weitere halbe
Million zusammen. Die Hilfsorganisation Sea Watch will nun diese
gesammelten Spenden mit anderen Seenotrettern, die sie benötigen, teilen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/02/pers-j02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/05/liby-j05.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/08/madr-j08.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/04/leye-j04.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1890: Die Tage der Ungarischen Kommune


graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die Tage der Ungarischen Kommune



Am 13. November 1918 schloss die ungarische Regierung
Waffenstillstand mit den Siegermächten. Von 3,8 Millionen Soldaten
waren 600.000 getötet worden, 81.000 desertiert, 750.000 schwer
verletzt und ebenso viele in Gefangenschaft geraten. Das ohnehin
niedrige Einkommen der Arbeiter wurde weiter gesenkt, die Gewinne des
Großkapitals hingegen stiegen um 38 Prozent. In dem Agrarland mit den
gewaltigen Latifundien des Adels waren um die Jahrhundertwende
zahlreiche industrielle Großbetriebe entstanden. In Budapest lebten
28% aller Fabrikarbeiter. Unter den Abgeordneten im Scheinparlament
gab es keinen einzigen Vertreter der Arbeiterschaft und nur zwei
Bauern. Für die Bildung der Bürger*innen tat der Staat nichts, jeder
Dritte konnte weder lesen noch schreiben. Wegen der schlechten
medizinischen Versorgung starb die Hälfte der Kinder vor dem fünften
Lebensjahr. Auf 18,2 Millionen Menschen kamen nur 5.800 Ärzte. Wie
überall in Europa waren die Menschen "kriegsmüde", revoltierten,
verlangten Frieden, aber auch Bodenreformen und Rätemacht.


Im November 1918 forderten Hunderttausende die Ernennung des
Grafen Károlyi zum Regierungschef. Der Budapester Soldatenrat ließ
Bahnhöfe, Telefonzentrale, Banken, Brücken und die Postämter besetzen.
Offiziere wurden entwaffnet und die politischen Gefangenen befreit.
Militärs rissen sich ihre Rangabzeichen ab, steckten als Zeichen des
Sieges weiße Astern an die Uniformen und in die Gewehrläufe. Die
Machteliten in Wien und Budapest setzten auf Károlyi, da er als
Pazifist und Entente-freundlich galt. Seine Regierung aus
Linksliberalen und Sozialdemokraten ließ die Volksrepublik Ungarn
ausrufen und erklärte die 400-jährige Herrschaft der Habsburger für
beendet. Da Reformen ausblieben, teilten Bauern Latifundien auf,
bewaffneten sich die Arbeiter und übernahmen die Betriebe. Immer mehr
Menschen wandten sich von der Sozialdemokratie ab, da sie an der Seite
der Herrschenden agierte.

Der ungarische Journalist Béla Kun hatte sich in russischer
Kriegsgefangenschaft den Bolschewiki angeschlossen. Lenin forderte ihn
in der revolutionären Situation zur Rückkehr in die Heimat auf. Er
gründete die Kommunistische Partei, die schnell Einfluss in den
Arbeiter-, Betriebs- und Soldatenräten, sowie in den Gewerkschaften
gewann. Die Regierenden verlangten die gewaltsame Auflösung der
Partei.

Am 20. März 1919 wurde ein Ultimatum der Pariser Friedenskonferenz
überreicht, das den Abzug der ungarischen Truppen aus Ostungarn
innerhalb von 36 Stunden verlangte. Die Linksbürgerlichen wollten es
nicht akzeptieren. Die Herrschenden setzten ihre letzte Hoffnung ihr
Territorium zu erhalten nun auf die Sozialdemokraten, die
Internationale und ein Bündnis mit Sowjetrussland. Béla Kun hatte eine
Plattform für eine kommunistische Einheitspartei entworfen. Die
Sozialdemokratische Partei stimmte einer Vereinigung zu, da sie für
die politisch bankrotte Partei die einzige Möglichkeit war, an der
Macht zu bleiben. Der Linksruck, hofften sie, werde schon abklingen.
Im Programm stand die Errichtung einer Räterepublik,
Gleichberechtigung der Nationalitäten, Volksbewaffnung und Aufbau
einer Roten Armee, Nationalisierung von Industrie und Großgrundbesitz,
die Arbeiterkontrolle über Produktion und Verteilung, sowie die
Trennung von Staat und Kirche. Nicht alle Sozialdemokrat*innen und
Gewerkschafter waren mit dem Schritt einverstanden und traten nicht
bei. Viele Anarchist*innen und Syndikalist*innen traten ein oder
unterstützen die Revolution von außen.

"Die Regierung hat abgedankt. Diejenigen, die bisher mit dem Willen
des Volkes und der Unterstützung des Proletariats regierten, haben
eingesehen, dass die Verhältnisse eine neue politische Richtung
erfordern. Die Produktion kann nur gesichert werden, wenn das
Proletariat die Macht in die Hände nimmt.

Neben dem drohenden Produktionschaos ist die Außenpolitik auch in der
Krise. Auf der Pariser Friedenskonferenz wurde im Geheimen
beschlossen, fast ganz Ungarn zu besetzen. Die Ententemission gab zu
verstehen, dass in Zukunft die Demarkationslinie die politische Grenze
bildet. Ferner solle Ungarn Aufmarsch- und Operationsgebiet im Kampf
gegen die sowjetrussischen Truppen an der rumänischen Grenze werden.
Die uns geraubten Gebiete sollen der Sold für jene tschechischen und
rumänischen Truppen sein, mit deren Hilfe man sowjetrussische Truppen
schlagen will.

Ich, der provisorische Präsident der Ungarischen Volksrepublik, wende
mich gegen diesen Beschluss der Pariser Friedenskonferenz und fordere
die Proletarier aller Länder auf, Gerechtigkeit walten zu lassen und
Hilfe zu leisten. Ich danke ab und übergebe die Macht dem Proletariat
der Völker Ungarns. Mihály Károlyi."

Der Schriftsteller und bildende Künstler Lajos Kassák war damals 32
Jahre alt. Der absolute Kriegsgegner hatte schon nach dem Attentat von
Sarajewo vor dem drohenden Blutvergießen gewarnt:

"Es ist unsere Aufgabe, unsere Pflicht, unseren Protest gegen die
gefährlichen Anordnungen der Kriegspartei zu erheben, damit sich die
Kriegstreiber nicht noch brüsten können, das ganze Land sei auf ihrer
Seite... Es ist unsere Aufgabe und unsere Pflicht, im Namen des
werktätigen ungarischen Volkes gegen jedes Blutvergießen zu
protestieren."

Seine Zeitschrift "A Tett" [Die Tat] war 1916 wegen Antimilitarismus
verboten worden. Sie vertrat politisch und künstlerisch die gleichen
Ziele wie Franz Pfemfert mit der "Aktion" in Deutschland. In seiner
Autobiografie berichtet Kassák über die Tage der Kommune:(1)

"Bedenken Sie doch, wie sehr die Kommunisten den Sozialdemokraten den
Fehler vorwarfen, die ihnen vom Bürgertum auf einem Tablett
dargebotenen Ministerposten angenommen zu haben. Und was ist jetzt
geschehen? Auch jetzt wurde ein Pakt geschlossen, noch kleinlicher und
grundloser Pakt, als zwischen Sozialdemokraten und Károlyisten. Béla
Kun und seine Leute haben ohne nachzudenken die bankrotte Regierung
übernommen. Sie haben sie nicht erobert, sondern haben sie geschenkt
bekommen, weil niemand außer ihnen derzeit bereit wäre, die 'Macht' zu
übernehmen. Ich sehe es so: In dem Augenblick, in dem die
kommunistischen Leiter mit den Sozialdemokraten einen Pakt schlossen,
haben sie ihr eigenes Programm weggeworfen und damit scheinen sie
praktisch das Grab für diese Revolution auszuheben. Die kommunistische
Partei ist noch nicht in der Lage alleine zu regieren und das bedeutet
gleichzeitig, dass die Sozialdemokraten die Stärkeren sind. Wie wird
die neue Regierung gebildet? Mit den Sozialdemokraten gemischt, und
dieses halbherzige Gebilde verdrießt und verunsichert mich unendlich.
Die Kommunisten waren unüberlegt gierig. Sie hätten warten müssen, bis
aus den Reihen der Sozialdemokraten eine neue Regierung entsteht und
sie von der Arbeiterschaft gegen den Willen der Regierung aus dem
Gefängnis befreit werden. Ich denke, diese Revolution ist ein billiges
Vergnügen, und der Pakt zwischen den Führern, besteht umsonst, der
Bruderkampf innerhalb der Arbeiterschaft ist damit nicht beendet."

Niemand teilte meine Meinung. Die sehr nüchterne, realistische
Betrachtung in dieser Stunde wurde als Skeptizismus bewertet.
Vielleicht auch als Feigheit. Für sie ist jetzt nicht die Zeit dunklen
Grübelns, sondern ausgiebigen Feierns.

"Bedenken Sie doch, mit dieser Vereinigung hat sich die Kommunistische
Partei selbst aufgelöst, und wenn das so ist, haben wir keinen Grund
die Revolution zu feiern. Lenin sagte: "Wir sind nicht bereit die
Regierung zu übernehmen, wenn sie denen an der Macht zu heikel wird.
Die Arbeiterschaft muss die Macht erobern." Sehen Sie doch ein, dass
es bei uns nicht so war."

Die Vergesellschaftung wurde durchgeführt, den ehemaligen Besitzern
überließ man die Leitung der Staatsbetriebe, jedoch wurden sie von
Betriebsräten kontrolliert. Die Kommune musste die Löhne zahlen, sie
hatte kaum Einnahmen und das massenhaft gedruckte Papiergeld war
wertlos. Eier, Hühner, Milch und Butter waren nur durch Tauschhandel
zu bekommen, da die Bauern keine Banknoten akzeptierten. Massen von
Flüchtlingen und konterrevolutionäre Bewegungen verschärften die
Probleme der Räte. Millionen von Tagelöhnern und Kleinbauern waren
enttäuscht, der Großgrundbesitz wurde verstaatlicht, meist unter
Leitung des alten Grundherrn und sie erhielten kein eigenes Land. Auch
die Bauernunruhen im Juni bewogen die Räte nicht zu einer
Kurskorrektur. Sie hätten von Lenin lernen können, dass es unmöglich
ist, in einem Agrarstaate gegen den Willen des Bauernvolkes Revolution
zu machen.


Am 1. Mai 1919 glaubten Arbeiter, die Welt aus den Angeln
heben zu können

"Ich gehe mit den Demonstranten auf den tobenden Straßen. Ich stoße
keine Jubelschreie aus und ich singe nicht wie die Anderen. Die
Begeisterung wird durch Neugier gebremst, ich möchte mit dem Verstand
ergründen, was in Wirklichkeit mit mir und meinen Genossen geschieht.
Ich höre um mich herum: 'Die Revolution ist ausgebrochen! Es lebe die
Revolution!' Was soll das 'die Revolution ist ausgebrochen?' Dieser
Ausruf wirkt auf mich so wie in meinen Jugendjahren das begeisterte
Gegröle der Bauernjungen, mit dem sie den Wanderzirkus, der in ihre
Stadt kam, voller Inbrunst begrüßten. Sind nicht wir selbst die
Revolution? Wenn wir sie sind, was hat sich in uns und um uns
verändert? Wenn wir sie nicht sind, warum schreien wir ohne Unterlass,
sie solle leben? (...)

Inzwischen werden die Feierlichkeiten zum 1. Mai mit lauter
Betriebsamkeit vorbereitet. Alle verfügbaren Textilstücke und
Papiersäcke werden gesammelt und in den Fabriken rot gefärbt, um die
ernste, ermüdete Stadt in schrillen Festtagsgewand erscheinen zu
lassen. (...)

Es ist die Feier der Freiheit der Arbeit und der menschlichen
Solidarität. Unter welcher Regierung auch immer die Massen leben, für
feierlichen Klimbim, Aufmärsche, Gesänge und Festtagsredner, die ihnen
eine bessere Zukunft versprechen, waren sie immer zu haben. Und auch
an diesem Morgen war es so, als ob die Stadt neugeboren wäre. (...)

Mag sein, dass dieser Tag doch eine Wende bedeutet. Vorgestern schien
es noch so, als ob dieses System unaufhaltsam zusammenbricht, und
jetzt lodern die Hoffnungsfeuer wieder auf. Doch es kann sein, dass
das alles nur Augenwischerei ist. Wegen des Gesangs kann man den
Kanonendonner des Feindes nicht hören, und die vielen roten Tücher
verdecken die Farben der Bitternis und des Elends.

Morgen früh stehen wir auf und stellen uns wieder in das Hamsterrad.
Die Arbeiter arbeiten dann, die Heeresgruppen werden von Neuem und
Neuem auf Kampf getrimmt, die Frauen stehen für fehlende Lebensmittel
vor den Geschäften Schlange (...)

Die Frauen heizen die Stimmung vor den Geschäften an und die Männer
verlassen, ohne Gewissensbisse, scharenweise die Front.

Die Zeitungen schreiben umsonst jeden Tag:

'Die Revolution ist in Gefahr!'

'Jeder Proletarier soll zu den Waffen greifen!'

Ihre Ohren sind taub geworden und die Augen sehen im Nebel nichts.
Trotz und Verzweiflung machen sich breit."

Am 4. Mai 1919 wurde die Generalmobilmachung deklariert. Die
französischen, tschechischen, rumänischen und serbischen Truppen
hielten den Waffenstillstand nicht ein. Frankreich und Großbritannien
planten eine Militärintervention gegen Sowjetrussland und wollten
durch die Besetzung Ungarns nicht nur die Revolution schlagen, sondern
auch das Land zur Aufmarschbasis gegen Sowjetrussland aufbauen. Die
Rote Armee rückte bereits in die rumänischen Gebiete Bessarabien und
die Bukowina vor. Die Front war 200 Kilometer von Budapest entfernt.
Die Entente verlangte weiterhin den Abzug aus Ostungarn und versprach
den bürgerlichen Regierungen in Bukarest, Prag und Belgrad
Siebenbürgen, Oberungarn und die Vojvodina als Kriegsbeute. 107.000
Soldaten zogen gegen die Räterepublik. In Szeged bildete die Entente
eine konterrevolutionäre Marionettenregierung.

"(...) gleichzeitig erstarkt und organisiert sich die rechte
Gegenrevolution. Die Provinz ist unruhig, unter der Führung der
ehemaligen Notare, Richter, Lehrer und Priester stellt sich bereits
ein Teil der Bevölkerung der Dörfer und Städte gegen die
Regierungsanordnungen, sie werden nicht Soldaten und vertrieben die
Roten, die sie einziehen wollen. Und wenn wir auch in Budapest nach
vielen friedlichen Tagen und Wochen von der ersten offiziellen
Hinrichtung hörten, so kommen jetzt aus der Provinz Nachrichten von
Aufständen und deren Niederschlagungen. (...) die aktiven Kreise des
Bürgertums betreiben Mundpropaganda, dass die Proletarische Diktatur
in Terrorherrschaft umgeschlagen sei.

Alle wissen, dass Sonderkommandos in der aufständischen Provinz
unterwegs sind, und der Name von Tibor Szamuely erscheint in den
Vorstellungen des Bürgertums als Symbol von vergossenem Blut. Wir
wissen nicht wie viel von den Nachrichten wahr ist, doch die
öffentliche Meinung kippt noch mehr, und die Agitatoren der
Gegenrevolution gewinnen immer mehr Raum unter dem Volk. Sie haben
leichtes Spiel. (...)

Ich müsste von vielem sprechen, das ich für schlecht und verfehlt
halte, dessen Resultate ich vorhergesehen habe ohne Politiker zu sein,
vorhergesehen habe, wogegen ich aber nicht in der entsprechenden Form
protestiert habe und heute kann ich das nicht mehr tun. Damals musste
ich im Interesse der Vorbereitung der Revolution schweigen, weil ich
selbst der Meinung war, dass in kritischen Momenten aktives Handeln
nötig ist und keine missbilligende Kritik. (...) kopflose Schluderei
auf allen Gebieten, die Bemühungen der rechtschaffen Arbeitenden
reichen nicht aus, um dem leeren demagogischen Geschwafel, dem
Opportunismus der ehemaligen Führer der Sozialdemokraten und dem
unreifen diplomatischen Spiel der Kommunisten etwas entgegenzusetzen.
Alles Gute geschieht zufällig und unerwartet, und es scheint bereits
so, dass es nur eine Frage der Zeit ist, das uns der Boden unter den
Füssen weg bricht. (...)

Die Arbeiterschaft ist müde, und die Mitglieder der Gruppe der
Intellektuellen, die sich unmittelbar vor dem Ausruf der Diktatur an
die Seite Kuns stellten, verfingen sich in ihren eigenen
Widersprüchen. Sie waren Philosophen, Dichter, Ästheten, und die
praktische Bewegung war für sie wie ein Sturm der Wohltätigkeit, doch
sie hielten der stürmischen Luft nicht stand, den ständigen
Rangeleien, Angriffen und Streitereien und erschöpft fielen sie in den
lauwarmen, bodenlosen Sumpf ihrer Hirngespinste zurück. Draußen tobten
die Gefahren, und sie zogen sich, bei der kleinsten Gelegenheit, die
sich bot, in irgendein Zimmer im Haus der Räte zurück und aus ihrem
bitteren Mund strömt der unendliche Schwall prinzipieller
Diskussionen. (...) Zitate von Hegel, Marx, Kierkegaard, Fichte,
Weber, Jean Paul, Hölderlin und Novalis flogen durch die Luft und
diese herausragenden Geister verpesteten mit ihren Spitzfindigkeiten
und Verdrehungen die Luft, und wie Nebelschwaden legten sie sich
schwer auf die menschliche Psyche. (...)"

Die tschechoslowakische Armee war im Mai 1919 von der Ungarischen
Roten Armee unter Kontrolle gebracht waren. Kun verfocht keine
nationalen Interessen, doch verschaffte der Sieg der Roten Armee ihm
innenpolitisches Prestige. Als Verteidiger der staatlichen Integrität
konnte er auch die reaktionären Kräfte in der Armee auf seiner Seite
halten, bis die Räteregierung der Rückzugsforderung Clemenceaus
nachkam. Im Gegenzug wurden der Abzug der rumänischen Truppen aus
Ostungarn versprochen und Friedensverhandlungen angeboten. Der
Rätekongress befürwortete Verhandlungen mit den Imperialisten und zog
die Rote Armee ab. Wortbrüchig beließen die Ententemächte ihre Truppen
in Ostungarn und verschärften zudem die Wirtschaftssanktionen.
Anschließende militärische Versuche die Besatzer aus Ostungarn zu
vertreiben, endeten in einem Desaster.

"Kuns Kommunistenregierung ist zu entfernen, der Bolschewismus zu
beseitigen", forderte nun die Entente und sagte dafür die Aufhebung
des Embargos zu. Am 1. August standen die rumänischen Truppen 30
Kilometer vor Budapest. Lenin forderte die Räte auf, solange wie nur
möglich durchzuhalten, wohl wissend, dass sie ihm die Armeen Entente
vom Hals hielten. Kun trat dessen ungeachtet zurück, um Bürgerkrieg zu
verhindern und möglichst vielen Revolutionären den Weg ins Exil zu
sichern.

In seiner letzten Rede lamentierte er: "Das Proletariat ließ nicht
seine Führer, sondern sich selbst im Stich. Ich erwog, ich überlegte
lange, was ich tun sollte. Kalt und ruhig muss ich feststellen: Die
Diktatur des Proletariats ist gestürzt. Die Rätemacht hätte ein
anderes Ende nehmen können, wenn wir über selbstbewusste und
revolutionäre Proletariermassen verfügt hätten."

Einige ländliche Regimenter in Ostungarn kämpften bis zuletzt, aber
nicht um die Rätediktatur zu retten, sondern aus Chauvinismus.

Kassák hatte sich in seiner Zeitschrift MA [Heute], die auch von den
Räten als das Kulturorgan der Kommune betrachtet wurde, für die
Freiheit der Kunst ausgesprochen. MA wurde verboten und der
Herausgeber in die "Verbannung" geschickt, wo ihn die Nachricht
erreichte, dass die Räte abgedankt hatten und rechte Sozialdemokraten
regierten. Soldaten von Horthys Nationaler Armee inhaftierten Kassák.
Über die Haft schreibt er:

"Meinen Genossen sah ich an, wie gern sie es gehabt hätten, wenn die
Wachen sie zu einer Partie Karten eingeladen und die Männer an der
Macht sie mit ein paar Worten des Tadels wieder an die Werkbänke,
Malerpinsel, Maurerkelle oder ganz allgemein an die meist schlecht
bezahlte Arbeit und in ihre schlecht beleuchteten, elenden Wohnungen
zurück gelassen hätten. Ja, sie vertrauen darauf, dass das irgendwie
auch geschieht. Und wenn sie aber sehen, dass die Situation sich
anders entwickelt, bricht die Verzweiflung aus, und vielleicht werden
einige von ihnen zu Verrätern, die ihre Genossen anschwärzen, damit
sie selbst leichter aus der Bredouille herauskommen. Einen Augenblick
dachte ich, ich müsste mit ihnen reden, sie vorbereiten, damit sie
nicht mit unerwarteten Überraschungen konfrontiert werden. Doch das
konnte ich nicht tun. Warum sollte ich mich auf historische Tatsachen
berufen, wenn ich doch soviel Menschenkenntnis habe, dass ich mir
darüber im Klaren bin, dass der Mensch nicht das Tier ist, das aus den
Fehlern anderer lernt."

"Eine verhängnisvolle Wendung stand kurz bevor. Wir wussten aber
nichts Genaues. Zweifellos werden nicht alle Fabrikarbeiter sich auf
die Seite der Regierung stellen, im militärischen Oberkommando laufen
Umstrukturierungen, die Gegenregierung in Szeged nennt keiner mehr
Marionettenregierung, aber wir vermuten, dass die letzten,
entscheidenden Sätze in den außenpolitischen Verhandlungen gesprochen
werden. Aus den Kulissen der Diplomatie dringen nur wenige und
unsichere Nachrichten zu uns. (...)"

Kuns Nachfolger, der rechte Sozialdemokrat Peidl setzte sämtliche
Verordnungen der Räteregierung außer Kraft. Entgegen den
Vereinbarungen wurde seine Regierung drei Tage nach dem Einmarsch der
Besatzer in Budapest abgesetzt, denn Paris, London und Washington
sahen im Oberkommando des Admirals und Großgrundbesitzers Horthys den
künftigen Herrscher. Von Selbstbestimmungsrecht und Demokratie war nun
nicht die Rede. Im November zog Horthy an der Spitze seiner 24.000
Mann starken "Nationalarmee" in das "Sündenbabel" der Räterepublik
ein. Die "schuldige und sündige Stadt" habe "ihre tausendjährige
Geschichte verleugnet,... die nationale Krone und die nationalen
Farben in den Staub gezerrt und sich in rote Lumpen gehüllt". Die
Kommune sei nicht ungarisch, sondern jüdisch gewesen. Von einem
"jüdischen Dolchstoß in den Rücken des ungarischen Volkes".


Die Reaktion war unerbittlich

Alle Organisationen des Proletariats wurden zerschlagen, Arbeiter, die
ihre Waffen schon niedergelegt hatten, ermordet. Zehntausende flohen
vor Inhaftierung, Liquidierung, Hungersnot und Elend ins Ausland. Die
Franzosen deportierten gegen internationales Recht ehemalige rote
Milizionäre nach Marokko und Algerien. Andere wurden vom
Militärtribunal zu Zwangsarbeit verurteilt oder nach Guayana
verbracht. Die französisch-rumänischen Truppen haben in Budapest den
Tod von mehreren Zehntausend Arbeitern zu verantworten. In den
Konzentrationslagern drängten sich dreißigtausend Gefangene, die
Anzahl der Gehängten und Erschossenen wurde auf neuntausend Menschen
geschätzt. Die Kommunistische Partei und die Anarchistenunion wurden
zu illegalen Bewegungen erklärt. In der neu konstituierten
Nationalversammlung saßen nur Militärs, Priester, Grundbesitzer und
Industrielle.

Kassák war gezwungen nach Wien zu fliehen. Dort begann er die Arbeit
an seiner Autobiografie. 1926 kehrte er nach Ungarn zurück. Béla Kun
ging über Wien nach Russland und fiel dort 1938 einer "Säuberung" zum
Opfer. Stalin ließ die ungarische Kommune nicht als "proletarische
Revolution" gelten. Auf dem XX. Parteitag der KPdSU wurde Kun
rehabilitiert. Die historische Einschätzung der Ungarischen
Räterepublik war von Anfang an kontrovers, doch in den 1920er Jahren
würdigten selbst "rechte" Kritiker die Leistungen der Kommune für die
Volksbildung und ihr kulturelles Schaffen. In Ungarn wird heutzutage
nur an die "rote Schreckensherrschaft" erinnert, den Faschisten Horthy
jedoch verherrlichen die Herrschenden als einen Nationalhelden.

zinkhund
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2400: Eindrücke vom Ratschlag der Bewegungslinken


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Parteilinke zusammenführen

Eindrücke vom Ratschlag der Bewegungslinken

von Angela Klein



Erfrischend. Für eine bundesweite Versammlung von Mitgliedern der
LINKEN erstaunlich stark auf außerparlamentarische Praxis orientiert.
Die "Bewegungslinke", die sich seit dem vergangenen Herbst in der
Partei formiert und am 15. und 16. Juni ihren zweiten Ratschlag
durchgeführt hat, verspricht, die Partei aufzumischen. Bisher ist dies
allerdings noch ein Versprechen.


Gleich zu Anfang auf dem Auftaktpodium fielen zum Thema: Wie
sieht eine gute sozialistische Partei aus? die richtigen Stichworte:
Sie betreibt keinen Gremiensozialismus, ist Bewegung, macht
verbindende Klassenpolitik und stellt die Machtfrage jenseits von
Regierungsbeteiligungen. Diese Stichpunkte wurden in verschiedenen
Beiträgen konkretisiert: Was heißt Bewegungsorientierung überhaupt?
Ist das die Mitarbeit in Bewegungen oder die Aufbauarbeit vor Ort, im
Kiez, im Betrieb? Wie macht die LINKE Betriebsarbeit, deren Fehlen
allseits beklagt wurde? Wie schafft sie eine solidarische
Alltagskultur vor Ort? In welchem Verhältnis soll
außerparlamentarische Arbeit zur Parlamentsarbeit stehen?

Ein Parlamentssitz ist ja noch kein Machtfaktor, wie manche irrtümlich
annehmen. Die Bewegungslinke nimmt sich vor, aus den Bewegungen heraus
die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zu ändern. Dazu wurde eine
Entparlamentarisierung der Arbeit gefordert, will heißen: Die Arbeit
im Parlament soll der in den Bewegungen folgen, Abgeordnete sollen
helfen, Initiativen aufzubauen und nicht umgekehrt Kräfte aus der
Bewegung abziehen, Die LINKE müsse mehr sein als der parlamentarische
Arm der Straße. Forderungen nach Rotation der Mandate und eine
Obergrenze für Abgeordnetenbezüge wurden wieder laut.


Der Ablauf der Konferenz entsprach weitgehend diesem Anspruch.
In den Arbeitsgruppen wurde nicht nur über dieses andere Bild der
Partei, sondern auch über die eigene Praxis geredet und inwiefern sie
etwa dazu beitragen konnte, den Einfluss der AfD zurückzudrängen.
Viele interessante Ansätze außerparlamentarischer Praxis der LINKEN
vor Ort wurden vorgestellt, man konnte daraus Anregungen für die
eigene Arbeit gewinnen.

Solche Töne sind in der Partei allerdings nichts wirklich Neues, im
Umkreis der AKL hat man sie immer wieder vernommen. Dass sie nun
stärker nach vorn drängen und sich als Initiative organisieren, kommt
jedoch nicht von ungefähr. Im Vorfeld waren Texte u.a. von Raul Zelik
und Thomas Goes verteilt worden, die einen Stimmungsumschwung
konstatieren und energische Schritte zu einer Verankerung der LINKEN
in der Arbeiterklasse fordern, wenn sie ihren Abwärtstrend stoppen und
dem Aufstieg der Rechten etwas entgegensetzen will.

O-Ton Raul Zelik: "Nach Jahren rechter Hetze stehen Klimaschutz,
bezahlbare Mieten und Vergesellschaftung im Mittelpunkt der Debatte.
Die LINKE sollte diese Aufbrüche vieler Aktiver zum Ausgangspunkt
ihrer Politik machen: Mieterbewegung, Seebrücke, Fridays for Future,
die Streiks bei RyanAir oder Amazon - das ist die Kraft, die
Solidarität sichtbar macht und etwas verändert. Anstatt lähmende
innerparteiliche Schlachten auszutragen, bei denen es letztlich doch
nur um die Profilierung einzelner geht, müssen wir solche Bewegungen
mit aufbauen und unterstützen."

Den Hinweis, viele in den Bewegungen würden sich nach einer
Mitte-Links-Regierung sehnen, kontert Zelik mit dem Beispiel: "Seit
den 1980er Jahren haben wir immer wieder erlebt, wie linke Regierungen
rechte Reformen umgesetzt haben... Woran liegt das? Nicht in erster
Linie an 'Verrat' oder 'den falschen Leuten'. Aus den
Landesregierungen mit Beteiligung der LINKEN wissen wir doch, wie es
läuft. Die Berliner PDS stimmte dem Verkauf von 140.000 Wohnungen aus
kommunaler Hand zu. Die Alternative wäre gewesen, die von der CDU
hinterlassenen Schulden nicht zu bezahlen und einen schweren Konflikt
mit der Bundesregierung und dem Finanzkapital zu provozieren. Der Fall
zeigt deutlich, dass nicht die 'politischen Mehrheiten', sondern erst
die Veränderung von Kräfteverhältnissen und die Kampfbereitschaft von
Linken in- und außerhalb der Institutionen zu einem Politikwechsel
führen... Die linke Machtressource sind soziale Kämpfe."


Ja, die Stimmung hat sich seit dem Anti-Seehofer-Sommer im
vergangenen Jahr gedreht. Und das schlechte Abschneiden der LINKEN bei
den Europawahlen hat dort für Katzenjammer gesorgt. Ein großer Teil
der Partei zieht daraus aber die entgegengesetzte Schlussfolgerung:
Rot-Rot-Grün in Bremen, wo die LINKE die Schuldenbremse schluckt;
Träume von Katja Kipping über Rot-Rot-Grün im Bund - ganz gegen den
Trend; bis hin zu Oskars Torschlusspanik, der das Scheitern seines
Ansatzes, die LINKE zur neuen, "echten" Sozialdemokratie zu machen,
angesichts der sich abzeichnenden zaghaften Linkswende der SPD dadurch
zu verbergen sucht, dass er die LINKE kurzerhand in einer "gewendeten"
SPD aufgehen lassen möchte.

Die Partei bewegt sich auseinander. Eine Initiative wie die
Bewegungslinke kommt somit zur rechten Zeit. Von ihrem verkündeten
politischen Ansatz her hat sie das Zeug, die Partei aufzumischen und
sichtbar zu machen, wie eine sozialistische Partei des
21. Jahrhunderts aussehen müsste. Doch da gibt es Fallstricke, und die
liegen in der Zersplitterung der Parteilinken selbst. Soweit von außen
ersichtlich, waren auf dem Ratschlag Vertreter verschiedener linker
Strömungen anwesend: Marx21, linke SL, AKL, und natürlich auch solche,
die sich nirgendwo zugehörig fühlen. Das heißt, das Projekt ist
geeignet, Parteilinke zusammenzuführen. Diese Chance sollten sich die
Initiatoren nicht entgehen lassen. Denn auch die Parteilinke braucht
dringend einen Bewegungsschub. Die Sozialistische Linke (SL) mit dem
Streit über Wagenknechts "Aufstehen"-Initiative auseinandergefallen
und die Antikapitalistische Linke (AKL) gibt gute Erklärungen heraus,
ist aber kein Motor für Bewegung, obwohl sie diesen Ansatz fordert.


Es gab einen Misston bei diesem Ratschlag, der daraufhin deutet,
dass noch längst nicht alles in trockenen Tüchern ist, das war die
Abschlussrunde. Eigentlich hätte es hier eine Podiumsdiskussion über
das Selbstverständnis der Bewegungslinken geben müssen. Das aber haben
die Initiatoren gescheut. Denn es gibt eine Kontroverse darüber, ob
man sich als Strömung, sprich: als Bundesarbeitsgemeinschaft,
konstituieren soll, die Gelder beantragen und Anträge stellen kann.
Natürlich ist es wichtig, dass eine Bewegungslinke in die Partei
hineinwirkt, damit sie Weichen anders stellen und die Partei erneuern
kann. Dafür ist dieses Instrument nützlich. Wenn sie sich aber erneut
in Gremienarbeit verliert, wo ja ein Teil des "Hineinwirkens in die
Partei" stattfindet, ist die Bewegungslinke schneller erlahmt, als sie
hat loslaufen können. Es wäre bei einer Selbstverständnisdiskussion ja
auch gar nicht allein um die Frage gegangen, wie man sich
innerparteilich organisiert, sondern auch darum, wie eine
Bewegungslinke sich zu den verschiedenen linken Strömungen
positionieren soll. Aber das ist ein noch heikleres Thema...

Also wurde der Punkt ausgespart und man diskutierte zum Abschluss...
über die Regierungsfrage, und zwar in der abstraktesten Weise: Was
wäre, wenn? Nicht wirklich eine Abkehr von Parlamentsfixiertheit, wenn
auch Beiträge wie der von Thomas Goes sehr anregend waren. Nicht mal
eine konkrete Argumentation gegen Rot-Rot-Grün in Bremen ist dabei
herausgekommen.

Ich kann mir vorstellen, dass die Bewegungslinke eher eine
integrierende Kraft auf dem linken Flügel der Partei entfalten würde,
wenn sie sich nicht in Konkurrenz zu den bestehenden linken Strömungen
begäbe, sondern quer zu diesen allen läge, von ihnen aber tatkräftige
Unterstützung - finanziell, materiell und personell - einforderte.
Damit würde sie sich viele Probleme ersparen.
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MELDUNG/1007: Neue Ausgabe des Magazins der Leibniz-Gemeinschaft zum Schwerpunkt "Freiheit" (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 10.07.2019

leibniz: Freiheit

Die neue Ausgabe des Magazins der Leibniz-Gemeinschaft widmet sich dem
Schwerpunkt "Freiheit".



Frei von staatlichen Eingriffen zu denken und zu leben, mag für uns in
Deutschland alltäglich sein - aber es ist nicht selbstverständlich. Unsere
grundlegenden Rechte schützt seit mittlerweile 70 Jahren das Grundgesetz,
auch mit dem Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit, das freie Forschung und
Erkenntnisse für alle ermöglicht. Andernorts kämpfen Menschen bis heute
für ein selbstbestimmtes Leben. Wie kann Freiheit ein globales Gut
werden?

Freie Forschung braucht unter anderem Autonomie, die Möglichkeit,
Ergebnisse frei zu publizieren und finanzielle Förderung. In vielen
Ländern finden Forschende diese Bedingungen heute vor; in anderen haben
sie mit Repression und staatlichen Eingriffen zu kämpfen. Mit der
Publizistin Carolin Emcke und der ungarischen Historikerin Andrea Petö
haben wir über Wissenschaftsfreiheit gesprochen - und über ihre Gegner.
Am Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung befasst sich die
Historikerin Juliane Fürst mit Freigeistern in Zeiten des Kalten Krieges:
Inspiriert von den Hippies in den USA träumten in den 1960er Jahren auch
in der Sowjetunion junge Menschen von Liebe, Frieden und Rock 'n' Roll.
Doch ihre Suche nach Freiheit brachte die Blumenkinder des Ostens in
Konflikt mit dem Regime.

Weltweit erleiden Schätzungen zufolge jährlich 130.000 Menschen eine
Querschnittslähmung als Folge eines Unfalls, andere schränkt sie von
Geburt an massiv in ihrer Bewegungsfreiheit ein. Am DWI - Leibniz-Institut
für Interaktive Materialien in Aachen forscht Laura De Laporte an einer
Therapie für Rückenmarksverletzungen. Angetrieben wird sie dabei auch von
ihrer persönlichen Geschichte.

Außerdem lesen Sie in leibniz:


	Freie Köpfe: Im Mathematischen Forschungsinstitut Oberwolfach treffen sich die Koryphäen des Fachs zum Gedankenaustausch - in Workshops oder bei einer Wanderung durch den Schwarzwald.

	Wiederansiedlung: Überfischung, Umweltverschmutzung und Dämme haben den Stör aus Deutschlands Gewässern verdrängt. Leibniz-Forscher arbeiten an seiner Rückkehr.

	Homosexuelle Emanzipation: Im Interview spricht der Historiker Michael Schwartz über eine Erfolgsgeschichte mit dunklen Kapiteln und Rückschlägen.

	Willensfrage: Wie frei sind unsere Entscheidungen wirklich?

	Staubfrei: Selbst winzigste Partikel müssen draußen bleiben. Zu Besuch im Reinraum des IHP - Leibniz-Institut für innovative Mikroelektronik.

	Autokratie: Um an der Macht zu bleiben, beschneiden autokratische Regime die Freiheiten ihrer Bürger - und greifen dazu auch auf demokratische Mittel zurück.

	Forschungspolitik: Mit Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und Wilhelm Bauer vom Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation hat Leibniz-Präsident Matthias Kleiner über die digitalen Arbeitswelten der Zukunft gesprochen.

	Resilienz: Am Römisch-Germanischen Zentralmuseum - Leibniz-Forschungsinstitut für Archäologie untersucht Alexandra W. Busch, was Gesellschaften widerstandsfähig macht.

	Nur so ein Vorschlag: In seiner Kolumne lädt Leibniz-Präsident Matthias Kleiner dieses Mal zum Seilspringen ein.





Hinweis in eigener Sache: Das Magazin der Leibniz-Gemeinschaft wird auch
künftig drei Themenschwerpunkte im Jahr beleuchten: ab der kommenden
Ausgabe in einem neukonzipierten Onlinemagazin, einmal im Jahr erscheint
leibniz auch weiterhin in gedruckter Form. Das PDF und die Blätterversion
finden Sie unter www.leibniz-gemeinschaft.de/magazin. Die Druckversion
können Sie kostenlos abonnieren: abo@leibniz-gemeinschaft.de.

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 95 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a.
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen knapp 20.000 Personen,
darunter etwa die Hälfte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Weitere Informationen unter:

http://www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





MUSIK/574: BR/ARD-alpha - Klassik am Odeonsplatz 2019, 13. und 21.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Juni 2019

Klassik am Odeonsplatz 2019

Renée Fleming, Sopran

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Alan Gilbert, Dirigent

BR-KLASSIK überträgt das Open-Air-Konzert am Samstag, 13. Juli, ab
20.05 Uhr live in BR-KLASSIK/Hörfunk, ab 20.15 Uhr live im BR
Fernsehen, per Video-Livestream unter www.br-klassik.de/concert sowie
leicht zeitversetzt ab 21.00 Uhr auf 3sat, dem Programm von ZDF, ORF,
SRF und ARD.

ARD-alpha sendet die Aufzeichnung des Konzerts am Sonntag, 21. Juli
2019, um 20.15 Uhr.



Zum 19. Mal wird der Münchner Odeonsplatz am 13. und 14. Juli 2019 der
schönste Open-Air-Konzertsaal der Stadt. Am Samstag tritt die
Sopranistin Renée Fleming mit dem Symphonieorchester des BR auf, Alan
Gilbert dirigiert ein Programm rund um Peter I. Tschaikowsky.
BR-KLASSIK überträgt live ab 20.15 Uhr im BR Fernsehen, in
BR-KLASSIK/Hörfunk, im Video-Livestream und etwas zeitversetzt ab
21.00 Uhr auf 3sat. Das Konzert der Münchner Philharmoniker am Sonntag
wird per Video-Livestream im Internet übertragen, eine Aufzeichnung im
Radio am Mittwoch, 24. Juli 2019, um 18.05 Uhr ausgestrahlt.

Eingerahmt von Residenz und Theatinerkirche wird die Feldherrnhalle am
Samstag, 13. Juli 2019, zur Bühne für rund 80 Musiker und Musikerinnen
des Symphonieorchesters des Bayerischen Rundfunks und ihren
amerikanischen Gastdirigenten Alan Gilbert.

Die diesjährige Solistin Renée Fleming zählt zu den derzeit größten
Stars der Opernszene. Sie macht an den bedeutendsten Bühnen der Welt
Furore, ihr Repertoire umfasst mehr als 50 Opernrollen, aber auch
Lieder und Songs aus Jazz und Pop. Auf dem Odeonsplatz präsentiert sie
unter anderem Szenen und Arien aus Tschaikowskys "Eugen Onegin", Erich
Wolfgang Korngolds "Die Kathrin" und Friedrich von Flotows "Martha" -
sowie den Evergreen "You'll never walk alone" aus dem Musical
"Carousel" von Rodgers/Hammerstein, der nicht nur Fußballfans ein
Begriff sein dürfte.

Der zweite Teil des Konzerts steht im Zeichen der ganz großen Gefühle -
 mit der Symphonie Nr. 5 von Peter Tschaikowsky, seiner
"Schicksalssymphonie" zwischen Walzer-Charme und heroischem Triumph.


Programm:

Peter Tschaikowsky - Eugen Onegin, Polonaise aus dem 3. Akt

Peter Tschaikowsky - Eugen Onegin, Briefszene der Tatjana aus dem 1.
Akt

Erich Wolfgang Korngold - Die Kathrin, Briefszene der Kathrin aus dem
1. Akt

Leonard Bernstein - On the Town, Pas de deux

Friedrich von Flotow - Martha, Volkslied der Martha aus dem 2.
Akt

Richard Rodgers/Oscar Hammerstein - Carousel, You'll never walk
alone

Peter Tschaikowsky - Symphonie Nr. 5 e-Moll


Live-Übertragung des Konzerts der Münchner Philharmoniker am
Sonntag, 14. Juli 2019:

Am zweiten Abend von "Klassik am Odeonsplatz" sind am Sonntag, 14.
Juli, die Münchner Philharmoniker unter der Leitung ihres
Chefdirigenten Valery Gergiev zu erleben - mit einem Vorgeschmack auf
das Beethoven-Jahr 2020: Auf die "Coriolan-Ouvertüre" folgen das
Fünfte Klavierkonzert mit Daniil Trifonov und die populäre Fünfte
Symphonie.

Dieses Konzert wird im Internet per Video-Livestream auf
br-klassik.de/concert übertragen. - Einen Mitschnitt sendet
BR-KLASSIK/Hörfunk im Rahmen der "Festspielzeit" am Mittwoch, 24. Juli
2019, um 18.05 Uhr.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1960: Deutschlandfunk - "Der Tod des Iwan Iljitsch - Sterben in Bern", 13.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Tod des Iwan Iljitsch - Sterben in Bern

Hörspiel von Noam Brusilovsky nach der gleichnamigen Novelle von Leo
Tolstoi

Deutschlandfunk/SWR 2019/51'09

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 13. Juli 2019, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Der Tod des Iwan Iljitsch", 1886 erschienen, erzählt die Geschichte
eines 45-jährigen russischen Beamten, der auf dem Sterbebett ein
Resümee seines Lebens zieht. In seinen letzten Wochen distanziert sich
Iwan Iljitsch von seiner Familie, seinem Freundeskreis und seinen
Kollegen und begreift seine ganze Lebensweise, seinen Beruf, seine
Ehe, den erreichten gesellschaftlichen Status als nicht das Richtige.
Nicht das Richtige, das scheint auch der Eindruck des Regisseurs Amir
Kaplan während der Proben zu sein, als er seine eigene Geschichte von
Schauspielern verkörpert sieht. In seinem Hörspiel beschreibt Autor
und Regisseur Noam Brusilovsky den Entstehungsprozess einer
Theaterinszenierung und verschiebt die Grenzen zwischen Spiel und
Realität, zwischen dem Darstellbaren und dem Nicht-Darstellbaren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1929: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über die Familie Wittgenstein, 13.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wir sind in unserer Haut gefangen

Eine Lange Nacht über die Familie Wittgenstein

Von Barbara Giese

Lange Nacht

Samstag, 13. Juli 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In seinem Streben nach Wahrhaftigkeit trennte sich der Logiker und
Sprachphilosoph Ludwig Wittgenstein nach dem Ersten Weltkrieg unter
den Eindruck seiner Tolstoi-Lektüre von seinem großen ererbten
Vermögen. Der Pianist Paul Wittgenstein hatte im Krieg den rechten Arm
verloren, doch in der Pflicht sich selbst gegenüber war er genauso
kompromisslos wie sein jüngster Bruder. Er wurde zum Auftraggeber der
Werke für die linke Hand von Benjamin Britten, Erich Wolfgang
Korngold, Sergej Prokofjew, Maurice Ravel und Richard Strauss. Durch
ungeheure Selbstdisziplin meisterte Paul als einarmiger Pianist eine
einmalige Karriere. Begabt und diszipliniert waren alle acht Kinder
der Familie des Stahlmagnaten Karl Wittgenstein. Glücklich waren sie
nicht.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1928: Neue Rekordwerte für die drei Deutschlandradio-Programme (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 10.07.2019

ma 2019 Audio II

Neue Rekordwerte für die drei Deutschlandradio-Programme

Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova mit
höchsten bisher gemessenen Hörerzahlen



Noch nie haben mehr Menschen Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur
und Deutschlandfunk Nova gehört. Bei der zweiten Media Analyse des
Jahres 2019 (ma 2019 Audio II) haben die drei Programme von
Deutschlandradio gegen den allgemeinen Trend teilweise deutliche
Zuwächse verzeichnet. Bei leicht gesunkener Radionutzung insgesamt
schalteten 2,18 Millionen Hörerinnen und Hörer täglich den
Deutschlandfunk ein (Tagesreichweite Mo-Fr, ma 2019 Audio I: 2,09
Millionen), der damit weiterhin zu den TOP 10 der meistgehörten
Programme in Deutschland gehört. Das bundesweite Kulturangebot
Deutschlandfunk Kultur hören täglich 0,55 Millionen Menschen (ma 2019
Audio I: 0,54 Millionen). Das jüngste Angebot Deutschlandfunk Nova,
das ohne eigene UKW-Frequenz ausschließlich digital zu empfangen ist,
erreicht bei einer verdoppelten Tagesreichweite im weitesten
Hörerkreis (WHK, vier Wochen) 549.000 Hörerinnen und Hörer (ma 2019
Audio I: 386.000).

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue: "Die Zahlen sind eine
großartige Anerkennung durch unsere Hörerinnen und Hörer. Wir sehen
darin aber auch eine Verantwortung. Verlässliche und unabhängige
Berichterstattung ist notwendiger denn je. Deutschlandradio wird auch
zukünftig unterschiedliche Lebenswirklichkeiten und Sichtweisen hörbar
machen und so demokratischen Diskurs und gesellschaftliche
Verständigung in einer aufgewühlten Zeit ermöglichen."

Programmdirektor Andreas-Peter Weber: "Das hervorragende Abschneiden
ist auch eine Bestätigung für die Profilierung unserer drei Programme
in den letzten Jahren. Das gilt nicht nur mit Blick auf die Inhalte,
sondern auch mit Blick auf unsere Verbreitungswege. Wir setzen auf
konvergentes Arbeiten, haben unsere digitalen Angebote ausgebaut und
arbeiten daran, unsere Themen und Formate noch besser und leichter
auffindbar zu machen."

Die ma 2019 Audio II weist erstmals auch die Reichweiten von DAB+ aus.
Zur Integration des Digitalradiostandards in die Messungen erklärt
Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue: "Das digitale Hören gewinnt
immer mehr an Bedeutung. Die Ausweisung von DAB+ Reichweiten macht
diesen Trend jetzt auch im Rahmen der agma erstmals deutlich sichtbar.
DAB+ differenziert abzubilden, ist ein erster Schritt zur
vollständigen Erfassung des digitalen Audio-Konsums in Deutschland.
Damit erhöht die Studie ihre Relevanz und verbessert die
Vergleichbarkeit von Nutzungszahlen."


Über die ma Audio

Die Media Analyse Audio wird zweimal jährlich im März und Juli von der
Arbeitsgemeinschaft Media-Analyse e.V. (agma) zur Verfügung gestellt.
Sie liefert auf Basis der Befragung von rund 70.000 Personen
differenzierte Informationen zur gesamten Hörfunknutzung in
Deutschland. Als Konvergenzwährung bildet die MA Audio neben den
terrestrischen Radiovertriebswegen auch die Webradionutzung sowie die
Online-Audio-Nutzung mit ab.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1927: BR-Hörfunk mit größter Hörerzahl seit 1992 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

media analyse

BR-Hörfunk mit größter Hörerzahl seit 1992



Der Bayerische Rundfunk baut seine Spitzenposition auf dem bayerischen
Radiomarkt weiter aus. BAYERN 1 gewinnt mehr als 100.000 Hörer auf
3,14 Millionen hinzu und ist mit 26,1 Prozent Tagesreichweite das
erfolgreichste Programm in Bayern. Bayern 2 und B5 aktuell bestätigen
mit 600.000 und 820.000 Hörern ihre Rekordreichweiten. Bundesweit
hören täglich 6,32 Millionen Menschen die Radioprogramme des
Bayerischen Rundfunks, so viele wie seit 1992 nicht mehr.

Bayern 1 ist das meistgehörte Radioprogramm in Bayern. Die
Tagesreichweite im Freistaat steigt auf 26,1 Prozent (ma 2019 Audio I:
25,6 Prozent). Täglich schalten 3,14 Millionen Hörerinnen und Hörer
BAYERN 1 bundesweit ein. Dies sind 110.000 mehr als in der letzten
media analyse. Mit 24,4 Prozent Marktanteil belegt BAYERN 1 einen
weiteren Spitzenwert. Kein Programm in Bayern wird so lange und
intensiv gehört wie BAYERN 1. Davon zeugt die tägliche Verweildauer
von 208 Minuten.

Bayern 2 bestätigt das Rekordergebnis der vorherigen Erhebung und
erzielt mit 5,0 Prozent die höchste Reichweite seit mehr als dreißig
Jahren. Bundesweit widmen sich täglich 600.000 Hörerinnen und Hörer
dem vielfach preisgekrönten Kultur- und Informationsprogramm des
Bayerischen Rundfunks.

BAYERN 3 nutzen nahezu unverändert jeden Tag 2,84 Millionen Hörerinnen
und Hörer. In Bayern liegt die Reichweite bei 22,5 Prozent (ma 2019
Audio I: 23,0 Prozent). Besonders in den jungen Zielgruppen
verzeichnet BAYERN 3 in den letzten Jahren eine steigende Resonanz.

BR-Klassik schalten täglich 260.000 Klassikliebhaber ein - 10.000
Menschen mehr als zuvor. Die Tagesreichweite in Bayern steigt von 1,9
Prozent auf 2,1 Prozent.

B5 aktuell glänzt erneut mit dem Rekordwert von 820.000 Hörerinnen und
Hörern bundesweit. Damit bleibt das Informations-Flaggschiff des
Bayerischen Rundfunks das erfolgreichste Info-Programm in Deutschland.
Wurde bei der letzten Erhebung mit 6,9 Prozent die höchste Reichweite
seit dem Sendestart im Jahr 1991 gemessen, so liegt der Wert aktuell
bei 6,8 Prozent.

BR Heimat begrüßt täglich unverändert 170.000 Hörerinnen und Hörern.
Das digitale Vollprogramm mit bayerischer Musik und Geschichten aus
und über Bayern erzielt in Bayern eine herausragende Tagesreichweite
von 1,4 Prozent (ma 2019 Audio I: 1,5 Prozent).

Über die Schlagerwelle Bayern plus und das junge Programm des BR,
PULS, liegen in der media analyse keine Hörerzahlen vor.

"Die Menschen in Bayern hören überdurchschnittlich viel und lang
 Radio, und dann überwiegend die Programme des Bayerischen
 Rundfunks. Das macht uns stolz, vor allem der Erfolg von BAYERN 1.
 Die Kombination aus Information, Unterhaltung und populärer Musik
 hat eine sehr große Resonanz in der bayerischen Bevölkerung, zu der
 auch die Akzeptanz von BAYERN 3 bei den jungen Leuten erheblich
 beiträgt. Die Kultur- und Informationsprogramme bleiben auf
 bisherigem Rekordniveau stabil. Das zeigt, wie sehr die Hörerinnen
 und Hörer zuverlässige Informationen, Orientierung und
 Glaubwürdigkeit in den Qualitätsprogrammen des Bayerischen
 Rundfunks schätzen."

 (BR-Hörfunkdirektor Martin Wagner)



"Nach dem Rekordergebnis von B5 aktuell bei der letzten media
 analyse hat unser Informationsangebot erneut ein außerordentlich
 gutes Ergebnis eingefahren. Im Marktanteil haben wir sogar noch mal
 zugelegt. Die Menschen wissen, dass sie bei uns verlässlichen,
 faktenbasierten Journalismus finden. Unser Trumpf ist die
 inhaltliche Qualität."

 
(BR-Informationsdirektor Thomas Hinrichs)



Die Menschen in Bayern bleiben besonders eifrige Radiohörer. Mit fast
80 Prozent täglichen Radiohörern liegt die Reichweite des Mediums
Radio deutlich über dem Bundesdurchschnitt (76,5 Prozent). Radio
bleibt damit unangefochten der Tagesbegleiter Nummer 1.
Über die ma Audio

Die ma Audio ist die Konvergenzstudie der Arbeitsgemeinschaft
Media-Analyse (agma) für Radio und Audio. Die hier ausgewiesenen
Reichweiten umfassen die Radionutzung über alle Verbreitungswege
inklusive Online.

Weitere Informationen der BR-Medienforschung zur
Programmnutzung.

https://www.br.de/unternehmen/service/medienforschung/medienforschung-radiodaten-programmnutzung-100.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Juli 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1926: Bielefeld - Nutzung der Musikstreamingdienste "Naxos" und "Freegal" am 17.7.2019


Stadt Bielefeld

Musikstreaming mit der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 17. Juli, bietet die Stadtbibliothek am
Neumarkt ihre nächste Basisschulung in der Reihe "Trick 17 - Aller
Anfang leicht gemacht" an. 

Um 16 Uhr geht es im Click-Center um Musik
aus dem digitalen Regal der Stadtbibliothek. Erklärt wird die Nutzung
der Streamingdienste "Naxos" und "Freegal". 

Der Eintritt ist frei, Anmeldung unter www.stadtbibliothek-bielefeld.de oder Telefon 0521 /
51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/4067: Tierexperimentelle Forschung - Zwischen Tierschutz und wissenschaftlicher Qualität (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 08.07.2019

Tierexperimentelle Forschung: Zwischen Tierschutz und wissenschaftlicher Qualität

DFG-Senatskommission veröffentlicht Handreichung



In der tierexperimentellen Forschung gilt es, höchste wissenschaftliche
Qualität und hohe Tierschutzstandards gleichermaßen sicherzustellen, wobei
es in der Praxis zu Wechselwirkungen und Spannungen kommen kann. Die
Ständige Senatskommission für tierexperimentelle Forschung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) ruft Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
auf, Tierschutzmaßnahmen als integralen Bestandteil wissenschaftlich
valider Projektplanung zu verankern. Zur Unterstützung dieses Ziels hat
die Senatskommission jetzt eine Handreichung zur Ausarbeitung, Planung und
Durchführung tierexperimenteller Forschungsprojekte veröffentlicht.

"Mit der Handreichung will die Senatskommission die beiden elementaren
Aspekte der tierexperimentellen Forschung, Tierschutz und
wissenschaftliche Aussagekraft, enger miteinander verknüpfen", sagt die
Vorsitzende Prof. Dr. Brigitte Vollmar. "Wir haben die spezifischen
Anforderungen an die Durchführung von Tierversuchen in der Forschung
herausgearbeitet und bieten darüber hinaus Hilfestellung zur validen
Planung und Beschreibung tierexperimenteller Forschung."

Die Handreichung "Tierversuche in der Forschung: Das 3R-Prinzip und die
Aussagekraft wissenschaftlicher Forschung" beleuchtet den Zusammenhang von
Tierschutzmaßnahmen in der Forschung, namentlich im Sinne des 3R-Prinzips,
und der Aussagekraft wissenschaftlicher Forschungsprojekte. Das 3R-Prinzip
verpflichtet dazu, Tierversuche nach Möglichkeit durch alternative
Methoden zu ersetzen (Replacement), die Anzahl der Versuchstiere zu
reduzieren (Reduction) und die Belastungen für die Tiere im Versuch zu
verringern (Refinement). Die Senatskommission betont, dass die Beachtung
und Umsetzung des 3R-Prinzips unerlässlich, aber nur in Kombination mit
einer wissenschaftlich gesicherten Projektplanung sinnvoll ist.
Wissenschaftliche Aussagekraft, Replizierbarkeit und Tierschutz in der
tierexperimentellen Forschung seien nur gegeben, wenn beide Aspekte in
vollem Maße berücksichtigt werden.

Als wesentliche Kriterien für die wissenschaftliche Aussagekraft nennt die
Senatskommission die Qualität des Tiermodells, die Güte des angenommenen
Verhältnisses von Ursache und Wirkung sowie den Grad der
Generalisierbarkeit von Versuchsergebnissen über die spezifischen
Bedingungen des jeweiligen Versuchs hinaus. Zuletzt werden in der
Handreichung Spannungsfelder aus der Praxis der Forschung wie die Wahl der
Tierart oder die Festlegung der Tierzahl beschrieben und Empfehlungen für
den Umgang mit diesen gegeben.

"Die beiden Aspekte - Tierschutz und wissenschaftliche Aussagekraft - sind
untrennbar miteinander verbunden und müssen daher auch in der Breite der
wissenschaftlichen Community bereits bei der Planung und Beschreibung
eines Forschungsprojekts berücksichtigt werden", betont Vollmar.

Weiterführende Informationen

Die Handreichung "Tierversuche in der Forschung: Das 3R-Prinzip und die
Aussagekraft wissenschaftlicher Forschung" sowie Informationen zur
Senatskommission finden sich unter:

www.dfg.de/dfg_profil/gremien/senat/tierexperimentelle_forschung

Weitere Informationen über Tierversuche in der Forschung finden sich im
DFG-Magazin unter:

www.dfg.de/dfg_magazin/aus_gremien_politikberatung/tierexperimentelle_forschung/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dfg.de/dfg_profil/gremien/senat/tierexperimentelle_forschung

http://www.dfg.de/dfg_magazin/aus_gremien_politikberatung/tierexperimentelle_forschung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 08.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





RAUCHEN/556: Ärztliche Kritik am Raucherurteil des Bundessozialgerichts (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Urteil

Ärztliche Kritik am BSG-Raucherurteil

von Dirk Schnack



Gesetzlich krankenversicherte Raucher haben weiterhin keinen Anspruch
auf Erstattung von Arzneimitteln zur Nikotinentwöhnung. Das
Bundessozialgericht (BSG) entschied Ende Mai, dass der gesetzliche
Ausschluss rechtmäßig und nicht gleichheitswidrig ist.

Damit wiesen die Richter die Klage einer Patientin aus
Schleswig-Holstein ab, die bei dem Eckernförder Allgemeinmediziner Dr.
Ulf Ratje in Behandlung ist. Sie hatte auf die Kostenübernahme für
Medikamente bei Alkoholsucht und illegale Drogen verwiesen. Die seit
Jahrzehnten rauchende Frau leidet an COPD und hat wiederholt erfolglos
versucht, das Rauchen aufzugeben. Von ihrer Krankenkasse fordert sie
deshalb die Kostenübernahme für eine leitliniengerechte
Raucherentwöhnung mit verhaltenstherapeutischen Gesprächen und
Nikotinersatz, was diese unter Hinweis auf die bestehende Rechtslage
ablehnt.

Das Gericht verwies in diesem Zusammenhang auf die Absicht des
Gesetzgebers, bei Medikamenten zur Raucherentwöhnung die Steigerung
der Lebensqualität in den Vordergrund zu stellen und die
Kostenübernahme auszuschließen. Daran ändere auch nichts, dass die
Behandlung auch der Gesundheit zugute kommen kann.

Ratje hält das Urteil für eine Fehlentscheidung, weil das Gericht nach
seiner Ansicht eine Ungleichbehandlung hätte feststellen, das
Verfahren aussetzen und eine Vorlage vor dem Bundesverfassungsgericht
beschließen müssen. "Wenn man das Thema eingehender bewertet hätte,
wäre die Entscheidung anders ausgefallen", sagte Ratje nach der
Verhandlung dem Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt. Er nennt folgende
Argumente:

• Ausreichend wirksame Strukturen zur Tabakentwöhnungsbehandlung
gibt es nach seinen Angaben in Deutschland nicht. Wenn ein Arzt einem
tabakabhängigen Raucher zum Rauchstopp rate, habe das eine Wirksamkeit
von drei bis fünf Prozent. Eine strukturierte Entwöhnungsbehandlung
mit der nach der S3-Leitlinie empfohlenen Kombination aus
medikamentöser Nikotinentzugstherapie und verhaltenstherapeutischer
ärztlicher Therapie habe dagegen eine Erfolgsrate von 30 bis 40
Prozent. Ohne angemessene Vergütung werden sich nach seiner
Überzeugung keine Therapiestrukturen entwickeln. Bei den zurzeit im
DMP COPD verankerten Inhalten zur Raucherentwöhnung handele es sich um
mögliche Kurzberatungen mit einer niedrigen Erfolgsrate.

• Innerhalb der S3-Leitlinie "Screening, Diagnostik und
Behandlung des schädlichen und abhängigen Tabakkonsums" wurden von 17
deutschen Suchtexperten in einem über mehrere Jahre laufenden Prozess
mehrere tausend Studien ausgewertet. Die Wirksamkeit von
Nikotinersatztherapie bei der Behandlung der Tabakabhängigkeit hat mit
einem Empfehlungsgrad A die qualitativ höchste Empfehlung bekommen.

• Die Verankerung der Medikamente zur Raucherentwöhnung im §
34 SGB V hält Ratje für inhaltlich falsch. Denn dort sind Medikamente
von der Kostenübernahme durch Krankenkassen ausgeschlossen, bei deren
Anwendung überwiegend eine Erhöhung der Lebensqualität im Vordergrund
steht. Bei der Anwendung von Medikamenten zur Raucherentwöhnung stehe
aber eine Erhöhung der Lebensqualität, im Gegensatz z. B. zu
Potenzmitteln, niemals im Vordergrund. Die Anwendung soll
Entzugserscheinungen dämpfen. Ausschließlich so werden diese
Medikamente eingesetzt. Ratje: "Eine rein theoretische Möglichkeit der
Anwendung zum Erhalt eines "Kicks" ist ausgeschlossen."

• Nikotinersatztherapie ist nicht rezept-, sondern lediglich
apothekenpflichtig. Bei unsachgemäßer Anwendung, etwa in zu hoher
Dosierung, kann es zu Vergiftungserscheinungen kommen. Da der Grad der
Tabakabhängigkeit festgestellt werden muss, um die Dosierung von
Nikotinersatztherapie richtig einzuschätzen, besteht die Möglichkeit
der Überdosierung. Deshalb hält es Ratje für unverständlich, dass hier
keine Rezeptpflicht besteht.

• Der Gleichheitsgrundsatz etwa bezüglich der Behandlung der
Alkoholabhängigkeit wurde vom Gericht nicht tiefergehend behandelt.
"Bei 120.000 Todesfällen durch tabakabhängige Erkrankungen jährlich in
Deutschland gegenüber 80.000 Todesfällen durch die Folgen des
Alkoholkonsums besteht offensichtlich eine Gleichheit in der Schwere
der Erkrankung", so Ratje. Die Behandlung der Alkoholabhängigkeit wird
ebenso wie bei Nikotinabhängigkeit in eine Entgiftung und eine
verhaltenstherapeutische Behandlung unterteilt. Die Medikamente im
Rahmen der Entgiftung werden von den Krankenkassen bezahlt. Natürlich
könne der Gesetzgeber der Auffassung sein, dass die Behandlung
lebensstilabhängiger Erkrankungen grundsätzlich in die
Eigenverantwortung fällt. Hier müsste dann aber der
Gleichheitsgrundsatz gewahrt bleiben. Das würde bedeuten, dass die
Behandlung der Alkoholabhängigkeit ebenso privatisiert würde wie z. B.
die Behandlung der Adipositas, des Typ-2-Diabetes, der Medikamenten-,
Heroin,- Kokain-, Spiel- oder Mediensucht. Ratje: "Das wäre
unhaltbar." 

AZ: B1 KR 25/18 R


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 6/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201906/h19064a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, Juni 2019, Seite 37

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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RAUCHEN/555: E-Zigaretten - Wolf im Schafspelz (DKH)


Magazin der Deutschen Krebshilfe, Ausgabe Nr. 2/2019

Fokus Deutsche Krebshilfe

Wolf im Schafspelz

Von Heike Grelka



Bonn - Neue elektrische Zigaretten wie Juul drängen auf den
deutschen Markt. Experten bewerten die modernen Dampfer als
Einstiegsdroge für junge Menschen.


Das Geschäft mit den E-Zigaretten hierzulande boomt. Lagen die
Verkaufszahlen 2010 noch bei fünf Millionen Euro, stiegen sie 2018
bereits auf das Hundertfache an. Dagegen hat sich der Verkauf von
herkömmlichen Zigaretten seit dem Jahr 2000 halbiert. Die bunte und
ansprechende Aufmachung der Dampfprodukte lockt vor allem junge
Menschen. Hinzu kommen süße Aromen wie Mango, Kirsche oder Limette.
Inzwischen experimentieren mehr Jugendliche mit E-Zigaretten als mit
Tabak-Zigaretten. In Deutschland ist Minderjährigen die Abgabe und der
Konsum in der Öffentlichkeit gemäß Jugendschutzgesetz grundsätzlich
verboten. Das Verbot gilt auch für den Versandhandel und wurde 2016
auf Drängen von Gesundheitsorganisationen wie der Deutschen Krebshilfe
eingeführt. Allerdings zeigen Studien der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) aus dem Jahr 2016, dass rund 13
Prozent der 12- bis 17-Jährigen in ihrem Leben schon einmal
E-Zigaretten ausprobiert haben.

Seit Ende 2018 ist eine neue trendige Variante in deutschen Läden und
im Internet erhältlich: Juul. Wegen ihres modernen Designs wird sie
als "iPhone" unter den E-Zigaretten bezeichnet. Sie sieht aus wie ein
verlängerter Computer-Stick und kann über den Laptop mit Strom
versorgt werden. Zieht man an dem Stick, verdampft Flüssigkeit, die
wahlweise nach Mint oder Vanillecreme riecht und schmeckt. Juul Labs,
wie das von zwei College-Studenten 2015 gegründete Startup heißt, ist
mittlerweile Marktführer in den USA und wuchs innerhalb von zwei
Jahren zu einem 15 Milliarden-Dollar-Unternehmen. Juul kontrolliert
bereits Dreiviertel des E-Zigaretten Marktes. Ende 2018 stieg der
US-Tabakkonzern Altria mit Marken wie Marlboro und Chesterfield für
11,2 Milliarden Dollar ein.

Mit cool klingenden Geschmacksrichtungen verleitet die Werbung für
Juul vor allem Jugendliche. In den USA inhalieren landesweit Schüler
den Dampf der aromatisierten E-Zigaretten. Der Konsum ist bereits so
populär geworden, dass es sogar ein eigenes Wort dafür gibt: "juulen".
Anders als Tabakprodukte kann die E-Zigarette unbemerkt verwendet
werden und ohne die überall verbauten Rauchmelder auszulösen - auf der
Schultoilette oder gar im Klassenraum.

Außergewöhnlich ist in den USA die hohe Menge Nikotin: In einer
kleinen Juul-Kartusche ist soviel enthalten wie in einer Schachtel mit
20 Zigaretten. Die stärkste hat knapp 60 Milligramm Nikotin pro
Milliliter. Das ist dreimal so hoch wie der Grenzwert in Europa. Auf
dem deutschen Markt wird Juul in fünf Geschmacksrichtungen mit einem
Nikotingehalt von 20 Milligramm je Milliliter angeboten.

Schaden für die Gesundheit

Trotz geringerem Nikotinanteil halten Experten wie der Kieler
Wissenschaftler Professor Dr. Reiner Hanewinkel das Risiko für hoch,
dass das Produkt noch mehr Kinder und Jugendliche zum Nikotin-Konsum
animiert. Dieses Risiko wird zudem durch die Werbung noch erheblich
erhöht.

Gerade die E-Zigarette wird intensiv beworben mit dem Hinweis, es
seien erheblich weniger Schadstoffe im Vergleich zur Tabak-Zigarette
enthalten. Hier ist nach Ansicht von Experten Vorsicht geboten:
E-Zigaretten sind mitnichten gesundheitlich unbedenkliche
Lifestyle-Produkte. In E-Zigaretten können, je nach dem verwendeten
Liquid und dem Nutzerverhalten, giftige und krebserregende Stoffe wie
Formaldehyd enthalten sein.

Im Dampf jeder E-Zigarette, so auch bei Juul, entstehen extrem kleine
Partikel, die leicht über die Lunge aufgenommen werden können. Dieser
feine Staub kann das Immunsystem der Lunge beeinträchtigen und den
Konsumenten anfälliger für Infektionskrankheiten machen.

"E-Zigaretten sind mitnichten gesundheitlich unbedenkliche
 Lifestyle-Produkte."

 Prof. Dr. Reiner Hanewinkel



Der regelmäßige Konsum unter Jugendlichen ist derzeit noch relativ
gering und es gilt für E-Zigaretten ein Verkaufsverbot. Dennoch sieht
das Aktionsbündnis Nichtrauchen e.V. (ABNR) die Entwicklung
hierzulande problematisch und warnt: Jugendliche könnten mit
E-Zigaretten in den Nikotinkonsum einsteigen - und später zu
Tabakzigaretten greifen. Die im ABNR zusammengeschlossenen
Gesundheitsorganisationen - darunter auch die Deutsche Krebshilfe -
haben einen umfassenden gesundheitspolitischen Forderungskatalog für
E-Zigaretten zusammengestellt. Das Thema war auch ein Schwerpunkt des
diesjährigen Weltnichtrauchertages am 31. Mai. - www.abnr.de

Aktuell liegt die Raucherquote bei Jugendlichen bundesweit auf dem
historischen Tiefstand von 7,4 Prozent. Diesen Erfolg der
Aufklärungsarbeit in den vergangenen Jahren gilt es vor dem
Hintergrund und den Versuchungen der stets neuartigen Nikotin- und
Tabakprodukte im Markt nicht zu gefährden.

 * 

Warum E-Zigaretten ein Risiko für Jugendliche darstellen

Gespräch mit Professor Dr. Reiner Hanewinkel. Institut für Therapie-
und Gesundheitsforschung, Kiel (IFT-Nord)


Was fasziniert junge Menschen an Juul? Wie schätzen Sie die
Entwicklung hierzulande ein?

Welcher junge Mensch möchte kein iPhone besitzen? Das iPhone der
E-Zigaretten, Juul, entspricht genau den ästhetischen Idealen der
heutigen jugendlichen, juulen ist in den USA "in". Während dort 2017
rund 11 % der 12.-Klässler zur E-Zigarette griffen, waren es ein Jahr
später mit 21 % nahezu doppelt so viele. Die Erfahrung zeigt, dass mit
einer zeitlichen Verzögerung viele Trends, die in den USA zuerst
beobachtet wurden, auch bei uns in Deutschland auftreten. Daher müssen
wir sehr wachsam sein und den Jugendschutz stärken. Hierzu zählt auch
das längst überfällige Werbeverbot für Tabak-Zigaretten, E-Zigaretten,
Shisha und Co.

Sind E-Zigaretten eine sogenannte Einstiegsdroge für Jugendliche?


Weit über 20 Studien, darunter auch aus Deutschland, untersuchten, ob
der vorherige Konsum von E-Zigaretten einen Risikofaktor in den
Einstieg herkömmlicher Zigaretten darstellen kann. Die
Untersuchungsergebnisse sind eindeutig: Konsumieren Jugendliche
E-Zigaretten, verdoppelt sich das Risiko, später auch zu herkömmlichen
Tabak-Zigaretten zu greifen.

Warum sind E-Zigaretten & Co. ein Thema im Rahmen des
Schulwettbewerbs "Be Smart - Don't Start"? Was bewirkt das Programm?


Mit "Be Smart - Don't Start" sollen Schülerinnen und Schüler zeitgemäß
über die Gesundheitsgefahren des Rauchens aufgeklärt werden. Dieses
Schulprogramm zielt darauf ab, anschaulich zu verdeutlichen, dass
Nichtrauchen der smartere, klügere Lebensstil ist. "Be Smart" versucht
immer am Puls der Zeit und den Interessen der Jugendlichen zu sein.
Daher wurden die Themen E-Zigaretten und Co. schon frühzeitig in diese
Präventionsmaßnahme aufgenommen. Untersuchungen mit mehr als 16.000
Schülerinnen und Schülern belegen, dass bis zu zwei Jahre nach Ende
des Schulwettbewerbs eine um etwa fünf Prozentpunkte höhere
Nichtraucherquote in den "Be Smart"-Klassen zu beobachten ist. Daher
kann "Be Smart - Don't Start" als evidenzbasiertes Präventionsprogramm
angesehen werden. - www.besmart.info

 * 

Quelle:

Magazin der Deutschen Krebshilfe, Ausgabe Nr. 2/2019, Seite 12 - 13
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AUSLAND/2533: Smartphones als Augenspiegel - Augen-Screening per Telemedizin von Menschen mit Diabetes in Indien (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 09.07.2019

Smartphones als Augenspiegel retten die Sehkraft: Augen-Screening per Telemedizin von Menschen mit Diabetes in Indien



In Südindien ist rund jeder zehnte Mensch zuckerkrank. Etwa jeder Dritte
leidet an einer so genannten diabetischen Retinopathie (DR) - einer
Erkrankung der Netzhaut durch die Zuckererkrankung. Unbehandelt ist DR
häufig Ursache für Sehbehinderung und Blindheit. Umso wichtiger ist die
Früherkennung, um rechtzeitig einzuschreiten. Doch für Diabetiker, die in
Indien auf dem Land oder in ärmeren Bereichen der Städte leben, fehlt es
an ausreichender augenärztlicher Versorgung. Daher hat die Augenklinik am
Universitätsklinikum Bonn in Kooperation mit der Sankara Eye Foundation -
Indien ein Projekt zur Einführung eines einzigartigen
Smartphone-basierten, telemedizinischen DR-Screenings gestartet.

Dafür haben sie im Rahmen einer Klinikpartnerschaft eine Förderung in Höhe
von rund 50.000 Euro vom Bundesministerium für wirtschaftliche Entwicklung
und Zusammenarbeit und der Else-Kröner-Fresenius-Stiftung über zwei Jahre
erhalten.

Die DR ist weltweit die häufigste Ursache für Erblindung im erwerbsfähigen
Alter. Millionen von Menschen drohen in Entwicklungs- und Schwellenländern
dadurch eine Seheinschränkung zu erleiden, da es an Möglichkeiten einer
frühen Diagnose und Behandlung mangelt. "Bislang gibt es in
Entwicklungs- und Schwellenländern allerdings oft keine Untersuchungen, um diabetische
Retinopathie festzustellen", sagt Dr. Maximilian Wintergerst, Arzt an der
Augenklinik des Universitätsklinikums Bonn und Projektleiter in
Deutschland. "Ein erschwingliches und leicht durchführbares
Screening-Verfahren zur Früherkennung wäre sehr hilfreich, um die augenärztliche
Versorgung zu verbessern", so Prof. Robert Finger, Ko-Leiter des
Projektes. Einen möglichen Ansatz sehen die Bonner Augenärzte in der
Smartphone-basierten Funduskopie.

"Wir nutzen die Kamera des Smartphones, um ins Auge zu sehen"

Diese äußerst mobile und kostengünstige Art der Augenhintergrundspiegelung
testeten sie bereits vor zwei Jahren im Rahmen einer Pilotstudie zusammen
mit der Sankara Eye Foundation in Südindien. Dort untersuchte Wintergerst
zusammen mit dem Team des Sankara Eye Hospitals in Bangalore 200 Patienten
mit Diabetes. Mit umgerüsteten Smartphones nahmen sie Bilder vom
Augenhintergrund auf. Dazu fokussiert ein Adapter den Strahlengang der
Kamera und der Beleuchtungsquelle so, dass die Mobiltelefone als
Ophthalmoskop eingesetzt werden können. Ergebnis der Studie war, dass mit
allen vier getesteten Smartphone-basierten Verfahren die
Augenhintergrund-Untersuchung möglich ist. "Wir haben somit ein leicht zugängliches sowie
sehr kostengünstiges Verfahren", sagt Dr. Wintergerst.

Ziel der zweijährigen Förderung ist die Etablierung eines
telemedizinischen DR Screenings in den ärmeren Stadtvierteln von Bangalore
und der ländlichen Umgebung. Der Smartphone-Augenspiegel ist schnell und
einfach zusammengebaut, so dass geschultes, nicht-ärztliches Personal
fernab eines medizinischen Zentrums Aufnahmen von einer Netzhaut machen
kann. Ein weiterer Spareffekt entsteht dadurch, dass ein Augenarzt die vom
Smartphone per Internet zu ihm ins Krankenhaus gesendeten Bilder direkt
auswerten kann. So kann sofort zurück gemeldet werden, ob der Patient eine
DR hat und eine Behandlung notwendig ist.

Etablierung eines Augen-Screenings per Telemedizin in Indien

Jetzt war Wintergerst für eine Woche in Indien, um am Sankara Eye Hospital
in Bangalore zusammen mit Dr. Kaushik Murali und Dr. Mahesh Shanmugam, den
Kollaborationspartnern vor Ort, erste Vorbereitungen zu treffen. Auch
begann er mit der Schulung von 20 Optometristen in der
Smartphone-basierten Funduskopie. "Wichtig ist uns ein nachhaltiger Wissenstransfer,
so dass die telemedizinischen Screenings langfristig nach dem Projektende
weitergeführt werden können", sagt Wintergerst. Zudem kommen sechs
Augenärzte und Mitarbeiter des Sankara Eye Hospitals Bangalore an die
Augenklinik des Universitätsklinikums Bonn. Am dortigen GRADE Reading
Center Bonn führen hiesige Experten für systematisch standardisierte
Bildanalyse die indischen Kollegen in die speziellen Anforderungen der
Auswertung von mittels Smartphone aufgenommener Bilder des
Augenhintergrunds ein. Auch vermitteln sie ihnen Knowhow für den Betrieb
eines telemedizinischen Reading-Centers.

In den nächsten zwei Jahren wird Wintergerst mehrfach nach Südindien
reisen, um die Schulungen am Sankara Eye Hospitals sowie die
Screening-Camps zu betreuen. Für den Fall, dass alles gut funktioniert, hat er
zusammen mit den Kollaborations-Partner aus Indien eine große Vision:
"Eine Ausweitung des telemedizinisches DR-Screening-Programmes auf weitere
Krankenhäuser der Sankara Eye Foundation mit dem in Bangalore etablierten
telemedizinischen Reading Center als koordinierendes Zentrum. Dies könnte
die augenärztliche Versorgung für viele Menschen mit Diabetes,
insbesondere in ländlichen Gebieten mit schlechter medizinischer
Infrastruktur deutlich verbessern." Auch sieht er das Potential, dass
dieses telemedizinische Screening-Konzept, wenn es erfolgreich ist, auf
andere Schwellen- und Entwicklungsländer übertragen werden könnte.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 09.07.2019
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POLITIK/1952: Pause, welche Pause? - Keine Ablösung und Essen auf der Station (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 26 vom 28. Juni 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Pause, welche Pause?

Keine Ablösung und Essen auf der Station

Lars Mörking im Gespräch mit Maria Ajuder



Anfang Texteinschub

Maria Ajuder (Name von der Redaktion geändert) arbeitet als Ärztin in
einem Krankenhaus in kirchlicher Trägerschaft.

Ende Texteinschub


UZ: Wann hast du bei deiner Arbeit auf der Intensivstation
zum letzten Mal durchgängig eine halbe Stunde Pause machen können?

Maria Ajuder: Das war vor über einer Woche.


UZ: Wie kann das sein?

Maria Ajuder: Das Arbeitsaufkommen war einfach zu hoch, um die Station
für eine volle Pause verlassen zu können. Wir sind in der Betreuung
für 17 Patienten zuständig - mit zwei Ärzten. Die Operationen finden
bis in den Nachmittag statt, das bedeutet immer neue Aufnahmen,
teilweise mehrere gleichzeitig oder in geringen Abständen. Und dann
gibt es ja auch noch das normale Programm auf der Intensivstation -
Untersuchungen, Angehörigengespräche und so weiter Ich habe mich nicht
in der Lage gesehen, die Station für eine halbe Stunde zu verlassen.
Das kann ich nicht - nicht bevor ich nicht wenigstens einmal nach den
Patienten geschaut habe.


UZ: Entscheidet ihr das individuell?

Maria Ajuder: Eigentlich sind Pausen vorgeschrieben. Wir dürfen uns
daher nicht eingehaltene Pausen auch nicht als Überstunden
aufschreiben und können sie auch nicht am Ende der Arbeitszeit nehmen.
Manchmal regeln wir unter Kollegen, dass wir eine halbe Stunde eher
gehen - wenn es möglich ist. Damit versuchen wir, die Pausenzeit zu
kompensieren. Aber eigentlich ist das nicht zulässig.


UZ: Wie kommt es, dass ihr eure Pausenzeiten nicht einhalten
könnt?

Maria Ajuder: Das betrifft derzeit vor allem die Intermediate Care,
also die Überwachungsstation, und die Ärztinnen und Ärzte der
Intensivstation. Auf der Überwachungsstation müssen immer zwei
Pflegekräfte anwesend sein. Das bedeutet letztlich, dass die Pause
irgendwie auf Station gemacht wird. Eine richtige Pause wäre es
allerdings nur dann, wenn du von der Station runter kommst und eine
halbe Stunde abschalten kannst, ohne Unterbrechung.
Auf der Intensivstation machen einige Ärztinnen und Ärzte ihre Pause
auf der Station und essen auch dort - häufig werden sie dabei
unterbrochen. Das ist aber auch eine Typenfrage. Manche gehen von der
Station runter und lassen sich bei Bedarf immer wieder reinrufen.
Manche bleiben gleich ganz auf Station.

UZ: Du sagst, dass auf der Überwachungsstation generell keine
Möglichkeit besteht, von der Station runterzukommen. Warum ist das
so?

Maria Ajuder: Das war nicht immer so. Früher gab es Pflegekräfte, die
für die Auslösung der Überwachungsstation zuständig waren, damit die
Kolleginnen und Kollegen mal von der Station runter und in die Pause
konnten. Das war schon eine Entlastung, weil diese Pflegekräfte sich
auch um die Organisation - zum Beispiel um Verlegungen und solche
Dinge - gekümmert haben.


UZ: Und die wurden abgeschafft?

Maria Ajuder: Mit den Umstrukturierungen auf der Ebene der
Krankenhausleitung sind diverse Einsparungen vorgenommen worden. Was
die Kolleginnen und Kollegen vorher geleistet haben, das muss jetzt so
nebenbei erledigt werden.


UZ: Wie wehrt ihr euch dagegen?

Maria Ajuder: Bisher gar nicht. Bei uns gibt es keine ver.di-Gruppe
und keinen Personalrat, sondern nur eine MAV (siehe Kasten). Die ist
eher so etwas wie ein Beratungsgremium, dass der Geschäftsleitung bei
der Umsetzung ihrer Vorhaben hilft.

Anfang Texteinschub

Mitarbeitervertretungen (MAV)


Eine MAV ist eine betriebliche Interessenvertretung, die vor allem bei
kirchlichen Arbeitgebern verbreitet ist. Im Gegensatz zum Betriebsrat
praktisch nur ein "informelles Gremium ohne verbriefte Aufgaben und
Rechte", so die gewerkschaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung auf ihrer
Website.


Das Betriebsverfassungsgesetz (§ 118) gilt nicht für
Religionsgemeinschaften und ihre karitativen oder pädagogischen
Einrichtungen. Dazu gehören zum Beispiel christliche Kindergärten oder
eben Krankenhäuser und Pflegeheime.

Ende Texteinschub


UZ: Und wie reagiert ihr dann auf die Einsparungen?

Maria Ajuder: Erst einmal mit schlechter Stimmung, einige sind inzwischen auch gegangen.

Es geht ja nicht nur um die Pausen. Es gibt generell zu wenig Kräfte
und zu wenig Zeit - für die Aus- und Weiterbildung zum Beispiel. Das
ist besonders bei Ärztinnen und Ärzten ein Grund dafür, dass sie
kündigen und woanders hingehen.

Viele Pflegekräfte sind frustriert, weil Personal eingespart wird und
mehr Patienten pro Pflegekraft behandelt werden müssen. Wir sind jetzt
bei drei Patienten pro Pflegekraft, früher hatten wir höchstens ein
Verhältnis von Zwei-zu-Eins auf der Intensivstation.

Das ist schon eine echte Belastung. Wir sind ein Haus der
Maximalversorgung, das heißt, das wir das volle Programm machen - also
auch seltene und schwere Erkrankungen. Drei von solchen Patienten
kannst du nicht gleichzeitig gut versorgen - das geht nicht.

 * 

Samstagszuschlag erreicht, bezahlte Pause verschoben

von Lars Mörking


Am Montag verhandelten ver.di und die Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände über die Umsetzung der im letzten Jahr erzielten
Einigung über die Einrechnung der Pausen in die Arbeitszeit bei
Wechselschicht und die Erhöhung des Zeitzuschlags für Samstagsarbeit
auf 20 Prozent in den kommunalen Krankenhäusern.

Zuvor hatten Beschäftigte betriebliche Aktionen für eine bezahlte
Pause durchgeführt (siehe Bild) - sie soll ihnen vor allem Entlastung
bringen. Diese konnte in dieser Woche jedoch nicht vereinbart werden.
Die Arbeitgeber gaben an, letzte Unsicherheiten ihrerseits zur
Refinanzierung im Zusammenhang mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz
ausräumen zu wollen. Eine Klärung soll bis zur nächsten Verhandlung im
September erfolgen.

Beim Zuschlag für die Samstagsarbeit haben sich die kommunalen
Arbeitgeber aber dann doch bewegt. "Wir begrüßen, dass ab 1. Juli 2019
der Zeitzuschlag für Samstagsarbeit auf 20 Prozent des Stundenlohnes
erhöht werden soll", sagt Sylvia Bühler, die im ver.di-Bundesvorstand
für das Gesundheitswesen zuständig ist. Für examinierte Pflegekräften
bedeute dies eine Erhöhung des Zuschlags um mindestens 2,78 Euro pro
Stunde.

Mit der Einrechnung der Pausen in die Arbeitszeit bei Wechselschicht
verbindet ver.di, dass die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten
attraktiver werden. Die Umsetzung der ver.di-Forderung wäre also auch
ein Beitrag zur Minderung des Personalmangels im Gesundheitswesen.

 * 
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RECHT/643: Anspruch und Wirklichkeit - Über das Recht auf körperliche Unversehrtheit (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 26 vom 28. Juni 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Anspruch und Wirklichkeit

Monika Münch-Steinbuch über das Recht auf körperliche Unversehrtheit



Der Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes besagt: "Jeder hat das Recht
auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes
eingegriffen werden."

Dieser Gesetzesvorbehalt ist ein Freibrief, oben genannte Rechte
auszuhöhlen und die Auflösung des Widerspruchs zwischen
grundgesetzlich garantierten Rechten und tatsächlichen
Lebensverhältnissen auf unbestimmte Zeit zu verschieben.

Beispiel Gesundheitswesen: Etwa 38 Prozent der Krankenhauspatienten
werden operiert, in ihre körperliche Unversehrtheit wird also gezielt
eingegriffen. Wenn nun fremdnützige Kosten-Nutzen-Erwägungen
hinzukommen, ist die Gefahr, dass gegen Artikel 2 des Grundgesetzes
verstoßen wird, besonders groß.

Seit 1985 dürfen in den Krankenhäusern Gewinne gemacht werden.
Privatwirtschaftlich geführte Einrichtungen in Gesundheitswesen und
Altenpflege genießen besonderen gesetzlichen Schutz. Das öffentliche
Gesundheitswesen der DDR wurde nach 1989 zerschlagen. Die Bundesländer
verweigern die notwendige Finanzierung von Krankenhausinvestitionen,
Fallpauschalen (DRGs) machen Krankenhausbehandlungen berechenbar. Vor
diesem Hintergrund setzt das Anlagemöglichkeiten suchende Kapital auf
die Profitabilität von Klinikkonzernen wie Sana, Asklepios,
Fresenius-Helios. Sie erwarten Renditen von 10 bis 15 Prozent, die zum
Beispiel durch lukrative Therapien, Patientenselektion und
Personaleinsparungen erzielt werden. Öffentliche Häuser geraten
gnadenlos unter Druck, viele wurden bereits geschlossen. Ganze
Landstriche haben keine Kreißsäle, keine Krankenhäuser, keine Ärzte
mehr.

Ärzte und Pflegepersonal werden in Zielkonflikte zwischen Ökonomie und
medizinisch-pflegerischen Anforderungen getrieben.

So bringen Kaiserschnitte doppelt soviel Geld wie normale Geburten.
Kein Wunder also, dass 30 Prozent der Kinder durch Kaiserschnitt
geboren werden. Gerechtfertigt wären laut Hebammenverband höchstens 10
Prozent. Handelt es sich hier nicht um Körperverletzung und einen
strukturbedingten Verstoß gegen Artikel 2 des Grundgesetzes?

Personalmangel tötet: Für Patienten steigt die Wahrscheinlichkeit zu
sterben um 7 Prozent, wenn eine Pflegekraft schon sieben statt sechs
Patienten pro Schicht auf einer Normalstation zu versorgen hat -
Deutschland steht international schlecht da mit 13 Patienten pro
Pflegekraft. Über 100 000 Pflegekräfte fehlen bundesweit. Die
"Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung" des Herrn Spahn lädt zu
weiterer Personalreduzierung ein. Stattdessen muss eine gesetzliche
Personalbemessung her, die das Wohl von Patienten und Personal
bewirkt. Dass Krankenhäuser Gewinne machen, muss wieder verboten
werden, Gesundheit ist keine Ware.

Wer arm ist, ist von den Folgen der Profitorientierung im
Gesundheitswesen besonders betroffen. Im Schnitt sterben Arme in
Deutschland 10 Jahre früher - nach Billigernährung und Burnout,
prekären Arbeitsverhältnissen und Arbeitslosigkeit. Ein ehemaliger
Professor der Uni Bayreuth forderte zynischerweise, Arme sollten
zuerst eine ihrer Nieren verkaufen, bevor sie Hartz IV beantragen.

Der strukturelle Zwang zur Profitmaximierung ist dem Kapitalismus
systemimmanent. Er zerstört letztlich alle persönlichen und sozialen
Rechte, darunter auch die im Grundgesetz festgeschriebenen.


Monika Münch-Steinbuch arbeitete bis zu ihrer Pensionierung als
Fachärztin in der Anästhesie des Klinikums Stuttgart. Sie war
Personalrätin des Klinikums, zeitweise auch im Gesamtpersonalrat der
Stadt tätig.
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DEMENZ/453: Forschung - Hinweise, warum ältere Menschen für Alzheimer anfälliger sind (idw)


Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 08.07.2019

Hinweise, warum ältere Menschen für Alzheimer anfälliger sind



Mit zunehmendem Alter steigt die Wahrscheinlichkeit, an Alzheimer zu
erkranken. Susanne Wegmann, Wissenschaftlerin am Deutschen Zentrum für
Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) in Berlin, hat gemeinsam mit
Kollegen eine mögliche Ursache für diesen Zusammenhang aufgedeckt:
Bestimmte, an der Alzheimer-Erkrankung beteiligte Eiweißstoffe -
sogenannte Tau-Proteine - können sich im alternden Gehirn besser
ausbreiten. Das zeigen Laboruntersuchungen. Die aktuelle Studie entstand
in enger Zusammenarbeit mit Forschenden in den USA an der Harvard Medical
School und am Massachusetts General Hospital. Die Ergebnisse wurden jüngst
in der Zeitschrift "Science Advances" publiziert.

Die Alzheimer-Erkrankung beginnt in der Regel mit Gedächtnisstörungen und
betrifft im späteren Verlauf auch andere kognitive Fähigkeiten. Beteiligt
sind zwei verschiedene Eiweißablagerungen im Gehirn der Patienten:
"Amyloid-beta-Plaques" und "Tau-Neurofibrillen". Das Auftreten von
Tau-Neurofibrillen spiegelt dabei den Krankheitsverlauf recht genau wider: Sie
treten zuerst in den Gedächtniszentren des Gehirns auf und erscheinen dann
im weiteren Krankheitsverlauf auch in anderen Arealen. Vermutlich wandern
Tau-Proteine oder deren Aggregate entlang von Nervenbahnen und tragen so
dazu bei, dass sich die Erkrankung im Gehirn ausbreitet.

Tau-Verbreitung in alternden Gehirnen

Welche Rolle spielt das Alter bei diesen Ausbreitungsprozessen? Wenn sich
Tau in älteren Gehirnen leichter ausbreitet, wäre das eine mögliche
Erklärung dafür, dass ältere Menschen für die Alzheimer-Erkrankung
anfälliger sind. Dieser Hypothese ist Wegmann mit ihren Kollegen
nachgegangen.

Mit Hilfe einer "Genfähre" - einem maßgeschneiderten Virus - schleusten
die Wissenschaftler den Bauplan des menschlichen Tau-Proteins in die
Gehirne von Mäusen ein. Einzelne Zellen begannen daraufhin mit der
Herstellung des Proteins. Zwölf Wochen später untersuchten die Forscher,
wie weit sich das Tau-Protein von der Produktionsstätte entfernt hatte.
"Die menschlichen Tau-Proteine verbreiteten sich bei älteren Mäusen etwa
doppelt so schnell wie bei jüngeren", fasst Wegmann die Ergebnisse
zusammen.

Der experimentelle Teil der Studie geschah in der Arbeitsgruppe von
Bradley Hyman an der Harvard Medical School im US-amerikanischen Boston.
Dort war Susanne Wegmann über mehrere Jahre tätig. Im Jahre 2018 wechselte
sie an den Berliner Standort des DZNE, wo ihre Arbeitsgruppe Tau-bezogene
Krankheitsmechanismen erforscht. Hier erfolgte nun der größte Teil der
Daten-Analyse und die Zusammenfassung der Ergebnisse.

Gesundes und krankes Tau

Der Versuchsansatz ermöglichte den Wissenschaftlern darüber hinaus,
genauer zu analysieren, wie sich Tau ausbreitet. Dieses Protein kommt in
einer gesunden, löslichen Form in allen Nervenzellen im Gehirn vor. Bei
Alzheimer kann es sich jedoch krankhaft verändern, indem es seine Gestalt
wechselt, und dann zu sogenannten Fibrillen verklumpt. "Lange Zeit hat man
angenommen, dass in erster Linie krankhaftes Tau-Protein von einer
Nervenzelle zur nächsten weitergegeben wird. Unsere Ergebnisse zeigen
jedoch, dass auch die gesunde Form des Proteins im Gehirn weitergetragen
wird und dass dieser Prozess im Alter zunimmt. Zellen können auch dadurch
geschädigt werden, dass sie sehr viel gesundes Tau-Protein erhalten und
anreichern", sagt Wegmann.

Die Erkenntnisse aus der Studie werfen eine Reihe neuer Fragen auf, denen
Wegmann nun mit ihrer Arbeitsgruppe am DZNE nachgehen wird: Welche
Prozesse liegen der verstärkten Ausbreitung von Tau im alternden Gehirn
zugrunde? Wird zu viel Tau-Protein produziert oder zu wenig fehlerhaftes
Protein abgebaut? Eine Beantwortung dieser Fragen kann auf lange Sicht
neue therapeutische Möglichkeiten eröffnen.


Originalpublikation:

"Experimental evidence for the age dependence of tau protein spread in the
brain", Susanne Wegmann et al., Science Advances (2019)

DOI: 10.1126/sciadv.aaw6404

Weblink: https://advances.sciencemag.org/content/5/6/eaaw6404

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1369
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FORSCHUNG/814: Coffin-Siris-Syndrom - Neue Hinweise auf strukturelle Gehirnveränderungen (idw)


Technische Universität Darmstadt - 08.07.2019

Bessere klinische Diagnostik - Neue Hinweise auf strukturelle Gehirnveränderungen beim Coffin-Siris-Syndrom



Das Coffin-Siris-Syndrom ist eine wenig bekannte und vermutlich viel zu
selten diagnostizierte Entwicklungsstörung beim Menschen. Professorin
Ulrike Nuber von der TU Darmstadt hat anhand eines Mausmodells gezeigt,
welche strukturellen Veränderungen bei dieser Entwicklungsstörung im
Gehirn möglich sind und zusammen mit klinischen Kollegen nachgewiesen,
dass solche Veränderungen auch tatsächlich bei den Betroffenen vorhanden
sind, und zwar in unterschiedlichem Ausmaß.

Das von dem Forschungsteam erarbeitete Wissen wird helfen, die klinische
Diagnosestellung zu verbessern und liefert möglicherweise Ansatzpunkte
für eine Behandlung. Die Ergebnisse sind soeben in 'Nature Communication'
veröffentlicht worden.

Nuber, die Professorin für Stammzell- und Entwicklungsbiologie an der TU
Darmstadt ist, wollte mit dem Mausmodell klären, was genau passiert, wenn
ein Gen verändert wird, dessen Proteinprodukt zu einem Komplex gehört, der
die DNA für das Ablesen der Gene freiräumt. Es war bekannt, dass
Mutationen in diesem Gen zu Krebs und Entwicklungsstörungen führen können.
Nuber und ihr Team beobachteten, dass Mäuse, bei denen die Aktivität des
SMARCB1-Gens in Gehirnstammzellen gedrosselt ist, markante Veränderungen
im Gehirn zeigten.

Zu einem war das Gehirn der Tiere viel zu klein, zum anderen zeigte es
auffällige Mittelliniendefekte. Bei vielen Mäusen waren etwa die
Nervenfasern, die rechte und linke Gehirnhälfte miteinander verbinden,
unterentwickelt oder fehlten ganz. Viele Mäuse hatten zudem krankhafte
Veränderungen im Kleinhirn und in der Mitte des Vorderhirns. Außerdem war
die Struktur, welche die Gehirnflüssigkeit produziert, zu groß.

Da SMARCB1-Mutationen bereits als krankheitsverursachende Veränderung beim
Coffin-Siris-Syndrom bekannt sind, bat Nuber Professor Dagmar Wieczorek
und Dr. Jörg Schaper vom Universitätsklinikum Düsseldorf die MRT-Scans von
Betroffenen noch einmal mit Blick auf die neuen Erkenntnisse auszuwerten.
Die beiden kontaktierten weitere Humangenetiker am Universitätsklinikum
Hamburg sowie Kollegen in Polen und Holland. Die detaillierte Analyse
zeigte dann, dass die Betroffenen ein ähnliches Spektrum an strukturellen
Veränderungen aufweisen, was in diesem Ausmaß vorher nicht bekannt gewesen
ist. "Durch die Erkenntnisse aus dem Mausmodell wissen die Ärzte nun, nach
was sie auf den MRT-Scans genau suchen müssen", kommentiert Nuber ihre
Ergebnisse. "Das ist ein ganz wichtiges Zusatzwissen für die Diagnostik".
Die Stammzellforscherin sieht in den Mäusen mit der gedrosselten Aktivität
des SMARCB1-Gens auch ein wichtiges Tiermodell, um mögliche
Therapieansätze zu testen. Ein Ansatz könnte sein, die Nervenzelldefekte
zu korrigieren".


Hintergrundinformation: Das Coffin-Siris-Syndrom

Das Syndrom ist eine komplexe Entwicklungsstörung mit unterschiedlichen
Symptomen und verschiedenen zugrundeliegenden genetischen Veränderungen,
die spontan auftreten. Typisch sind eine generelle Verzögerung der
Entwicklung, eine Minderung der Intelligenz und ein reduziertes
Sprachvermögen. Die Betroffenen zeigen auch körperliche Auffälligkeiten:
Sie sind klein, haben unter anderen dichte Augenbraunen, einen breiten
Nasenrücken, tief angesetzte Ohren, einen breiten Mund und
charakteristische Veränderungen an den Finger- und Zehennägeln. Viele
Betroffene leiden auch unter Epilepsie, haben Augen- oder Herzprobleme
oder andere organische Symptome. Die Krankheit gilt als selten, obwohl
heute viele Ärzte der Ansicht sind, dass es weitaus mehr Betroffene gibt,
deren Symptome aber nicht dem Coffin-Siris-Syndrom zugerechnet werden.


Originalpublikation:

doi.org/10.1038/s41467-019-10849-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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ENTWICKLUNG/1462: Photonische Technologie - Per Sonde diagnostizieren, wo Herzrhythmusstörungen entstehen (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e.V. - 09.07.2019

Per Sonde diagnostizieren, wo Herzrhythmusstörungen entstehen



Das Jenaer Leibniz-Institut für Photonische Technologien (Leibniz-IPHT)
koordiniert ein europaweites Forschungsprojekt, um eine multimodale
bildgebende Fasersonde zu erforschen, die im menschlichen Herzen kritische
Stellen für die Entstehung von Herzrhythmusstörungen diagnostizieren kann.

Herzrhythmusstörungen gelten als als eine der Hauptursachen für den
plötzlichen Herztod. Im Projekt "Multimodal Fiber Optic Probe for Highly
Resolved in Vivo Localization of Cardiac Fibrosis" (MultiFib) arbeitet das
Jenaer Forscherteam mit Partnern der Medizinischen Universität Wien und
des Instituts für Rhythmologie und Herzmodellierung (Liryc) in Bordeaux
zusammen, das auf die Erforschung und Behandlung von Herzrhythmusstörungen
spezialisiert ist. "Wir wollen Katheter entwickeln, die sich dort
einsetzen lassen, wo die Rhythmusstörung entsteht", erläutert
Projektleiter Iwan Schie vom Leibniz-IPHT. "Zugleich sollen sie während
der Operation in Echtzeit überwachen, ob eine Ablationstherapie, bei der
diese kritischen Stellen verödet werden, erfolgreich ist." Die
Europäische Kommission fördert MultiFib im Rahmen des Programms ERA-NET in
Horizon 2020 bis April 2021.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-ipht.de/de/institut/presse/aktuelles/detail/europaeisches-team-erforscht-sonde-zur-diagnose-von-herzrhythmusstoerungen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution203
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ENTWICKLUNG/1461: Molekular geprägte Nanopartikel gegen Brustkrebs (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 09.07.2019

Geprägte Kügelchen gegen Brustkrebs - Inhibierung von HER2 auf Tumorzellen durch molekular geprägte Nanopartikel



Für HER2-positiven Brustkrebs, einen besonders aggressiven,
metastasierenden Krebstyp, gibt es einen neuen Therapieansatz:
nanoskopische Partikel, denen spezifische Bindestellen für das
Rezeptormolekül HER2 "eingeprägt" wurden. Wie chinesische Wissenschaftler
in der Zeitschrift Angewandte Chemie erläutern, hemmt die selektive
Bindung der Nanopartikel an HER2 deutlich die Vermehrung der Tumorzellen.

Brustkrebs ist die am weitesten verbreitete Krebserkrankung unter Frauen
und eine der häufigsten Todesursachen. Dabei zählen etwa 20-30 % der
Brustkrebserkrankungen zum sehr schlecht therapierbaren HER2-positiven
Typ. HER2 steht für "Human Epidermal Growth Factor Receptor 2", ein
Protein, das einen bestimmten Wachstumsfaktor erkennt und bindet. HER2
überspannt die Zellmembran und ein Teil ragt ins Zellinnere, ein anderer
befindet sich auf der Zelloberfläche. Sobald ein Wachstumsfaktor andockt,
verbinden sich die extrazellulären Teile von HER2 und einem anderen
zweiten, eng verwandten HER, wie HER1 und HR3, zu einem Heterodimer. Dies
löst dann eine mehrstufige Signalkaskade im Zellinneren aus, die
entscheidend an Prozessen, wie Zellteilung, Metastasierung und der
Entstehung von Blutgefäßen, die den Tumor versorgen, beteiligt ist. In
HER2-positiven Tumorzellen kommt HER2 in ganz wesentlich erhöhter
Konzentration vor. Eine gängige Therapie HER2-positiver Tumore im frühen
Stadium basiert auf der Bindung eines Antikörpers an HER2, der die
Dimerisierung blockiert. Die Forscher um Zhen Liu von der Universität
Nanjing (China) entwickelten jetzt "molekular geprägte" biokompatible
Polymer-Nanopartikel, die HER2 genauso spezifisch erkennen wie ein
Antikörper, um die Dimerisierung zu verhindern.

Nanopartikel lassen sich molekular prägen, indem vereinfacht gesprochen
ein polymerisierbares Gemisch in Anwesenheit der (Bio-)Moleküle, die sie
später erkennen sollen, zu Nanokügelchen polymerisiert wird. Die
(Bio-)Moleküle wirken dann wie eine Art Stempel und hinterlassen
nanoskopische "Abdrücke" in den Kügelchen. Diese passen später perfekt zu
den abgeformten Molekülen und binden spezifisch daran. Anders als
Antikörper lassen sie sich sehr einfach und kostengünstig herstellen und
sind chemisch stabil.

Für das Prägen der Kügelchen verwendeten die Forscher eine spezielle
Präge-Methode ("boronate affinity controllable oriented surface
imprinting"), die besonders gut steuerbar ist und das Abformen von Ketten
aus Zuckerbausteinen, sogenannten Glycanen, ermöglicht. Viele Proteine
tragen spezifische "Zuckerketten". Sie sind einzigartig wie ein
Fingerabdrücke des Proteins. Derartige Glycane von der extrazellulären
Seite der HER2-Proteine verwendeten die Forscher als "Stempel". Auf diese
Weise erzeugten sie geprägte Nanopartikel, die HER2 spezifisch erkennen,
selektiv daran binden und so deren Dimerisierung verhindern. Die
Vermehrung von Tumorzellen in vitro und das Wachstum von Tumoren in
Tumormäusen konnten so deutlich verringert werden. Gesunde Zellen wurden
dagegen so gut wie gar nicht beeinträchtigt.


Autor: Zhen Liu, Nanjing University (China)

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201904860

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution122

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - Angewandte Chemie: Presseinfo 18/2019, 09.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/214: Trendreport Medizintechnik - Die nächste Generation von Medizinprodukten erfordert neue Produktionsstrategien (idw)


Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie IPT - 08.07.2019

Trendreport Medizintechnik: Die nächste Generation von Medizinprodukten erfordert neue Produktionsstrategien



Der Bedarf an Medizinprodukten für eine alternde Bevölkerung ist ein
Antreiber für das Wachstum der Medizintechnikbranche in Europa.
Medizintechnik wird kleiner, individueller und funktionaler, die Produkte
müssen höchste Qualitätsstandards erfüllen und zugleich kostengünstig
gefertigt werden. Wie dieser Balanceakt gelingen kann, erfahren
Unternehmen im neuen Trendreport »Produktionsstrategien für die
Medizintechnik von morgen«, den das Fraunhofer-Institut für
Produktionstechnologie IPT aus Aachen veröffentlicht hat.

In ihrem Trendreport geben die Aachener Produktionstechniker einen
Ausblick auf die bevorstehenden Herausforderungen in der Entwicklung und
Fertigung der nächsten Generation von Medizinprodukten. Sie zeigen
Lösungsansätze und erste Beispiele für deren praktische Umsetzung auf -
sowohl hinsichtlich geeigneter Herstellungsverfahren als auch mit Blick
auf eine sinnvolle Produktionsorganisation. In fünf Themenblöcken werden
aus einer produktionstechnischen Perspektive zentrale Trends der
Medizintechnik beleuchtet.

Intelligente und personalisierte Medizinprodukte erhöhen die Komplexität der Produktherstellung

In Zukunft werden diagnostische Geräte und Medizinprodukte den Patienten
weiter in den Mittelpunkt stellen. Miniaturisierte Sensorik,
beispielsweise in Implantaten, medizinischen Instrumenten oder auch
Kontaktlinsen, können Medizinern zukünftig nicht nur Informationen über
den Gesundheitszustand des Patienten oder den Zustand des Medizinprodukts
liefern. Mithilfe spezieller Oberflächen oder biohybrider Produkte wird
sich die Medizintechnik besser an den Patienten anpassen. Schließlich wird
auch die personalisierte Medizin durch die Entwicklung individualisierter
Produkte möglich, sodass jeder Patient die Therapie erhält, die er
braucht.

Diese nächste Generation von Medizinprodukten wird damit zunehmend
intelligenter. Diese vielfältigen Funktionen erhöht jedoch die Komplexität
in der Produktherstellung, die ohnehin einem starken Preisdruck und
zugleich hohen regulatorischen Anforderungen unterliegt.

Im Trendreport »Produktionsstrategien für die Medizintechnik von morgen«
erörtern die Autoren einige der Herausforderungen bei der Herstellung
individualisierbarer Medizinprodukte und informieren über neue
produktionstechnische Entwicklungen für eine sichere Serienfertigung, die
sich speziell für die Weiterentwicklung der Medizintechnik eignen.

Der Trendreport kann kostenlos heruntergeladen werden:


www.ipt.fraunhofer.de/trendreport-medizintechnik

Originalpublikation:

http://dx.doi.org/10.24406/ipt-n-549097

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ipt.fraunhofer.de/de/presse/Pressemitteilungen/20190708-trendreport-medizintechnik-die-naechste-generation-von-medizinprodukten-erfordert-neue-produktionsstrategien.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution13

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie IPT - 08.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/400: Witten - Infotag. Mit dem Masterstudiengang Pflegewissenschaft die Pflegepraxis gestalten lernen, 02.08.2019


Universität Witten/Herdecke - 09.07.2019

Infotag: Mit dem Masterstudiengang Pflegewissenschaft die Pflegepraxis gestalten lernen

Beim "MasterFit Pflegewissenschaft" am 2. August stellen Dozierende und
Studierende Inhalte und Berufsperspektiven vor



Pflegewissenschaftlich Interessierte, die bereits über einen ersten
Studienabschluss (Bachelor oder Diplom z.B. in Pflegepädagogik oder
Pflegemanagement) verfügen, können sich am 2. August 2019 an der
Universität Witten/Herdecke (UW/H) über den Masterstudiengang
Pflegewissenschaft informieren. An diesem Tag finden Interessierte heraus,
welchen Beitrag die Pflegewissenschaft für die Verbesserung der
Pflegepraxis leistet. In der Zeit von 10 bis 16:30 Uhr präsentieren
Dozentinnen und Dozenten die Schwerpunkte und geben einen ersten Einblick.
Zudem stehen sie für individuelle Gespräche zur Verfügung. Darüber hinaus
haben alle Interessierten die Möglichkeit, aktuelle Studierende
kennenzulernen und sich mit ihnen auszutauschen. Die Veranstaltung ist
kostenlos und nicht an eine Studienaufnahme gebunden.

In der zukünftigen Gesundheitsversorgung werden aufgrund der
demographischen und ökonomischen Veränderungen der Gesellschaft und des
Gesundheitssystems erfahrene und gut qualifizierte Pflegende benötigt. Nur
so können Qualität und menschenwürdige Behandlungen gewährleistet werden.
Das Department für Pflegewissenschaft antwortet auf diese
Herausforderungen seit 2008 mit dem forschungsorientierten
Masterstudiengang in Pflegewissenschaft. Schwerpunkte sind Akutpflege und
familienorientierte Pflege.

Berufsperspektiven

Die intensive forschungsmethodische Ausbildung bietet vielfältige
berufliche Optionen. Der Studienabschluss ermöglicht neben dem Karriereweg
in der Wissenschaft berufliche Tätigkeiten z.B. in Ministerien, Behörden,
in Schlüsselpositionen der Wohlfahrtsverbände oder in Stabsstellen in der
klinischen und ambulanten Pflegepraxis. Eine zweiwöchige
Expertenkonsultation im internationalen Raum bietet die Möglichkeit, erste
Einblicke in diese Positionen zu erhalten und ein berufliches Netzwerk
aufzubauen.

Ziele des Studiengangs

Absolventen des Masterstudiengangs Pflegewissenschaft sollen Methoden
weiterentwickeln, die pflegerische Praxis analysieren und beispielsweise
bei der Einführung und Überprüfung von pflegerischen Standards in der
Praxis mitarbeiten. Ebenso sollen Absolventen befähigt werden, in
interdisziplinären Wissenschaftsteams und Expertengremien im
Gesundheits- und Sozialwesen zur Lösung komplexer Probleme beizutragen.

Zusammenspiel von Praxis und Theorie

Gemäß den Grundsätzen der UW/H werden die Studierenden intensiv in kleinen
Gruppen betreut. Zudem nimmt die Praxis-Theorie-Vernetzung einen
herausgehobenen Stellenwert ein. Ziel ist dabei immer, Absolventinnen und
Absolventen so zu qualifizieren, dass sie direkt nach dem Studium in ihrer
neuen Rolle einsatzfähig sind. Mehr als ein Drittel der Absolventen des
Studiengangs gab in einer Alumni-Umfrage an, nach dem Studium den Sprung
in eine wissenschaftliche Karriere geschafft zu haben. Ein weiteres
Drittel fand nach dem Studium direkt eine Anstellung in leitender
Funktion, zum Teil als Referentin oder Referent im Sozial- und
Gesundheitswesen.

Studium fundamentale

Zu jedem Studiengang an der Universität Witten/Herdecke gehört das Studium
fundamentale: An einem Tag der Woche kommen Studierende aller Fächer
zusammen, befassen sich mit Kunst und Kultur oder betätigen sich
künstlerisch. Das Studium fundamentale wirkt - auch bei den
Pflegewissenschaftlern - dem professionellen Tunnelblick entgegen,
erweitert den Horizont über die eigenen Fächergrenzen hinweg und bringt
neue Ideen.

Anmeldung

Aus organisatorischen Gründen bittet die UW/H um eine Anmeldung zur
Veranstaltung "MasterFit". Interessierte können diese vorzugsweise per
E-Mail an Heike Möller richten: heike.moeller@uni-wh.de, Tel.: 02302 /
926-381

Weitere Informationen: 


www.uni-wh.de/studium/studiengaenge/pflegewissenschaft-msc/


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 09.07.2019
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KLASSIK/10226: Borken - "Ahauser Schlosskonzerte" starten in die neue Saison am 29.9.2019


Kreis Borken

Ahauser Schlosskonzerte starten in die neue Saison

Musikreihe mit insgesamt sechs Veranstaltungen von September 2019 bis
März 2020 / Jetzt Abo sichern



Kreis Borken/Ahaus. Die Schlosskonzerte Ahaus starten in die neue
Saison: Im Ambiente des historischen Schlosses Ahaus bietet diese
besondere Musikreihe in den Monaten von September 2019 bis März 2020
zum 68. Mal eine bunte und kontrastreiche Auswahl kammermusikalischer
Möglichkeiten. "Nicht nur die Vielfalt der Musik und ihrer Gattungen,
sondern auch die hervorragenden Akteure sind ein Grund, möglichst kein
Konzert zu verpassen", betont Norbert van der Linde, der seit mehr als
20 Jahren künstlerischer Leiter der Reihe ist. Der Kreis Borken lädt
gemeinsam mit der Stadt Ahaus in den Herbst- und Wintermonaten zu
sechs hochkarätigen und vielseitigen Konzerten ein. Sie finden alle im
Fürstensaal von Schloss Ahaus, Sümmermannplatz 1, statt. Beginn ist
jeweils sonntags um 19.30 Uhr.

Musikfreundinnen und Musikfreunde dürfen sich auf ein

abwechslungsreiches Programm freuen:

- Sonntag, 29. September 2019, LGT Young Soloists

- Sonntag, 17. November 2019, Klavierduo Walachowski sowie Klaviertrio
Würzburg

- Sonntag, 8. Dezember 2019, Neue Hofkapelle Berkelkraft

- Sonntag, 12. Januar 2020, Salaputia Brass

- Sonntag, 16. Februar 2020, Sestetto Stradivari

- Sonntag, 15. März 2020, Sjaella (Vocalensemble)

"Die Ahauser Schlosskonzerte beginnen im September 2019 mit den 'LGT
Young Soloists'", konstatiert Norbert van der Linde. "Dieses
Kammerorchester ist insofern etwas Besonderes, als sich hier quasi die
besten jugendlichen Musikerinnen und Musiker Europas treffen", hebt er
hervor. Junge hochbegabte Künstlerinnen und Künstler hätten immer
schon die Ahauser Schlosskonzerte bereichert, jedoch bislang nicht in
dieser klanglichen Fülle, so van der Linde. "Die Qual der Wahl, welche
Konzerte der Reihe Musikbegeisterte besuchen wollen, entfällt im
Übrigen mit einem Abonnement", merkt der künstlerische Leiter an. Abos
bieten neben dem günstigen Preis den großen Vorteil, dass bei allen
Konzerten der Saison Sitzplätze reserviert sind. Im Verhinderungsfall
können die Abo-Karten an Freunde weitergegeben werden.

Für Erwachsene kostet das Saison-Abonnement in der 1. Kategorie 90
Euro und in der 2. Kategorie 70 Euro. Der Preis für Einzelkarten in
der Kategorie I beträgt 17,50 Euro und in der Kategorie II 15 Euro.
Schüler und Studenten zahlen jeweils die Hälfte. Vorbestellungen nimmt
der Kreis Borken, Fachabteilung Kultur im kult Westmünsterland,
Kirchplatz 14, in Vreden, per E-Mail an t.wigger@kreis-borken.de
entgegen sowie bis Freitag, 27. September, unter Tel. 02564/9899111.

Das komplette Programm der Reihe liegt beim Kreis Borken und der Stadt
Ahaus, in den Touristik- und Bürgerbüros sowie den Filialen der
Sparkasse Westmünsterland in der Region Ahaus aus. Auf Wunsch können
die Programmhefte auch zugeschickt werden. Weitere Informationen zu
den Schlosskonzerten Ahaus gibt es im Internet unter
www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9119: Aus aller Welt - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erhielt Italiens Lega-Partei finanzielle Unterstützung aus Rußland?

Hat die rechtspopulistische italienische Regierungspartei Lega
Wahlkampfhilfen in Millionenhöhe von russischen Investoren
angenommen? Erstmals berichtete das italienische Nachrichtenmagazin
"L´Espresso" über den Deal zwischen Moskau und Rom. Geheime
Tonbandaufzeichnungen, die dem Portal Buzzfeed zugespielt und am
Mittwoch veröffentlicht wurden, scheinen nun zu belegen, daß es
entsprechende Gespräche zwischen Salvini-Vertrauten und russischen
Vertretern im Oktober vergangenen Jahres im Metropol Hotel in Moskau
gegeben hat. Innenminister Matteo Salvini weist die Vorwürfe zurück.
Die Lega habe nie Geld von Rußland angenommen, erklärte er gegenüber
der Nachrichtenagentur AGI. Italiens Opposition forderte eine
Untersuchung der Vorwürfe.

11. Juli 2019
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JUSTIZ/9119: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Werther

Nach dem Fund von drei Leichen in einem Privathaus in der Kleinstadt
Werther bei Bielefeld gehen die Ermittler von einem Familiendrama
aus. Demnach soll sich ein 55jähriger Mann das Leben genommen haben,
nachdem er seine pflegebedürftigen Eltern getötet hatte. Bei den
beiden anderen Toten handelt es sich um einen 93jährigen und eine
87jährige.

11. Juli 2019
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MILITÄR/9116: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA wollen Militärschutz für Handelsschiffe in der Golfregion

Das Pentagon will eine internationale Flotte in die Golfregion
entsenden, die iranische Bedrohungen von Handelsschiffe verhindern
soll. Der Zusammenschluß solle es möglich machen, daß sich Schiffe im
Persischen Golf, an der Arabischen Halbinsel und am Horn von Afrika
sicher bewegen könnten, sagte der Vorsitzende des Vereinigten
Generalstabs, Marine-General Joseph Dunford. Die Initiative der USA
geht auf einen Vorfall im Golf von Oman zurück, bei dem Unbekannte
zwei Öltanker Saudi-Arabiens attackiert hatten. Washington erachtet
den Iran als schuldig für die mutmaßlichen Angriffe. Die Regierung in
Teheran weist dies zurück.

11. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9118: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schülerstreiks für besseres Klima - Kultusminister erwägt Sanktionen

Schülern, die an Fridays-for-Future-Protesten teilnehmen und deshalb
dem Unterricht fernbleiben, drohen nach den Sommerferien Strafen. Wer
zu einer Demo geht, die nicht Teil einer Lehrveranstaltung ist, fehlt
unentschuldigt - mit allen Folgen, sagte der Präsident der
Kultusministerkonferenz, Alexander Lorz (CDU), in einem Gespräch mit
der Wochenzeitung "Die Zeit". Seit Monaten lassen vor allem Schüler
und Studenten Freitags den Unterricht ausfallen, um für eine bessere
Klimapolitik auf die Straße zu gehen.

11. Juli 2019
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SONSTIGES/9116: Tragisches und Kurioses - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Radfahrerin von Auto überrollt

Bei einem Verkehrsunfall im Berliner Stadtteil Charlottenburg ist
eine 55 Jahre alte Radfahrerin ums Leben gekommen. Ein 78jähriger
Autofahrer hatte sie beim Abbiegen erfaßt. Anwohner versuchten
vergeblich, die unter dem Wagen eingklemmte Frau zu befreien. Sie
erlag noch am Unfallort ihren Verletzungen.

11. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8201: Aus Forschung und Technik - 11.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Start einer Vega-Trägerrakete fehlgeschlagen

Wenige Minuten nach dem Start einer leichten Vega-Rakete mit dem
emiratischen Militärsatelliten Falcon Eye 1 ist die Trägerrakete
zusammen mit ihrer Nutzlast in der Nacht zum Donnerstag abgestürzt.
Nach Angaben der Betreiberfirma Arianespace war die Verschiebung der
Flugbahn rund zwei Minuten nach dem Abheben vom europäischen
Startplatz Kourou in Französisch-Guyana aufgetreten, als die zweite
Raketenstufe zünden sollte. Die Ursache des Zündversagens war
zunächst unklar. Der Überwachungssatellit sollte die aus neun
Raumapparaten bestehende Satellitengruppe der Vereinigten Arabischen
Emirate ergänzen.

11. Juli 2019
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AUSLAND/8215: Aus aller Welt - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Salzburger Fahrverbote für Maut-Vermeider

Der Salzburger Landesrat hat befristete und selektive Fahrverbote für
die Nebenstraßen im Bereich der Tauernautobahn zwischen Puch-Urstein
bei Hallein und Sankt Michael im Lungau angekündigt. Zwischen dem 13.
Juli und dem 18. August sollen die Abfahrten der A10 an den Samstagen
und Sonntagen zwischen 6 Uhr und 20 Uhr gesperrt werden. Anrainer und
Gäste, die in der Nähe übernachten, dürfen passieren. Mit dem
Abfahrverbot zum Schutz von ortsansässiger Bevölkerung und Umwelt
will der Landesrat Schnöll Schleichfahrten zur Vermeidung der
Autobahn-Maut verhindern. Tirol hat zu entsprechenden Regelungen
gegriffen.
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GESUNDHEIT/8173: Medizin und Gesundheitswesen - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Maserschutzgesetz kurz vor der Verabschiedung

Es ist soweit. Am 17. Juli soll das Masernschutzgesetz laut Deutschen
Ärzteblatt vom Bundeskabinett verabschiedet werden. Damit hält
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) ungeachtet zuletzt
geäußerter Kritik an einer verpflichtenden Masernimpfung für
Gesundheitsberufe, Personal in Schulen und Kindertageseinrichtungen
fest. Der Entwurf sieht vor, daß eine Impfpflicht für alle Personen
besteht, die in medizinischen Einrichtungen tätig sind und dort mit
Patienten Kontakt haben. Dazu gehört insbesondere das medizinische
Personal. Außerdem soll die Regelung für andere dort tätige Personen
wie zum Beispiel Küchen- oder Reinigungspersonal sowie ehrenamtlich
Tätige oder Praktikanten gelten. Zu den medizinischen Einrichtungen
gehören unter anderem Krankenhäuser, Einrichtungen für ambulantes
Operieren, Arzt- und Zahnarztpraxen und Geburtshäuser. Und
schließlich soll die Impfpflicht für all jene gelten, die in
Gemeinschaftseinrichtungen wie Schulen und Kindertagesstätten betreut
werden oder in bestimmten Gemeinschaftsunterkünften untergebracht
sind.
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JUSTIZ/8203: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Identitäre Bewegung laut BfV gesichert rechtsextrem

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) führt die Identitäre
Bewegung Deutschland (IBD) nach zweijähriger Beobachtung als
gesichert rechtsextreme Bestrebung und ihre Mitglieder als geistige
Brandstifter. In der Erklärung des Verfassungsschutzes heißt es, die
Positionen der IBD seien mit dem Grundgesetz nicht vereinbar. Sie
wolle Menschen mit außereuropäischer Herkunft von demokratischer
Teilhabe auszuschließen und diskriminiere sie in einer die
Menschenwürde verletzenden Weise. Die nach französischem Vorbild in
Deutschland 2012 gegründete IBD hat laut BfV rund 600 Mitglieder.
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KULTUR/8126: Sprache, Kunst und Medium - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Prozeß gegen Antiquitäten-Schmuggler beginnt in New York

Mitglieder eines 2011 aufgeflogenen internationalen Schmugglerrings
für wertvolle Altertümer müssen sich nun in New York City vor Gericht
verantworten.

Innerhalb dreier Jahrzehnte soll die Bande mehr als 2600 Artefakte
vornehmlich aus dem Orient, Asien und dem Fernen Osten verkauft haben.
Laut Deutschlandfunk Kultur konnten sie damit mehr als 143 Millionen
erzielen (nach heutigem Kurs umgerechnet rund 127 Millionen Euro).

Zu den Kunden gehörten vermögende Sammler, aber einige der kostbaren
Stücke gingen auch an weltberühmte Museen. Wie es hieß, waren die für
Anschaffungen verantwortlichen Manager getäuscht worden.

Eingebundene Staatsanwaltschaften sprachen von einem der größten Fälle
illegalen Kunsthandels. Als Kopf der Bande gilt ein Kunsthändler, der
2011 in Deutschland festgenommen wurde. Sieben weitere Personen stehen
als mutmaßliche Komplizen vor Gericht.
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MILITÄR/8192: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



London und Washington melden Zwischenfall in der Straße von Hormus

Regierungsvertreter in Washington und London werfen dem Iran einen
neuen Zwischenfall in der Seeschiffahrt vor. Demnach sollen Schiffe
der iranischen Revolutionsgarden am Mittwoch versucht haben, den
britischen Tanker British Heritage beim Durchfahren der Straße von
Hormus zu behindern. Die britische Fregatte HMS Montrose, welche den
Tanker eskortierte, richtete ihre Kanonen auf die iranischen Schiffe
und warnte deren Besatzungen verbal. Daraufhin entfernten sich die
Iraner. Fox News zufolge wurde der Zwischenfall von einem
Aufklärungsflugzeug der US-Luftwaffe gefilmt. Die iranische
Nachrichtenagentur Fars berichtete, die Revolutionsgarden hätten die
Vorwürfe zurückgewiesen. Auf deren Webseite heißt es, in den
zurückliegenden 24 Stunden sei es in der Straße von Hormus zu keinem
Zwischenfall mit ausländischen Schiffen gekommen. Außenminister Sarif
meinte, mit derartigen Unterstellungen sollten Spannungen provoziert
werden. Eine Woche zuvor hatte die britische Marine vor Gibraltar den
Supertanker Grace 1 aufgebracht. Unter dem Vorwurf, er habe entgegen
dem europäischen Sanktionsregime iranisches Öl für Syrien
transportiert, wird er bis heute festgehalten. Der Oberste
Gerichtshof Gibraltars hat inzwischen angeordnet, daß die Grace 1
spätestens am 21. Juli wieder in See stechen darf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8206: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Monheim entscheidet sich für kostenlosen Personennahverkehr

Der Stadtrat von Monheim am Rhein hat am Mittwoch einstimmig
beschlossen, die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs für die
44.000 Bürger der Kommune spätestens ab April kostenlos zu machen.
Zugereiste werden für die Busfahrten weiterhin zahlen müssen. Das
lokale Nahverkehrsunternehmen, welches 47 Busse im Einsatz hat,
erhält als Ausgleich für entgangenes Fahrgeld von der Stadt rund drei
Millionen Euro im Jahr. Ob der Stadtratsbeschluß umgesetzt werden
kann, hängt von der Zustimmung des Verkehrsverbunds Rhein-Ruhr ab.
Monheim erhebt die niedrigsten Gewerbesteuern in Nordrhein-Westfalen.
Dennoch wies die Stadt zuletzt einen Jahresüberschuß von knapp 30
Millionen Euro aus. Dazu beigetragen hat unter anderem der
Briefkasten, den der Chemiekonzern BASF in Monheim etabliert hat.
Bürgermeister von Monheim ist der 37jährige Daniel Zimmermann von der
kommunalen Jugendpartei PETO - Die junge Alternative. Für öffentliche
Aufmerksamkeit sorgte der PETO-Stadtrat 2016, als er DITIB und einem
weiteren Moscheeverein wertvolle Grundstücke für den Bau von Moscheen
kostenlos überließ.
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SONSTIGES/8176: Tragisches und Kurioses - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



TÜV überprüfte die Sicherheit von fast 600.000 Aufzügen

Wegen gefährlicher Mängel hat der TÜV im vergangenen Jahr in
Deutschland rund 3100 Aufzüge stillgelegt.

Das hört sich zunächst viel an, aber es wurden insgesamt auch knapp
590.000 Fahrstühle geprüft. Damit machen die Stillegungen 0,5 Prozent
aus. 2017 waren es laut aktuellem Anlagensicherheitsreport noch 0,7
Prozent. Knapp 44 Prozent der überprüften Anlagen gingen laut der
Presseagentur dpa ohne irgendwelche Beanstandungen durch.

Die Kontrolleure stoßen jedoch hin und wieder auf "gefährliche Mängel
wie beschädigte Absturzsicherungen oder defekte Notrufsysteme, die
Menschen in akute Gefahr bringen können", wie der 
Verbands-Geschäftsführer Joachim Bühler mitteilte.

Die fortschreitende Digtalisierung hat auch vor den Aufzuganlagen
nicht haltgemacht. Dadurch können moderne Aufzüge über das Internet
kontrolliert und gewartet werden. Das eröffnet aber auch Hackern
Eingriffsmöglichkeiten. Auf dem Gebiet herrscht eine gewisse
Unsicherheit.

11. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8204: Arbeit, Soziales und Familie - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Hochschulfreiheitsgesetz von NRW

Vor dem Landtag in Düsseldorf haben am Donnerstag Studenten und
Studentinnen, Friedensinitiativen und andere Gruppen gegen die
Aufhebung der sogenannten Zivilklausel im Hochschulgesetz von
Nordrhein-Westfalen protestiert. Der Landtag hatte zeitgleich das
Gesetz mit den Stimmen von CDU, FDP und AfD verabschiedet. Seit 2014
hatte die Zivilklausel verhindert, daß an den Hochschulen für Militär
und Krieg geforscht wird. Künftig sollen die Hochschulen nicht mehr
ihren Beitrag zu einer nachhaltigen, friedlichen und demokratischen
Welt entwickeln und nicht mehr friedlichen Zielen verpflichtet sein.
Das neue Hochschulgesetz erlaubt den Universitäten unter anderem auch
die Anordnung einer Anwesenheitspflicht.
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UMWELT/8184: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Lichtverschmutzung bedroht Clownfisch-Population

Die Verschmutzung der Weltmeere ist ein großes Problem und wird von
Umweltschützern immer wieder angeprangert. Übersehen dabei wird aber
oft, daß nicht nur chemische Substanzen die Meere verschmutzen.
Gleiches gilt auch für die sogenannte Lichtverschmutzung. So wollen
Forscher der Flinders-Universität im australischen Adelaide anhand
von Tierversuchen nachgewiesen haben, daß die zunehmende
Nachthelligkeit in den Meeresriffen die Fortpflanzungsraten unter
anderem der Clownfische stark beeinträchtigen. Während deren
Nachwuchs bei normalem Tag-Nacht-Rhythmus am achten Abend schlüpfte,
tat sich bei auch nachts beleuchteten Aquarien nichts. Die Forscher
vermuten daher, daß Dunkelheit ein natürliches Signal zum Schlüpfen
ist.
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WIRTSCHAFT/8192: Märkte und Finanzen - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



IBM schließt Übernahme von Red Hat ab

Das New Yorker IT- und Beratungsunternehmen International Business
Machines Corporation (IBM) hat die im Oktober angekündigte
Akquisition des Softwareherstellers Red Hat aus North Carolina
abgeschlossen. IBM läßt sich die Übernahme umgerechnet rund 30
Milliarden Euro kosten. Der Cloud-, Virtualisierungs- und
Openstack-Spezialist Red Hat ist bekannt für seine gleichnamige
Enterprise-Linux-Distribution. IBM steht voll hinter der
Open-Source-Policy von Linux, die den Worten des
Red-Hat-Geschäftsführers Whitehurst zufolge de facto zum
Industriestandard für Technologie wie hybride Cloud-Lösungen geworden
ist und diese überhaupt erst ermöglicht hat. Mit Hilfe von rund
90.000 Cloud-Experten wird IBM sein Portfolio um den
Hybrid-Cloud-Sektor ausweiten, und zwar gegen die Konkurrenz von
Amazons AWS, Microsofts Azure und Googles Cloud. Die
Server-Infrastruktur dafür kann IBM bereits anbieten.
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WISSENSCHAFT/8207: Aus Forschung und Technik - 11.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erster Fehlstart einer Vega-Rakete

Rückschlag für das europäische Weltraumprogramm. Wie dpa meldete, ist
der Start einer Vega-Rakete vom Weltraumbahnhof Kourou in
Französisch-Guyana mißlungen. Nachdem der Start schon vorher zweimal
wegen ungünstiger Wetterbedingungen und starker Höhenwinde verschoben
worden war, schien diesmal alles glatt zu verlaufen. Doch etwa zwei
Minuten, nachdem die Trägerrakete vom Boden abgehoben hatte, kam es
zu einem schwerwiegenden Problem, teilte eine Sprecherin des
Raketenbetreibers Arianespace mit. Es ist der erste Fehlstart einer
Vega-Rakete überhaupt. Die Rakete hatte im Auftrag der Vereinigten
Arabischen Emirate den an Bord befindlichen Erdbeobachtungssatelliten
"FalconEye1" ins All bringen sollen. Dieser sollte hochauflösende
Bilder aufnehmen und sie zurück zur Erde übertragen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1616: Knobeln auf dem Quanten-Schachbrett (idw)


Universität Innsbruck - 10.07.2019

Knobeln auf dem Quanten-Schachbrett



Physiker der Universität Innsbruck schlagen ein neues Modell vor, mit dem
die Überlegenheit von Quantencomputern gegenüber klassischen
Supercomputern bei der Lösung von Optimierungsaufgaben gezeigt werden
könnte. Sie demonstrieren in einer aktuellen Arbeit, dass schon wenige
Quantenteilchen genügen würden, um das mathematisch schwierige
Damenproblem im Schach auch für größere Schachbretter zu lösen.

Das Damenproblem ist eine schachmathematische Aufgabe, die schon den
großen Mathematiker Carl Friedrich Gauß beschäftigt hat, für die er aber
erstaunlicher Weise nicht die richtige Lösung fand. Es geht dabei um die
Frage, wie acht Damen so auf einem klassischen Schachbrett mit 8 x 8
Feldern angeordnet werden können, dass sich keine davon gegenseitig
schlagen können. Mathematisch kann noch relativ einfach ermittelt werden,
dass es 92 verschiedene Möglichkeiten gibt, die Damen aufzustellen. Auf
einem Schachbrett mit 25 x 25 Feldern sind es schon über 2 Billiarden
Möglichkeiten. Allein die Berechnung dieser Zahl verschlang insgesamt 53
Jahre an CPU-Zeit.

Noch schwieriger wird die Aufgabe, wenn einige Damen bereits auf dem Feld
stehen und bestimmte Diagonalen nicht besetzt werden dürfen. Vor kurzem
wurde gezeigt, dass mit diesen zusätzlichen Einschränkungen das Problem
mit 21 Damen durch klassische mathematische Algorithmen nicht mehr in
angemessener Zeit gelöst werden kann. "Ich bin zufällig auf dieses Thema
gestoßen und dachte mir, hier könnte die Quantenphysik ihre Vorteile
ausspielen", erzählt Wolfgang Lechner vom Institut für Theoretische Physik
der Universität Innsbruck und dem Institut für Quantenoptik und
Quanteninformation der Österreichischen Akademie der Wissenschaften.
Gemeinsam mit Helmut Ritsch und den Doktoranten Valentin Torggler und
Philipp Aumann entwickelte Lechner ein Quanten-Schachbrett, auf dem das
Damenproblem mit Hilfe der Quantenphysik experimentell gelöst werden
könnte.

Aus Atomen werden Schachdamen

"Als Schachbrett kann ein optisches Gitter aus Laserstrahlen genutzt
werden, in das einzelne Atome geladen werden", erklärt Helmut Ritsch, der
ebenfalls am Innsbrucker Institut für Theoretische Physik forscht. "Über
die Einstellung der Wechselwirkung zwischen den Teilchen, können wir aus
den Atomen Schachdamen machen, die sich nach den Schachregeln verhalten,
sich also in allen Bewegungsrichtungen des Spiels aus dem Weg gehen."
Diese Abstoßung der Teilchen wird mit Hilfe von Lasern erzeugt, die in den
Bewegungsrichtungen eingestrahlt werden. Über einen optischen Resonator -
zwei Spiegel oberhalb und unterhalb des optischen Gitters - wird diese
Wechselwirkung noch einmal deutlich verstärkt und ist damit über deutlich
größere Distanzen wirksam.

"Man könnte dieses Spiel auch mit sich entsprechend abstoßenden
Billardkugeln spielen", sagt Ritsch. "Weil es aber so viele Möglichkeiten
gibt, würde das sehr, sehr lange dauern. Es ist deshalb entscheidend, dass
die Atome sehr stark abgekühlt werden und deren Quanteneigenschaften zum
Tragen kommen. Weil sie dann wie Wellen funktionieren, können die Teilchen
viele Möglichkeiten gleichzeitig austesten und es zeigt sich sehr rasch,
ob es eine nach Schachregeln gültige Lösung für die vorgegebenen
Bedingungen gibt.

Quantenüberlegenheit nachweisen

Die Antwort auf die Frage, ob es unter den jeweils vorgegebenen
Einschränkungen eine Lösung gibt, kann aus dem von den Atomen
abgestrahlten Licht sehr leicht abgelesen werden. Die konkrete Anordnung
der Atom-Damen könnte im Prinzip mittels Atommikroskopie ermittelt werden,
ein Verfahren, das an vergleichbaren Aufbauten bereits erfolgreich
demonstriert wurde.

Simulationen auf klassischen Computern deuten stark darauf hin, dass das
von den Innsbrucker Theoretikern entworfene Experiment aufgrund der
Quanteneigenschaften der Teilchen sehr viel rascher zu einem Ergebnis
führen würde, als jeder mathematische Algorithmus auf einem klassischen
Computer das schaffen könnte. "Damit ließe sich die Überlegenheit von
Quantencomputern für die Berechnung von bestimmten Optimierungsproblemen
mit diesem Experiment erstmals eindeutig nachweisen", resümiert Wolfgang
Lechner. "Die Kontrolle weniger Dutzend Atome gehört heute im Labor schon
zum Standard, weshalb die Umsetzung dieser Idee vielleicht schon bald
Realität werden könnte."

Die Arbeit ist im Fachmagazin Quantum erschienen und wurde vom
österreichischen Wissenschaftsfonds FWF, der Hauser-Raspe-Stiftung und der
Europäischen Union finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

A Quantum N-Queens Solver.

Valentin Torggler, Philipp Aumann, Helmut Ritsch, and Wolfgang Lechner. 

Quantum 3, 149 (2019)

https://doi.org/10.22331/q-2019-06-03-149

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/082: Mögliche Verbindung zwischen Quantenphysik und Raumzeit entdeckt (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 10.07.2019

Mögliche Verbindung zwischen Quantenphysik und Raumzeit entdeckt



Quantenphysiker/innen der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
und der Universität Wien konnten belegen, dass das quantenphysikalische
Flächengesetz auch in der von Einstein beschriebenen Raumzeit gültig ist,
also unter Einbeziehung der Dimension der Zeit. Die neue Studie wurde in
einem "Nature"-Journal veröffentlicht.

Lokalität ist das wesentliche Prinzip zwischen allen physikalischen
Interaktionen: Es besagt, dass jedes physikalische System nur mit Systemen
in unmittelbarer Umgebung interagieren kann bzw. dass es bei entfernt
liegenden Systemen ein vermittelndes "Medium" geben muss. Das kennt man
etwa vom Telefonieren mit Mobiltelefonen, bei dem die Daten via
elektromagnetischer Wellen übertragen werden, um den Gesprächspartner
hören zu können.

Quantenforscher/innen der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ÖAW) und der Universität Wien fanden nun heraus, dass basierend auf
diesem Prinzip eine Verbindung zwischen der modernen Quantenmechanik und
der Raumzeit gezogen werden kann. Zur Erinnerung: Die Raumzeit ist jener
von Einstein beschriebene Raum, der die drei räumlichen Dimensionen mit
der vierten Dimension der Zeit (Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft)
vereint. Die neue Studie wurde nun in "Quantum Information", einem von
"Nature" herausgegebenen Journal, veröffentlicht.

Korrelation unabhängig erstellter Messergebnisse

Um die wissenschaftliche Ausgangssituation erst einmal im
dreidimensionalen Raum, also ohne Berücksichtigung der Zeit, zu verstehen,
stelle man sich zwei fiktive Beobachter Alice und Bob vor. Beide
untersuchen die Bestandteile eines physikalischen Systems, wobei Alice nur
jene Teile untersuchen kann, die in einem begrenzten Bereich ("region of
space") liegen. Bob wiederum kann nur die Teile untersuchen, die außerhalb
des begrenzten Bereichs liegen.

Das Flächengesetz der Entropie ("area law"), ein wesentliches Gesetz in
der Quantenphysik, besagt, dass die Korrelation zwischen den
Messergebnissen von Alice und Bob proportional zur Fläche des
Grenzbereichs ist - nicht aber zu dessen Volumen, wie man einfach gedacht
im dreidimensionalen Raum ja annehmen könnte. Die Fläche der Grenze
bestimmt also inwieweit die beiden unabhängig voneinander erstellten
Messergebnisse in Zusammenhang zueinander stehen. Wie ist das, wenn nun
eine vierte Dimension, nämlich die der Zeit, dazukommt?

Mögliche Brücke zwischen Raumzeit und Quantenphysik

Hierfür kommt die neue Studie ins Spiel, für die die Forscher/innen
folgendes Szenario innerhalb der Raumzeit entworfen haben: Alice führt
ihre Messungen in einem abgegrenzten Raumbereich in einem bestimmten
Zeitraum durch. Bob ist außerhalb dieses Bereichs und hat zu jedem
Zeitpunkt Zugang zu jedem anderen Punkt, den es gibt. Die Forscher/innen
von ÖAW und Universität Wien untersuchten nun, welche Rolle der
Grenzbereich in der Raumzeit zwischen Alice und Bob für die Korrelation
der Messergebnisse bedeutet.

Das Ergebnis: Auch in der Raumzeit gilt das Flächengesetz, solange die
Objekte lokal miteinander interagieren (Prinzip der Lokalität). Das
bedeutet, dass auch unter Berücksichtigung der Dimension der Zeit die
Korrelation der Messergebnisse von Alice und Bob direkt proportional mit
der Fläche des Grenzbereichs zunimmt. Das Volumen in der Raumzeit spielt
für das Ausmaß der Korrelation dagegen keine Rolle.

"Uns ist es damit gelungen, einen wichtigen Zusammenhang zwischen
Quantenkorrelation und Raumzeit zu finden", sagt Časlav Brukner,
Gruppenleiter am Institut für Quantenoptik und Quanteninformation der ÖAW
und einer der Studienautoren. "Diese Ergebnisse könnten uns helfen, näher
an eine einheitliche Theorie zu rücken, die Physiker/innen weltweit suchen
und die die beiden noch getrennten Welten Quantenphysik und Gravitation in
sich vereint."


Originalpublikation:

"A Spacetime Area Law Bound on Quantum Correlations",

Ilya Kull, Philippe Allard Guérin, Časlav Brukner,

Nature Partner Journal Quantum Information, 2019 (Open Access)

DOI: https://www.nature.com/articles/s41534-019-0171-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Österreichische Akademie der Wissenschaften, 10.07.2019
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BERICHT/011: Experimentierhalle SHELL - Axione und Begründungen ... (SB)


"Wir sind Forscher. Wir wollen unser Universum verstehen. Am
Ende wollen wir eine Erklärung für alles haben, was darin existiert.
Deshalb ist es uns wichtig, die Dunkle Materie zu entdecken: Wir
werden unser Universum ein kleines Stück weiter verstehen."

(Prof. Dr. Erika Garutti, wissenschaftliche Leiterin des Experiments
MADMAX, zur Suche nach der Dunklen Materie)




[image: Die drei Referenten vor dem erhöhten Eingang zur Halle, davor eine Menschengruppe, die zuhört - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Eröffnungstag der Experimentierhalle SHELL - Prof. Dr. Peter Schleper (mit Mikrofon), Prof. Dr. Dieter Horns und
Prof. Dr. Erika Garutti stellen ihre Projekte vor.

Foto: © 2019 by Schattenblick



Die Physik hat ein Problem, und das ist nicht gering. Sie versucht
den Zusammenhalt von Galaxien zu erklären, indem sie etwas annimmt,
das man weder sehen noch anmessen kann: Dunkle Materie. Ohne eine
nach innen gerichtete Kraft müßten die sich drehenden Galaxien
eigentlich auseinanderfliegen. Außerdem bietet die postulierte Dunkle
Materie auch für andere physikalische Phänomene eine Erklärung,
weshalb es nicht verwundert, daß sich Physikerinnen und Physiker
weltweit auf die Suche nach ihr begeben haben.

Auf dem Campus Bahrenfeld in Hamburg wurden am 8. Juli 2019 gleich
zwei neuartige Experimente, MADMAX und BRASS, feierlich eingeweiht.
Beide sind in einem Bunker mit drei Meter dicken Stahlbetonwänden
untergebracht, der Experimentierhalle SHELL (Shielded Experimental
Hall). Sie war für eine Million Euro umgebaut worden, den größeren
Forschungs- und Finanzrahmen dazu bildet der Exzellenzcluster Quantum
Universe, einer von vier Exzellenzclustern, den Hamburg im
vergangenen Jahr von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) in
einem Wettbewerb der Forschungsstandorte zugesprochen bekommen hat.

Mit diesen Experimenten soll jene geheimnisvolle Materie aufgespürt
werden, von der man bisher eben nur ihre Schwerkraftwirkung kennt. In
dem Sinne "kennt", als daß man auf der Grundlage der Allgemeinen
Relativitätstheorie Albert Einsteins keine plausiblere Erklärung für
bestimmte Beobachtungen hat. Und jene 1915 veröffentlichte Theorie
formt das heutige physikalische Weltbild maßgeblich. Außerdem könnten
Axionen ein weiteres ungelöstes Grundsatzproblem der Physik lösen,
auf das an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden soll,
nämlich "die Frage nach der unerklärten Symmetrie zwischen Materie
und Antimaterie in der sogenannten starken Wechselwirkung, auch
Quantenchromodynamik (QCD) genannt". [1]

BRASS und MADMAX könnten durch elektromagnetische Wellen, die von
außen kommen, beispielsweise durch Mobiltelefone oder demnächst durch
den 5G-Funkstandard, bei dem höhere Frequenzen in Anspruch genommen
werden, gestört werden. Deshalb wurden beide Experimentierräume
innerhalb der SHELL nochmals mit Beton sowie durch zwei Schichten
Metallgitter abgeschirmt. Wobei die an den Forschungen beteiligten
Personen gegenüber der Presse betonten, daß "Abschirmung" eben nicht
bedeutet, daß hier wie einst mit radioaktiven Stoffen hantiert wird,
von der keine Strahlung nach außen gelangen soll, sondern daß man
genau umgekehrt die elektromagnetische Strahlung, die von außen
kommt, abhalten muß, damit in den Versuchsanordnungen saubere
Ergebnisse produziert werden. Was die durch das Experiment selber
erzeugten potentiellen elektromagnetischen Störungen betrifft, sollen
diese soweit wie möglich vermieden werden, und von dem, was dann noch
übrigbleibt, kennt man die Frequenzen sehr genau und kann sie später
aus den Meßergebnissen herausrechnen.




[image: Sich drehendes Kettenkarussell, die teils von Menschen besetzten Sitze zeigen nach außen - Foto: Klaus P. Rausch auf Pixabay]

In einem Kettenkarussell werden die Menschen von Ketten darin
gehindert, samt ihren Sitzen davonzufliegen, aber was hindert die
Sterne von Spiralgalaxien daran, ins All geschleudert zu werden?

Foto: Klaus P. Rausch auf Pixabay



In dieser einst den Zyklotron (Kreisbeschleuniger) der DESY (Deutsche
Elektronen-Synchrotron) bergenden Halle wollen Forscherinnen und
Forscher die Dunkle Materie nicht direkt nachweisen, sondern nur ihre
theoretisch vorhergesagte Wechselwirkung mit sichtbarer Materie. Man
nimmt an, daß Dunkle Materie mindestens zum Teil aus Axionen besteht,
jenen hypothetischen Elementarteilchen, die sich der Theorie zufolge
unter bestimmten Bedingungen zeigen. Nach ihnen wird gefahndet,
weshalb BRASS für Broadband Radiometric Axion Searches, (z. Dt.:
Breitband-radiometrische Axionensuche) und MADMAX für Magnetized Disc
and Mirror Axion Experiment, (z. Dt.: Magnetisierte Scheiben- und
Spiegel-Axionenexperiment) stehen.

Nach den Berechnungen und Schlußfolgerungen der Physik besteht das
Universum zu 25 Prozent aus Dunkler Materie. Die Sterne und andere
sichtbaren Objekte machen nur etwa fünf Prozent aus. Der Rest wird
Dunkle Energie genannt. Diese soll das Universum nicht
zusammenhalten, sondern mit zunehmender Geschwindigkeit
auseinandertreiben. Letzteres zu erforschen ist allerdings ein
anderes Kapitel, wenngleich aus demselben Buch.

Die angenommene Dunkle Materie durchdringt die fernen Sterne der
Milchstraße und andere Galaxien ebenso wie uns Menschen,
augenscheinlich ohne irgendwelche Spuren zu hinterlassen. Das Axion
jedoch ist einer von mehreren theoretisch vorhergesagten Anwärtern,
die eine Spur hinterlassen könnten. Es muß ihm allerdings eine sehr
spezielle Falle gestellt werden, bei der starke Magneten eine Rolle
spielen, und auch dann würde es sich nicht direkt zeigen, sondern
seinerseits eine Reaktion auslösen - dann allerdings im sichtbaren
Universum. Es würde sich nämlich ein Photon (Lichtteilchen) bilden,
für das es aufgrund des Versuchsaufbaus keine andere hinreichend
plausible Erklärung geben dürfte, als daß es durch ein unsichtbares
Axion ausgelöst worden war.
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Prof. Dr. Dieter Horns in seinem Element
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Die wissenschaftliche Leitung von BRASS liegt in den Händen von Prof.
Dr. Dieter Horns vom Institut für Experimentalphysik der Universität
Hamburg. Der von ihm gewählte Experimentaufbau ist einfach verglichen
mit anderen Versuchen aus der Elementarteilchenphysik, für die
kilometerlange Tunnel und hausgroße Detektoren unter der Erde
angelegt werden. In einem der beiden gut abgeschirmten Räume von
SHELL befindet sich eine Radioteleskopschüssel von zweieinhalb Meter
Durchmesser, deren Oberfläche in einem Magnetfeld liegen wird. In der
gegenüberliegenden Ecke des Raums werden Receiver aufgebaut. Trifft
ein Axion auf die Parabolschüssel, könnte es eine elektromagnetische
Welle freisetzen, die auf den Receiver gestrahlt und dort als Signal
registriert würde.

Das sehr viel aufwendigere Experiment MADMAX ist zwar empfindlicher
als BRASS, das heißt, es würde noch schwächere Signale erfassen, aber
dafür wird in diesem Versuchsaufbau nicht zeitgleich in einem so
breiten Spektrum wie bei BRASS nach Axionen gesucht. Vielmehr scannt
MADMAX gewissermaßen den für Axionen vorhergesagten Frequenzbereich
Schritt für Schritt ab, berichtete die wissenschaftliche Leiterin
dieses Experiments, Prof. Dr. Erika Garutti, ebenfalls vom Institut
für Experimentalphysik der Universität Hamburg. Die Versuche können
sich über Jahre hinziehen, weswegen sie froh wäre, würde ihr Kollege
mit BRASS etwas finden. Dann könnten sie sich genau auf den
betreffenden Frequenzbereich stürzen, sagte sie gegenüber der Presse.

Für MADMAX wird hier in SHELL in den nächsten Jahren zunächst ein
kleinerer Prototyp gebaut, an dem die verwendeten Materialien, die
Spezialmotoren zum mikrometerfeinen Verschieben der 20
Detektorscheiben aus miteinander verklebten Lantanaluminat-Sechsecken
und alle weiteren Aggregate wie die starken Magneten, getestet
werden. Der Prototyp würde dann bereits unter Vakuumbedingungen, in
einem 10 Tesla starken Magnetfeld und bei Temperaturen von vier
Kelvin (ca. -269 Grad Celsius) auf dem Campus Bahrenfeld selbst dem
Härtetest unterzogen. Anschließend - man schreibt inzwischen das Jahr
2023 - würde er noch vom Teilchenbeschleuniger SPS (Super Proton
Synchrotron) am CERN bei Genf auf Herz und Nieren geprüft. Erst
danach würde der eigentliche Detektor gebaut, in dem die
Detektorscheiben (80 statt 20 an der Zahl) nicht 30 Zentimeter,
sondern einen Meter durchmessen. Die größere Fläche soll die Chance
erhöhen, ein Axion zu erwischen, und mit einer größeren Zahl an
Detektorscheiben hofft man, das Signal verstärken zu können.

Dieser riesige Aufwand wird betrieben, weil angenommen wird, daß
Axionen eine extrem winzige Masse haben, selbst verglichen mit
Elektronen, die ihrerseits eine winzige Masse im Vergleich zu
Atomkernen haben. Veranschaulichen kann man sich das vielleicht mit
einem Stück Brot (Atomkern), von dem ein Krume (Elektron) zu Boden
fällt und dort in weitere Teile auseinanderbricht. Axionen wären dann
dermaßen kleine Brotpartikel, daß sich nicht einmal eine Ameise die
Mühe machte, sich danach zu bücken, um sie in ihren Bau zu schleppen.
Axionen haben eine etwa ein Milliardstel kleinere Masse als
Elektronen und sind damit sogar noch kleiner als Neutrinos, die
leichtesten aller bekannten Teilchen, denen eine Masse zugesprochen
wird.




[image: Beide beugen sich über einen Tisch, um in den Versuchsaufbau zu schauen - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Prof. Dr. Erika Garutti und der Techniker Michael Matysek
präsentieren den im Bau befindlichen MADMAX-Prototyp

Foto: © 2019 by Schattenblick



Axione gelten nicht als die einzigen Kandidaten für den Nachweis
Dunkler Materie, und so stehen die Forschenden des Exzellenzclusters
Quantum Universe in einem weltweiten wissenschaftlichen Wettbewerb,
wer sie als erstes nachweisen kann. Zudem wird in der Physik sogar
nach Alternativen zum Postulat der Dunklen Materie gesucht,
beispielsweise hoch aktuell in "Nature" mit dem Bemühen, die
Allgemeine Relativitätstheorie zu ergänzen und von einer
veränderlichen Gravitation, die mit der Materiedichte zunimmt,
auszugehen. Allerdings muß man dann andere Postulate und
Beobachtungen neu erklären, was die Angelegenheit keinesfalls
einfacher macht. [2]

Jedenfalls hat die Hamburger Teilchenphysik einen ihrer Schwerpunkte
auf den Axionennachweis gelegt. BRASS und MADMAX sind nicht die
ersten Experimente dieser Art. Der Physiker Prof. Dr. Andreas
Ringwald, der den theoretischen Hintergrund für die Suche nach
Axionen geliefert hat, führte bereits vor einigen Jahren im Projekt
ALPS (Axion-like Particles) "Licht durch die Wand"-Experimente durch
und setzt das ursprüngliche Konzept in modifizierter Form weiter
fort.

Ringwald ließ es sich nicht nehmen, an der Eröffnung der
Experimentierhalle SHELL teilzunehmen, und so bestand für den
Schattenblick die Chance, aus erster Hand zu erfahren, wie der Stand
der Dinge bei seinen Forschungen ist. Zur Zeit werden auf dem Campus
Bahrenfeld auf einer geraden Strecke des Teilchenbeschleunigers HERA
die Magnete für das Experiment ALPS IIc aufgebaut, das im Sommer
nächsten Jahres fertig sein wird, so daß voraussichtlich ab Herbst
oder Winter 2020 die ersten Daten genommen werden können. Die
Sensitivität dieser Anlage sei nicht so groß wie bei den neuen
Anlagen, sagte Ringwald, aber es gebe einen Überschneidungsbereich.

Ungefähr ab dem Jahr 2024 soll hier auf dem Gelände der DESY des
Forschungscampus Bahrenfeld noch eine vierte Anlage zur Suche nach
Axionen errichtet werden. Mit babyIAXO (International Axion
Observatory) will man nach solaren Axionen forschen.
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Prof. Dr. Andreas Ringwald scheint schon ein Photon entdeckt zu haben ...
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Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, das Bundeswirtschaftsministerium
und auch die Stadt Hamburg lassen es sich einiges kosten, um in der
Axionenforschung vorne an zu sein. Als stellvertretender Sprecher des
Exzellenzclusters Quantum Universe dankte ihnen Prof. Dr. Peter
Schleper in seiner Begrüßungsansprache zur Eröffnung von SHELL.

Allein die Kosten für den Magneten, der für MADMAX gebraucht wird und
den es laut Garutti in dieser Art und Größe bisher noch nicht gibt,
dürften im zweistelligen Millionenbereich liegen. Und das ist nur ein
kleiner Teil der Finanzmittel, die für diese Art der Forschung
gebraucht werden. Vor einiger Zeit sprach der Schattenblick mit einem
der führenden Pflanzenforscher und Biochemiker Deutschlands. Dieser
wünschte sich, daß in die Sicherung der Welternährung genauso viel
Geld gesteckt würde wie in die Erforschung der Schwerkraft, Dunklen
Materie und ähnlicher Dinge. Er wandte sich explizit nicht gegen die
Förderung der Physik, sondern wünschte sich nur ebensoviele
Zuwendungen für eine Reihe "von grundlegenden Fragestellungen in der
Biologie, die ähnliche Dimensionen haben". [3] Als Sprecher eines
anderen Exzellenzclusters zählte jener Forscher ebenfalls zu den
Begünstigten, denen einige Vorteile gegenüber anderen, weniger
privilegierten wissenschaftlichen Einrichtungen eingeräumt werden.
Dessen ungeachtet verdeutlicht sein Wunsch, was es bedeutet, daß
Forschungen stets in einem politischen Umfeld stattfinden und
bestimmte Interessen bedienen, die dann zu Gewichtungen in der
Mittelvergabe führen.

Manche Menschen mögen ihr eigenes Unverständnis von der Fach- und
Formelsprache der Physik als Argument anführen, warum ihrer Ansicht
nach die "Eierköppe" nur "abgehobenes Zeugs" reden und tun. Dieser
Einstellung wäre zu entgegnen, daß das physikalische Weltbild, das
der Suche nach Axionen zugrundeliegt, vielleicht nur wenigen Menschen
im Detail bekannt ist, aber daß jeder Mensch, der beispielsweise sein
Handy benutzt, am Wochenende den Fernseher für die Fußballbundesliga
anschaltet oder sich in ein Flugzeug setzt, um quer über den Atlantik
zielgenau nach New York geflogen zu werden, sich darauf verläßt, daß
Einstein recht hatte - und damit auch alle, die sich auf ihn berufen.
So ungeheuer speziell die Suche nach Axionen zweifellos ist, der
tiefe Wunsch, ein schlüssiges Weltbild zu formulieren, hat eine Menge
mit den Wünschen jeder und jedes einzelnen zu tun wie auch mit den
vorherrschenden Denkweisen, wie diese Gesellschaft funktioniert
und wie sich das Individuum darin einfindet.

Nur rund fünf Prozent des Universums sind für uns sichtbar, bekennt
die Physik freimütig. Der weitaus größere Teil ist quasi eine Black
Box. Den physikalischen Vorstellungen zufolge werden wir Menschen und
die Welt um uns herum jeden Moment von Myriaden winziger
Elementarteilchen durchdrungen, die zu einer Materieform gehören, die
zu erfassen unsere natürlichen Sinne und all die technischen
Errungenschaften nicht hinreichen. Zugleich hat diese mysteriöse
Materieform fundamentalen Einfluß auf das sichtbare Universum, und
ohne sie wäre das Leben, wie der Mensch es definiert, gar nicht erst
zur Existenz gelangt.
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Nur fünf Prozent des Universums sind sichtbar, der große Rest bleibt im Dunkeln

Bild: NASA, bearbeitet von Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://www.mpp.mpg.de/aktuelles/meldungen/detail/madmax-ein-neues-experiment-zur-erforschung-der-dunklen-materie/

[2] https://www.nature.com/articles/s41550-019-0823-y

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0262.html
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1330: In Musik Daten speichern (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 09.07.2019

In Musik Daten speichern



Forscher der ETH Zürich entwickelten eine Methode, mit der in Musik Daten
gespeichert und mit dem Smartphone empfangen werden können. Für das
menschliche Ohr sind die Daten nicht zu hören - der Musikgenuss bleibt
ungetrübt. Interessante Anwendungen gäbe es für die Hotellerie, für Museen
und Warenhäuser.

Die beiden ETH-Doktoranden Manuel Eichelberger und Simon Tanner speichern
in Musik Daten. Damit lassen sich in Hintergrundmusik beispielsweise
Zugangsdaten für das örtliche WLAN-Netz speichern. Mit dem Mikrofon eines
Handys kann man diese Informationen empfangen. «Das wäre in einem
Hotelzimmer praktisch», sagt Tanner. «Gäste erhalten so Zugang zum 
Hotel-WLAN, ohne in ihrem Gerät ein Passwort eingeben zu müssen.»

Um die Daten zu speichern, verändern die beiden Doktoranden sowie der
Masterstudent Gabriel Voirol die Musik minim. Im Gegensatz zu Versuchen
anderer Wissenschaftler in den letzten Jahren sei es mit dem neuen Ansatz
möglich, Daten mit einer hohen Rate zu übertragen, ohne dass man dies der
Musik anhört. «Unser Ziel war, dass der Musikgenuss nicht beeinträchtigt
ist», sagt Eichelberger.

So ist es möglich, unter optimalen Bedingungen bis zu 400 Bit pro Sekunde
zu übertragen, ohne dass Durchschnittspersonen einen Unterschied zwischen
dem originalen und dem veränderten Musikstück hören, wie die Forscher in
Tests zeigten (siehe auch Hörbeispiel). Weil für die Datenübertragung
unter realistischen Bedingungen Redundanzen einkalkuliert werden müssen,
um die Übertragungsqualität sicherzustellen, dürfte eine realistische
Übertragungsrate rund 200 Bit - also rund 25 Buchstaben - pro Sekunde
betragen. «Theoretisch wäre es möglich, viel mehr Daten zu übertragen. Je
höher die Datenübertragungsrate, desto eher ist dies allerdings als
störende Geräusche hörbar, oder die Datenqualität leidet darunter»,
ergänzt Tanner.

Dominante Töne kaschieren Information

Die Forscher aus dem Institut für technische Informatik und Kommunikation
der ETH Zürich nutzen die dominanten Töne in einem Musikstück und
überlagern diese jeweils mit zwei minim tieferen und zwei minim höheren
Tönen, welche leiser sind als der dominante Ton. Zusätzlich nutzen sie die
Obertöne der dominanten Töne (eine oder mehrere Oktaven höher) und
ergänzen auch diese mit minim tieferen und höheren Tönen. In all diesen
Zusatztönen speichern die Forschern die Information. Ein Smartphone kann
diese Information über das eingebaute Mikrofon empfangen und auswerten.
Menschen hingegen nehmen die Zusatztöne nicht wahr.

«Wenn wir einen lauten Ton hören, fallen uns schwächere Töne mit leicht
höherer oder tieferer Frequenz nicht auf», sagt Manuel Eichelberger. «Wir
nutzen daher die dominanten, lauten Töne in einem Musikstück, um die
akustische Datenübertragung zu kaschieren.» Besonders vorteilhaft für
diese Datenübertragung sind daher Musikstücke mit vielen dominanten Tönen,
zum Beispiel Popmusik. Weniger geeignet sind leise Musikstücke.

Um dem Decodier-Algorithmus im Smartphone anzuzeigen, wo er nach Daten
suchen muss, nutzen die Wissenschaftler hohe, für das menschliche Ohr nur
schlecht wahrnehmbare Töne: Im Frequenzbereich von 9,8 bis 10 kHz ersetzen
die Doktoranden die Musik durch einen akustischen Datenstrom. Dieser
beinhaltet die Information, wann und wo im restlichen Frequenzbereich die
zu übermittelnden Daten gespeichert sind.

Zwischen Lautsprecher und Mikrofon

Das Übermittlungsprinzip ist grundsätzlich anders als das bekannte RDS,
über das Autoradios den Sendernamen und Informationen zum gespielten
Musikstück empfangen. «Bei RDS werden Daten über UKW übermittelt. Es geht
dabei um Informationsübertragung zwischen UKW-Sender und Radiogerät»,
stellt Tanner klar. «Uns geht es jedoch darum, die Daten in der Musik
selbst zu speichern - um die Datenübertragung zwischen einem Lautsprecher
und einem Mikrofon.»

Weitere Anwendungen als die erwähnte Übertragung von WLAN-Zugangsdaten
wären Informationen in Museen oder Einkaufszentren, wie Eichelberger sagt.
Man könnte zum Beispiel in einem Museum Informationen zu Exponaten auf ein
Smartphone übermitteln. Oder in einem Warenhaus könnte grundsätzlich die
gleiche Hintergrundmusik laufen, diese könnte je nach Abteilung jedoch mit
unterschiedlichen Informationen, zum Beispiel zu Aktionen, versehen
werden. Als konkrete Daten könne beispielweise die URL einer Website
übertragen werden. Museumsbesucher oder Kunden können diese dann aufrufen
und dort weitere Informationen erhalten. Auf Flughäfen und Bahnhöfen
könnten mit dieser Methode ausserdem Abfahrtszeiten oder Verspätungen
kommuniziert werden.


Originalpublikation:

Eichelberger M, Tanner S, Voirol G, Wattenhofer R:

Imperceptible Audio Communication.

44th IEEE International Conference on Acoustics, Speech and Signal
Processing (ICASSP), Brighton, 12.-17. Mai 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





RAUMFAHRT/1024: Wolfram als interstellarer Strahlenschutz? (idw)


Universität Wien - 09.07.2019

Wolfram als interstellarer Strahlenschutz?

Metallophile Mikroorganismen könnten bei rauen Überlebensbedingungen vom
Schwermetall profitieren



Ein Siedepunkt von 5900 Grad Celsius und diamantartige Härte in
Kombination mit Kohlenstoff: Wolfram ist das schwerste Metall, das dennoch
biologische Funktionen aufweist - vor allem bei hitzeliebenden
Mikroorganismen. Ein Team um Tetyana Milojevic von der Universität Wien
zeigt nun erstmals seltene mikrobielle Wolfram-Interaktionen im
Nanometerbereich. Basierend auf diesen Erkenntnissen kann auch die
Überlebensfähigkeit von Mikroorganismen unter Weltraumbedingungen
erforscht werden. Die Ergebnisse erschienen kürzlich in der
Fachzeitschrift Frontiers in Microbiology.

Als hartes und seltenes Metall ist Wolfram mit seinen außergewöhnlichen
Eigenschaften und dem höchsten Schmelzpunkt aller Metalle eine sehr
unwahrscheinliche Wahl für ein biologischen System. Nur wenige Organismen,
wie thermophile Archaeaen oder zellkernlose Organismen haben sich an die
extremen Bedingungen einer Wolfram-Umgebung angepasst und fanden einen
Weg, Wolfram zu assimilieren. Zwei aktuelle Studien der Biochemikerin und
Astrobiologin Tetyana Milojevic vom Institut für Biophysikalische Chemie
der Fakultät für Chemie an der Universität Wien geben Aufschluss über die
mögliche Rolle von Mikroorganismen in einer mit Wolfram angereicherten
Umgebung und beschreiben eine nanoskalige Wolfram-Mikroben-Grenzfläche des
extrem hitze- und säureliebenden Mikroorganismus Metallosphaera sedula,
der mit wolframhaltigen Verbindungen gezüchtet wurde. Dieser
Mikroorganismus ist es auch, der in künftigen Studien in
Weltraumumgebungen auf seine Überlebensfähigkeit bei interstellaren Reisen
untersucht wird. Wolfram könnte dabei ein wesentlicher Faktor sein.

Wolframpolyoxometallaten und mikrobielles Bioprocessing

Analog zu mineralischen Zellen auf Eisensulfidbasis gelten künstliche
Polyoxometallate (POMs) als anorganische Zellen, die chemische Prozesse im
Vorfeld erleichtern und "lebensechte" Eigenschaften aufweisen. Die
Relevanz von POMs für lebenserhaltende Prozesse, etwa bei mikrobieller
Atmung, wurde bislang noch nicht untersucht. "Am Beispiel Metallosphaera
sedula, das in heißer Säure gedeiht und durch Metalloxidation atmet, haben
wir untersucht, ob komplexe anorganische Systeme, die auf Wolfram-POM-
Clustern basieren, das Wachstum von M. sedula aufrechterhalten und die
Zellproliferation und -teilung bewirken können", so Milojevic. Die
WissenschafterInnen konnten zeigen, dass die Verwendung von anorganischen
POM-Clustern auf Wolframbasis den Einbau von heterogenen
Wolfram-Redox-Spezies in mikrobielle Zellen ermöglicht. Die metallorganischen
Ablagerungen an der Grenzfläche zwischen M. sedula und W-POM wurden in
fruchtbarer Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Zentrum für
Elektronenmikroskopie und Nanoanalyse (FELMI-ZFE, Graz) im
Nanometerbereich aufgelöst. "Unsere Ergebnisse ergänzen die wachsenden
Aufzeichnungen über biomineralisierte mikrobielle Arten, die unter denen
Archaeen selten vertreten sind, um die mit Wolfram verkrustete M. sedula",
so Milojevic. Die von der extrem thermoazidophilen M. sedula durchgeführte
Biotransformation des Wolframminerals Scheelit führt zum Bruch der
Scheelitstruktur, anschließender Solubilisierung von Wolfram und der
Wolframbiomineralisierung der Zelloberfläche von M. sedula. Die
in der Studie beschriebenen biogenen wolframcarbidähnlichen Nanostrukturen
stellen ein potenziell nachhaltiges Nanomaterial dar, das durch das
umweltfreundliche mikrobiell unterstützte Design erhalten wird.

Wolframrüstung im Weltraum

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass M. sedula durch ein Überziehen mit
wolframcarbidartigen Verbindungen eine wolframhaltige, mineralisierte
Zelloberfläche bilden kann", erklärt Biochemikerin Milojevic. Diese mit
Wolfram verkrustete Schicht, die sich um die Zellen von M. sedula bildet,
könnte eine mikrobielle Strategie darstellen, um unter rauen Bedingungen,
etwa während einer interplanetaren Reise, gute Überlebenschancen zu haben.
Die Wolfram-Schicht dient dabei als wirksamer Strahlenschutz. "Die
mikrobielle Wolframrüstung ermöglicht uns die Überlebensfähigkeit dieses
Mikroorganismus unter Weltraumumgebungsbedingungen weiter zu untersuchen",
so Milojevic abschließend.


Publikation in "Frontiers in Microbiology"

Milojevic T, Albu M, Blazevic A, Gumerova N, Konrad L and Cyran N (2019)

Nanoscale Tungsten-Microbial Interface of the Metal Immobilizing
Thermoacidophilic Archaeon Metallosphaera sedula Cultivated With Tungsten
Polyoxometalate.

Front. Microbiol. 10:1267.

doi: 10.3389/fmicb.2019.01267

https://doi.org/10.3389/fmicb.2019.01267

Blazevic A, Albu M, Mitsche S, Rittmann S, Habler G and Milojevic T
(2019)

Biotransformation of scheelite CaWO4 by the extreme thermoacidophile
Metallosphaera sedula: tungsten-microbial interface.

Front. Microbiol. 10:1492.

doi: 10.3389/fmicb.2019.01492

https://doi.org/10.3389/fmicb.2019.01492

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2878: Nationaler Aktionsplan - Viel Wirtschaft, wenig Menschenrechte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Juli 2019

Nationaler Aktionsplan: Viel Wirtschaft - wenig Menschenrechte



Zur Anpassung der Methodik des Monitorings für den Aktionsplan
Wirtschaft und Menschenrechte erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Das Wirtschaftsministerium und das Kanzleramt versuchen, die Methodik
des Monitorings zu verwässern, um ein Gesetz zur Einhaltung der
Menschenrechte in globalen Lieferketten zu verhindern. Die
Bundesregierung macht sich zum Handlanger der Unternehmensseite und
stellt Wirtschaftsinteressen über den Schutz der Menschenrechte. Dabei
erwarten immer mehr verantwortungsbewusste Unternehmen inzwischen
selbst gesetzliche Rahmenbedingungen von der Bundesregierung.

Die Einführung der Kategorien "fast-Erfüller" und "bald-Erfüller"
dienen dazu, das Ergebnis des Monitorings schönzurechnen.
Menschenrechtsschutz lässt sich jedoch nicht mit rhetorischen
Taschenspielertricks erreichen. Vielmehr verschleppt die
Bundesregierung so wichtige Debatten und Entscheidungen. Zudem kommt
die Transparenz unter die Räder, wenn die Antworten des
Comply-or-Explain-Mechanismus nicht veröffentlicht werden müssen.

Statt konstruktive Vorschläge und zeitgemäße Lösungsansätze
einzubringen, streut die Union Sand ins Getriebe des
Monitoringprozesses. Die SPD schafft es inzwischen nicht einmal mehr
die im Koalitionsvertrag vereinbarten Vorhaben umzusetzen. Statt
Grabenkämpfe um methodische Ansätze zu führen, sollte die
Bundesregierung endlich ein Gesetz auf den Weg bringen, das den
Menschenrechtsschutz entlang der Lieferketten regelt. Eine
zukunftsgerichtete Wirtschaftspolitik darf beim Thema Menschenrechte
nicht die Nase rümpfen, sondern muss den Schutz von Mensch und Natur
verbindlich festschreiben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3493: Entschieden gegen Kriminelle vorgehen, die unsere Freiheitsrechte ausnutzen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Juli 2019

Entschieden gegen Kriminelle vorgehen, die unsere Freiheitsrechte
ausnutzen und unsere Rechtsordnung ablehnen



Zu aktuellen Medienberichten über das Vorgehen der Behörden gegen
Mitglieder krimineller Clans können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Thorsten
Frei, wie folgt zitieren:

"Die Abschiebung des Chefs des Miri-Clans in den Libanon ist ein sehr
gutes Signal. Denn es ist unerlässlich, dass wir entschieden gegen
Kriminelle vorgehen, die die Freiheitsrechte in unserem Land für ihre
Machenschaften ausnutzen und zugleich unsere Rechtsordnung ablehnen.
Es ist daher gut, wenn der Ermittlungsdruck auf die Clans immer
weiter zunimmt.

Die Ermittlungserfolge zeigen, dass die bisherigen Maßnahmen wirken:
Auf maßgebliche Initiative der Union hin wurde im Jahr 2017 das Recht
der Vermögensabschöpfung reformiert. Seither kann der Staat
wesentlich besser auf kriminell erlangtes Vermögen zugreifen. Dies
hilft, das organisierte Verbrechen finanziell auszutrocknen. Mit dem
Pakt für den Rechtsstaat setzen wir diese Politik in dieser
Legislaturperiode nun fort: Bund und Länder schaffen in einer
gemeinsamen Kraftanstrengung bis Ende 2021 insgesamt 2000 neue
Stellen für Richter und Staatsanwälte sowie 15.000 Stellen bei der
Polizei. Damit erhalten Ermittler und Justiz mehr Personal und damit
die nötige Beinfreiheit, um etwa mit gezielten Nadelstichen Clans,
kriminelle Banden und organisiertes Verbrechen effektiv bekämpfen zu
können. Damit Straftäter schnell eine kraftvolle Antwort des
Rechtsstaats erhalten, werden wir in Kürze auch das Strafprozessrecht
reformieren und dort Möglichkeiten für Missbräuche abstellen. Darüber
hinaus prüfen wir derzeit, wo wir gerade beim Vorgehen gegen
kriminelle Clans die Ermittler künftig noch besser unterstützen
können. Wir müssen solche Rechtsbrecher an den Stellen treffen, an
denen sie empfindlich sind."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3492: Kommissionsergebnisse verhelfen Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu neuem Schwung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Kommissionsergebnisse verhelfen der Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse zu neuem Schwung

Ganz Deutschland muss Zukunftsregion sein



Am heutigen Mittwoch wurden die Ergebnisse der Kommission
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" vorgestellt. Hierzu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und
Kommunen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner:

"Die Kommission hat dem Ziel der Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in Deutschland zu neuem Schwung verholfen. Es war
an der Zeit, bei dieser Aufgabe umfassend Bilanz zu ziehen und eine
grundlegende Neujustierung in der Umsetzung dieses Auftrages aus dem
Grundgesetz vorzunehmen.

Die umfassenden Ergebnisse erstrecken sich über verschiedene
Politikfelder. Allein das macht deutlich, dass gerade in der
sinnvollen Verzahnung der verschiedenen Maßnahmen ein wesentlicher
Schlüssel zum Erfolg liegt.

Dabei ist ein ausgewogenes Verhältnis der Entwicklung in Städten und
ländlichen Räumen sicherzustellen. Es darf kein Gegeneinander geben.
Wir brauchen mehr Miteinander. Starke Städte und lebenswerte
ländliche Räume sind kein Gegensatz - im Gegenteil: sie brauchen
einander.

Mit dem Ende der Kommissionsarbeit beginnt nun die Arbeit im
Parlament. Wir wollen sicherstellen, dass sich der Deutsche Bundestag
sowohl mit den Ergebnissen als auch mit der Umsetzung der
vorgeschlagenen Maßnahmen zeitnah befasst. Ganz Deutschland muss
Zukunftsregion sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3491: Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse - Gute Vorschläge für ländliche Räume


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2019

Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse: Gute Vorschläge für
ländliche Räume



Anlässlich der heute im Bundeskabinett vorgestellten Ergebnisse der
Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse können Sie den
Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Stegemann, wie folgt
zitieren:

"Die Ergebnisse der Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse
enthalten viele gute Vorschläge für die Herzkammern unseres Landes:
unsere ländlichen Regionen. Die ländlichen Räume in ganz Deutschland
können davon profitieren - ob durch die Gemeinschaftsaufgabe
"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes", die
Sanierung von Dorfkernen, den Ausbau der Digitalisierung oder die
Unterstützung und das Sichtbarmachen des vielfältigen ehrenamtlichen
Engagements. Der Instrumentenkasten muss nun genutzt werden, um die
Attraktivität der Regionen weiter zu stärken und zu möglichst
gleichwertigen Lebensverhältnissen in allen Landesteilen beizutragen.
Dafür müssen die Bundesländer, Kommunen und der Bund ihr Handeln noch
stärker gemeinsam aufeinander abstimmen und die jeweiligen Maßnahmen
so miteinander verzahnen, dass einzelne Regionen nicht abgehängt
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1979: US-Iran-Konflikt nicht weiter eskalieren lassen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Juli 2019

US-Iran-Konflikt nicht weiter eskalieren lassen



"US-Präsident Donald Trump dreht mit der Ankündigung, eine
Militärkoalition 'zur Sicherstellung der Freiheit der Schifffahrt'
gründen zu wollen, weiter an der Eskalationsspirale im Nahen Osten.
Diese Koalition der Willigen wäre erneut ein Völkerrechtsbruch. Die
Bundesregierung ist hier in der Pflicht, jedweder weiteren Eskalation
eine deutliche Absage zu erteilen, auch innerhalb der NATO, und sich
in keiner Weise an einer internationalen Flotte vor der Südküste des
Irans, rund um die arabische Halbinsel und am Horn von Afrika zu
beteiligen", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die erneuten Vorwürfe gegen den Iran, ohne jegliche Beweise, scheinen
zeitlich passend zu den angekündigten Plänen Trumps zu erfolgen, mit
einer internationalen Militärkoalition vermeintlich Handelsschiffe
schützen zu wollen. Die Gefahr einer militärischen Eskalation in der
Region wächst dadurch weiter. Es muss Schluss sein mit dieser
'Wild-West-Mentalität' in den internationalen Beziehungen, ohne
belastbare Grundlage Schuldsprüche zu verkünden und das Urteil gleich
selbst zu vollstrecken. Dieses Gebaren ist schon längst ein Fall für
den UN-Sicherheitsrat, die Bundesregierung sollte dies auf die
Tagesordnung setzen, wenn sie ernsthaft zu einer Deeskalation in der
Region beitragen will."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8632: Heute im Bundestag Nr. 775 - 11.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 775

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

2. Lkw-Stellplatzprognose geplant

3. Erneuerbare-Energien-Anlagen der Bahn

4. Eingleisige Bahnstrecken in Deutschland

5. AfD-Fraktion fragt nach E-Fahrzeugen

6. AfD fragt nach Kameras auf Fernstraßen



1. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zu vom Umweltbundesamt (UBA) vorgegebenen
Anwendungsbestimmungen für eine Reihe von Pflanzenschutzmitteln laufen
innerhalb der Bundesregierung noch Abstimmungsprozesse. Konkret geht
es dabei um die Vorgabe, dass Landwirte beim Einsatz dieser Mittel
einen bestimmten Anteil an Biodiversitätsflächen ausweisen müssen.
Diverse Aspekte des Themas, etwa die Vereinbarkeit mit EU-Recht oder
die Qualifizierung der Vorgaben als Enteignung beziehungsweise
enteignungsgleichen Eingriff, erörtere die Bundesregierung aktuell
noch, heißt es in einer Antwort (19/11292) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10357). Der Abstimmungsprozess findet demnach
zwischen dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit (BMU) und dem Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft statt (BMEL). Zudem beteiligt sich laut Bundesregierung
auch das Bundesministerium für Justiz und für Verbraucherschutz
weiterhin an der Diskussion.

Der Antwort zufolge liegt für den Zeitraum vom 6. November 2018 bis
zum 17. Mai 2019 das Einvernehmen des Umweltbundesamtes für die
Zulassung von 49 Pflanzenschutzmittel vor. Dieses Einvernehmen hat das
UBA an Anwendungsbestimmungen geknüpft, die nach einer Übergangsfrist
zum 1. Januar 2020 wirksam werden sollen. Die Bundesregierung beruft
sich dabei auf die Ausführungen der Zulassungsbehörde, das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), das zum
Geschäftsbereich des BMEL gehört. Das UBA gehört zum Geschäftsbereich
des BMU.

In der Antwort zitiert die Bundesregierung direkt aus den
Anwendungsbestimmungen. Demnach darf zum Schutz der biologischen
Vielfalt ein Mittel nur dann angewendet werden, "wenn auf der
Gesamtackerfläche (ackerbaulich genutztes und brachliegendes
Ackerland) des Betriebes ein ausreichender Anteil an
Biodiversitätsflächen vorhanden ist". Der Anteil ist laut UBA-Vorgabe
ausreichend, "wenn der Summenwert der gewichteten
Biodiversitätsflächen in Hektar mindestens zehn Prozent des
Zahlenwertes der Gesamtackerfläche des Betriebes in Hektar beträgt".

 * 

2. Lkw-Stellplatzprognose geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Zwischen 2009 und 2018 ist die Zahl neuer
Lkw-Stellplätze an Rastplätzen und Parkständen von bundesweit 1.982
auf 1.118 Stellplätze zurückgegangen. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/11381) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10833). Insgesamt stünden an
Bundesautobahnen auf Rastanlagen und Grenzzollanlagen rund 51.600
Lkw-Stellplätze zur Verfügung. Über einen Zuwachs auf privaten
Autohöfen könne keine Aussage getroffen werden. Im Hinblick auf den
zukünftig erforderlichen Stellplatzbedarf erarbeite die Bundesanstalt
für Straßenwesen (BASt) derzeit eine Lkw-Stellplatzprognose mit dem
Zielhorizont 2030, schreibt die Bundesregierung weiter.

 * 

3. Erneuerbare-Energien-Anlagen der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Um den Ökostromanteil am Bahnstrommix weiter zu
erhöhen, verändert der Energieversorger der Deutschen Bahn in den
kommenden Jahren sein Portfolio. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11384) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/10847). Darin hatte sich die Fraktion unter anderem
erkundigt, ob die Deutsche Bahn AG plane, die Stromerzeugung durch
Erneuerbare-Energien-Anlagen auf ihren Grundstücksflächen zukünftig
auszubauen. Derzeit würden keine Flächen für Energiewälder oder
Kurzumtriebsplantagen genutzt, heißt es in der Antwort weiter. Der
größte Anteil der Verkehrsflächen, die im Eigentum der Deutschen Bahn
AG sind, sei mit Infrastrukturanlagen belegt und nur "ein sehr
geringer Anteil" sei mit Gebäuden bebaut. Derzeit seien
Erneuerbare-Energie-Anlagen auf kleineren Betriebsgebäuden zur Deckung
des Eigenbedarfs der jeweiligen Fläche geplant. "Alle großen und
zusammenhängenden Freiflächen sind bereits verpachtet und werden
bereits energetisch genutzt", schreibt die Bundesregierung weiter.
Dies umfasst 84.000 Quadratkilometer Dach- und Freiflächen.

 * 

4. Eingleisige Bahnstrecken in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) In einer Kleinen Anfrage (19/11325) erkundigt sich
die AfD-Fraktion wiederholt, welche Strecken beziehungsweise
Streckenabschnitte des gesamtdeutschen Schienennetzes, die zu einem
früheren Zeitpunkt seit 1945 einmal zweigleisig waren, heute nach
Kenntnis der Bundesregierung eingleisig betrieben werden. Außerdem
will sie wissen, bei welchen der Strecken der Rückbau auf Demontage
zurückzuführen ist.

 * 

5. AfD-Fraktion fragt nach E-Fahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/11323) Elektrofahrzeuge. Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie viele E-Personenwagen zwischen 2017
und April 2019 jeweils nach Leistungsklasse getrennt zugelassen worden
sind.

 * 

6. AfD fragt nach Kameras auf Fernstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um den Einsatz von Kameras auf Bundesfernstraßen
geht es in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/11364). Darin
erkundigt sich die Fraktion bei der Bundesregierung nach der Anzahl,
den Typen, den genauen Standorten und dem Zweck der Kameras. Die
Abgeordneten möchten außerdem erfahren, ob die Kameras geeignet seien
"Personen und/oder Kennzeichen" zu erkennen und wie die Daten, die die
Kameras aufnehmen, gespeichert und verwendet würden.

 * 
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BUNDESTAG/8631: Heute im Bundestag Nr. 774 - 11.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 774

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.52 Uhr

1. Mehr Lkw-Parkplätze durch Telematik

2. Autobahn GmbH mit 15.000 Beschäftigten

3. Autobahnanschluss von Frohburg

4. Abschaltung des UMTS-Funknetzes

5. Fragen zu Maßnahmen gegen Abschwung



1. Mehr Lkw-Parkplätze durch Telematik

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Telematik kann nach Einschätzung der
Bundesregierung zur Erhöhung der Lkw-Stellplatzzahlen beitragen.
Verdichtetes Parken könne an geeigneten Standorten zu einer Steigerung
der Lkw-Parkkapazität um bis zu 50 Prozent führen, heißt es in der
Antwort (19/11225) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10810) der FDP-Fraktion.

Erste Anlagen telematischer Parkverfahren seien auf Rastanlagen an den
Autobahnen A93, A3 und A61 in Betrieb. Weitere Projekte befänden sich
in der Planung oder in der Bauvorbereitung.

 * 

2. Autobahn GmbH mit 15.000 Beschäftigten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Autobahn GmbH des Bundes und das
Fernstraßenbundesamt werden nach Angaben der Bundesregierung am 1.
Januar 2021 ihre operative Arbeit aufnehmen. Bis dahin soll die
Gesellschaft bundesweit über rund 15.000 Beschäftigte verfügen, wie
aus der Antwort (19/11206) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10831) der Grünen-Fraktion hervorgeht.

Sämtliche Aufgaben der Verwaltung der Bundesautobahnen werden den
Angaben zufolge zum Stichtag 1. Januar 2021 im Rahmen der bestehenden
Regelungen auf den Bund übergehen.

Angesichts der Größe und Komplexität der Reform der
Bundesfernstraßenverwaltung könne es in einigen Fällen sein, dass über
den Stichtag hinaus einzelne unterstützende Dienstleistungen der
Länder oder anderer Dritter vorübergehend weiter in Anspruch genommen
werden müssten. Dies werde derzeit geprüft.

 * 

3. Autobahnanschluss von Frohburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der im Zusammenhang mit dem Neubau der
Bundesautobahn A 72 geplante Autobahnanschluss von Frohburg in Sachsen
ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/11390) der AfD-Fraktion.
Unter anderem wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Gründen die Empfehlung der
Projektmanagementgesellschaft von Bund und Ländern übergangen worden
sei, wonach der Knotenpunkt für die Anschlussstelle Frohburg als
Kreisverkehr gestaltet worden wäre. Des Weiteren fragen sie, ob bei
der Entscheidung gegen den Kreisverkehr eventuell höhere Kosten eine
Rolle gespielt haben und wie viel mehr Fläche nach Kenntnis der
Bundesregierung für den licht-signalisierten Knotenpunkt gegenüber der
Kreisverkehrslösung benötigt wird.

 * 

4. Abschaltung des UMTS-Funknetzes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Mit der geplanten Abschaltung der UMTS-Technologie
durch Mobilfunkanbieter befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11365). Darin möchten die Abgeordneten erfahren, wie die
Bundesregierung die Auswirkungen einer Abschaltung des UMTS-Funknetzes
auf die Mobilfunkversorgung einschätzt und ob dadurch mit einem
Anstieg der Funklöcher im ländlichen Raum zu rechnen sei. Auch will
die Fraktion wissen, wie hoch der Anteil LTE-fähiger Endgeräte und
UMTS- aber nicht LTE-fähiger Endgeräte auf dem deutschen
Mobilfunkmarkt ist und ob die Kapazität des aktuellen LTE-Netzes in
Deutschland für alle Mobilfunkkunden in Deutschland ausreichend sei.

 * 

5. Fragen zu Maßnahmen gegen Abschwung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/11367) nach konjunkturellen Risiken in Deutschland
und geplanten "Maßnahmen zur Abfederung eines Abschwungs". Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, ob sie eine
Erhöhung der öffentlichen Investitionsquote plant und wie eine solche
Erhöhung konkret aussehen würde.

 * 
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BUNDESTAG/8630: Heute im Bundestag Nr. 773 - 11.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 773

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. Stufenkonzept für Deutschlandtakt

2. Weniger warten am Bahnübergang

3. Finanzhilfen für Nürnberger U-Bahn

4. Elektromobilität in Deutschland

5. Zustand von Brücken in Thüringen

6. Förderung von Bussen für saubere Luft



1. Stufenkonzept für Deutschlandtakt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Unter Federführung des Bundesverkehrsministeriums
wird derzeit ein Stufenkonzept zum "Deutschlandtakt" erstellt. Das
Konzept werde durch die DB Netz AG als größtem Betreiber der
Schienenwege operativ begleitet und fachlich koordiniert, heißt es in
der Antwort (19/11254) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10945) der FDP-Fraktion.

Im Einklang mit europäischem Recht sehe das deutsche
Eisenbahnregulierungsrecht einen diskriminierungsfreien Zugang zur
Schieneninfrastruktur vor. Die Gewährung des diskriminierungsfreien
Zugangs werde durch die Bundesnetzagentur überwacht. Ferner befasse
sich das Zukunftsbündnis Schiene mit dem Rechtsrahmen und möglichen
Weiterentwicklungen.

 * 

2. Weniger warten am Bahnübergang

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Deutsche Bahn Netz AG arbeitet an technischen
Lösungen, um Wartezeiten an Bahnübergängen zu verkürzen. Zu den
Neuentwicklungen gehöre eine Schnittstelle für Bahnübergänge (SCI-LX)
im Zusammenhang mit den Projekten "Neue Produktionssteuerung" (NeuPro)
und "Digitales Elektronisches Stellwerk" (DSTW), heißt es in der
Antwort (19/11370) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10656) der FDP-Fraktion. Mit Hilfe der neuen Technik könnten
"Sperrzeiten am Bahnübergang reduziert" werden.

 * 

3. Finanzhilfen für Nürnberger U-Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Für das Projekt U-Bahn-Linie 3 in Nürnberg sind nach
Angaben der Bundesregierung bis zu 271 Millionen Euro an
Bundesfinanzhilfen vorgesehen. Bisher seien rund 161 Millionen Euro
für das Vorhaben ausgegeben worden, heißt es in der Antwort (19/11205)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10907) der
Grünen-Fraktion.

Der Bund fördert den Angaben zufolge im Rahmen des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) 60 Prozent der
zuwendungsfähigen Kosten. Der Kostenanteil der Bundesfinanzhilfen für
die Technik des automatisierten Betriebs der U3 liege bei 13,1
Millionen Euro.

 * 

4. Elektromobilität in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Ausbau der batterieelektrischen Mobilität in
Deutschland ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/11326) der
FDP-Fraktion. Unter anderem wollen die Abgeordneten erfahren, wie
viele rein batterieelektrisch sowie zusätzlich mit Verbrennungsmotor
angetriebene PKW und leichte Nutzfahrzeuge nach Kenntnis der
Bundesregierung voraussichtlich im Jahr 2019 in Deutschland zugelassen
sein werden. Außerdem wollen sie wissen, wie lang die Lieferzeiten
dafür sind und welche Modelle derzeit finanziell von der
Bundesregierung unterstützt werden.

 * 

5. Zustand von Brücken in Thüringen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Um sanierungsbedürftige Brücken an Bundesfernstraßen
in Thüringen geht es in einer Kleinen Anfrage (19/11400) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten fragen nach dem Zustand der Brücken,
den Kosten für die Sanierung und geplante Sanierungsmaßnahmen.

 * 

6. Förderung von Bussen für saubere Luft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Das von der Bundesregierung auf dem zweiten
Kommunalgipfel am 28. November 2017 beschlossene "Sofortprogramm
Saubere Luft 2017-2020" ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/11322) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Dieselbusse im
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) nach Kenntnis der
Bundesregierung aufgrund der Förderung durch das Programm mit
Abgasreinigungssystemen nachgerüstet werden konnten und welcher Betrag
dafür jeweils aus Bundesmitteln zur Verfügung gestellt wurde. Auch die
Zahl der damit geförderten Elektrobusse im ÖPNV interessiert die
Fraktion. Außerdem fragt sie, ob es für die nicht von den
EU-Grenzwertüberschreitungen betroffenen Kommunen ebenfalls
Förderprogramme des Bundes zum Ausbau der Elektromobilität gibt.

 * 
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BUNDESTAG/8629: Heute im Bundestag Nr. 772 - 11.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 772

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.28 Uhr

1. Hilfe für Steuerverwaltungen in Afrika

2. Aufklärung von Vorwürfen gegen WWF

3. Landwirtschaftliche Sozialversicherung

4. Studien des Landwirtschaftsministeriums

5. Anbau und Vertrieb von Nutzhanf

6. Kontrolle des Anlandegebots

7. FDP fragt nach Nandus in Deutschland



1. Hilfe für Steuerverwaltungen in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung schätzt die Kooperation mit den
regionalen Dachorganisationen für Rechnungshöfe und Steuerbehörden in
Afrika, AFROSAI und ATAF, positiv ein. ATAF habe sich durch die
deutsche Unterstützung als wichtiges Netzwerk für afrikanische
Steuerverwaltungen etabliert und sei von internationalen
Organisationen anerkannt worden, um die afrikanische Position in
internationalen Fachdiskussionen zu vertreten, schreibt sie in einer
Antwort (19/11418) auf eine Kleine Anfrage (19/11009) der
FDP-Fraktion.

Die Bundesregierung unterstütze die Netzwerke durch das
GIZ-Regionalvorhaben "Good Financial Governance in Afrika", führt sie
darin aus. In der ersten Phase des Vorhabens von Dezember 2012 bis
Januar 2019 habe der Auftragswert 23,15 Millionen Euro betragen. Im
Verlauf dieser Phase seien zusätzlich 6,1 Millionen Euro von der EU im
Rahmen einer Kofinanzierung zugesagt worden.

Insgesamt 80 afrikanische Steuerbeamte hätten darüber hinaus den
Studiengang "Executive Master on Taxation" erfolgreich abgeschlossen,
den ATAF mit deutscher Unterstützung seit 2015 anbiete. Weitere
Erfolge seien die Veröffentlichung der African Tax Outlooks des ATAF
und der Aufbau des African Tax Research Networks. Die Bundesregierung
unterstütze außerdem die Verbesserung des grenzüberschreitenden
Austausches von Steuerinformationen.

 * 

2. Aufklärung von Vorwürfen gegen WWF

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Vorwürfe gegen den World Wide Fund for Nature
(WWF), wonach dieser im Salonga-Nationalpark in der Demokratischen
Republik Kongo Wildhüter unterstützt hat, die Wilderer sowie
Ortsansässige gefoltert, vergewaltigt und ermordet haben sollen,
werden nach Angaben der Bundesregierung derzeit untersucht. Unter
anderem habe der WWF International selbt eine unabhängige Kommission
unter Leitung der ehemaligen Hochkommissarin für Menschenrechte der
Vereinten Nationen damit beauftragt, schreibt die Bundesregierung in
einr Antwort (19/11368) auf eine Kleine Anfrage (19/10529) der
AfD-Fraktion. Außerdem habe die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
im Austausch mit der britischen Rainforest Foundation (RFUK) und dem
World Wide Fund for Nature (WWF) Anfang 2019 vereinbart, dass das
Institut Congolais pour la Conservation de la Nature (ICCN) und WWF
eine Vor-Ort-Untersuchung der Vorwürfe durchführen.

Unabhängig davon hätten die Gesellschaft für internationale
Zusammenarbeit (GIZ) und KfW eine Studie beauftragt, die die
menschenrechtlichen Herausforderungen beim Schutzgebietsmanagement im
fragilen Kontext des Kongobeckens erfassen und Handlungsempfehlungen
für die Verankerung von menschenrechtlichen Standards bei künftigen
Projekte erarbeiten soll. Die Bundesregierung betont darüber hinaus,
dass sie die nationalen Parkbehörden und den WWF "unerzüglich" zur
lückenlosen Aufklärung der Vorwürfe aufgefordert habe.
Mittelauszahlungen durch die KfW seien bis zur zufriedenstellenden
Klärung ausgesetzt worden.

 * 

3. Landwirtschaftliche Sozialversicherung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die landwirtschaftliche Sozialversicherung bietet
den Landwirten und ihren Familien finanziellen Schutz bei Krankheit,
Pflegebedürftigkeit oder Arbeitsunfällen. Als berufsständisch
geprägtes Sondersystem sei sie darauf ausgerichtet, die besonderen
Belange selbständiger Landwirte bei ihrer sozialen Absicherung zu
berücksichtigen und den Strukturwandel in der Landwirtschaft sozial zu
flankieren. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/11317)
auf eine Kleine Anfrage (19/10978) der AfD-Fraktion zur
Landwirtschaftlichen Krankenkasse (LKK) hervor. Dazu heißt es weiter,
dass sich der Gesetzgeber bei Schaffung der landwirtschaftlichen
Krankenversicherung bewusst dafür entschieden habe, die Landwirte,
ihre Ehegatten und mitarbeitenden Familienangehörigen im Rahmen dieses
Sondersystems mit einer Versicherungspflicht in die gesetzliche
Krankenversicherung einzubeziehen. Grund hierfür sei unter anderem ein
damals besorgniserregend schlechter Gesundheitszustand der bäuerlichen
Bevölkerung gewesen. Die Absicherung gegen die finanziellen Folgen des
Risikos Krankheit sei zuvor ausschließlich in Eigenvorsorge erfolgt.

 * 

4. Studien des Landwirtschaftsministeriums

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) und dessen nachgeordnete Behörden haben seit
Oktober 2013 etliche Studien zu unterschiedlichen Fragestellungen in
Auftrag gegeben. Das geht aus der Antwort (19/11319) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10932) der FDP-Fraktion
hervor. Soweit die Studien in die Gesetzgebung eingeflossen seien,
könne dies der jeweiligen Begründung des Regierungsentwurfs entnommen
werden, heißt es weiter in der Antwort.

 * 

5. Anbau und Vertrieb von Nutzhanf

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Derzeit gibt es keinen Anlass, den Agrarrohstoff
Nutzhanf aus dem Betäubungsmittelgesetz (BtMG) zu streichen, um den
Anbau und Vertrieb zu erleichtern. Pflanzen und Pflanzenteile der zur
Gattung Cannabis gehörenden Pflanzen seien bei Vorliegen bestimmter
Ausnahmevoraussetzungen im Rahmen des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG)
bereits vom allgemeinen Verkehrsverbot ausgenommen. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/11377) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10604) zur Rolle des Nutzhanfs als
Agrarrohstoff hervor. Darin heißt es weiter, dass die Voraussetzung
für den Anbau in EU-Ländern zertifiziertes Saatgut von Sorten sei, die
im gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten
aufgeführt sind. Darüber hinaus dürfe ihr Gehalt an
Tetrahydrocannabinol (THC) 0,2 Prozent nicht übersteigen und der
Verkehr müsse gewerblichen oder wissenschaftlichen Zwecken dienen, die
einen Missbrauch zu Rauschzwecken ausschließen. Insofern könne
THC-armer Nutzhanf als landwirtschaftliche Nutzpflanze eingesetzt
werden und dem Marktpotential des Rohstoffs Hanf werde damit Rechnung
getragen. Zugleich werde ein angemessener sowie notwendiger Schutz der
Gesundheit der Bevölkerung gewährleistet.

 * 

6. Kontrolle des Anlandegebots

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die elektronische Fernüberwachung mit Kamerasystemen
auf Fischereifahrzeugen kann eine effektive Methode zur Überwachung
des Rückwurfverbotes zur Kontrolle der Einhaltung des Anlandegebots
auf See sein. Das stellt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/11378) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10605)
zur Transparenz bei Kontrollen in der deutschen Fischerei fest. Aus
diesem Grund sollen in die Beratungen über die Novelle der
Fischereikontrollverordnung die Erfahrungen anderer Länder mit der
elektronischen Fernüberwachung einfließen. Um EU-weit gleiche
Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen, müsse der Einsatz solcher
Systeme durch EU-Recht geregelt werden, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

7. FDP fragt nach Nandus in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die einzige freilebende Nandu-Population in Europa
befindet sich im Westen Mecklenburg-Vorpommerns. Die Laufvögel stammen
ursprünglich aus Südamerika und sind in Deutschland geschützt. Die
Abgeordneten der FDP-Fraktion wollen deshalb von der Bundesregierung
in einer Kleinen Anfrage (19/11402) wissen, wie sich die Population in
den Jahren 2014 bis 2019 entwickelt hat. Die Liberalen interessiert
darüber hinaus, ob die Aufnahme des Nandus in das Jagdrecht als
sinnvoll erachtet wird und welcher Schutzstatus für die Tiere
angemessen ist. Darüber hinaus soll ein Konzept für den Fall
vorgestellt werden, wenn sich die Anzahl der Laufvögel in absehbarer
Zeit deutlich vergrößert.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1888: Regierungspressekonferenz vom 10. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 10. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 10. Juli 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes für eine bessere
Versorgung durch Digitalisierung und Innovation, Maßnahmen der
Bundesregierung zur Umsetzung der Ergebnisse der Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse, Errichtung einer Deutschen Stiftung für Engagement und
Ehrenamt, 22. Bericht zur Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik für das
Jahr 2018), Pressebericht über britische Juden, die nach dem
Brexit-Entscheid die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt haben;
griechische und polnische Reparationsforderungen gegen Deutschland,
Gesundheitszustand der Bundeskanzlerin, möglicher Militärpakt für die
Straße von Hormus, Zwischenbericht zum Nationalen Aktionsplan Wirtschaft
und Menschenrechte, Afghanistan-Konferenz in Doha, Nachfolge für die
scheidende geschäftsführende Direktorin des IWF, Pkw-Maut, Nominierung von
Bundesministerin von der Leyen für den Posten der Präsidentin der
Europäischen Kommission, Seenotrettung im Mittelmeer, Anzahl der
Millionärinnen und Millionäre in Deutschland, Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse"


Sprecher: SRS'in Demmer, Grünewälder (BMI), Breul (AA), Fähnrich (BMVg),
Blázquez (BMZ), Strater (BMVI), Kalwey (BMF), Schneider (BMAS), Baron
(BMWi)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch ein herzliches Willkommen von mir!

Im Kabinett gab es heute den Entwurf eines Gesetzes für eine bessere
Versorgung durch Digitalisierung und Innovation. Digitalisierung und
innovative Versorgungsstrukturen im Gesundheitswesen können dazu beitragen,
eine qualitativ hochwertige medizinische Versorgung zu sichern. Hierzu hat
das Kabinett einen entsprechenden Gesetzentwurf beschlossen. Dieser enthält
eine Reihe von Regelungen, die die Bedingungen für digitale Anwendungen
erweitern und verbessern sollen.

So sollen gesetzlich Krankenversicherte künftig einen Anspruch auf digitale
Gesundheitsanwendungen erhalten. Voraussetzung ist, dass die Hersteller
nachweisen können, dass ihre Gesundheits-Apps positive Versorgungseffekte
haben. Dann können Videosprechstunden durchgeführt werden beziehungsweise
die Durchführung soll erleichtert werden. Apotheken und Krankenhäuser
müssen sich an die Telematikinfrastruktur anschließen, damit Patienten
künftig auch weitere digitale Angebote nutzen können. Hebammen und
Entbindungspfleger, Physiotherapeutinnen und -therapeuten sowie Pflege- und
Rehabilitationseinrichtungen können sich dem freiwillig anschließen. Die
Kosten dafür werden dann erstattet.

Der Innovationsfonds, der Mittel für die Erprobung innovativer
Versorgungsstrukturen bereitstellt, wird verlängert. Bis Ende 2024 stehen
diesem Fonds jährlich 200 Millionen Euro zur Verfügung. Ein neues Verfahren
wird dafür sorgen, dass erfolgreiche Ansätze aus den erprobten Projekten
schneller in die Regelversorgung überführt werden können.

Ich glaube, es gab hier im Raum darüber einen Austausch. Es gab zahlreiche
Kollegen, die in der Pressekonferenz, die unserer hier vorangegangen ist,
mitbekommen haben, dass die Bundesregierung für eine gerechte Verteilung
von Ressourcen und Möglichkeiten für alle in Deutschland lebenden Menschen
sorgen möchte, unabhängig von ihrem Wohnort. Deshalb hat die
Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, im Juli letzten
Jahres die Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" eingesetzt, in der
neben der Bundesregierung auch die Länder und die kommunalen
Spitzenverbände vertreten sind.

Heute hat das Kabinett die Vorschläge der Bundesregierung zur Umsetzung der
Ergebnisse der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" beschlossen.
Die zuständigen Minister haben hier jetzt sehr ausführlich darüber
berichtet. Ich würde mir beziehungsweise Ihnen deshalb ersparen, daraus
noch weitere Details zu nennen.

Das Kabinett hat heute zudem die Errichtung einer Deutschen Stiftung für
Engagement und Ehrenamt beschlossen. Dies ist die erste Maßnahme aus genau
den Ergebnissen der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse".

Die Stiftung, die noch im diesem Jahr errichtet werden soll, wird sich den
Themen "Service-Angebote für die Organisation von bürgerschaftlichem
Engagement und Ehrenamt" und dem Thema "Digitalisierung" widmen. Die
Stiftung soll gerade in strukturschwachen und ländlichen Räumen Engagement-
und Ehrenamtsstrukturen stärken. Weiterhin wurde vereinbart, dass die
Stiftung in einem ostdeutschen Flächenland angesiedelt wird.

Mit der Vorbereitung der Errichtung werden das BMFSFJ, das BMI und das BMEL
beauftragt. Die Bundesregierung kommt damit ihrem Auftrag aus dem
Koalitionsvertrag nach, die Kultur des zivilgesellschaftlichen Engagements
und des Ehrenamts weiter zu fördern und zu stärken.

Dann hat die Bundesregierung heute ihren 22. Bericht zur Auswärtigen Kultur-
 und Bildungspolitik für das Jahr 2018 beschlossen. Im Koalitionsvertrag
sind die Bedeutung und Aufgaben der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik
verstärkt und mit neuen Schwerpunkten versehen worden. Dazu gehört unter
anderem Europa zu stärken, Freiräume zu schützen und Innovationen zu
fördern. Angesichts weltweit schrumpfender Spielräume der
Zivilgesellschaft, angesichts von Nationalismus und Abschottung leistet die
Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik einen ganz wichtigen Beitrag zu
Frieden und Stabilität.

Damit bin ich durch.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium. Heute steht im "Guardian" eine
große Geschichte über britische Juden, die während der vergangenen drei
Jahre nach dem Brexit-Entscheid die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt
haben. Darunter ist eine größere Gruppe, die die deutsche
Staatsbürgerschaft nicht bekommt: Juden, die nach 1945 geboren sind, die
zum Teil Anfang der 50er-Jahre geboren sind. Sehen Sie eine Perspektive,
dass es im Rahmen von Härtefallregelungen oder durch eine Gesetzesänderung
doch noch Möglichkeiten geben kann?

Grünewälder: Dazu kann ich im Moment nichts sagen. Ich würde die Antwort
nachreichen.

Zusatz: Ich hatte die Frage vor vier Stunden Ihrem Haus gemailt.

Grünewälder: Ich werde die Antwort nachreichen.

Frage: Dpa berichtet heute über eine Antwort des Wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestages zu einer Anfrage der stellvertretenden
Vorsitzenden der Linken, Heike Hänsel, bei der es um polnische und
griechische Reparationsansprüche geht. Der entscheidende Satz in diesem
Gutachten hinsichtlich der griechischen Reparationszahlungen lautet, dass
die Position rechtlich vertretbar, aber keineswegs zwingend ist.

SRS'in Demmer: Wir haben das zur Kenntnis genommen. Unsere Haltung, wonach
die Frage der deutschen Reparationen juristisch und politisch abschließend
geregelt ist, haben wir hier ja bereits vielfach vorgetragen. Daran hat
sich nichts geändert. Die Kanzlerin selbst hat sich ja auch in Athen Anfang
dieses Jahres dazu geäußert und hat gesagt - ich zitiere wörtlich -:

"Alles in allem dürfen Sie davon ausgehen, dass wir uns unserer
historischen Verantwortung bewusst sind. Wir wissen auch, wie viel Leid wir
als Deutschland in der Zeit des Nationalsozialismus über Griechenland
gebracht haben. Deswegen ist die Lehre für uns, alles daran zu setzen, gute
Beziehungen mit Griechenland zu haben und sich gegenseitig zu unterstützen,
zum Wohle beider, von Griechenland und Deutschland."

Die Bundesregierung nimmt ihre Verantwortung für die Vergangenheit äußerst
ernst. Deutschland hat sich nach dem Zweiten Weltkrieg klar zu seiner
Verantwortung für die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft
bekannt. Wie Sie wissen, ist es so, dass erlittenes Unrecht nicht
ungeschehen gemacht werden kann. Gerade deswegen wollen wir unsere
Versöhnungsanstrengungen auch fortsetzen und gemeinsam in die Zukunft
blicken. Aber an unserer grundsätzlichen juristischen Haltung hat sich
nichts geändert.

Zusatzfrage: Noch einmal zu der juristischen Haltung: Der Wissenschaftliche
Dienst äußert sich, dass es keine Rechtsklarheit gibt, was das Völkerrecht
betrifft. Deshalb schlägt er vor - ich lese die kurze Passage vor -:
Rechtsklarheit ließe sich dadurch erreichen, dass der Internationale
Gerichtshof in Den Haag über eine entsprechende Klage entscheidet. Zu einem
solchen Verfahren könnte es aber nur dann kommen, wenn sich die
Bundesregierung der IGH-Gerichtsbarkeit ad hoc freiwillig unterwerfen
würde. Er meint in dieser Frage, weil das ein Fall von vor 2008 ist. Meine
Frage: Warum macht das die Bundesregierung nicht, um endlich einmal
Rechtsklarheit zu schaffen? Griechenland kommt ja immer wieder auf diese
Frage zu sprechen.

SRS'in Demmer: Ich kann nur ganz grundsätzlich wiederholen, dass sich an
unserer Haltung und unserer Rechtsauffassung nichts geändert hat. Wir
werden diesen Weg weitergehen und uns natürlich auch im Dialog mit der
griechischen Regierung für eine Fortsetzung der Aussöhnungsarbeit
einsetzen.

Breul: Ich kann nur ergänzen: Eine Befassung des Internationalen
Gerichtshofs mit dieser Frage ist von keiner Seite derzeit beabsichtigt.
Ich kann noch einmal das unterstreichen, was Frau Demmer gesagt hat. Aus
unserer Sicht ist die Reparationsfrage rechtlich und politisch
abgeschlossen. Das ist rechtlich ziemlich klar.

Zusatzfrage: Das heißt also, wenn Griechenland dazu auffordern würde, dass
man diese Frage vor dem IGH klären würde, würden Sie sich dem anschließen?

Breul: Das habe ich nicht gesagt. Ich habe gesagt: Derzeit ist von keiner
Seite beabsichtigt, dies zu tun. Aus unserer Sicht ist die Frage rechtlich
abgeschlossen, und damit besteht für uns auch keine Unklarheit.

Frage : Dann müssen Sie ja keine Angst haben, vor ein Gericht zu gehen,
oder?

Breul: Angst haben wir sowieso nicht.

Frage : Frau Demmer, es gab heute Berichte - ich habe das bei Reuters TV
gesehen -, dass es der Kanzlerin offenbar nicht gut geht. Gibt es schon
Ursachen, Erkenntnisse, wie sich dieses Zittern in letzter Zeit so häufen
kann?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen sagen: Der Bundeskanzlerin geht es gut. Das
Gespräch mit dem finnischen Ministerpräsidenten ist wie geplant gelaufen.
Ich glaube, in diesen Minuten müsste es im Anschluss an das Gespräch wie
geplant eine Pressekonferenz geben.

Zusatzfrage : Ich frage ja, weil es ihr offenbar nicht gut geht. Gibt es
eine Ursache für die Häufigkeit des Auftretens des Zitterns in den letzten
Wochen?

SRS'in Demmer: Ich Ihnen sagen: Der Bundeskanzlerin geht es gut. Sie hat
ihre Termine wie geplant wahrgenommen, auch eben dieses Gespräch. Ich
verweise auf die Pressekonferenz, die jetzt in diesen Minuten läuft.

Frage: Noch einmal die Nachfrage: Der Kanzlerin geht es ja offensichtlich
nicht besonders gut. Es war das dritte Mal in der Öffentlichkeit, dass sie
eine solche Zitterattacke hatte. Ist die Kanzlerin jetzt in Behandlung?
Muss man demnächst auf solche Termine verzichten? Es kann ja auch einen
psychologischen Druck geben, dass sich solche Attacken aus psychologischen
Gründen wiederholen und man solche Termine vielleicht weniger wahrnimmt,
damit die Kanzlerin ein bisschen aus dem Druck herauskommt. Wie geht es
ihr? Was macht man momentan? Ist sie in Behandlung - ja oder nein?

SRS'in Demmer: Ich teile Ihre Analyse ausdrücklich nicht und kann nur noch
einmal wiederholen: Der Kanzlerin geht es gut. Sie hat diesen Termin mit
dem finnischen Ministerpräsidenten wie geplant umgesetzt. Das Ergebnis
dieses Gesprächs werden die Bundeskanzlerin und auch der finnische
Ministerpräsident in diesen Minuten in einer Pressekonferenz mitteilen.

Zusatz: Aber dass das nicht der Normalzustand ist, darin sind wir uns doch
einig, wenn die Kanzlerin zum zweiten Mal bei der Nationalhymne und zum
dritten Mal öffentlich derartige Zitterattacken bekommt.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, ich teile Ihre Analyse so ausdrücklich nicht.

Frage: Frau Demmer, wird sich die Kanzlerin trotzdem einmal einer
ärztlichen Untersuchung unterziehen, um sicherzustellen, dass es ihr
wirklich gut geht?

SRS'in Demmer: Ich habe Sie jetzt hier über den Gesundheitszustand der
Kanzlerin so weit informiert, wie ich das tun kann und möchte. Darüber
hinaus habe ich dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Was wir doch alle sehen, ist, dass jetzt immer wieder
geschaut wird - das ist ja auch international ein Thema -, ob die Kanzlerin
bei solchen öffentlichen Anlässen zittert oder nicht. Wie will die
Bundesregierung auf Dauer mit dieser Situation umgehen? Das ist ja auch
wahrscheinlich nicht im Sinne der Bundesregierung, dass das jetzt das alles
beherrschende Thema ist. Mit einer Klärung könnte man dieses Problem
vielleicht mit etwas mehr Transparenz möglicherweise lösen.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, ich kann meinen Ausführungen hier jetzt gar
nichts hinzufügen. Ich würde sagen: Alle diese Pressekonferenzen sind ein
Beleg dafür, dass die Bundesregierung wunderbar konstruktiv und sehr eifrig
arbeitet.

Frage : Frau Demmer, hat es in den vergangenen drei Wochen konkrete
medizinische Maßnahmen gegeben, die seit dem ersten Zitteranfall für
sinnvoll erachtet wurden?

SRS'in Demmer: Sie können mich hier jetzt löchern. Ich kann nur noch einmal
wiederholen: Der Bundeskanzlerin geht es gut. Sie hat auch in den
vergangenen drei Wochen alle Termine bester Dinge absolviert.

Frage: Frau Demmer, gibt es eine medizinische Erklärung dafür, dass es
innerhalb kurzer Zeit in sehr unterschiedlichen Situationen ähnlich
erscheinende Zitteranfälle gegeben hat? Beim ersten Mal wurde Dehydrierung
als Ursache genannt. Diese Voraussetzungen waren bei den weiteren nicht
gegeben. Die Öffentlichkeit hat doch ein berechtigtes Interesse daran, zu
erfahren, ob es eine hinreichende medizinische Erklärung über die Ursachen
dieser Phänomene gibt oder wann werden wir sie erwarten können? Ich erwarte
jetzt kein ärztliches Bulletin von Ihnen; das ist schon klar. Aber die
Frage ist: Gibt es eine medizinische Erklärung, die für alle Vorfälle gilt?
Wann werden wir sie gegebenenfalls erfahren?

SRS'in Demmer: Ich verstehe Ihr Interesse. Ich kann Ihnen aber über das
bereits Gesagte hinaus hier jetzt nichts sagen.

Zusatzfrage: Das heißt, die Bundesregierung ist nicht in der Lage, eine
öffentliche Erklärung darüber abzugeben, worin die Ursache für diese
wiederholt auftretenden Zitteranfälle liegt?

SRS'in Demmer: Diese Analyse teile ich ausdrücklich nicht. Wie gesagt, ich
habe Ihnen ja gesagt: Der Bundeskanzlerin geht es gut.

Zuruf: Ne, ne, ne, ne. Sie haben - - -

SRS'in Demmer: Ich verweise jetzt noch einmal auf die Pressekonferenz, die
ja in diesen Minuten beginnt.

Zusatzfrage: Da sollen doch die Ergebnisse des Treffens mitgeteilt werden.
Danach fragen wir doch gar nicht. Wir fragen auch nicht, ob es ihr gut
geht, sondern die Frage ist sehr konkret: Gibt es eine medizinische Ursache
dafür, die Sie uns mitteilen? Wenn ja, wann? Da ist die Antwort "Es geht
ihr gut" gar keine Antwort.

SRS'in Demmer: Aber meine Antwort ist: Ich habe Ihnen zu diesem Zeitpunkt
alles mitgeteilt, was ich Ihnen mitteilen werde.

Frage: Trotzdem noch eine Nachfrage. Wir kennen drei Attacken, die es
öffentlich gab. Gab es weitere? Das ist eine einfache Frage. Ja oder nein?

SRS'in Demmer: Ich habe zu diesem Thema hier jetzt alles gesagt.

Zusatzfrage: Das ist eine ganz einfache Ja-Nein-Frage. Gab es weitere?

SRS'in Demmer: Sie haben meine Antwort vernommen.

Zuruf: Das war keine Antwort!

SRS'in Demmer: Ich habe zu diesem Thema jetzt hier alles gesagt.

Zuruf: Sie sagen nichts! Das ist aber keine Antwort. "Ich antworte nicht"
ist keine Antwort. Ja oder nein?

SRS'in Demmer: Ich verweise jetzt auf das, was ich hier gesagt habe und
kann dem nichts hinzufügen.

Zusatz: Mann, da hält ja ein Pudding besser!

Frage: An das Auswärtige Amt und vielleicht auch an das
Verteidigungsministerium: Die USA möchten offenbar einen Militärpakt für
die Straße von Hormus bilden. Gibt es da eine konkrete Anforderung oder
Anfrage an die Bundesregierung? Wird sich die Bundesregierung
gegebenenfalls daran beteiligen?

Breul: Ich kann gerne beginnen. Das Ansinnen der USA ist, glaube ich, nicht
so ganz neu; der US-Außenminister hat sich vor zwei Wochen schon in
ähnlicher Form geäußert. Für uns ist klar: Wir sind angesichts der
anhaltenden Spannungen in der Golfregion besorgt und halten es für
vordringlich jetzt alles zu unternehmen, um zur Deeskalation der Spannungen
beizutragen. Entsprechend sind jeder Vorschlag und jede Bemühung zu
begrüßen, die einen Beitrag zur Deeskalation leisten können.

Des Weiteren haben wir auch deutlich gemacht, dass die Angriffe auf Tanker
im Golf von Oman jede Bedrohung für die Sicherheit des Seeverkehrs sowie
für Frieden und Sicherheit in der Region von uns verurteilt werden. Die
Sicherheit der Schifffahrt ist ein hohes Gut, gerade für eine Handelsnation
wie uns, und sie kann nur durch Verantwortung und Kooperation aller Akteure
in der Region sichergestellt werden. Wir sind der Auffassung, dass wir
einen breiten regionalen Ansatz brauchen, um die Spannungen in der Region
zu beruhigen und dieses Ergebnis zu erreichen.

Zu Ihrer Anfrage zu konkreten Bitten kann ich Ihnen mitteilen, dass die USA
bislang nicht mit konkreten Überlegungen zu einem Engagement zum Schutz der
maritimen Sicherheit in der Region beziehungsweise mit einer Bitte an uns
herangetreten sind.

Fähnrich: Für unser Haus kann ich sagen, dass eine Bitte oder eine Anfrage
in dieser Form auch im BMVg nicht vorliegt.

Frage : Herr Breul, es gab Berichte, dass das Auswärtige Amt heute den
Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte veröffentlichen würde.
Ich habe bisher online noch nichts gefunden. Wo bleibt der?

Breul: Das ist nicht der Nationale Aktionsplan - - -

Zusatz : Der Zwischenbericht dazu.

Breul: Genau. Der Zwischenbericht wird heute veröffentlicht. Als ich vorhin
das Büro verließ, waren die Kolleginnen dabei, das einzustellen und
hochzuladen. Es würde mich wundern, wenn er jetzt noch nicht online ist.
Falls er noch online ist, dann wird das in den nächsten Minuten der Fall
sein.

Zusatzfrage : Der Zwischenbericht sollte im Mai veröffentlicht werden.
Warum ist er erst jetzt im Juli veröffentlicht worden?

Breul: In dem Zwischenbericht werden Sie sehen, dass wir dort ausführlich
die Methodik für die nun folgende groß angelegte quantitative Befragung
ausarbeiten, und in wenigen Wochen werden dann die 1800 Unternehmen ein
Anschreiben per E-Mail erhalten und um Teilnahme an der Erhebung gebeten.
Wie Sie sich vorstellen können, ist das ein ziemlich großes Unterfangen -
wir würden sogar sagen, in Umfang und Tiefe bisher weltweit einmalig. Wir
mussten dafür eine neue Methodik erarbeiten, und diese Erarbeitung der
Methodik geschah auf Grundlage einer vielschichtigen, komplexen Debatte, in
der sich neben den Ressorts auch Sozialpartner, Verbände und
Nichtregierungsorganisationen mit unterschiedlichen, teilweise auch
divergierenden Vorschlägen eingebracht haben. Wir leben Wert darauf, dass
das Monitoring, das jetzt stattfindet, auf einer breiten Basis aufgestellt
ist und ein transparenter, methodisch fundierter und nach
wissenschaftlichen Standards gestalteter Prozess ist.

Sie sehen, wir haben uns das nicht leicht gemacht, wir haben viel Arbeit
darin investiert - aber nicht, um das irgendwie hinauszuzögern, sondern um
eine fundierte, solide Basis zu haben. Jetzt laufen die Umfragen für 2019,
dann folgt die Studie für 2020 und dann wird, wie im Koalitionsvertrag
vereinbart, geprüft, welche weiteren Maßnahmen gegebenenfalls notwendig
sind, um bei der Einhaltung zu einem guten Ergebnis zu kommen.

Zusatzfrage : Wie zufrieden sind Sie im Entwicklungsministerium mit der
Umfragemethode, auf die man sich jetzt geeinigt hat? Ist das hilfreich?

Blázquez: Ja, wir sind zufrieden mit dem Ergebnis, das jetzt vorliegt, und
freuen uns vor allem, dass es jetzt mit der Befragung der Unternehmen
losgehen kann.

Frage: Noch einmal an das Auswärtige Amt gerichtet: Herr Breul, die
Afghanistan-Friedenskonferenz in Doha ist in der Nacht zum Dienstag mit
einer Erklärung zu Ende gegangen. Wie bewertet Deutschland als einer der
Ausrichter der Konferenz dieses Ergebnis? Wie glaubhaft halten Sie vor
allen Dingen die Ankündigung der Taliban, zukünftig auf Gewalt und Einsätze
gegen zivile Ziele zu verzichten?

Breul: Wir sind mit dem Verlauf der Veranstaltung sehr zufrieden und danken
unseren katarischen Mitgastgebern für die gute Zusammenarbeit. Wir sind
deshalb zufrieden, weil die teilnehmenden Afghaninnen und Afghanen
zufrieden sind. Sie haben ein positives Fazit der Veranstaltung gezogen und
insbesondere gelobt, dass es einen sehr konstruktiven und offenen Austausch
gegeben hat. Dass es nach intensiven Diskussionen sogar gelungen ist, einen
gemeinsamen Text für eine Abschlusserklärung zu bekommen, ist ein so nicht
erwarteter Erfolg dieser Veranstaltung.

Die Abschlusserklärung ist kein bindendes Dokument, das ist klar. Wir haben
hier letzte Woche ja etwas länger über dieses Thema diskutiert und noch
einmal klargemacht, dass das jetzt nicht der Beginn von Verhandlungen ist,
sondern ein erster Dialog. Dementsprechend ist das kein bindendes Dokument,
sondern eine gemeinsame Erklärung. Diese Erklärung kann aber wichtige
Referenzpunkte für mögliche innerafghanische Verhandlungen bieten. Sie
haben es gerade schon angesprochen: Auch die Forderung nach der Reduzierung
von Gewalt, um Minimierung von zivilen Opfern und insbesondere nach dem
Schutz von Schulen, Krankenhäusern und religiösen Einrichtungen sind
natürlich ganz wichtige Elemente. Wir können nur alle Seiten dazu
auffordern, dieser Forderung jetzt auch Folge zu leisten.

Zusatzfrage: Arbeiten Deutschland und gegebenenfalls Katar daran, dass es
Folgetreffen geben kann - möglicherweise wiederum von Ihnen organisiert,
wenn sich das bewährt hat -, mit denen ein solcher Austausch verstetigt
werden kann - vielleicht sogar unter Einbeziehung der afghanischen
Regierung, wozu die Taliban derzeit ja noch nicht bereit sind?

Breul: Es gibt noch keine konkrete Planung, was die nächsten Schritte sind.
Wir sind da ganz in den Händen der afghanischen Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die entscheiden müssen, ob sie eine Fortsetzung der
Veranstaltung für nützlich erachten oder nicht. Ich möchte da noch einmal
den dienstleistenden Charakter der Unterstützung, die wir leisten, betonen.
Das werden wir jetzt in den Gesprächen mit den Teilnehmern zusammen mit den
Katarern weiter aufnehmen und dann schauen, was der Weg vorwärts ist.

Frage : An Frau Demmer und an Frau Kalwey: Es gab Medienberichte, dass sich
Deutschland und Frankreich auf Herrn Carney als neuen IWF-Chef verständigt
hätten. Können Sie das bestätigen?

SRS'in Demmer: Wie Sie wissen, haben sich nach dem Europäischen Rat auch
die europäischen Finanzminister darauf verständigt, die derzeitige 
IWF-Chefin Christine Lagarde für die Nachfolge von Mario Draghi als künftige
EZB-Präsidentin zu nominieren. Die Finanzminister haben das gestern auch
formell vorgeschlagen. Mit der Ernennung wird nach der Konsultation des
Europäischen Parlaments und des EZB-Rates im Oktober gerechnet. Im Fall der
Wahl von Christine Lagarde wird sich zu diesem Zeitpunkt dann natürlich
auch die Frage stellen, wer ihr an der Spitze des IWF nachfolgt. Wir
wünschen uns dabei einen qualifizierten europäischen Kandidaten, den wir
dann unterstützen. Dazu werden wir uns eng mit den europäischen Partnern
abstimmen. Spekulationen darüber, dass sich Deutschland und Frankreich
schon auf den scheidenden britischen Notenbankpräsidenten geeinigt hätten,
kann ich hier klar dementieren. Es gibt noch keine Vorfestlegung auf einen
Kandidaten oder auf dessen Nationalität, aber natürlich sind wir auf der
Suche, um einen europäischen Konsens zu finden.

Vorsitzender Feldhoff: Gibt es eine Ergänzung des BMF?

Kalwey: Nein, es ist alles gesagt.

Frage: An das Verkehrsministerium zur Pkw-Maut: Das BMVI hat ja heute einen
Fragenkatalog der Grünen beantwortet. Kann man inzwischen beziffern, wie
hoch der Schaden aus dem Stopp der Maut ist?

Zweite Frage: Erwartet das Ministerium, dass die gekündigten Mautbetreiber
auf die gesamte bei dem Geschäft entgangene Summe von 2 Milliarden Euro
klagen werden?

Strater: Vielen Dank für die Frage. - Zunächst einmal: Der Minister hat
heute fristgerecht und umfassend die mehr als 60 Fragen der 
Grünen-Abgeordneten zur Pkw-Maut beantwortet. Das ist vor Kurzem versandt worden.
Das heißt, wir stehen in dieser Frage für maximale Transparenz und
Klarheit. Alle Fragen, die im Zusammenhang mit der Pkw-Maut auftreten,
werden umfassend und fristgerecht beantwortet. Wie Sie wissen, haben wir
die Verträge auch in die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages
übersandt, sodass die Abgeordneten dort Einsicht nehmen können. Wir wollten
auch noch mehr, wir wollten sie auch auf der Homepage veröffentlichen. Dem
haben die Betreiber auf Berufung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
explizit nicht zugestimmt. Wir haben auch noch diverse andere Maßnahmen
getroffen, um das zu veröffentlichen, was wir veröffentlichen können; heute
haben wir zum Beispiel die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
zur Vergabe ins Internet gestellt.

Zu Ihrer ganz konkreten Frage: Dem BMVI liegen zum jetzigen Zeitpunkt keine
Forderungen der Vertragspartner beziehungsweise der Auftragnehmer vor,
sodass ich Ihnen auf Fragen zu etwaigen Summen keine Antwort geben kann.

Frage : An Herrn Fähnrich und gegebenenfalls Frau Demmer zu der Personalie
von der Leyen: Wird sie, bis sie gewählt wird oder nicht gewählt wird, noch
im Amt der Verteidigungsministerin bleiben, oder wird sie das solange
bleiben, bis sie Kommissionspräsidentin wird? Kann sie das im Amt der
Verteidigungsministerin werden oder muss sie sogar schon vorher
zurücktreten?

Fähnrich: Dazu habe ich eigentlich schon etwas gesagt - ich glaube, Sie
waren auch da am Freitag.

Zusatzfrage : Ja, das habe ich ja nicht verstanden.

Fähnrich: Okay. - Fakt ist: Die Ministerin ist und bleibt zum jetzigen
Zeitpunkt Inhaberin der Befehls- und Kommandogewalt. Sollte es eine
Entscheidung geben beziehungsweise sofern die Ministerin diese Entscheidung
trifft - in welche Richtung auch immer -, werden wir Sie darüber
informieren.

Zusatzfrage : Die Lernfrage war: Kann sie als amtierende
Verteidigungsministerin Deutschlands zur Kommissionspräsidentin gewählt
werden?

Fähnrich: Diese Frage kann ich Ihnen aus dem Stegreif nicht beantworten.
Ich kann Ihnen nur sagen, dass sie es zurzeit ist. Ich werde prüfen, ob ich
eine Antwort auf die Frage bekomme, ob das rechtlich machbar ist. Sie hat
zurzeit einen Status als Kandidatin, in dem sie eben unterstützt wird durch
die Europäische Kommission. Ob das machbar ist, können wir rechtlich einmal
überprüfen. Inwiefern das notwendig ist, werden wir dann jedenfalls
bekanntgeben.

Zusatzfrage : Ich verstehe es aber richtig, dass die Ministerin selbst so
lange im Amt bleiben möchte, bis sie das neue Amt bekommen hat, richtig?

Fähnrich: Nein, da gilt das, was ich eben gesagt habe: Wenn es eine
Entscheidung darüber gibt, dann werden wir Sie darüber informieren.

Breul: Ich weiß nicht, ob es Ihnen weiterhilft, Herr Kollege - ich glaube
eher nicht, weil Sie das schon wissen -: Die Wahl wurde vom Europäischen
Parlament ja für nächste Woche angesetzt. In den von mir vor zwei Wochen
schon einmal zitierten Bestimmungen der EU-Verträge gibt es keine
speziellen Anforderungen an die Kandidatinnen und Kandidaten, welches Amt
sie zu diesem Zeitpunkt innehaben oder auch nicht. Das Entscheidende ist
der Vorschlag des Europäischen Rats. Die amtierende Kommission ist ja auch
noch bis Ende Oktober im Amt, und dann übernimmt die neue Kommission das
Amt. Europarechtlich ist das zum Zeitpunkt der Wahl insofern unerheblich,
aber mit Beginn der Amtszeit Anfang November ist es eine neue Situation.

Zusatzfrage : Angenommen, sie wird es nicht: Dann bleibt sie einfach weiter
Verteidigungsministerin, oder was?

Fähnrich: Da gilt das, was ich gerade gesagt habe.

Frage: Zum Thema Migranten und Seenotrettung: Was unternimmt die
Bundesregierung, um zu erreichen, dass die anderen Mitgliedstaaten im
Mittelmeer ihre Verantwortung übernehmen?

Zweite Frage: Wie schätzt die Bundesregierung ein, dass die französische
Regierung ihre Häfen geschlossen hält?

Grünewälder: Ich kann für das Bundesinnenministerium gerne etwas dazu
sagen. Der Bundesinnenminister hat die finnische Ratspräsidentschaft
gebeten, das Thema aktuelle Herausforderungen der Migration über das
Mittelmeer auf die Tagesordnung der informellen Sitzung des JI-Rates
nächste Woche in Helsinki zu setzen. Dort wird das also thematisiert
werden. Außerdem ist auf Anregung des Bundesinnenministers ein Prozess in
Gang gesetzt worden, in dem sich die Bundesregierung zu einer Haltung
verständigt, die dann beim JI-Rat eine Rolle spielen wird.

Grundsätzlich ist das zu sagen, was wir auch die letzten Wochen gesagt
haben: Es ist grundsätzlich Aufgabe der EU-Kommission, dafür zu sorgen,
dass wir unter Beteiligung Deutschlands eine Lösung finden für Gerettete,
für Migranten, die sich auf Schiffen befinden. Wir sind aber der
Auffassung, dass wir sowohl einen Ad-hoc-Mechanismus als auch eine
langfristige Lösung brauchen.

Zusatzfrage: Frau Demmer?

SRS'in Demmer: Ich kann jetzt nur wiederholen, was auch Herr Seibert hier
schon vielfach gesagt hat: Das ist für uns ein zentrales Thema, und
natürlich ist es dringend notwendig, schnell eine verlässliche europäische
Lösung in der Migrationspolitik zu finden; denn die Not von Menschen im
Mittelmeer geht ja nicht nur drei oder vier europäische Mitgliedstaaten
etwas an.

Hier gab es ja wirklich lange Auseinandersetzungen und Beschäftigung mit
diesem Thema, und dem kann ich jetzt nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Und was sagen Sie dazu, dass Frankreich seine Häfen
geschlossen hält?

Breul: Wir haben hier, glaube ich, an verschiedenen Stellen deutlich
gemacht, dass wir für eine Lösung die Solidarität aller EU-Mitgliedstaaten
brauchen und dass wir uns durchaus vorstellen können, dass sich 
EU-Mitgliedstaaten auf unterschiedliche Art und Weise solidarisch zeigen. In
Ergänzung der Ausführungen des Kollegen möchte ich noch einmal betonen,
dass nicht nur wir dabei initiativ sind, sondern dass die Europäische
Kommission natürlich ebenfalls ein sehr starkes Interesse an dem Thema hat
und dieses Thema mit uns sozusagen nach vorn trägt.

Wir führen Gespräche, aber aus diesen Gesprächen mit einzelnen
Mitgliedsstaaten gibt es hier jetzt nichts zu berichten. Das haben wir in
der Vergangenheit so gehandhabt, und das ist auch zielführend.

Frage : Meine Frage richtet sich an das BMF, gegebenenfalls an das BMAS. Es
geht um eine Studie über Vermögende weltweit. Das Beratungsunternehmen
Capgemini hat festgestellt, dass die Zahl der Dollarmillionäre in
Deutschland zurückgegangen sei. Es gebe jetzt nur noch 1,3 Millionen
Dollarmillionäre in Deutschland.

Hat Ihr Ministerium, Frau Kalwey, Zahlen über Euromillionäre? Wie viele
Euromillionäre gibt es in Deutschland?

Kalwey: Ich habe die Berichterstattung zur Kenntnis genommen. Ich kann
Ihnen nicht aus dem Stehgreif sagen, ob uns Zahlen dazu vorliegen. Nachdem
zumindest in dem Bericht, den ich gelesen habe, auch die Bundesbank
beziehungsweise zumindest eine Bundesbankstatistik erwähnt wird, würde ich
vermuten, dass, wenn es so etwas gibt, die Bundesbank über entsprechende
Statistiken verfügt und raten, einmal bei der Bundesbank nachzufragen. Mir
ist nicht bekannt, ob bei uns im BMF solch eine Statistik geführt wird.

Zusatzfrage : Irgendjemand bei der Bundesregierung wird doch wissen oder
wissen wollen, wie viele Superreiche es in unserem Land gibt.

Macht Ihnen der Rückgang Sorgen? Angeblich sind es fünf Prozent weniger
Dollarmillionäre in Deutschland.

Frau Schneider, wissen Sie vielleicht, wie viele Millionäre es gibt?

Schneider: Auch mir liegen dazu keine Zahlen oder Erkenntnisse vor. Ich
kann vielleicht noch einmal darauf hinweisen, dass wir im Rahmen der Armuts-
 und Reichtumsberichterstattung vorhaben, dem Thema Reichtum etwas mehr
Aufmerksamkeit zu widmen. Aber Zahlen zu den von Ihnen erfragten
Millionären kann ich jetzt nicht vorlegen.

Kalwey: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass wir uns bei uns im Ministerium
natürlich mit den Fragen der Einkommensverteilung und auch mit
Ungleichheitsfragen im Grundsatz beschäftigen und dafür auf Analysen und
Statistiken der Bundesbank und des Statistischen Bundesamtes zurückgreifen.
Ich kann, wie gesagt, gern nachfragen, ob wir selbst über eine Statistik
verfügen. Ich würde davon ausgehen, dass die Antwort Nein lauten wird,
einfach deshalb, weil wir keine Statistikbehörde sind. Ansonsten kann ich,
wie gesagt, gern an die Bundesbank verweisen.

Zusatzfrage : Frau Schneider, Sie sagten, Sie wollten etwas mehr über die
Reichen wissen. Warum nur "etwas mehr", warum nicht "alles"?

Schneider: In der vergangenen Legislaturperiode hat die Ministerin bereits
klargemacht, dass die Armuts- und Reichtumsberichterstattung beide Aspekte
betrifft. Sie hat angekündigt, dass dem Thema der Armut tatsächlich mehr
Aufmerksamkeit gewidmet werden soll. Das streben wir an. Insoweit ist der
nächste Bericht abzuwarten.

Zusatzfrage : Sie zitieren gerade die Ministerin. Jetzt haben Sie ja einen
Minister. Sieht er das auch so?

Schneider: Er führt die Arbeit der Ministerin fort.

Frage: Ich möchte doch noch an die heute vorangegangene Pressekonferenz
anknüpfen. Herr Seehofer als Vorsitzender der Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse" hat die Einschätzung abgegeben, dass die Umsetzung
dieses Strukturprogramms den Bund über die Dekade etwa einen zweistelligen
Milliardenbetrag kosten würde und dass dies nach seiner Einschätzung zu
stemmen sei.

Entspricht das der Einschätzung des Bundesfinanzministers? Möglicherweise
war das ja doch Gegenstand von Diskussionen im Kabinett. Ist das eine
realistische Einschätzung, oder sind das Wolkenkuckucksheime?

Kalwey: Ich möchte das, was in der vorangegangenen Pressekonferenz gesagt
wurde, jetzt nicht noch einmal einordnen oder kommentieren. Es wird auch
Aufgabe der Bundesministerien sein - so ist es in der Pressekonferenz, wenn
ich es richtig gehört habe, ja auch angeklungen; ich konnte sie nur in
Teilen verfolgen -, die ihnen im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur Verfügung
stehenden Mittel effektiv zu nutzen und, soweit erforderlich, neu zu
priorisieren. Über weitere, zusätzliche Haushaltsmittel für Bedarfe, die
noch darüber hinaus angemeldet werden oder bestehen, wird einfach unter
Berücksichtigung der Haushaltslage in den nächsten Haushaltsaufstellungen
zu reden sein.

Es geht jetzt, wie gesagt, in erster Linie erst einmal darum, bestehende
Programme zielgerichteter zu bündeln. Über Mittel beziehungsweise
zusätzliche Mittel kann ich Ihnen keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Einer der Ansätze Herrn Seehofers und der beiden Ministerinnen
war auch der, dass stärkere Wirtschaftsförderung betrieben werden müsse.
Das klingt ein wenig wie Programme, die es früher unter dem Stichwort der
Zonenrandförderung gab. Das wird kaum durch Umschichtung in einzelnen
Ressorttiteln erreicht werden können. Ist darüber schon gesprochen worden,
sei es im Finanzministerium oder im Wirtschaftsministerium, das dafür ja
eventuell zuständig wäre?

Kalwey: Ich möchte dazu an die Kollegin verweisen.

Baron: Dazu kann ich gern etwas sagen. Teil der Schlussfolgerungen der
Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse", die heute im Kabinett
vorgestellt wurden, ist ja gerade die Neuausrichtung des gesamtdeutschen
Fördersystems. Das basiert natürlich ganz wesentlich auf der
Strukturförderung, die wir schon haben, der sogenannten GRW-Förderung bei
uns im Haus. Kern dessen ist, dass man jetzt sagt: Die Programme, die
bislang auf ostdeutsche Länder ausgerichtet sind, werden jetzt nicht mehr
nach Himmelsrichtung ausgerichtet, sondern nach Strukturschwäche und nach
neuen Kriterien. - Wir bündeln damit Programme, die wir haben, und zwar
nicht nur bei uns im Haus, sondern auch in anderen Häusern, und erweitern
die Systeme, die bislang auf Ostdeutschland beschränkt waren, auf alle
strukturschwachen Regionen.

Es werden neue Kriterien definiert. Im Wesentlichen sind es vier Parameter,
die dann für dieses neue gesamtdeutsche Fördersystem relevant sind, nämlich
die Parameter Arbeitslosenquote, Erwerbstätigenquote,
Infrastrukturausstattung und Arbeitsproduktivität. Danach definiert sich
die Strukturschwäche einer Region, die dann in der gesamtdeutschen
Förderung relevant ist. Dann werden weitere Kriterien definiert. Ein Ziel,
das verfolgt werden soll, ist stärkere Innovationsförderung.

Neu in diesem System ist auch, dass Fördermittel, die nicht abgerufen
werden, überjährig gebündelt werden sollen und dass man auch Wettbewerbe
über die Förderung ausführt, also auch neue Förderinstrumente etabliert,
die in ihrer Summe dieses neue gesamtdeutsche Fördersystem darstellen
sollen.

Zusatzfrage: Ich verstehe Ihre Ausführungen so, dass sich das
Wirtschaftsministerium neben den drei Ministerien, die sozusagen die
Kommissionsarbeit geleistet haben, ab sofort als einen eigenständigen
Player in der Umsetzung der Kommissionskonsequenzen sieht. Ist das richtig?

Baron: Das war auch schon immer so angedacht. Sie wissen ja, dass es in der
Kommissionsarbeit verschiedene Facharbeitsgruppen gab. Es gab die
Facharbeitsgruppe 2 "Wirtschaft und Innovation". Diese wurde während der
gesamten Arbeit vom Parlamentarischen Staatssekretär Wittke geleitet, der
bei uns im Haus zuständig ist. Mit den weiteren Ressorts wird diese Arbeit
jetzt fortgesetzt, die aber auf der bisherigen Strukturförderung aufsetzt,
die bei uns im Haus liegt.

Kalwey: Ich kann zum Thema der Einkommensmillionäre, falls Sie das so
nennen wollen, noch ergänzen, dass es bei uns in der Datensammlung
Statistiken gibt, und zwar bezieht sich die infrage kommende auf den
Beitrag der Steuerpflichtigen zum Einkommenssteueraufkommen. Das ist
gestaffelt nach "obere ... % der Steuerpflichtigen" beziehungsweise
"untere ... % der Steuerpflichtigen". Sie finden das bei uns auf der
Internetseite, wenn es Sie interessiert.

Mittwoch, 10. Juli 2019

 * 
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Regierungspressekonferenz vom 10. Juli 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-10-juli-2019-1646934

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4770: Alle Seiten müssen zum Abbau von Vorbehalten gegenüber dem Islam beitragen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Juli 2019

RUPPERT: Alle Seiten müssen zum Abbau von Vorbehalten gegenüber
dem Islam beitragen



Zum Religionsmonitor der Bertelsmann-Stiftung erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Es ist erfreulich, dass bei allen Angehörigen der verschiedenen
Religionen unsere demokratischen Werte und Prinzipien auf breite
Zustimmung stoßen. Denn das liberale Menschenbild stellt nicht die
Religion einer Person in den Vordergrund, sondern ob sie die
Werteordnung des Grundgesetzes akzeptiert und sich mit ihr
identifizieren kann. Die Zahlen belegen jedoch auch, dass viele
Bürger in unserem Land Vorbehalte gegenüber dem Islam haben. Diese
müssen durch Begegnungen und Dialog von allen Seiten abgebaut werden.
Wichtig ist dabei, dass sich Muslime in Deutschland noch aktiver in
unsere Gesellschaft einbringen und sich klar von Extrempositionen
distanzieren. Die Voraussetzung dafür ist gut, denn über 90 Prozent
von ihnen bekennen sich laut Studie zur Demokratie."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4769: Identitäre Bewegung kann sich nicht hinter bürgerlichem Auftreten verstecken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Juli 2019

KUHLE: Identitäre Bewegung kann sich nicht hinter bürgerlichem
Auftreten verstecken



Zur Einstufung der Identitären Bewegung als rechtsextremistisch
erklärt der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin
Kuhle:

"Es ist richtig, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz unter
seinem neuen Präsidenten Haldenwang seinem Auftrag nachkommt, den
Staat auch vor Bedrohungen durch Rechtsextremisten zu schützen. Die
Einstufung der so genannten Identitären Bewegung als eine
rechtsextremistische Organisation zeigt, dass sich Rechtsextremisten
nicht hinter ihrem modernen Auftreten verstecken können. Der Versuch,
mit intellektuellem Anspruch und Flashmob-Aktionen rechtsextremes
Gedankengut für eine jüngere Empfängergruppe interessant zu machen,
war laut dem letzten Verfassungsschutzbericht zunehmend erfolgreich.
Rechtsextremismus muss deshalb auch dort entschieden bekämpft werden,
wo er sich bürgerlich gibt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1524: Der Rechtsstaat muss über Jugendämter und Familiengerichte tätig werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Juli 2019

THOMAE: Der Rechtsstaat muss über Jugendämter und Familiengerichte
tätig werden



Zur Debatte über die Strafmündigkeit erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die Absenkung des Alters für die Strafmündigkeit bei Kindern wird
nicht automatisch dazu führen, dass solche grausamen Taten wie in
Mülheim nicht mehr verübt werden. Strafrechtliche Verantwortung setzt
zudem einen bestimmten Entwicklungsstand voraus, der bei Kindern
unter 14 Jahren regelmäßig nicht gegeben ist. Der Rechtsstaat muss
vielmehr präventiv über Jugendämter und Familiengerichte tätig
werden, um Versäumnisse der elterlichen Erziehung früh genug
aufzudecken und aufzufangen. Dabei sollten die Behörden besser
zusammenarbeiten und ein besonderes Augenmerk auf die schon oft früh
auffällig werdenden Kinder legen. Das schließt auch die Kindergärten
und Schulen mit ein. Lehnen die Eltern wie in Mülheim Unterstützung
durch das Jugendamt ab, muss der Entzug des Sorgerechts sowie die
Inobhutnahme durch das Jugendamt die Folge sein. Der Rechtsstaat muss
sich hier robuster aufstellen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3063: Altmaier muss Deal bei Autozöllen in Aussicht stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Juli 2019

THEURER: Altmaier muss Deal bei Autozöllen in Aussicht stellen



Zum Treffen von Bundeswirtschaftsminister Altmaier mit
US-Wirtschaftsminister Ross und dem US-Handelsbeauftragten Lighthizer
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael
Theurer:

"Die Bundesregierung muss sich dafür starkmachen, dass sowohl die USA
als auch Europa vollständig auf Autozölle verzichten.
Wirtschaftsminister Altmaier sollte diesen Deal in Aussicht stellen,
um enormen Schaden für die deutsche und US-amerikanische Wirtschaft
abzuwenden. An einem weiteren Handelskonflikt kann niemand ernsthaft
Interesse haben. Allerdings muss die Bundesregierung berechtigte
Kritik aus den USA auch ernst nehmen. Das beste Mittel, um die
transatlantischen Beziehungen zu revitalisieren, wäre ein
entsprechendes Freihandelsabkommen. TTIP muss aus dem Eisschrank
geholt werden."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1125: Europaausschuss diskutiert Zukunft der Vier Motoren für Europa (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 72/2019

In der Sitzung am 10. Juli

Europaausschuss diskutiert Zukunft der Vier Motoren für Europa



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales hat sich in
seiner Sitzung am Mittwoch, 10. Juli 2019, mit den Vier Motoren für
Europa befasst. Wie der Vorsitzende des Gremiums, Willi Stächele
(CDU), mitteilte, hat Staatsministerin Theresa Schopper einen Bericht
zur "Bilanz zur baden-württembergischen Präsidentschaft der Vier
Motoren für Europa" vorgetragen. "Der Europaausschuss möchte an dem
Thema dranbleiben und wissen, wie es in den nächsten Monaten unter der
Präsidentschaft der Lombardei weitergeht", so Willi Stächele.

Der Ausschuss habe deshalb der Landesregierung den Prüfauftrag
erteilt, spätestens bis Ende November 2019 zu berichten, welche
Projekte von den Vier Motoren für Europa aktuell bearbeitet werden.
"Außerdem hat der Ausschuss noch die Bitte geäußert, die
Landesregierung möge prüfen, ob es nicht sinnvoll wäre 'weitere
Motoren' aus dem osteuropäischen Raum zu generieren", berichtete
Stächele. Der parlamentarische Austausch sei das eine, aber auch
exekutive Projekte müssten vorangebracht werden.

Wie Theresa Schopper ausführte, habe Baden-Württemberg im Rahmen
seiner Präsidentschaft vom 5. Oktober 2017 bis 11. April 2019, das
Netzwerk thematisch weiterentwickelt und die Kooperation insgesamt
vertieft. Die baden-württembergische Präsidentschaft habe inhaltlich
die bestehende Kooperation in vielen Zukunftsfragen, wie dem
Klimaschutz oder der Stärkung des Europäischen Wissenschaftsraums
fortgesetzt und intensiviert. Anlässlich des 30-jährigen Bestehens
haben die Vier Motoren für Europa mit der Übergabe der Präsidentschaft
an die Lombardei einen strategischen Handlungsrahmen zur künftigen
Zusammenarbeit verabschiedet. Wie Schopper erläuterte, erneuerten die
vier Regionen darin ihr Engagement, zum Wohle ihrer Bürgerinnen und
Bürger zusammenzuarbeiten, um Herausforderungen der Zukunft, wie etwa
der Mobilitätswende, den Bedürfnissen der alternden Gesellschaft oder
dem Klimaschutz proaktiv zu begegnen.

Erfreut habe der Ausschuss zur Kenntnis genommen, dass das Netzwerk
mit Hilfe einer neuen Website (http://www.4motors.eu) und anderer
Kommunikationsmittel die Sichtbarkeit seiner Aktivitäten erhöhe. Wie
Willi Stächele erläuterte, trete das Netzwerk für ein Europa der
Regionen ein, indem es den Subsidiaritätsgedanken und auch eine
regionale Europapolitik betone. Die Vier Motoren seien eine der
ältesten Partnerschaften zwischen Regionen auf europäischer Ebene. Die
Regionen Auvergne-Rhône-Alpes, Baden-Württemberg, Katalonien und
Lombardei gründeten das Netzwerk am 9. September 1988.

Überdies habe sich der Europaausschuss mit der Umsetzung der
EU-Donauraumstrategie, einem Antrag der CDU, befasst. "Die
EU-Donauraumstrategie zählt zu den zentralen Elementen der
Europapolitik Baden-Württembergs", erläuterte Willi Stächele. Die
Anrainerstaaten eine das gemeinsame Interesse, ihre Zusammenarbeit zur
Schaffung von Wohlstand und nachhaltiger Entwicklung zu verstärken.
"Baden-Württemberg, als wirtschaftlich starkes und exportorientiertes
Land, profitiert von der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit", zeigte
sich Stächele überzeugt. Dr. Petra Püchner, Europabeauftragte der
Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau und Leiterin des
Steinbeis-Europa-Zentrums, hatte dem Gremium einige Projekte
vorgestellt.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1124: Ausschuss beschließt Änderungen an der Landesbauordnungs-Novelle (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 71/2019

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnen

Ausschuss beschließt Änderungen an der LBO-Novelle der
Landesregierung sowie weitere 1,23 Millionen Euro für eine
Tourismusmaßnahme



Stuttgart - Der Wirtschaftsausschuss des Landtags von
Baden-Württemberg hat dem Gesetzentwurf der Landesregierung zur
Novellierung der Landesbauordnung mit den Stimmen der
Regierungsfraktionen Grüne und CDU zugestimmt. Vorangegangen war in
der Sondersitzung die Behandlung von insgesamt 15 Änderungsanträgen
und zwei Entschließungsanträgen. Angenommen wurden davon jedoch
lediglich die drei Änderungsanträge der Regierungsfraktionen. Diese
hatten zum Inhalt, dass Bauvorlagen auch weiterhin bei den Gemeinden
eingereicht werden sollen, die Verpflichtung zur Herstellung der
Barrierefreiheit von Wohngebäuden auf Gebäude generell ausgeweitet
wird und die Frist zur Umsetzung der digitalen Antragsbearbeitung für
die Baurechtsbehörden um ein Jahr verlängert wurde.

Wichtige Punkte der vom Ausschuss selbst durchgeführten
Expertenanhörung seien auf diesem Weg umgesetzt worden, so der
Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses, Dr. Erik Schweickert
(FDP/DVP). Der Ausschuss habe deshalb auch einstimmig beschlossen, die
im Entwurf eigentlich vorgesehene Einreichung der Bauvorlagen direkt
bei der Baurechtsbehörde nicht umsetzen zu wollen. "Eine
Beschleunigung der Verfahren ist wünschenswert, aber aus Sicht des
Ausschusses untergräbt der jetzige Vorschlag die kommunale
Selbstverwaltung: Gemeinden müssen frühzeitig Kenntnis von
Baumaßnahmen auf ihrer Gemarkung bekommen.", so Dr. Schweickert. In
dieser Frage habe die starke gemeinderätliche Verwurzelung und
kommunalpolitischen Erfahrungen vieler Ausschussmitglieder dazu
geführt, dass an dem seit vielen Jahren bewährten Verfahren doch
festgehalten wird.

Von den in der Anhörung von allen Experten unisono kritisierten
Punkten wurden damit von der Ausschussmehrheit - bis auf einen Punkt -
alle aufgenommen und verändert. Mit den Stimmen der
Regierungsfraktionen sei jedoch ein Antrag abgelehnt worden, der das
Festhalten an der Wahlfreiheit für Bauherrn vorsah, sich auch
weiterhin zwischen den einzelnen baurechtlichen Verfahren entscheiden
zu können. Das vereinfachte Verfahren solle für kleinere Gebäude nach
den Plänen der Landesregierung künftig das einzige Verfahren sein.
"Das schafft mehr Rechtsunsicherheiten, die zu Lasten der Bauherren
gehen. Wer baut, sollte die Wahlfreiheit haben, welches Verfahren er
oder sie wählt", fasst Dr. Schweickert den Tenor der Anhörung nochmal
zusammen.

In der Sondersitzung am 10. Juli 2019 gab der Wirtschaftsausschuss des
Landtags auch mehrheitlich die Finanzhilfe des Landes für den Bau
eines Holz-Aussichtsturms in der Schwarzwaldgemeinde Schömberg mit
1,234 Millionen Euro frei. "Wir halten die Investition für eine
touristisch-infrastrukturell ausgesprochen sinnvolle Maßnahme", so der
Ausschussvorsitzende Dr. Erik Schweickert.

Beim barrierefrei geplanten Aussichtsturm "Zollernblick"
(Gesamtkosten: Rund 2,5 Millionen Euro) handelt es sich laut dem
Ausschussvorsitzenden Dr. Schweickert um eine touristisch-
infrastrukturelle Aufwertungsmaßnahme des heilklimatischen Kurort- und
Klinikstandortes Schömberg, gelegen an der Pforte zum Naturpark
Schwarzwald Mitte/Nord. Zusammen mit einer zusätzlich geplanten 300
Meter langen Fly-Linie (schienengeführte Seilbahn) sowie einer 600 m
langen Flying-Fox (Seilrutsche), beides nicht Teil der
Landesförderung, sei der aus Holz mit Stahlskelett geplante
Aussichtsturm "Zollernblick" geeignet, ein Alleinstellungsmerkmal für
die Region zu werden - für Patienten und deren Besucher.
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LATEINAMERIKA/1893: Vom Umgang der mexikanischen Regierung mit den Medien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Vom Umgang der mexikanischen Regierung mit den Medien

Von Luis Hernández Navarro



(Mexiko-Stadt, 2. Juli 2019, la jornada) - Der Wahltsunami vom 1. Juli
2018 ließ die mexikanischen Parteien, die in Opposition zur
Morena-Partei standen, in einer tiefen Krise versinken. Die Wahlen vom
2. Juni 2019 in sechs Bundesstaaten verschärften diese Tendenz noch.
Seitdem sind die landesweiten Führungsfiguren der Parteien und ihre
wichtigsten Abgeordneten zu kläglichen Phantomen mit wenig Einfluss
auf die großen nationalen Debatten geworden. Die Niederlage hat sie in
der Anonymität verschwinden lassen. Ihre Präsenz begrenzt sich auf die
parlamentarischen Räume und Winkelzüge. Im Alltag der
Mitte-Rechts-Opposition gegen die Regierung der sogenannten Vierten
Transformation (4T) sind sie kein relevanter Bezugspunkt.

Es gibt keine politische Gruppierungen und Bürger*innenbewegungen von
Format, die die Abneigung gegen Präsident Andrés Manuel López Obrador
artikulieren könnten. Die Konservativen haben ihre Kritik an der neuen
Regierung im Wesentlichen in Teilen der Printmedien, sozialen
Netzwerke und zivilen Vereinigungen konzentriert. Ohne offen Flagge zu
zeigen, sind dabei die Unternehmer*innen des Mexikanischen
Handelsrates (Consejo Mexicano de Negocios) [1] die treibende Kraft.
Anders als in den Jahren 2005 und 2006 zeigt sich die Opposition nicht
auf dem Feld der einflussreichen Fernsehkanäle. Im Gegenteil, Ricardo
Salinas Pliego, Bernardo Gómez und Olegario Vázquez Aldir an der
Spitze der drei großen Fernsehketten sind Mitglieder des
Unternehmerbeirates, den López Obrador geschaffen hat. Obwohl in ihren
Programmen Kritik am Präsidenten verbreitet wird, ist diese nicht
entfernt so heftig wie vor einigen Jahren.


Medialer Einfluss der konservativen Opposition bescheiden


Der Einfluss, den in vergangenen Regierungsperioden die Zeitschriften
Letras Libres [2] und Nexos [3] als mächtige politisch-kulturelle
Instanzen hatten, ist nach dem 1. Juli 2018 ebenfalls verblasst. Ohne
die finanzielle Unterstützung der amtierenden Regierungen und
angesichts des beschleunigten Verschleißprozesses ihrer Exponenten
Enrique Krauze und Héctor Aguilar Camin, hat ihre Rolle als
Meinungsmacher im intellektuellen Ambiente nur noch anekdotischen
Charakter. Der Stern ihrer Medienintellektuellen verblasste ebenso
schnell. So schnell, dass sie ihre alte Rivalität begraben haben und
sich nun zusammen ablichten lassen. Gleichzeitig begleitet Nexos den
Unternehmer Claudio X. González in seinem Kreuzzug gegen López
Obrador.

Ohne solide politische Parteien, ohne das Fernsehen und ohne
einflussreiche politisch-kulturelle Zeitschriften konzentriert sich
die öffentliche konservative Ablehnung der 4T nun auf die Tageszeitung
Reforma. Tag für Tag verbreitet die Zeitung, ob begründet oder nicht,
in ihren Nachrichten und Artikeln Kritik an der neuen Regierung.
Charakter und Ausmaß ihres Kreuzzuges sind im Regierungspalast nicht
unbemerkt geblieben. In seinen morgendlichen Pressekonferenzen hat der
Präsident die Zeitung mehr als ein Dutzend Mal dementiert oder
kritisiert. Er klagt Reforma an, konservativ und tendenziös zu sein.
Wenn "diese Zeitung so weitermacht, wird sie als Schmähschrift enden.
Hoffentlich kommt sie zur Besinnung", so López Obrador. Er
qualifiziert sie als "fifí-Presse". "Die fifís", erklärte er, "sind
Marionetten, Konservative, Alleswisser, heuchlerisch und falsch."


Medienkritik wird für Präsidenten zum Bumerang

Der unmittelbare Effekt der präsidentiellen Anschuldigungen hat dazu
geführt, dieses Medium zu einem seiner privilegierten Adressaten zu
machen. López Obrador ist davon überzeugt, dass es legitim sei, seine
Gegner*innen öffentlich und direkt zu konfrontieren. Unabhängig vom
ungleichen Kräfteverhältnis, das sein Präsidentenamt mit sich bringt
und unabhängig vom Klima der Unsicherheit, das die Ausübung des
journalistischen Berufs in Mexiko begleitet. So haben sich seine
Kritiken für ihn als Bumerang erwiesen.

López Obrador hat das Muster der präsidentiellen Kommunikation
verändert. De facto ist er sein eigener Sprecher. Die fast täglichen
morgendlichen Pressekonferenzen haben es ihm erlaubt, Tag für Tag die
Agenda der Berichterstattung vorzugeben. Die Dynamik der morgendlichen
Nachrichtensendungen ist eine andere geworden. Die Nutzung der, wie er
sie nennt, "gesegneten sozialen Netzwerke" hat es ihm ermöglicht,
seine Botschaft unabhängig von den kommerziellen Kommunikationsmedien
unter die Leute zu bringen.


Regierung hat keine langfristige Medienstrategie

Dennoch hat die Verbreitung seines Narrativs in der Presse und auf den
Meinungsseiten einen Einbruch erlitten. Ein sehr maßgeblicher Teil der
Kolumnist*innen und Leitartikler*innen steht der 4T kritisch
gegenüber. Dies nur damit zu erklären, dass sie keine Regierungsgelder
mehr bekommen oder fremden Interessen dienen, greift zu kurz. Die 4T
hat es nicht geschafft, eine langfristige Strategie für die
Printmedien auszuarbeiten. Ein nicht unbedeutender Teil der
Journalist*innen, die Obradors Bewegung verteidigten, befindet sich
heute in öffentlichen Ämtern. Das wertet nicht ihre Meinungen ab, aber
macht die Leser*innen weniger empfänglich für ihre Argumente. Zudem
haben die neuen Figuren des Journalismus, die der 4T nahestehen, sehr
schnell ihre Überzeugungskraft verloren.

Es scheint so, als ob die Kommunikationspolitik der neuen Regierung
die Printmedien unterschätzt, was die politische Debatte, die
öffentliche Meinungsbildung und den Aufbau eines neuen
breitenwirksamen Diskurses angeht. Ferner wird überschätzt, was die
von der Regierung gesteuerten sozialen Netzwerke bewirken können. Die
Debatte in den sozialen Netzwerken aus der Opposition heraus zu führen
ist nicht dasselbe, wie sie von der Regierungsposition aus anzugehen.
Alles in Allem ein Paradox, wenn wir die Bedeutung betrachten, die
Präsident López Obrador der "fifí-Presse" verliehen hat.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Consejo_Mexicano_de_Hombres_de_Negocios

[2] https://es.wikipedia.org/wiki/Letras_Libres

[3] https://es.wikipedia.org/wiki/Nexos_(revista)
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HOCHSCHULE/2296: Geflüchtete in Studienvorbereitungskursen schätzen ihre Erfolgsaussichten positiv ein (idw)


Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung - 10.07.2019

Geflüchtete in Studienvorbereitungskursen schätzen ihre Erfolgsaussichten
positiv ein



Auf einem heute beginnenden dreitägigen Symposium in Hannover diskutieren
internationale Wissenschaftler*innen über Chancen einer gelingenden
Studienintegration für interessierte Geflüchtete aber auch über noch
bestehende Herausforderungen. Veranstaltet wird das Symposium vom DZHW und
der Berlin Refugee Research Group.

Hannover, den 10.07.2019: Vorgestellt werden unter anderem auch erste
Ergebnisse des noch laufenden DZHW-Forschungsprojektes "WeGe", das sich
mit Geflüchteten in der Studienvorbereitung beschäftigt.
Studienvorbereitungskurse müssen von Geflüchteten und anderen
internationalen Studierenden absolviert werden, wenn die Schulabschlüsse
aus ihren Herkunftsländern in Deutschland nicht anerkannt werden oder ihre
Deutschkenntnisse nicht den Kriterien für eine Studienaufnahme
entsprechen. Neben der Vermittlung von Deutschkenntnissen dienen die Kurse
auch der inhaltlichen Vorbereitung auf das gewünschte Studienfach.

"Die ersten Befragungen zeigen, dass geflüchtete Studieninteressierte ihre
Erfolgsaussichten für eine Studienaufnahme ebenso optimistisch einschätzen
wie andere internationale Studieninteressierte, die aber zumeist über ein
Studienvisum nach Deutschland gekommen sind", erläutert Michael Grüttner,
Projektleiter des DZHW-Forschungsprojektes 'Wege von Geflüchteten an
deutsche Hochschulen (WeGe)', ein zentrales Ergebnis der ersten
Befragungswelle. Geflüchtete sehen sich also nicht zwangsläufig mit
schlechteren Startvoraussetzungen für ein erfolgreiches Studium
ausgestattet als andere internationale Studienbewerber*innen. Die ersten
Resultate zeigen aber auch, dass geflüchtete Studieninteressierte trotz
positiver Selbsteinschätzung viel häufiger über einen Abbruch der
Studienvorbereitung nachdenken. Dieser Unterschied zwischen beiden Gruppen
lässt sich durch Faktoren wie beispielsweise längere
Bildungsunterbrechungen durch die Flucht, finanzielle Probleme aufgrund
von migrationsbedingten Schulden, einer Unsicherheit über die eigene
Bleibeperspektive und psychische Belastungen erklären. "Wenn
Bildungsabschlüsse aus den Herkunftsländern in Deutschland nicht
hinreichend anerkannt werden, bleibt Bildung im Aufnahmeland der
wichtigste Schlüssel für Selbstbestimmung und erfolgreiche Integration",
so Grüttner weiter. Die fachliche und sprachliche Studienvorbereitung
sollte daher in Zukunft noch besser durch geeignete Maßnahmen flankiert
werden, damit aus ambitionierten Bildungszielen der Geflüchteten
tatsächliche Bildungserfolge werden.

"Mit diesem Forschungsprojekt untersuchen wir erstmals die Situation von
Geflüchteten in den Studienvorbereitungskursen und analysieren zentrale
Bedingungen für deren Erfolg", betont Monika Jungbauer-Gans,
wissenschaftliche Geschäftsführerin des DZHW, während ihrer Begrüßung der
teilnehmenden Wissenschaftler*innen zum heute beginnenden Symposium. Das
Projekt 'WeGe' kombiniert verschiedene Methoden der empirischen
Sozialforschung, u.a. mit Hilfe von Interviews mit Geflüchteten werden
Erkenntnisse über die Bedingungen für eine erfolgreiche Studienaufnahme
generiert. Das DZHW kooperiert dabei mit verschiedenen Studienkollegs und
Sprachkursen an Hochschulen, die für die Ausrichtung der
Studienvorbereitungskurse verantwortlich sind. Ergänzt werden diese
Interviews durch eine Fragebogenerhebung und zwei Online-Befragungen, die
internationale Studieninteressierte mit und ohne Fluchterfahrung umfassen
und so einen Vergleich ermöglichen.

Das DZHW ist ein durch Bund und Länder gefördertes Forschungsinstitut mit
Sitz in Hannover. Als internationales Kompetenzzentrum für die Hochschul-
und Wissenschaftsforschung führt das DZHW Datenerhebungen und Analysen
durch, erstellt forschungsbasierte Dienstleistungen für die Hochschul- und
Wissenschaftspolitik und stellt der Wissenschaft seine erhobenen Daten
über ein eigenes Forschungsdatenzentrum zur Verfügung.

Die Durchführung des Symposiums wird ermöglicht durch finanzielle Mittel
der VolkswagenStiftung. Das WeGe-Projekt wird vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) finanziert.


Weitere Informationen unter:

https://wege.dzhw.eu/pdf/broschuere_VW_Symposium.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1821
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FORSCHUNG/1211: Hitze, Salz, Dürre - Diese Gerste trotzt dem Klimawandel (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 10.07.2019

Hitze, Salz, Dürre: Diese Gerste trotzt dem Klimawandel



Forschen für Ernährungssicherheit: Eine neue Gerstenlinie sorgt selbst
bei schlechten Umweltbedingungen für gute Ernteerträge. Gezüchtet wurde sie
von einem Forschungsteam der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
(MLU), das dafür eine gängige Sorte mit verschiedenen Wildgersten kreuzte.
Anschließend haben die Forschenden die neuen Linien an fünf sehr
unterschiedlichen Standorten auf der Welt angebaut, das Wachstum der
Pflanzen beobachtet und ihr Erbgut Pflanzen analysiert. Wie das Team in
der Fachzeitschrift "Scientific Reports" berichtet, sind einige Pflanzen
nicht nur hitze- und dürrebeständiger, sie liefern in vielen Fällen auch
höhere Ernteerträge als die lokalen Vergleichssorten.

Gerste gehört neben Weizen und Reis zu den wichtigsten Getreiden für die
Ernährung des Menschen. "Weltweit steigt der Bedarf nach Nahrungsmitteln,
weshalb der Anbau dieser Getreidepflanzen verlässliche Ernteerträge
generieren muss. Durch den Klimawandel verschlechtern sich aber die
Bedingungen für den Anbau weltweit und die Pflanzen müssen immer häufiger
gedüngt und bewässert werden", sagt der Pflanzenwissenschaftler Prof. Dr.
Klaus Pillen von der MLU. Seine Arbeitsgruppe forscht deshalb seit Jahren
daran, wie sich gängige Getreidesorten verbessern lassen. Ihr Ansatz ist
dabei, bestimmte industriell genutzte Gerstensorten mit wilden Gersten zu
kreuzen. "Wildgersten haben sich praktisch über Millionen Jahre an widrige
Umweltbedingungen angepasst. Sie verfügen noch heute über eine
reichhaltige Biodiversität", erklärt Pillen. Im Idealfall, so die Idee,
lassen sich die vorteilhaften Eigenschaften beider Getreidearten
miteinander kombinieren.

Für die Studie hat das Forschungsteam eine typische Gerstensorte mit 25
Wildgersten gekreuzt. Dabei entstanden unter anderem 48 genetisch
voneinander verschiedene Pflanzenlinien, die das Forschungsteam dann
jeweils an fünf sehr unterschiedlichen Standorten auf der Welt anbaute:
Dundee (Großbritannien), Halle (Deutschland), Al Karak (Jordanien), Dubai
(Vereinigte Arabische Emirate) und Adelaide (Australien). Jeder dieser
Orte hat seine eigenen Rahmenbedingungen: Australien und Dubai leiden
unter sehr stark versalzenen, trockenen Böden, Al Karak und Dubai unter
Hitze und Dürre. In Deutschland werden die Äcker immer zusätzlich mit
Stickstoff gedüngt, um die Ernteerträge zu erhöhen. Während der Anbauzeit
beobachteten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler das Wachstum der
Pflanzen unter umweltbedingtem Stress und verglichen die Ergebnisse mit
heimischen Sorten aus einer Kontrollgruppe. "Wir haben dann jeweils die
Pflanzen aus unserer Zucht ausgewählt, die vor Ort besonders gut wuchsen
und ihr Erbgut genauer untersucht", so Pillen weiter. Damit wollten die
Forschenden Rückschlüsse auf das Zusammenspiel von Genen, Umwelt und
Ernteerträgen ziehen.

"Unsere Studie zeigt außerdem, dass ein gutes Timing bei der Entwicklung
der Pflanzen extrem wichtig ist. So lassen sich maximale Ernteerträge auch
bei ungünstigen Umweltbedingungen sicherstellen", fasst Pillen zusammen.
Damit meint er zum Beispiel die Tagesdauer, die je nach Breitengrad
unterschiedlich ist: Je näher ein Ort am Äquator liegt, desto kürzer ist
die tägliche Sonnenscheindauer. Und das hat einen großen Einfluss auf die
Entwicklung der Pflanzen. "In Nordeuropa ist es für Pflanzen vorteilhaft,
wenn sie eine späte Blüte haben. Je näher man an den Äquator kommt, desto
besser ist es, wenn sich die Pflanzen deutlich schneller entwickeln", sagt
Pillen. Anhand von genetischen Analysen der Pflanzen konnte das Team auch
Rückschlüsse auf die Genvarianten ziehen, die dafür verantwortlich sind.

Aus dem Wissen darüber, welche Genvarianten für welche geographische
Region vorteilhaft sind, lassen sich nach dem Baukastenprinzip Pflanzen
kreuzen und züchten, die besonders gut an die lokalen Bedingungen vor Ort
angepasst sind. Und das lohnt sich: Selbst unter den widrigen Bedingungen
lieferten die besten halleschen Gersten bis zu 20 Prozent höhere Erträge
als heimische Pflanzen.

In Folgeprojekten möchte das Forscherteam das Genmaterial noch weiter
untersuchen, um detailliertere Erkenntnisse über die Stresstoleranz von
Pflanzen zu gewinnen. Die Erkenntnisse aus der neuen Studie lassen sich
zudem im Prinzip auch auf andere Getreidesorten, wie Weizen und Reis,
übertragen.


Originalpublikation:

Wiegmann M. et al.

Barley yield formation under abiotic stress depends on the interplay
between flowering time genes and environmental cues.

Scientific Reports (2019).

doi: 10.1038/s41598-019-42673-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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VERBAND/2360: Bauernverband zum Abschlussbericht der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 10. Juli 2019

DBV zum Abschlussbericht der Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse"

Rukwied: Den Empfehlungen müssen jetzt Taten folgen



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, begrüßt
die "prioritären Empfehlungen" der Regierungskommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse": "Um wirklich gleichwertige Lebensverhältnisse in
allen Regionen Deutschlands herzustellen, muss für die Menschen im
ländlichen Raum ein attraktives Umfeld geschaffen werden. Das gilt
sowohl für den privaten als auch für den beruflichen Bereich.
Land- und Forstwirtschaft werden bei diesem Ziel ein wichtiger
Ansprechpartner bleiben. Den Handlungsempfehlungen müssen jetzt
dringend Taten folgen. Vor allem die flächendeckende
Internetversorgung darf nicht auf die lange Bank geschoben werden."

Nur ein konsequenter Glasfaserausbau und eine flächendeckende
5G-Versorgung kann nach Einschätzung des DBV standortbedingte und
logistische Nachteile ausgleichen. Ohne eine derartige Infrastruktur
fehlt die Perspektive für das Leben und Wirtschaften vor Ort. Die
"prioritären Empfehlungen" der Regierungskommission zum
flächendeckenden Ausbau der digitalen Infrastruktur sind an diesem
Punkt noch nicht ambitioniert genug; "Hier wäre ein Masterplan
notwendig", so Rukwied. Die flächendeckende Internetversorgung auf
Basis von Glasfaser- und der Mobilfunktechnologie 5G gilt mittlerweile
als die wichtigste Voraussetzung für die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in Stadt und Land. Für die Landwirtschaft bietet
ein hochleistungsfähiges Internet in der Fläche großes Potenzial für
eine ressourcen- und klimaschonende Landbewirtschaftung, für mehr
Biodiversität und noch mehr Tierwohl. Die Mobilitätsanforderungen der
ländlichen Räume haben sich gewandelt und sind anspruchsvoller
geworden. Ländliche Räume werden als Wohn-, Lebens- und Arbeitsort nur
beibehalten, wenn sie gut angebunden sind.

Der Deutsche Bauernverband unterstützt ebenfalls die bereits im
Koalitionsvertrag vereinbarte Einrichtung eines neuen Fördersystems
für strukturschwache Regionen. Hier müssten die besonderen
Herausforderungen in den ländlichen Räumen Berücksichtigung finden und
die klassischen Aufgaben der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und
Küstenschutz erhalten bleiben - wie etwas Agrarinvestitionsförderung,
Agrarumweltmaßnahmen, Dorferneuerung, Flurneuordnung, Wegebau und
Wasserwirtschaft. "Um das alles umzusetzen, müssen in der Konsequenz
auch entsprechende Mittel bereitgestellt werden", so DBV-Präsident
Rukwied.

Der Deutsche Bauernverband unterstützt die vorgeschlagenen Ansätze zur
Stärkung ehrenamtlichen Engagements mit Nachdruck. Engagement und
Ehrenamt tragen entscheidend dazu bei, Lösungen für aktuelle
Herausforderungen zu finden, die Lebensqualität vor Ort zu steigern
und unser demokratisches Gemeinwesen aktiv mitzugestalten.

 * 
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MELDUNG/156: Neue Publikation - Fortsetzung politischer Konflikte oder Neuanfang? Türkische Geflüchtete in Nordrhein-Westfalen (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 09.07.2019

Neue Publikation: Fortsetzung politischer Konflikte oder Neuanfang?

Türkische Geflüchtete in Nordrhein-Westfalen



Insbesondere in den Großstädten Nordrhein-Westfalens leben schon seit den
1960er Jahren Gemeinschaften von Menschen mit türkeibezogenem
Migrationshintergrund. Tim Röing untersucht in BICC Working Paper 6\2019
u. a., wie sich zu unterschiedlichen Zeiten und aus verschiedenen Motiven
aus der Türkei nach NRW gekommene Menschen zueinander verhalten und wie
sich die politischen Entwicklungen in der Türkei darauf auswirken.

Seit dem gescheiterten Putschversuch von Teilen des türkischen Militärs
gegen Präsident Erdogan im Sommer 2016 suspendierte die türkische
Regierung mehr als 100.000 Staatsbedienstete unter dem Vorwand, sie
hätten einen Umsturz geplant. Aus Angst vor Verfolgung und willkürlichen
Inhaftierungen stellten seitdem etwa 21.000 türkische Staatsbürger einen
Asylantrag in Deutschland. Viele von ihnen fanden Zuflucht in
Nordrhein-Westfalen (NRW).

BICC Working Paper 6\2019 untersucht, wie sich Angehörige beider Gruppen
in NRW gegenseitig wahrnehmen und wie sie im Alltag miteinander umgehen,
welche Konflikte dabei entstehen und wie die politischen Entwicklungen in
der Türkei auf diese Prozesse einwirken. Die Studie zeigt, dass türkische
Geflüchtete einerseits Solidarität und Anteilnahme durch Menschen mit
türkeibezogenem Migrationshintergrund und ihre Organisationen erleben,
andererseits aber auch von ihnen im Alltag angefeindet werden.

Dies spiegelt die starke Polarisierung innerhalb der Gemeinschaften von
Menschen mit türkei- bezogenem Migrationshintergrund in NRW seit 2016
wider, auf welche das Working Paper ebenfalls eingeht. Der Autor plädiert
für einen differenzierten, durch Empirie gestützten Zugang zum Themenfeld
und warnt eindringlich vor Verallgemeinerungen. Ansätze zur
Konfliktbearbeitung müssen die Komplexität von Akteuren und Interaktionen
sowie die Vielfalt an Meinungen und Positionen innerhalb der
Gemeinschaften mit Türkeibezug einbeziehen.

Diese Publikation basiert auf Daten, die das BICC-Forschungsprojekt
"Zwischen Bürgerkrieg und Integration - Die Aufnahme von Flüchtlingen als
Chance und Risiko für den gesellschaftlichen Wandel in NRW" seit Mitte
2016 erhob. Es wurden qualitative Einzel- und Gruppeninterviews mit
insgesamt 40 Geflüchteten sowie 15 Experteninterviews mit Vertreterinnen
und Vertretern von Migrantenselbstorganisationen und Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeitern durchgeführt. Zudem flossen Daten aus der
Feldforschung für eine Studie zu Konflikten und Konfliktprävention in
Unterkünften für Geflüchtete ein, die im gleichen Projekt erhoben wurden
(Christ et al. 2017).


Sie finden den Volltext von BICC Working Paper 6\2019 "Fortsetzung
politischer Konflikte oder Neuanfang? Türkische Geflüchtete in
Nordrhein-Westfalen" unter:

https://www.bicc.de/publications/publicationpage/publication/fortsetzung-politischer-konflikte-oder-neuanfang-tuerkische-gefluechtete-in-nordrhein-westfalen/

Weitere Informationen unter:

https://www.bicc.de/fileadmin/Dateien/pdf/press/2019/PE_WP_6_19/PE_WP_6_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 
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HERRSCHAFT/1837: AfD - rechts rechtsspektral ... (SB)




(Alexander Gaulands) Höcke-kritischer Satz, die AfD sei nicht
gegründet worden, um "einen Raum zu schaffen, in dem jeder alles sagen
darf", klingt wie das Eingeständnis, dass die AfD den Extremismus
salonfähig gemacht hat. Aber auch das ist nur Taktik, denn Gauland
schiebt nach, man müsse sich "auf die Lippen beißen". Mit anderen
Worten: Wie Höcke reden, ist Silber, wie Höcke denken, ist Gold. Aus
Sicht der AfD mag das in den Landtagswahlen in Sachsen, Brandenburg
und Thüringen ein Erfolgsrezept sein. Es wird aber ein Erfolg der
Höcke-AfD sein, der Geister, die man rief.

FAZ-Kommentar "Höcke und die AFD: Keine Wand am rechten Rand" [1]

Gäbe es die von der AfD vorgehaltenen bürgerlichen Ideale in der
Partei tatsächlich, hätte eine Distanzierung von Björn Höckes
Gedankengut längst durchgesetzt werden müssen, zieht selbst die FAZ in
Zweifel, daß sich die "Bürgerlichen" vom rechtsradikalen Gedankengut
eines Höcke trennen ließen. Über den Sturz von Bernd Lucke und Frauke
Petry habe sich die AfD derart radikalisiert, daß rechts von ihr nur
noch die Wand zu sein schien. Könne es sein, daß die "Bürgerlichen" in
der Partei erst jetzt entgeistert erkennen, daß da schon lange keine
Wand mehr war, weil sie längst eingerissen wurde? Höckes Gedankengut
entstamme so offensichtlich den Traditionen einer nationalistischen
und rassistischen Erweckungsbewegung, daß der Bezug auf Freiheit,
Rechtsstaat und Demokratie lediglich als Fassade aufrechterhalten
werde.

Ohne die drei heiligen Kühe der Staatsräson zu zitieren und daher
ungleich präziser, faßt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der
Linksfraktion im Bundestag, ihre Einschätzung der internen Manöver der
AfD zusammen. Die Streitigkeiten seien "nichts anderes als eine
innerfaschistische Auseinandersetzung um Führungspositionen in der
AfD". Auch wenn der sogenannte "Flügel" immer offener Nazipositionen
einnehme, dürfe das nicht zur Illusion führen, der Rest der AfD
vertrete demokratische Ansichten, sagte sie der jungen Welt. "Eine
Partei, deren Führungspersonal Naziverbrechen als 'Vogelschiss'
bezeichnet, Gewaltphantasien gegen soziale Minderheiten äußert und
Migranten die Menschenwürde abspricht, lässt keinen Zweifel daran,
dass sie am ganz rechten Rand steht." Pazderski oder Höcke, das sei
eine Wahl zwischen Pest und Cholera. [2]

Daß die rechte Bewegung auf dem Weg zur angestrebten Machtübernahme in
Staat und Gesellschaft diverse Windungen und Wendungen, äußere
Kontroversen und innere Zerwürfnisse durchläuft, ändert nichts an der
Notwendigkeit, sie als Ganzes zu realisieren. Hinzu kommen wachsende
Verflechtungen und Andockstellen in Geheimdiensten, Polizeien und
Streitkräften, nicht zuletzt auch technokratische Krisenstrategien des
Staates wie etwa die neuen Polizeigesetze, die repressive Maßgaben
setzen, wie sie sich eine völkische oder identitäre Rechte nur
erträumen kann. Wenngleich also eine weitreichende inhaltliche Analyse
unverzichtbar ist, um die ideologischen Komponenten und konkreten
Schritte des rechten Aufmarsches auszuweisen, darf diese Aufklärung
nicht dazu führen, die interne Flügelbildung der Rechten und deren
taktische Verfahrensweisen mit grundsätzlich unterschiedlichen
Auffassungen diesseits und jenseits einer fiktiven roten Linie zu
verwechseln.

Für die AfD als Gesamtpartei geht es darum, ihren Einfluß vor allem in
den östlichen Bundesländern auszubauen, wenn möglich stärkste Kraft zu
werden und schließlich an die Regierung zu kommen. Zu diesem Zweck
jongliert sie mit unterschiedlichen Signalen an die potentielle
Wählerschaft, um einerseits moderatere Segmente nicht zu verprellen
und andererseits die Vorherrschaft auf der Straße zu erringen.
Zugleich ist ihre Führung darauf bedacht, die Beobachtung durch den
Verfassungsschutz einzuhegen, der in der Ära nach Maaßen
entschiedeneres Vorgehen simuliert. Aus dieser Doppelstrategie
resultiert eine Gemengelage vorgeblich widerstreitender Positionen,
die angesichts der bevorstehenden Landtagswahlen im Herbst, die einen
Durchbruch in Aussicht stellen, ihre Tonart verschärfen. Wenngleich es
sich also durchaus um einen innerparteilichen Machtkampf handelt,
ändert dieser doch nichts an der nach rechts offenen Stoßrichtung des
gesamten Schubs reaktionärer Umwälzung.

Dies wird deutlich an der Reaktion auf den Vorstoß des "Flügels" um
Björn Höcke und dessen kongenialen Verbündeten Andreas Kalbitz in
Brandenburg. So wird jegliche inhaltliche Kritik an deren Positionen
ausgespart und von maßgeblicher Seite darauf gedrängt, daß es sich um
eine innere Angelegenheit der Partei handle, die nur dort auszuhandeln
sei. Die Bundesvorsitzenden Jörg Meuthen und Alexander Gauland
äußerten sich zurückhaltend. Gauland erklärte, er halte Höckes Rede
beim Kyffhäusertreffen für ebenso unangebracht wie den Appell gegen
den Thüringer Landeschef "in Wahlkampfzeiten". Meuthen zeigte
Verständnis für den Aufruf, da der Unmut und die massive Kritik über
das Auftreten und manche Äußerungen Höckes in der Partei sehr
vernehmlich seien, doch unterzeichnete er ihn ebensowenig wie Gauland
und Alice Weidel. [3] Die Bundestagsfraktionschefin betonte vielmehr,
die Partei solle Konflikte intern und nicht per öffentlicher
Schlammschlacht lösen. [4]

Beim jährlichen Kyffhäuser-Treffen der völkisch-nationalen Gruppierung
im thüringischen Leinefelde, das diesmal unter dem bezeichnenden Motto
"Der Osten steht auf" stand, rief Brandenburgs AfD-Landeschef Andreas
Kalbitz zum "Widerstand" gegen die etablierten Parteien und die
Politik der Großen Koalition auf. "Widerstand tut not in diesem Land,
sonst werden wir dieses Land verlieren", forderte er einen
"Paradigmenwechsel". Höcke sprach der Generation der "Gastarbeiter"
jeglichen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg der Bundesrepublik ab
und behauptete, die "seit Jahrzehnten praktizierte Politik der offenen
Grenzen" habe "uns finanziell bluten lassen, als hätten wir einen
weiteren Krieg verloren". Dann feuerte er eine Breitseite gegen den
Bundesvorstand der Partei und deren bayerisches Landesschiedsgericht
ab, das dem "Flügel" bescheinigt hatte, er stehe in einem
"Konkurrenzverhältnis" zur AfD. Höcke wetterte gegen die "Spalter" und
rief seinen glühenden Anhängern zu: "Ich kann Euch garantieren, dass
dieser Bundesvorstand in dieser Zusammensetzung nicht wiedergewählt
wird." [5]

Gauland, der es sich auch in diesem Jahr nicht nehmen ließ, auf dem
Kyffhäuser-Treffen eine Rede zu halten, gab sich betont weniger
agitatorisch als Kalbitz und Höcke. Er mahnte mit der eingangs
zitierten Aussage zu verbaler Zurückhaltung und versicherte: "Wir
planen keinen Umbau der Gesellschaft." Ziel der AfD sei vielmehr eine
Rückkehr zu Konzepten, die funktionieren. So demonstrierte der
Parteivorsitzende einmal mehr den Schulterschluß mit dem "Flügel",
während er zugleich dessen erklärte Ziele für die Partei in Abrede
stellte. Dies unterstreicht, in welchem Maße taktische Erwägungen die
jeweiligen Äußerungen bestimmen, wobei die verschiedenen Akteure
einander ungeachtet aller tatsächlichen Kontroversen über die
Vorgehensweise wie insbesondere den Zeitpunkt, aus der Deckung und in
den Frontalangriff zu gehen, vorerst die Bälle zuspielen.

Die vom "Flügel" weit über Thüringen hinaus in diversen
Landesverbänden vor sich her getriebene eher bürgerliche Fraktion der
Partei machte ihrer Besorgnis mit einem öffentlichen Appell "für eine
geeinte und starke AfD" Luft: "Mit seiner Rede beim Kyffhäuser-Treffen
hat Björn Höcke die innerparteiliche Solidarität verletzt und ist
damit unseren Wahlkämpfern und Mitgliedern in den Rücken gefallen."
Der überwiegende Teil der Mitgliedschaft lehne den "exzessiv zur Schau
gestellten Personenkult" um Höcke ab, wie er bei dem Treffen des
"Flügels" zelebriert worden sei. Die Unterzeichner, zu denen mehrere
Dutzend Mandatsträger zählen, halten fest: "Die AfD ist und wird keine
Björn-Höcke-Partei". Höcke solle sich auf seine Aufgaben in Thüringen
beschränken.

Dieser Aufruf entbehrt jeder inhaltlichen Kritik an den Positionen des
"Flügels" und wirft Höcke lediglich vor, er übertreibe es mit seinem
Personenkult und verhalte sich im Wahlkampf kontraproduktiv. Obgleich
in diesen Vorwürfen durchaus eine gewisse Furcht vor dem wachsenden
Einfluß des brachialen rechten Rands anklingt, reicht dies bei weitem
nicht zu einer Abgrenzung, geschweige denn der längst ad acta gelegten
Forderung eines Parteiausschlusses. Natürlich nicht, will Höcke doch
die Wahl in Thüringen gewinnen, während der sächsische Landesverband
immer enger auf seinen Kurs einschwenkt und Kalbitz, der sich
ungeachtet seines völkischen Werdegangs inzwischen als führender
Stratege des "Flügels" etabliert hat, in Brandenburg das Rennen machen
möchte.

Die Kritik am "Flügel" wird insbesondere in den westlichen
Landesverbänden laut, deren Wahlergebnisse jedoch weit hinter die im
Osten zurückfallen. So warnt der zurückgetretene NRW-Landesvorsitzende
Seifen nachdrücklich vor dem Flügel, den er für "gefährlich" hält.
Höcke locke mit seinem Personenkult viele Menschen an, "die sich
irgendwas versprechen von charismatischen, rauschhaften Zuständen".
Seifen betonte, ihm sei klar geworden, daß Höcke den Flügel gegründet
habe, um sich eine eigene Machtplattform zu schaffen und über die
Grenzen der Bundesländer hinweg seinen Einfluß geltend zu machen. Auch
die Loyalität des Co-Vorsitzenden in NRW, Röckemann, habe in erster
Linie dem Flügel gegolten.

Seifen zeigte sich zugleich überzeugt, daß sich die Flügel-Anhänger
nicht durchsetzten. In der AfD seien die bürgerlich-konservativen
Kräfte in der Mehrheit, die eine patriotische Einstellung hätten und
eine Politik für dieses Land machen wollten. Diese Version bekräftigte
auch Meuthen, der als Europapolitiker unentwegt an einem seriösen
Erscheinungsbild feilt: "Der Appell bestätigt letztlich meinen
sicheren und schon oft geäußerten Eindruck, dass Björn Höcke mit
seiner auch aus meiner Sicht unzutreffenden Kritik an der Arbeit des
Bundesvorstandes und der Schiedsgerichte über keinerlei Mehrheiten in
der Partei verfügt."

Aus alldem zu schließen, die Bundesspitze treibe die Sorge um, die
Partei könnte von Rechtsextremen unterwandert werden, gliche dennoch
einem Sperrfeuer von Nebelkerzen. Wenngleich der Vormarsch des
"Flügels" nicht zu übersehen ist, hält die AfD doch das Profil einer
bürgerlich-konservativen Partei vorwiegend aus taktischen Gründen vor.
Sie braucht nicht von rechts unterwandert zu werden, weil ihr Fokus
längst viel weiter in diese Richtung verschoben ist, als sie einer
moderateren Wählerschaft Glauben machen will, die sie im Herbst und
weit darüber hinaus auf ihre Seite zu ziehen hofft.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/hoecke-und-die-afd-keine-wand-am-rechten-rand-16278264.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/358453.auseinandersetzungen-in-der-afd-schläge-für-den-flügel.html

[3] www.deutschlandfunk.de/afd-richtungsstreit-widerstand-gegen-hoecke.1939.de.html

[4] taz.de/Innerparteiliche-Kritik-an-Bjoern-Hoecke/!5606324/

[5] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_86071576/afd-prominenz-kritisiert-personenkult-um-bjoern-hoecke.html
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NAHOST/1679: Iran - USA avisiert Kriegsbegründung ... (SB)


Iran - USA avisiert Kriegsbegründung ...



Eine Woche, nachdem am 4. Juli die britische Kriegsmarine in der
Straße von Gibraltar einen iranischen Öltanker wegen des angeblichen
Verdachts des Handels mit Syrien und damit des Verstoßes gegen die
Sanktionen der Europäischen Union (EU) aufgebracht bzw. gekapert hat,
leisten sich die Matrosen Ihrer Majestät Elizabeth II. die nächste
schwere Provokation gegen die Islamische Republik Iran. Am Morgen des
11. Juli meldete das Ministry of Defence in London, wenige Stunden
zuvor hätten mehrere Schnellboote der iranischen Revolutionsgarde den
Tanker British Heritage bei der Fahrt durch die Straße von Hormus, die
den Persischen Golf mit dem Indischen Ozean verbindet und zwischen dem
Iran im Norden und Oman im Süden liegt, "bedrängt" und damit gegen
internationales Seerecht verstoßen. Nur durch das Auftauchen der
königlichen Fregatte HMS Montrose, die "per Funk verbale Warnungen"
abgegeben sowie mit ihren Bordkanonen gedroht habe, konnte das
gefährliche Treiben der Iraner unterbunden werden, so der Sprecher des
MoD. Das Außenministerium in Teheran hat die Angaben aus London als
erfundene Geschichte abgetan. Ein Sprecher der iranischen
Revolutionsgarden erklärte, ihre Einheiten hätten in der vergangenen
Nacht kein Handelsschiff bei der Passage durch die Straße von Hormus
gestört, geschweige denn behindert.

Der angebliche "Vorfall" in der Straße von Hormus ereignete sich nicht
zufällig zwei Tage, nachdem der ranghöchste Militär der USA,
Generalstabschef Joseph Dunford, bei einer Pressekonferenz in
Washington die Pläne des Pentagons für eine Überwachung und Begleitung
des Schiffsverkehrs durch die amerikanischen Streitkräfte und die
ihrer Verbündeten erläutert hatte. Der Auftritt Dunfords erfolgte
unmittelbar nach einem Treffen des Vorsitzenden der Vereinigten
Stabschefs mit Außenminister Mike Pompeo und dem geschäftsführenden
Verteidigungsminister Mark Esper zum Thema Iran-Krise. Vor
Journalisten erklärte Dunford, die Regierung von US-Präsident Donald
Trump organisiere aktuell eine "Koalition" befreundeter Nationen, die
für die "freie Schiffahrt" sowohl in der Straße von Hormus als auch in
der Bab Al Mandab, die das Rote Meer mit dem Indischen Ozean
verbindet, sorgen und dies notfalls militärisch durchsetzen wolle.

Geht es nach dem Willen der Trump-Administration, sollen die
Verbündeten die Kriegschiffe und Mannschaften zur Verfügung stellen,
welche jeweils die eigenen Handelsschiffe bei der Durchfahrt durch die
Straße von Hormus begleiten. "Wir erwarten, daß die eigentlichen
Patrouillen und Begleitfahrten von anderen übernommen werden", während
sich das US-Militär auf die Luftüberwachung und die Koordinierung der
ganzen Operation konzentriere, so Dunford. Die vom Pentagon
ausgedachte Aufgabenverteilung spricht für die Richtigkeit der These
jener Militärexperten, die seit einigen Jahren behaupten, Irans
umfangreiches Arsenal an hochmodernen Torpedos und ballistischen
Raketen stelle für die US-Kriegsmarine, insbesondere die gigantischen
Flugzeugträger mit ihrer rund 5000 Mann starken Besatzung, eine akute
Gefahr dar. Angeblich hält sich deswegen der Flugzeugträger U. S. S.
Abraham Lincoln samt Begleitflotte, den Trumps Nationaler
Sicherheitsberater John Bolton im Mai in die Region entsandte, weit
draußen im Arabischen Meer, rund 320 Kilometer - 172 Seemeilen - von
der Küste Omans entfernt, auf.

Derzeit leidet Irans Wirtschaft unter den Sanktionen, mit denen die
US-Regierung nach dem Austritt aus dem Atomabkommen im Mai 2018 die
Islamische Republik belegt hat und die sie seitdem immer weiter
verschärft. Besonders schwer sind die iranischen Ölexporte, die
wichtigsten Devisenbringer des Landes, betroffen. Sie sollen in den
letzten 14 Monaten von mehr zwei Millionen Barrel am Tag auf rund
200.000 gesunken sein - für Teheran ein unhaltbarer Zustand. In den
letzten Monaten haben verschiedene Vertreter der Regierung in Teheran
sowie der Revolutionsgarden damit gedroht, den Öltransport durch die
Straße von Hormus vollständig zu blockieren, sollte es Washington
gelingen, Irans Ölgeschäfte mit der Außenwelt zum Erliegen zu bringen.

Aktuell schafft es die iranische Handelsmarine durch geschickte
Umgehung einiger Seefahrtsregeln wie das Ausschalten der Transponder,
die Positionen ihrer Schiffe zwischendurch zu verheimlichen und das
Ölgeschäft mit der Volksrepublik China halbwegs aufrechtzuerhalten.
Mit Sicherheit ist die Anregung der USA, den Schiffsverkehr in der
Straße von Hormus zu "überwachen" bzw. zu "begleiten", dazu gedacht,
dieses letzte Schlupfloch der Iraner zu schließen und Trumps "Politik
des maximalen Drucks" zum Erfolg zu verhelfen. Nicht umsonst hat
Außenminister Pompeo vor einigen Monaten als Ziel ausgewiesen, die
iranischen Ölexporte "auf Null" zu reduzieren.

Doch es gibt einen weiteren, möglicherweise noch gewichtigeren Grund,
warum der Iran eine Kontrolle des Schiffsverkehrs in der Straße von
Hormus durch Schiffe der USA und deren Verbündeten wie Saudi-Arabien
und Großbritannien niemals akzeptieren wird. Die Straße von Hormus ist
an ihrer engsten Stelle lediglich 39 Kilometer, 21 Seemeilen, breit.
Nach dem Seerechtsabkommen der Vereinten Nationen (englisch: United
Nations Convention on the Law of the Sea - UNCLOS), dem der Iran und
Oman beigetreten sind, steht jedem Unterzeichnerstaat die Hoheit über
die Gewässer vor seiner Küste bis zu einer Entfernung von 12 Seemeilen
zu. Das bedeutet, jedes Schiff, das die Straße von Hormus passiert,
muß iranisches oder omanisches Gewässer durchqueren und hat dabei die
Regeln der UNCLOS zu beachten. Die Vereinigten Staaten weigern sich
jedoch seit Jahren, der UNCLOS beizutreten, nicht zuletzt deshalb,
weil Washington die Territorialansprüche Teherans in der Straße von
Hormus nicht anerkennen will. Gleichzeitig ist die Vorstellung, die
Iraner würden die Installierung eines maritimen Kontrollregimes dort
durch die Amerikaner, Briten und Saudis akzeptieren, mehr als abwegig.

Vor diesem Hintergrund sowie angesichts der festgefahrenen Situation
in den Verhandlungen zwischen dem Iran und den europäischen
Unterzeichnerstaaten des Atomabkommens - Deutschland, Frankreich und
Großbritannien - über verbesserte Handelsbeziehungen für die
Islamische Republik scheint es lediglich eine Frage der Zeit zu sein,
bis am Persischen Golf der Krieg vollends ausbricht. Im Juni war es
dazu nach dem Abschuß eines unbemannten US-Spionageflugzeugs im
iranischen Luftraum beinahe gekommen. Man kann nur hoffen, daß die
Geheimgespräche, welche nach Angaben der israelischen Onlinezeitung
i24NEWS Vertreter des Irans, darunter der Enkel des Revolutionsführers
Ajatollah Ruhollah Khomenei, Hassan Khomenei, sowie ranghohe
Kommandeure der Revolutionsgarden mit Abgesandten der USA vor einer
Woche in der nordirakischen Stadt Erbil geführt haben, doch noch zu
einer friedlichen Beilegung der sich zuspitzenden Konfrontation führen
werden.

11. Juli 2019
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FRAUEN/793: Mexiko - Feministische Aktivistin Frida Guerrera erhält Todesdrohungen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Feministische Aktivistin Frida Guerrera erhält Todesdrohungen



(Oaxaca-Stadt, 2. Juli 2019, educaoaxaca) - Die Mexikanerin Verónica
Villalvazo, besser bekannt unter dem Namen Frida Guerrera, prangert
regelmäßig Feminizide im gesamten Land an. Am 1. Juli teilte sie nun
über ihren Twitter-Account @Fridaguerrera mit, dass sie mit dem Tod
bedroht werde [1]. Die Aktivistin ist seit Jahren durch ihre
Publikationen in "El Blog de Frida" [2] (Fridas Blog) und "La Columna
Rota" [3] (Die kaputte Kolumne) ein Sprachrohr für die Familien der
Opfer. Außerdem veröffentlicht sie erschütternde Zahlen über die
Zunahme geschlechterbezogener Gewalt gegen Frauen.

Guerrera erstattete Anzeige, nachdem sie eine Reihe von Todesdrohungen
erhalten hatte, die sich auf Mario und Fabián, bekannt durch ihren
YouTube-Kanal "MafianTv", beriefen. Die Youtuber hatten sich über den
Mord an Victoria Pamela Salas Martínez am 2. September 2017 in
Mexiko-Stadt despektierlich geäußert. Guerrera hatte diesen Mord als
Feminizid bezeichnet, woraufhin die Youtuber begannen, auch gegen
Guerrera zu wettern.

In einem am 26. Juni 2019 veröffentlichten Text mit dem Titel "Cuando
buscar justicia te hace criminal" [4] (Wenn die Suche nach
Gerechtigkeit dich zur Kriminellen macht) schreibt Guerrera unter
anderem: "Ich respektiere die Meinungsfreiheit aller Personen, aber
niemals die derjenigen, die dazu beitragen, Zorn und Hass zu
verbreiten, Opfer wiederholt zu Opfern zu machen oder die Arbeit
anderer herabzuwürdigen."


Anmerkungen:

[1] https://www.economiahoy.mx/nacional-eAm-mx/noticias/9971074/07/19/Amenazan-de-muerte-a-Frida-Guerrera-activista-contra-la-violencia-hacia-las-mujeres-.html

[2] https://fridaguerrera.blogspot.com/?view=classic

[3] https://www.vice.com/es_latam/topic/la-columna-rota

[4] https://www.nssoaxaca.com/2019/06/26/cuando-buscar-justicia-te-hace-criminal/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/feministische-aktivistin-frida-guerrera-erhaelt-todesdrohungen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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VERKEHR/1562: Das geteilte E-Cargo-Bike - Boom und Barrieren in Basel (idw)


Universität Basel - 10.07.2019

Das geteilte E-Cargo-Bike: Boom und Barrieren in Basel



Nachhaltige Mobilitätsformen erfreuen sich zunehmender Beliebtheit. In
der Schweiz sind rund 15.000 Menschen bei der Online-Plattform carvelo2go
registriert, die elektrische Cargo-Bikes zum Verleih anbietet. Die Nutzung
des Sharing-Angebots im Raum Basel wurde nun wissenschaftlich untersucht.
Trotz stark wachsender Mitgliederzahlen gibt es noch grundsätzliche
Barrieren. Die Studie der Universität Basel zeigt, wie Sharing-Anbieter
und Behörden den Gebrauch der umweltfreundlichen Lastenvelos fördern
können.

Der Dieselskandal und die Klimaschutzbewegung «Fridays for Future» haben
die Debatte um nachhaltige Formen der Fortbewegung befeuert. Aktuell sind
die E-Scooter in aller Munde und die Hoffnung ist gross, dass diese einen
Beitrag zur umweltfreundlichen Fortbewegung leisten können. Für den
Transport von Einkäufen, Kindern und sogar Umzugskisten erfreuen sich
E-Cargo-Bikes grosser Beliebtheit. Sie verfügen über viel Stauraum und ihr
Elektroantrieb erleichtert den Transport von bis zu 100 kg schweren Lasten
im Nahverkehr.

Seit 2016 kooperiert die Stadt Basel mit der Initiative carvelo2go, die
elektrische Lastenräder zum Verleih anbietet. Das Angebot wird in Basel
und angrenzenden Gemeinden von über 2000 Menschen genutzt. Doch wer sind
diese Nutzerinnen und Nutzer?

Hauptnutzer: «Generation Sharing»

Der Fachbereich Nachhaltigkeitsforschung der Universität Basel hat 2017 in
Kooperation mit carvelo2go eine Online-Umfrage unter allen Mitgliedern im
Raum Basel durchgeführt. Als Vergleichsgruppe dienten Nichtmitglieder. Die
finale Stichprobe enthielt rund 300 Personen aus vier Gruppen: aktive,
inaktive, potenzielle Nutzerinnen und Nutzer sowie Personen, die sich
überhaupt nicht vorstellen können, ein Cargo Bike auszuleihen.

«Unsere Umfrage zeigt, dass die aktiven Nutzerinnen und Nutzer auch im
Alltag häufig Velo fahren», so die Erstautorin der Studie Ann-Kathrin
Hess. «Sie sind im Durschnitt 39.6 Jahre alt und zu 60% männlich.
Weiterhin haben überaus viele carvelo2go-Mitglieder kein Auto im Haushalt
und nutzen bereits Car-Sharing-Angebote.» Hess ergänzt: «Die Vertrautheit
mit dem Sharing-Prinzip scheint ein wichtiger Faktor beim Umstieg auf das
eCargo-Bike-Sharing.»

Vorbehalte und Barrieren

Hingegen nutzen die inaktiven Mitglieder das Angebot (noch) nicht oder
nicht mehr, weil sie Zugang zu ähnlichen Verkehrsmitteln haben. Entweder
besitzen sie ein eigenes Cargo-Bike, einen Veloanhänger, oder sie nutzen
anderweitige Ausleihmöglichkeiten. Potenzielle Mitglieder nutzen
carvelo2go noch nicht, könnten sich aber vorstellen, dies künftig zu tun.
Darunter seien gleich viele Frauen wie Männer.

Weiterhin hat die Studie Personen analysiert, die sich gar nicht
vorstellen können, ein Lastenvelo auszuleihen. «Diese Personen haben wegen
der vielen Autos in der Stadt Angst, mit dem Velo zu fahren und meinen,
die Velowege seien zu unsicher», so die Co-Autorin Dr. Iljana Schubert.
«Auch fürchten sie die Geschwindigkeit der elektrischen Fahrunterstützung.
Verglichen mit den anderen drei Gruppen nutzen diese Personen primär das
Auto und den ÖV für Wege im Alltag.»

Strukturelle Förderung

Die Studie zeigt, dass eCargo-Bike-Sharing noch nutzerfreundlicher werden
kann: mit mehr Stationen, mehr Cargo-Bikes an gut besuchten Standorten
sowie einer zeitlich flexibleren Struktur für die Abholung und Rückgabe.
Um Bedenken zu begegnen, könnte die Stadt weiter in die Velo-Infrastruktur
investieren, so die Studie. Breitere und sicherere Velowege sowie
spezielle Parkplätze für Lastenvelos würden dem Transportmittel mehr Raum
gewähren.

Carvelo2go

Carvelo2go ist das weltweit erste eCargo-Bike-Sharing-Projekt. Die
Initiative wurde 2015 durch die Mobilitätsakademie des TCS sowie den
Förderfonds Engagement Migros ins Leben gerufen. Der Verleih funktioniert
ähnlich wie Mobility Car-Sharing: Die Lastenräder können stunden- oder
tageweise gemietet werden. Die Abholung und Rückgabe erfolgt über
sogenannte Hosts, darunter Kleinbetriebe und Poststellen. Die Hosts
verwalten die Schlüssel und laden die Batterien auf. Im Gegenzug können
sie ihre Werbung auf der Cargo Box platzieren und das Velo für ihre
eigenen Zwecke 25 Stunden pro Monat nutzen.

Seit der Einführung von carvelo2go in Basel ist die Anzahl der Nutzer
alljährlich stark gewachsen. Aktuell sind in Basel und angrenzenden
Gemeinden 2.192 Mitglieder registriert. An 23 Host-Standorten stehen 26
Cargo-Bikes zum Verleih.


Originalpublikation:

Ann-Kathrin Hess, Iljana Schubert

Functional perceptions, barriers, and demographics concerning e-cargo bike
sharing in Switzerland

Transportation Research Part D: Transport and Environment (2019),

doi: 10.1016/j.trd.2018.12.013

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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VERKEHR/1561: Nur richtige Ausgestaltung macht Pkw-Fahr- und Verkaufsverbote zum wirksamen Politikinstrument (idw)


Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI) - 10.07.2019

Nur richtige Ausgestaltung macht Pkw-Fahr- und Verkaufsverbote zum
wirksamen Politikinstrument



Fahr- und Verkaufsverbote für konventionelle Antriebe sind eine mögliche
Maßnahme, um Emissionen zu reduzieren und Nachhaltigkeitsziele zu
erreichen. Das Fraunhofer ISI und die Simon Fraser University (Kanada)
haben Empfehlungen entwickelt, wie diese Maßnahmen sinnvoll ausgestaltet
sein könnten.

In einem Artikel für die Zeitschrift »Nature Sustainability« analysieren
drei Wissenschaftler des Fraunhofer-Instituts für System- und
Innovationsforschung ISI sowie ein Kollege der kanadischen Simon Fraser
University die Ausgestaltung von Fahrverboten. Untersucht haben sie sowohl
Verkaufsverbote als auch Zufahrtsbeschränkungen. Erstere sind auf
nationaler Ebene angekündigt und verbieten den Verkauf von Diesel- und
Benzinerfahrzeugen mit konventionellen Kraftstoffen ab einem bestimmten
Zeitpunkt, um CO2-Emissionen zu reduzieren. Die Zufahrtsbeschränkungen
hingegen haben meist die Luftqualität in einem Stadtgebiet im Fokus und
schließen Fahrzeugtypen anhand unterschiedlicher Schadstoffklassen aus.

Zentrales Ergebnis: Obwohl Fahrverbote helfen können, die Emission von
Treibhausgasen zu reduzieren und die Luftqualität zu verbessern, werden
sie nicht richtig ausgestaltet. Die Autoren kritisieren vor allem, dass es
sich oft nur um Ankündigungen und Zielsetzungen handelt, denen aber der
rechtliche Rahmen fehlt. Und wo gesetzliche Vorgaben existieren, werden
sie oft unzureichend kontrolliert, zudem werden Verstöße nicht oder nur
gering bestraft.

Die Autoren haben weltweit 13 angekündigte landesweite Verbote, vier
regional geplante Vorgaben und 18 stadtbezogene Pläne identifiziert, die
ein vollständiges Fahr- oder Verkaufsverbot für Verbrenner umfassen. Die
in Deutschland bestehenden Zufahrtsbeschränkungen in Umweltzonen oder
feinstaubbelastete Städte wie Hamburg oder Stuttgart sind nicht
einbezogen, da dort nur ältere Fahrzeuge betroffen sind.

Planungssicherheit und ein Mix weiterer Politikinstrumente sind
wichtig

Generell betonen die Autoren, dass es bei jeder Art von Verbot explizite
Durchsetzungsmöglichkeiten und konkrete Zeitpläne geben muss. Um das Ziel
von null CO2-Emissionen im Jahr 2050 zu erreichen, müsste das
Verkaufsverbot für Diesel- und Benzinfahrzeuge mit konventionellen
Kraftstoffen aufgrund der durchschnittlichen Pkw-Nutzungszeiten von etwa
15 Jahren bereits zwischen 2035 und 2040 eingeführt werden.

Damit sich alle Betroffenen darauf einstellen können, braucht es eine
rechtzeitige Ankündigung und die stufenweise Einführung von beispielsweise
langsam steigenden Quoten für Elektrofahrzeuge im Verkauf. Außerdem
besteht die Möglichkeit, erst reine Benzin- und Dieselfahrzeuge zu
verbieten und Hybridfahrzeuge zu einem späteren Zeitpunkt. »Diese Schritte
müssten aber konsequent und rechtzeitig angekündigt erfolgen«, so Patrick
Plötz, Hauptautor der Studie.

Wichtig ist laut des Artikels zudem, die Verbote mit anderen
Politikmaßnahmen zu verbinden: Unter anderem brauchen Elektro- und
Wasserstofffahrzeuge für den Markthochlauf ausreichend Infrastruktur. Auch
der Ausbau des ÖPNV und nicht-finanzielle Anreize wie kostenlose
Parkplätze für Elektrofahrzeuge unterstützen den Weg zu einer nachhaltigen
Mobilität.

Insgesamt sind Fahrverbote allein nach Ansicht der Autoren kein
Allheilmittel für CO2-armen Verkehr. Doch wenn Sie konsequent geplant und
mit anderen Politikmaßnahmen verbunden werden, können sie einen wichtigen
Beitrag zur Erreichung von langfristigen CO2-Reduktions- und
Luftreinhaltezielen leisten.


Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41893-019-0328-9

- Designing Car Bans for Sustainable Transportation.

In: Nature Sustainability
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http://idw-online.de/de/institution527
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MELDUNG/619: Dem Deutschlandatlas fehlen die rechtlichen Lücken (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. Juli 2019

Dem Deutschlandatlas fehlen die rechtlichen Lücken!



Schließung von Gerichtsstandorten, sinkende Anwaltsdichte: In der
Fläche wird der Zugang zum Recht immer schwieriger - und vor allem
länger. Der aktuelle Deutschlandatlas bildet etliche strukturelle
Unterschiede im Bundesgebiet ab: Wie schnell ist das Internet, wie
weit ist der Weg bis zur nächsten Haltestelle, zur nächsten
Grundschule, zum nächsten Krankenhaus oder zur nächsten
Polizeidienststelle, wie viele Hausärzte kommen auf 100.000 Einwohner?
Die Ergebnisse zeigen erhebliche regionale Unterschiede zwischen Nord
und Süd, Ost und West, Stadt und Land. Was jedoch vollkommen fehlt in
dieser Betrachtung, ist die rechtliche Versorgung der Bevölkerung.

Wer wie in Mecklenburg-Vorpommern zum nächsten Amtsgericht teilweise
mehr als 60 km fahren muss - und dabei auch weniger auf das
öffentliche Verkehrsnetz zurückgreifen kann als in städtischen
Regionen - der hat es schwer, sein Recht zu verfolgen. Darunter leiden
vor allem ältere Menschen, die ohnehin vermehrt in den
strukturschwachen Gebieten wohnen, oft nicht mehr so mobil sind und
für die auch der Verweis auf etwaige Legal-Tech-Alternativen ins Leere
geht.

Ein niedrigschwelliger Zugang zum Recht für alle ist die Voraussetzung
für einen lebendigen Rechtsstaat und das Vertrauen der Bevölkerung in
die Justiz. Wenn die strukturellen Probleme und regionalen Gefälle im
rechtlichen Bereich aber bereits bei der Diagnose keine Rolle spielen,
wie sollen sie dann aufgelöst werden? Unterstützung der Regionen muss
zwingend auch Unterstützung der Justizstandorte heißen!

 * 

Quelle:

Statement vom 11. Juli 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0
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MELDUNG/245: Erste wissenschaftliche Untersuchung zu Pilger-Tattoos (idw)


FernUniversität in Hagen - 10.07.2019

Eine Erfahrung, die unter die Haut geht. Erste wissenschaftliche
Untersuchung zu Pilger-Tattoos



"Ich bin dann mal weg." Spätestens seit dem Bestseller von Fernsehstar
Hape Kerkeling hat das Pilgern auf den Jakobswegen in beeindruckender
Weise an Popularität gewonnen. 2017 wurden zum ersten Mal mehr als 300.000
Pilgerinnen und Pilger in Santiago de Compostela registriert. Für die
kommenden Jahre wird eine Steigerung der Pilgerzahlen von rund acht
Prozent pro Jahr erwartet.

Dr. Christian Kurrat und Dr. Patrick Heiser, beide Sozialwissenschaftler
an der FernUniversität in Hagen, sind selbst den Camino de Santiago
gelaufen. Sie erforschen das Pilgern aus biographischer und
religionssoziologischer Perspektive. Aktuell steht die Nachhaltigkeit des
Pilgerns in zwei Projekten im Fokus.

In der laufenden Saison auf dem Camino de Santiago führen sie die erste
wissenschaftliche Untersuchung zu Pilger-Tattoos durch. Eingebettet ist
diese in einen kulturhistorischen Kontext. "Tattoos von Pilgern stammen
ursprünglich aus Jerusalem, wo man sich im Mittelalter als Zeichen der
vollbrachten Pilgerschaft tätowieren ließ. Das scheint nun auch nach
Compostela überzugehen", erklärt Kurrat. "Vor zehn Jahren gab es nur ein
Studio. Inzwischen sind es annähernd zehn. Das Pilgern wird so zu einer
Erfahrung, die unter die Haut geht." Und Heiser ergänzt: "Allein diese
Beobachtung ist ein Hinweis auf eine Nachhaltigkeit der Pilgerschaft.
Offenbar haben die Menschen das Bedürfnis, etwas Dauerhaftes und fest in
den Körper Eingebranntes zu behalten."

Um die Nachhaltigkeit des Pilgerns geht es auch in der Längsschnittstudie
von Christian Kurrat. "Hier stellt sich die Frage, wie sich biographische
Prozessverläufe nach dem Pilgern entwickeln", so der Wissenschaftler. "Wir
wollen herausfinden, wie es eineinhalb bis zwei Jahre nach dem Pilgern im
Leben der Befragten weitergegangen ist", so Kurrat. "Das wird sicherlich
ein breites Spektrum sein. Von keinen bis hin zu kleinen und großen
Veränderungen."

Für Christian Kurrat und Patrick Heiser ist das Pilgern ein Lebensthema
geworden. Schwerpunkt ihrer Forschung sind die biografischen Auslöser und
die Rolle der Religion. Demnach pilgern Menschen in typischen
biographischen Situationen, um Krisen zu bewältigen, biografische
Übergänge zu gestalten, einen Neustart zu wagen und ihr Leben zu
reflektieren oder bilanzieren. Dabei greifen Pilgernde auch in der
heutigen Zeit, also in der späten Moderne, auf eine religiöse Praktik
zurück. Diese wird jedoch nur noch mittelbar von der katholischen Kirche
beeinflusst. "Das Pilgern bewegt sich zwischen individueller Gestaltung
und religiöser Tradition", erläutert Heiser. "Beides ist wichtig, um die
Popularität zu erklären."

Seit fast zehn Jahren konzentriert sich die deutsche Pilgerforschung an
der FernUniversität in Hagen. Parallel zu ihrer Forschung integrieren Kurrat
und Heiser das Thema "Pilgern" seit vielen Jahren in die FernUni-Lehre.
Aktuell arbeiten sie an einem Wissenschaftsfilm zum Pilgern. Für
die Zukunft können sich die Wissenschaftler eine Institutionalisierung der
Pilgerforschung vorstellen. Sie sind weltweit bei Konferenzen vertreten,
unter anderem an der University of Cambridge und am US-amerikanischen
College of William & Mary. Außerdem halten sie Vorträge für die
Öffentlichkeit, zuletzt etwa an der Bürgeruniversität in Coesfeld, beim
Deutschen Evangelischen Kirchentag und in der Kirche im Europa-Park Rust.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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SCHACH-SPHINX/06984: Kleiner Trost fürs deutsche Team (SB)


Die Schacholympiade in Luzern 1982 war für das deutsche Team insgesamt
gesehen kein Lorbeerblatt wert, denn mit einer Plazierung im vorderen
Drittel (15.-20. Platz mit Schweden, Holland, Kanada, Philippinen und
Kolumbien) konnte man kaum hausieren gehen. Doch immerhin stieg die
Zahl der deutschen Großmeistertitel um zwei an. Barbara Hund und Eric
Lobron wurden mit diesem schillernden Titel ausgezeichnet. Den Titel
Internationaler Meister durften nach den Spielen Klaus Bischoff, Otto
Borik und Ralf Lau tragen. Daß die Sowjetunion dominant mit 6,5
Punkten Vorsprung vor der CSSR gewann, überraschte niemanden.
Erstaunlich war allerdings, daß der afrikanische Staat Zaire erstmals
eine Mannschaft zu einer Schacholympiade entsandte. Sie bestand
allerdings nur aus Weißen. Von afrikanischer Repräsentanz aus diesem
Staate konnte also kaum die Rede sein. Der größte deutsche Erfolg, und
damit doch zum Vorzeigen geeignet, war das Unentscheiden gegen die
CSSR, und hier gebührte allen voran Helmut Pfleger die Ehre, der mit
seinem Sieg - noch dazu mit den schwarzen Steinen! - über seinen
Kontrahenten Ftacnik die Wogen ins Tröstliche glättete. Im heutigen
Rätsel der Sphinx hatte Ftacnik nun mit 1.Lf5xg6 auf ein Dauerschach
spekuliert. Ob sich seine Hoffnung erfüllte, Wanderer?
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Ftacnik - Pfleger

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Not der weißen Stellung war in Worten nicht hinreichend
auszudrücken. Besser brachte es folgende Mattkombination zur Sprache:
1...Se5-f3+! 2.Kg1-g2 - denn auf 2.e2xf3 gewinnt 2...De1xf1+! 3.Kg1xf1
Lg4-h3+ 4.Kf1-g1 Te8-e1# - 2...De1xf1+! und das Matt war nicht weniger
reizvoll. Weiß gab auf, ohne sich 3.Kg2xf1 Lg4-h3# zeigen zu lassen.



Erstveröffentlichung am 12. Juli 2006

11. Juli 2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/868: Hanau - Drachenbootrennen beim Bürgerfest am 7. September 2019


Stadt Hanau

Sportliche Teams paddeln wieder um die Wette

Drachenbootrennen beim 59. Hanauer Bürgerfest



Rhythmische Trommelschläge, lautstarke Kommandos und begeisterte
Anfeuerungsrufe vom Ufer - die Geräuschkulisse ist enorm und
mitreißend, wenn die Drachenboote das Geschehen auf dem Main
dominieren. Exakt 223 Meter gilt es auf dem Wasser zu überwinden.
Gemeinsam und in möglichst gleichmäßigem Tempo stechen die Paddel in
den Fluss, um das eigene Boot möglichst als erstes im Ziel einlaufen
zu lassen.

Seit 16 Jahren gehört der fröhliche Wettkampf auf der Wasserstraße
ganz fest ins Programm von Hanaus traditionsreicher Veranstaltung auf
den Mainwiesen: seither beweisen am Samstagnachmittag sportliche Teams
ihre Schlagfertigkeit der besonderen Art.

Das spritzige Wasservergnügen, das regelmäßig für packende Duelle am
Bürgerfestsamstag sorgt, findet in diesem Jahr am 7. September statt.
Gemeinsam veranstalten die Stadt Hanau und die Ski- und
Kanugesellschaft Hanau 1925 e.V. (SKG) als Ausrichter das heitere
Spektakel. Anmeldungen sind bis zum 26. August möglich. Teilnehmen
kann an dem Wettkampf um den besten Paddelschlag jeder, der nicht
wasserscheu ist und seine Muskelkraft unter Beweis stellen will.

In den Vorläufen kämpfen die angemeldeten Teams, die jeweils aus 16
bis 18 Personen plus Trommler bestehen, zunächst um den Etappensieg
und um den Einzug in die Finalläufe.

Dabei erfolgen die Rennen mit Zeitabnahme. Jede Mannschaft fährt
zweimal. Die jeweils gefahrene Zeit in beiden Rennen wird addiert. Die
vier -nach beiden Läufen - schnellsten Mannschaften kommen ins Finale
und fahren um den Gesamtsieg. Alle Mannschaften, die sich für das
Finale qualifizieren können, erhalten einen Pokal. Alle
Teilnehmer-Mannschaften erhalten Urkunden, auf denen ein vor dem Start
aufgenommenes und vor Ort eingedrucktes Mannschaftsfoto zu sehen ist.

Die Teilnahme am Drachenbootrennen, so versprechen die Organisatoren,
ist eine sportlich-fröhliche Angelegenheit für Gruppen mit Teamgeist
und Power. Startklare Boote mit versierten Steuerleuten und der
wichtigen Trommel werden von den Organisatoren gestellt. Ein
entsprechendes Training vor dem Rennen kann für einen geringen Preis
direkt mit der Ski- und Kanugesellschaft Hanau vereinbart werden.

Um teilnehmen zu können, reichen leichte Sportkleidung und Fitness für
eine sportliche Betätigung auf dem Wasser aus. Ausgeschlossen sind
lediglich Nichtschwimmer. Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren
müssen eine Einverständniserklärung der Erziehungsberechtigten
vorlegen. Die Meldegebühr beträgt 165 Euro pro Mannschaft.

Die Anmeldung für das diesjährige Drachenbootrennen sowie die
Vereinbarung von Trainingsstunden erfolgt auf der Internetseite der
Ski- und Kanugesellschaft Hanau unter www.skg-hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FREILICHTBÜHNE/049: Herten - Straßentheater "SPIN!" in der Innenstadt am 10. August 2019


Stadt Herten

Straßentheater in der Hertener Innenstadt

Bühne frei für SPIN!



Herten. Die Abschlussklasse der Staatlichen Artistenschule Berlin
zeigt eine spektakuläre Artistik-Show. Jetzt gastieren sie am Samstag,
10. August, zum ersten Mal in Herten. Mit ihrem Programm "SPIN!" sind
die Absolventinnen und Absolventen beim Straßentheater auf dem
Markplatz der Innenstadt zu sehen. Los geht es um 19 Uhr vor der
Antoniuskirche.

Sie sind immer in Bewegung. Dabei entfaltet sich eine junge, kreative
Show. Verrückte Ideen, waghalsige Artistik und mitreißende Musik
werden zu einer großartigen Vorstellung versponnen. Die Show steht
dabei unter dem Motto "Alles ist rund". Die jungen Künstlerinnen und
Künstler der staatlichen Artistenschule Berlin haben den richtigen
Dreh raus. Der Hula Hoop Reifen dreht sich, das Diabolo rotiert, die
Keulen wirbeln, die Performenden kreisen in der Luft, die Akrobatinnen
und Akrobaten schlagen Salti, die Tanzenden beschreiben Pirouetten:
kurz, die Show tanzt. Sie drehen sich immer weiter, um dabei sich und
ihr Können zu zeigen.

Die neun jungen Artistinnen und Artisten begeistern in der Regie von
Karl-Heinz Helmschrot und zeigen dabei die gesamte Bandbreite der
artistischen Disziplinen. SPIN! die innovative Show, bietet neue Ideen
und die Weiterentwicklung klassischer Techniken dar. Weitere Infos
unter: www.absolventenshow.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/376: Schmetterlingszählung in Österreichs Gärten (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 4. Juli 2019

Aufruf zur Schmetterlingszählung in Österreichs Gärten

GLOBAL 2000 und Blühendes Österreich rufen zur Schmetterlingszählung
'Zeig' her deinen Schmetterlingsgarten' auf



Bereits zum dritten Mal sind von 04. bis 28. Juli alle
ÖsterreicherInnen dazu aufgerufen, die Schmetterlinge im Garten mit
der App 'Schmetterlinge Österreichs' zu fotografieren und zu
bestimmen. Wer wird der meistgesichtete Schmetterling 2019 in
Österreichs Gärten? Wieder der Kaisermantel? Kann die Steiermark
Niederösterreich an Arten übertreffen? Wer hat den artenreichsten
Garten im Land?

Bereits die Hälfe aller in Österreich heimischen Schmetterlingsarten
sind akut vom Aussterben bedroht oder gefährdet. Deshalb führen GLOBAL
2000 und Blühendes Österreich jedes Jahr eine große Erhebung in
Österreichs Gärten durch. Bereits letztes Jahr haben tausende
Citizen-Scientists innerhalb von 25 Tagen 23.000
Schmetterlingsbeobachtungen gesammelt - heuer soll dieses Ergebnis
getoppt werden.

Wie funktioniert's?

Einfach die App 'Schmetterlinge Österreichs' herunterladen und öffnen.
Dann sich an einen Schmetterling im Garten heranpirschen, ein Foto
machen und ihn mithilfe der App bestimmen. Schon hast du mitgeholfen!

Neu: Desktop Version

Ab Montag können die Schmetterlinge neben dem Smartphone oder Tablet
auch gemütlich von zuhause aus, vom PC hochgeladen werden. Die
Schmetterlingszählung 'Zeig her deinen Schmetterlingsgarten' ist der
sommerliche Schwerpunkt der App 'Schmetterlinge Österreichs' und
fokussiert auf Gärten. Die Schmetterlingszählung findet das ganz Jahr
über statt und Schmetterlinge können beim Wandern, Spazieren oder im
Park fotografiert und hochgeladen werden.

Hier findest du die App:

Google Play, App Store und www.schmetterlingsapp.at

Zählaktion mit Sinn

"Wir wollen herausfinden, welche Schmetterlinge in den heimischen
Gärten oder auch auf Balkonen und Terrassen vorkommen. Die
Schmetterlingszählung in den Gärten ist ein wichtiger Baustein, um den
Zustand der Faltervielfalt auf privaten Flächen in Österreich zu
dokumentieren. Wir WissenschaftlerInnen nutzen die Daten, um
Verbreitungskarten zu adaptieren und den Artenschutz voranzutreiben",
erzählt Helmut Höttinger, Schmetterlingsexperte und wissenschaftlicher
Betreuer der App. "Wir haben in Österreich über drei Millionen Gärten.
Das ist ganz schön viel Lebensraum, den man den bedrohten
Schmetterlingen und anderen Insekten oder Vögeln zurückgeben oder auch
wegnehmen kann."

In wenigen Schritten zur Oase

"Es kommt vor allem darauf an, insektenfreundliche, heimische Pflanzen
im Garten zu verwenden. Haben die Insekten auch ein wildes Eck zur
Verfügung oder es wachsen Frühblütler oder auch artenreiche Blumen
oder Hecken, ist damit schon viel erreicht. Wenn man auch nur ein paar
Anreize schafft, wie weniger mähen oder keine chemisch-synthetischen
Pflanzenschutzmittel verwendet, kommen die Schmetterlinge wie von
alleine zurück", so Dominik Linhard, Biologe von GLOBAL 2000. Dabei
weist Linhard auf die Initiative von GLOBAL 2000 hin, um
Schmetterlinge & Co. besser zu schützen.

Mehr Informationen unter:

www.nationalparkgarten.at

GLOBAL 2000 und Blühendes Österreich empfehlen biologischen Dünger
wie Kompost oder natürliche Schädlingsbekämpfungsmittel, um den Boden
gesund zu halten und den Grundstein für Artenvielfalt im Garten zu
legen. Wer speziell Schmetterlinge im Garten haben möchte, der mäht
weniger und lässt Brennnesseln stehen. Damit steht sowohl Futter für
die Raupen, als auch Nektar für die Schmetterlinge bereit.

Mitmachen zahlt sich aus

"Wir rufen alle GartenbesitzerInnen auf, die Schmetterlinge zu
fotografieren. Segelfalter, Großes Ochsenauge, Admiral oder
Kaisermantel: jedes Schmetterlingsfoto zählt und hilft der
Wissenschaft. Werde auch du Teil der Bewegung und finde
Gleichgesinnte. Ganze 564 Meldungen kamen letzten Sommer aus dem
Garten von Moni K. in Vorarlberg. Wir bedanken uns bei allen, die
mitzählen und Naturschutz und Schmetterlingen eine starke Stimme
geben", so Ronald Würflinger, Geschäftsführer von Blühendes
Österreich.

Die Ergebnisse der Zählung gehen in eine Bestandsstudie von
Schmetterlingsexperte Helmut Höttinger ein.

Zeig her deinen Schmetterlingsgarten - So funktionierts:


	Zeitraum 04. bis 28. Juli 2019

	App 'Schmetterlinge Österreichs' öffnen bzw. herunterladen und anmelden

	Unterschiedliche Schmetterlingsarten im Garten fotografieren und über die App oder die neue Desktop Version im Rahmen der Aktion 'Zeig her deinen Schmetterlingsgarten' hochladen

	Fokus auf die Arten im Garten - wir wollen wissen, welche Arten flattern im Garten

	Preise gewinnen: 1x Urlaub am Bauernhof, Gartenbücher, REWE Group Gutscheine im Wert von 300 EUR

	Download der App, Infos und Bestimmungshilfe auf www.blühendesösterreich.at

	Download und Einbindungsdetail Video 'Zeig her deinen Schmetterlingsgarten' verfügbar



 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.07.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/566: UN-Nachhaltigkeitsziele - EU fernab der Umsetzung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.06.2019 / Politik & Recht

UN-Nachhaltigkeitsziele: EU fernab der Umsetzung



Die europäische Statistikbehörde Eurostat hat einen Monitoringbericht
veröffentlicht, diesem zufolge die EU nach wie vor nicht auf Kurs ist,
die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung umzusetzen.

Zwar sind sowohl der CO2-Ausstoß als auch die Energie- und
Ressourcenintensität (relativ zum Wachstum des europäischen BIP)
zurückgegangen. Demgegenüber aber stehen ein zunehmender absoluter
Verbrauch von Materialen und Energie sowie ein Anstieg
nicht-mineralischer Abfälle. Darüber hinaus setzt sich der dramatische
Artenverlust ungebremst fort.

Beim Nachhaltigkeitsziel (SDG) 7 'Saubere und erschwingliche Energie'
hat sich die Situation im Vergleich zum Vorjahr verschlechtert.
Zurückzuführen ist dieser Trend laut Eurostat vorrangig auf den
wachsenden Verbrauch von Primär- und Endenergie seit 2014. Die EU wird
ihre 2020-Ziele für Energieeffizienz sehr wahrscheinlich verfehlen.

Mit Blick auf SDG 12 'Verantwortungsvoller Konsum und Herstellung'
stellt Eurostat bei Material- und Energieverbrauch nur eine relative
Abkopplung vom Wirtschaftswachstum fest. Trotz Bemühungen, eine
Kreislaufwirtschaft zu etablieren, stieg die absolute Menge an Abfall
in der gesamten EU. Negativ ist auch der Anstieg von CO2-Emissionen
neuer Pkws und leichter Nutzfahrzeuge. Erfreulich sei der rückläufige
Einsatz giftiger Chemikalien, wodurch Umwelt und menschliche
Gesundheit weniger stark belastet würden.

Beim SDG 13 'Klimaschutz' gleichen sich positive und negative
Entwicklungen aus. Treibhausgasemissionen gehen zurück. Dafür sind
kaum Fortschritte bei Energieeinsparungen zu verzeichnen und der
Ausbau der erneuerbaren Energien hat sich 2018 weiter verlangsamt.

Auch SDG 15 'Leben an Land' zeigt ein gemischtes Bild. Auf der einen
Seite schreitet der Verlust von Biodiversität - gemessen an der
Bestandsentwicklung von Vögeln und Wiesenschmetterlingen - weiter
voran. Auch nahm der Flächenverbrauch zugunsten menschlicher
Siedlungen weiter zu. Auf der anderen Seite verbesserte sich der
Zustand von Flüssen und Grundwasser. Auch wuchs die Waldfläche in der
EU.

Für SDG 6 'Sauberes Wasser und sanitäre Einrichtungen', SDG 14 'Leben
unter Wasser' und SDG 16 'Frieden, Gerechtigkeit und starke
Institutionen' konnte Eurostat keine Berechnungen anstellen aufgrund
mangelhafter Daten.

Das europäische Büro des WWF bewertete den Eurostat-Bericht als
Enttäuschung, da auch fast vier Jahre nach Unterzeichnung der Agenda
2030 kein nennenswerter Fortschritt für deren Umsetzung passiert sei.
Darum forderte der WWF einen umfassenden, konkreten Plan, wie die EU
die SDGs in allen Politikbereichen berücksichtigen könne.

Erst Mitte Juni hatte der Europäische Rechnungshof (ECA) die
EU-Kommission dafür kritisiert, dass es große Lücken bei der
Nachhaltigkeitsberichterstattung bei allen EU-Organen gebe (EU-News
vom 13.06.2019 [1]). [aw]



Monitoringbericht von Eurostat 

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3217494/9940483/KS-02-19-165-EN-N.pdf/1965d8f5-4532-49f9-98ca-5334b0652820

Reaktion WWF EU

http://www.wwf.eu/?uNewsID=349211

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-politik-recht/das-bruesseler-berichtsloch-fuer-nachhaltige-entwicklung/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.06.2019

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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FORSCHUNG/1528: Klimawandel - Flechten, die ersten Siedler nach der großen Schmelze (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 08.07.2019

Klimawandel - Flechten, die ersten Siedler nach der großen
Schmelze



Flechten gehören zu den ersten Organismen, die Felsen oder steinige
Böden nach der Gletscherschmelze neu besiedeln. Forscher u.a. der
Botanischen Staatssammlung München (SNSB-BSM) untersuchten die
Flechtenvegetation nach dem Abschmelzen von Eismassen in der
Antarktis. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler Anfang
Mai in der wissenschaftlichen Zeitschrift Symbiosis.




[image: Foto: © A. Beck, SNSB-BSM]

Blick über eine artenreiche Flechtengemeinschaft aus Strauch- und
Krustenflechten zur Fildes-Halbinsel, King George Island, Antarktis.

Foto: © A. Beck, SNSB-BSM



Der Klimawandel hat großen Einfluss auf die Entwicklung der Ökosysteme
auf der Erde. Besonders bemerkbar macht sich die Veränderung des
Klimas in der Antarktis: So hat beispielsweise King George Island,
eine Insel der Südlichen Shetlandinseln der Antarktis, mit 3,0°C den
weltweit höchsten Temperaturanstieg während der vergangenen 60 Jahre
erfahren. Wissenschaftler erwarten eine Zunahme der eisfreien Gebiete
der Antarktis um ein Viertel bis zum Ende des Jahrhunderts. Dies wird
sich auch in den Ökosystemen widerspiegeln.




[image: Foto: © A. Beck, SNSB-BSM]

Lager der Pionierflechte Placopsis antarctica.

Foto: © A. Beck, SNSB-BSM



Flechten sind symbiontische Lebensgemeinschaften zwischen Pilzen und
Photosynthese betreibenden Grünalgen oder Cyanobakterien. Sie sind
besonders gut an extreme Standorte angepasst und bilden häufig die
Pioniervegetation auf durch Eisschmelze freiwerdenden Flächen. Daher
sind die eisfreien Lebensräume der Antarktis weitestgehend von
Flechten dominiert. Die Besiedelung ändert sich stetig mit zunehmendem
"Alter" des Geländes: Je länger ein Gebiet eisfrei ist, desto
artenreicher sind auch die Flechtengemeinschaften. Ein Grund dafür
ist, dass den Organismen mehr Nährstoffe zur Verfügung stehen.

Eine Arbeitsgruppe um Andreas Beck, Kurator an der Botanischen
Staatssammlung München (SNSB-BSM), untersuchte in Kooperation mit
einer Forscherin aus Temuco (Chile) nun Flechtengemeinschaften der
Gattung Placopsis von den Südlichen Shetlandinseln (maritime
Antarktis) und ihre Grünalgensymbionten. Erforscht wurden die
Flechtengemeinschaften von diversen Standorten unterschiedlicher
Enteisungsphasen. Die Krustenflechte Placopsis kommt weltweit mit etwa
60 Arten vor. Ihre größte Vielfalt hat sie auf der Südhalbkugel. Über
ihre Grünalgensymbionten war bislang wenig bekannt.

Zunächst haben DNA Analysen gezeigt, dass es sich bei den
Pionierflechten Placopsis antarctica und Placopsis contortuplicata um
genetisch eng verwandte Schwesternarten handelt. Für beide Arten
konnten die gleichen Grünalgensymbionten identifiziert werden: die
ebenso eng verwandten Stichococcus antarcticus und Stichococcus allas.
Arten dieser Grünalgengattung waren den Wissenschaftlern bisher
weltweit fast nur als freilebende Formen bekannt. Bemerkenswert ist
die Verwandtschaft der antarktischen Stichococcus-Arten: Ihre
genetisch nächsten Verwandten finden sich in den Böden der Schweizer
und Österreichischen Alpen -ebenfalls in Gletschernähe. Aufgrund ihrer
geringen Größe, wäre der Transport durch Winde zwar möglich, aber
aufgrund der vor-herrschenden Windrichtung auch sehr schwierig, so
Andreas Beck, Erstautor der Studie. Doch ihre Lebensräume sind - trotz
der großen Distanz - recht ähnlich: kahl und vom Rückzug der Gletscher
betroffen.

Besonders überrascht hat die Forscher, dass die genetische
Variabilität der Grünalgen mit der Länge der Eisfreiheit der Fläche,
auf der sie siedeln, zunimmt. Einige genetische Varianten sind auf die
am längsten eisfreien Gebiete beschränkt. Somit steigt nicht nur der
Artenreichtum der Flechtengemeinschaften, sondern auch die genetische
Variabilität der Symbiosepartner. "Die unterschiedlichen
Oberflächenalter der Böden sind vermutlich nicht die Ursache für diese
genetische Variation der Grünalgen. Verantwortlich könnten Variablen
wie Temperaturunterschiede, die Länge der Schneebedeckung oder die
Entfernung zur Küste sein. Um das zu klären sind weitere Studien
notwendig," erläutert Andreas Beck.

Originalpublikation:

Beck, A., Bechteler, J., Casanova-Katny, A., Dzhilyanova, I. 2019 The
pioneer lichen Placopsis in maritime Antarctica: Genetic diversity of
their mycobionts and green algal symbionts, and their correlation with
deglaciation time. Symbiosis

https://doi.org/10.1007/s13199-019-00624-4

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snsb.de 

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns (SNSB)


http://www.botanischestaatssammlung.de 

Botanische Staatssammlung München (SNSB-BSM)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718845

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1697

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 08.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/011: Nach dem Brand ... wird geforscht (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 141/2.2019

Nach dem Brand ... wird geforscht

Jana Ballenthien im Gespräch mit Pierre Ibisch



Seit dem letzten Besuch von ROBIN WOOD auf den Waldbrandflächen rund
um Treuenbrietzen in Brandenburg ist dort einiges passiert. Es
kristallisieren sich vor allem zwei forstwirtschaftliche Wege heraus,
die unterschiedlicher nicht sein könnten. Teile der vom Brand
betroffenen Privatwälder wurden komplett gerodet und von Biomasse
befreit. Mitte März wurde begonnen, die Flächen mit neuen Setzlingen
zu bepflanzen. Der natürlichen Selbstheilung eines Ökosystems wird
kein Raum gegeben und wirtschaftliche Ziele stehen im Vordergrund.

Ganz andere Wege werden auf 28 Hektar kommunaler Fläche angegangen.
Dort bleiben die vom Brand betroffenen Vegetation stehen. Begleitet
wird das Projekt von der Hochschule für Nachhaltige Entwicklung in
Eberswalde unter der Leitung von Prof. Dr. Pierre Ibisch.
"Grundsätzlich kann er sich über natürliche Entwicklungen wieder
erholen", hat Pierre in den Tagen nach dem Brand verlauten lassen. Nun
bekommen er und sein Team die Chance, diese Entwicklung in den
nächsten 70 Jahren zu begleiten und unterschiedliche Wege zu testen,
sie zu unterstützen.

Unsere Waldreferentin Jana Ballenthien hat Mitte März ein Interview
mit Prof. Dr. Pierre Ibisch zu seinem Projekt, zum Bild des Waldes in
Deutschland und zur Entwicklung der Forstwirtschaft vor dem
Hintergrund klimatischer Veränderungen, geführt.

? ROBIN WOOD: Warst du überrascht, dass die Brände im Sommer 2018
in Brandenburg trotz eines teuren Feuerwarnsystems so große Flächen
betrafen?

! Pierre Ibisch: Ich denke, das Ausmaß des Brandes hat sehr
viele Akteure überrascht, und natürlich kamen verschiedene ungünstige
Faktoren zusammen. Dazu gehörten neben der Beschaffenheit der
großflächig monotonen Kiefernforsten und der trockenen und heißen
Extremwetterlage auch die Munition im Boden, die Topographie sowie
auch Wind. Einmal mehr galt Murphys Gesetz - alles was schiefgehen
kann, geht auch schief. Eine ernst zu nehmende Eigenschaft von
komplexen Systemen ist, dass sie immer für Überraschungen gut sind und
dass sie zu nichtlinearem Wandel neigen.

Ich würde sagen, je mehr Risikofaktoren vorliegen, die potenziell
rückkoppelnd aufeinander wirken, desto gefährlicher. Mit immer
extremer werdenden Witterungsverhältnissen steigen die Risiken der
Entzündung und der Ausbreitung von Bränden jäh an. Das bedeutet u.a.,
dass man nie sicher sein kann, genügend aus vergangenen Erfahrungen
gelernt zu haben.

Das "Es ist noch immer gut gegangen"-Gefühl kann sehr trügerisch sein.
Risikomanagement in Zeiten von wachsender Verwundbarkeit der
Ökosysteme durch den Klimawandel bedeutet eben auch, dass man sich
permanent fragt, ob die in der Vergangenheit (vermeintlich)
erfolgreichen Präventionsstrategien immer noch taugen. Nochmal
konkret: In Zeiten, in denen Kiefernmonokulturen sich so stark
erwärmen und derartig austrocknen, genügen schmale
Brandschutzschneisen und Schilder mit der Warnung vor Waldbränden
nicht mehr.

Die aktuelle Waldwirtschaft gehört gründlich auf den Prüfstand und
muss v.a. so umgebaut werden, dass es nicht mehr so leicht brennt. Es
ist schon bedauerlich, dass das eigentlich längst klar war - vor
allem, wenn wir auch auf Waldbrände in andere Länder schauen. Wie so
oft bedarf es offenkundig größerer Katastrophen, um ein ernsthaftes
Umsteuern einzuleiten.

Nach den Bränden haben sich viele Türen geöffnet, was die Aufforstung
und den Umbau der vom Feuer betroffenen Kiefern-Monokulturen betrifft.
ROBIN WOOD war von Anfang beratend mit dabei.

? Wie einfach oder kontrovers war es, das Projekt einleiten zu
können?

! Der Diskurs zum Waldumbau ist wieder intensiver geworden. Ob
das konsequent und hinreichend schnell zu neuem Handeln führt, muss
sich noch zeigen. Wir haben zwar Vorschläge unterbreitet und v.a. auch
zu mehr Nachdenken und Diskussion aufgerufen, das hat aber nicht
unmittelbar alle Akteure erreicht.

Wenn ich auf Flächen sehe, die nicht zum Stadtwald von Treuenbrietzen
gehören, dass im Jahr 2019 auf von Waldbrand geschädigten oder
zerstörten Flächen in großem Maßstab die Biomasse vollständig
abgeräumt wird, ohne die Wirkung auf den Boden zu bedenken, ohne dass
Windschutzstreifen belassen werden, ohne dass zukünftige Dürren und
Hitzewellen bedacht werden - das ist bestürzend. Insofern ist es
großartig, dass für den Kommunalwald Treuenbrietzen die Bereitschaft
sofort da war, behutsam vorzugehen und auch neue Wege auszuprobieren.

Wir wünschen uns nun, dass das Vorhaben positive Wirkungen für
Treuenbrietzen entfalten kann. Diese Stadt soll nicht mit einer der
größten Waldbrandkatastrophen in Deutschland assoziiert werden,
sondern einem verantwortungsvollen Umgang mit dem Stadtwald und einem
außergewöhnlichen Freilandlabor für die nachhaltige
Waldbewirtschaftung.

? Ihr habt ein Projekt gestartet, bei dem ihr 28 Hektar bei der
Wiederaufforstung begleitet. Was sind eure Forschungsfragen /
Hypothesen. Wer macht mit?

! Die Stadt Treuenbrietzen hat uns diese Fläche für zehn Jahre
zur Verfügung gestellt, um hier zu experimentieren, zu messen und zu
dokumentieren, zu lernen und zu lehren. Wir werden uns auf dieser
Fläche darauf konzentrieren, die Rolle der natürlichen Sukzession bei
der Erholung des Waldökosystems zu beobachten und die Entwicklung
eines Waldes zu verstehen, der nicht so empfindlich auf die Folgen des
Klimawandels reagiert.

Wir wollen auch schauen, ob man diese Sukzession und das Wachsen eines
Waldökosystems günstig beeinflussen und beschleunigen kann. Als
Material steht die mehr oder weniger verbrannte, abgestorbene oder
absterbende Holzbiomasse zur Verfügung.

Wir werden auf manchen Flächen gar nichts unternehmen, auf anderen den
Anteil des liegenden Totholzes erhöhen, aber auch Samen und Pflanzen
ausbringen. Die Hypothesen sind, dass mehr im Ökosystem verbleibende
Biomasse Bodenneubildung und die Entwicklung von strukturreicheren
Beständen fördern wird; dass die Flächen auch bei extremeren
Wetterlagen kühler und feuchter bleiben werden und die pflanzliche
Primärproduktion begünstigen.

Der Verzicht auf stärkeres Eingreifen und das Setzen auf natürliche
Selbstheilungskräfte sollte nicht nur ökologisch notwendig, sondern
mittel- bis langfristig auch ökonomisch sinnvoll sein. Wir wollen auf
den Projektflächen für zukünftige Waldbrände lernen und faktenbasierte
Strategien entwickeln.

Das Ganze im Verbund mit starken Partnern. Wir arbeiten mit
Arbeitsgruppen - der Botanik und der Geoökologie der Universität
Potsdam zusammen sowie mit der Naturwaldakademie aus Lübeck. Die
größte Herausforderung besteht kurzfristig darin, Ressourcen für die
anspruchsvolle Forschung zu erhalten. Wir beginnen erst einmal mit
Bordmitteln, also ohne zusätzliche finanzielle Mittel. Aber die
erlauben keine großen Sprünge.

? Wie reagieren die Menschen vor Ort, insbesondere die
Privatwaldbesitzer*innen auf Euch?

! Bislang gab es noch keine Gelegenheit, unsere Pläne
ausführlich vorzustellen und zu diskutieren. Es mag wohl Skepsis
geben, und man wird auf unsere Flächen schauen - aber das gilt ja auch
umgekehrt. Ich hoffe, dass wir bald auf den Flächen mit der Arbeit
beginnen können. Dann werden wir gern auch die lokale Bevölkerung und
Schulklassen einladen und diskutieren. Zunächst allerdings muss das
Land Brandenburg die Fläche von gefährlicher Munition befreien. Der
Antrag wurde von der Stadt schon im vergangenen Jahr gestellt, nun
sollte schnell gehandelt werden. Bislang steht noch eine Antwort aus.

? Warum untersucht ihr "nur" 28 Hektar?

! Das ist die Fläche, die uns von der Stadt angeboten wurde,
wobei wir auf dieser und auf weiteren Flächen gemeinsam forschen und
handeln werden. Es wird eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Stadtförster geben, der auch auf anderen Flächen schon Modellhaftes
geleistet hat. Er zeigt, wie vor allem durch angemessene Bejagung die
Verjüngung von Laubbäumen möglich wird und damit ein schnelles
Umsteuern zu naturnäheren Wäldern auch unter den schwierigen Boden-
und Klimaverhältnissen.

? Wie stellst du dir die Waldflächen um Treuenbrietzen herum in
10/50/100 Jahren vor?

! In zehn Jahren werden wir Flächen sehen, auf denen
unterschiedliche Pionierbaumarten wachsen - Birken, Espen und Kiefern
werden dazu gehören. Sie werden bunt gemischt sein, unterschiedlich
alt - und den Grundstein für ein vielfältigeres, anpassungsfähiges
Waldökosystem legen.

Die Projektionen für die längeren Zeiträume hängen ganz stark auch
davon ab, wie sehr es der Menschheit gelingt, den Klimawandel zu
bremsen. Im schlechtesten Falle wird es in 100 Jahren keinen Wald
geben, sondern offene Gebüsche. Im besten Falle erreichen wir den
Wiederaufbau eines Waldökosystems, das aber nicht so aussehen wird wie
die Wälder heute.

Ich fürchte, wir unterschätzen noch das Potenzial des Wandels, der
über unsere Landschaften rollen wird. Deshalb ist es so wichtig, dass
wir möglichst konsequent darauf setzen, die Ökosysteme sich so
entwickeln lassen zu können, dass sie sich bestmöglich selbst kühlen
und befeuchten können: Der wichtigste Auftrag der Klimawandelanpassung
im Ökosystemmanagement.

? Denkst du, dass durch die vielen Extremwetterlagen und auch die
Brände eingesetzt hat, was die Funktionen des Waldes betrifft?

! Wir wissen schon aus Gesprächen und Workshops, dass das
Bewusstsein der Menschen für die in der Wissenschaft so genannten
'regulierenden Ökosystemleistungen' angewachsen ist. Die Menschen
wollen längst nicht mehr, dass im Wald nur Holz gemacht wird. Sie
erwarten auch Kühlung und Grundwasserneubildung, Frischlufterzeugung
sowie Schutz gegen Brandkatastrophen.

Nun gilt es, die auf holznutzungsbasierte Einkünfte fokussierten
Waldeigentümer an eine neue Waldvision heranzuführen. Das erfordert
auch die gesellschaftliche Bereitschaft, Ressourcen für
Nichtholz-Nutzungen bereitzustellen und Waldeigentümer auch für
Leistungen zu vergüten, die keine Intervention im Waldökosystem
erfordern - bzw. diese gar reduzieren.

? Was müsste deiner Meinung nach passieren, um die Forstwirtschaft
in Deutschland zeitnah grundlegend nachhaltiger zu gestalten?

! Es geht u.a. um einen politisch-institutionellen Wandel. Es
gibt starke Beharrungskräfte und historisch gewachsene Abwehrkräfte in
den Organisationen der Forstwirtschaft. Vermeintliche Opposition wird
oft entschieden bekämpft. Manche Forstakteure wirken verschlossen.
Zuweilen bin ich erstaunt, dass vermeintlich nichtforstliche, aber
eben waldökosystemrelevante Forschungsergebnisse kaum wahrgenommen
werden.

Auf der anderen Seite stehen längst viele Förster und auch einige
Eigentümer für alternative Ansätze, da ihnen klar ist, dass es mit den
Monokulturen und dem Nutzungsdruck in den industrialisierten Forsten
so nicht weitergehen kann. Der Klimawandel wird von vielen
Forstakteuren sehr einfach diskutiert - es scheint die vorrangige
Aufgabe zu sein, endlich möglichst viele neue Baumarten anzubauen.

Wir benötigen aber ein stärkeres ökosystemares Verständnis, eine
ökosystembasierte Waldbewirtschaftung. Um den Wandel zu erreichen,
müssen wir auch ohne Zweifel kritisch auf die klassische forstliche
Ausbildung blicken, die zu sehr an alten Zöpfen hängt.

Ich erwarte wichtige Impulse aus der Zivilgesellschaft vor allem aus
der jüngeren Generation, die stärker artikulieren wird, dass sie mit
der Arbeit der 'Profis' nicht mehr einverstanden ist.


Jana Ballenthien, Waldreferentin ROBIN WOOD, Hamburg



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Pierre Ibisch ist seit 2004 Professor für "Nature Conservation" an
der Hochschule für Nachhaltige Entwicklung Eberswalde. Naturschutz,
Biodiversität und nachhaltige Entwicklung im globalen (Umwelt-)Wandel
sind seine Forschungsschwerpunkte. Dabei spielen Anpassungsstrategien
von Ökosystemen für ihn eine herausragende Rolle.

- Radikaleingriff: Teile der vom Brand betroffenen Privatwälder wurden
komplett gerodet und von Biomasse befreit. Mitte März wurde begonnen,
die Flächen mit neuen Setzlingen zu bepflanzen.

- Auf 28 Hektar kommunaler Fläche bleiben die vom Brand betroffenen
Bäume und Pflanzen stehen. Begleitet wird die natürliche Entwicklung
nach dem Brand von der Hochschule für Nachhaltige Entwicklung in
Eberswalde unter der Leitung von Pierre Ibisch.

- Das Projekt wurde im März der Öffentlichkeit vorgestellt: 28 Hektar
verbrannter Kommunalwald dürfen sich natürlich entwickeln. Die
Hochschule Eberswalde wird das Projekt begleiten

- ROBIN WOOD fordert 2078 im Treuenbrietzener Wald ein Umsteuern in
der Waldwirtschaftung

- Die Projektfläche muss vom Land Brandenburg dringend von
gefährlicher Munition befreit werden.
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Hochschule Fresenius - 02.07.2019

Studie zeigt: Hochschulen sparen nach Motivationskampagnen für
Mitarbeiter Energie



Hochschulen können Energie sparen, wenn sie mit gezielten Kampagnen
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Verhaltensänderungen
motivieren und gut ausgebildete Change Agents den Prozess nachhalten.
Das ist das zentrale Ergebnis des Forschungsprojekts "ECHO", das die
Hochschule Fresenius im Verbund mit der Otto-von-Guericke-Universität
in Magdeburg und dem HIS-Institut für Hochschulentwicklung
durchgeführt hat. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit hat das Projekt mit rund 425.000 Euro unterstützt.

Messungen in zuvor festgelegten Interventions- und Kontrollgebäuden
an sechs teilnehmenden Hochschulen in Deutschland während der
Heizperioden Oktober bis März 2016/2017 und 2017/2018 haben ergeben,
dass diese - bei konservativer Auswertung ohne Ausreißer nach oben und
unten - fünf Prozent weniger Strom und 6,5 Prozent weniger Wärme
verbraucht haben. Das entspricht einer Reduktion von CO2-Emissonen in
Höhe von 203 Tonnen.

Zum Vergleich wurden nicht nur die Werte aus Kontrollgebäuden im
gleichen Zeitraum herangezogen, sondern auch Messergebnisse aus
vorangegangenen Jahren. Diese reichen zurück bis 2011. Gegenstand der
Untersuchung waren ausschließlich Gebäude mit vorwiegender Büronutzung
und nicht etwa Labore. Insgesamt wurden mehr als 2.600 Datensätze
ausgewertet, davon im Zeitraum Oktober 2016 bis März 2018 alleine 550.
Den geringeren Energieverbrauch haben die Hochschulen ausschließlich
dadurch erreicht, dass so genannte Change Agents mit ihren Teams für
die Mitarbeiter in den Interventionsgebäuden Informations-, Verhaltens-
 und Motivationskampagnen durchgeführt haben. Wie die Studie zeigt,
mit entsprechendem Erfolg.

"Wir wollten feststellen, welche Auswirkungen eine systematisch
geplante und umgesetzte Kampagne mit entsprechenden Materialen wie
Postern, Flyern, aber auch Gutscheinen für abschaltbare Steckerleisten
oder Einsparthermometer auf das Verhalten des Einzelnen hat",
berichtet Prof. Dr. Andreas Homburg, Leiter der Psychology School an
der Hochschule Fresenius in Wiesbaden. "Können wir damit
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter motivieren, das Licht im Büro oder
den Rechner auszumachen, eher eine Stoßlüftung als eine Kipplüftung
vorzunehmen, die Heizung niedriger zu stellen oder die Steckerleisten
zu verwenden? Und was spart dabei die Hochschule an Emissionen?"

Die Ergebnisse bewertet das Konsortium positiv, insbesondere beim
Strom sieht man aber auch noch ungenutzte Möglichkeiten. Dort liegt
das maximal realisierbare Verhaltenspotenzial höher. Bei der Wärme
sind die untersuchten Hochschulen mit den sechseinhalb Prozent schon
auf einem sehr guten Weg. "Interventionen sind insbesondere dann
wirksam, wenn sie darauf abzielen, alltägliche Handlungsgewohnheiten
zu verändern und wenn sie in eine systematische Interventionsstrategie
eingebettet sind", so Homburg. Zwei Hoffnungen sind mit dem Programm
verknüpft - zum einen dass Vorbilder ihre Kolleginnen und Kollegen
"mitnehmen", zum anderen der Spill-Over-Effekt: Das, was ich im Büro
praktiziere, mache ich künftig auch in meinem privaten Umfeld.

Eine zentrale Rolle fällt den "Change Agents" zu. Im Idealfall sind
das "Influencer", also kommunikationsstarke Typen, die gleichzeitig
aber eine glaubwürdige technische Expertise haben. "Menschen, die
beides in sich vereinen, sind nicht immer leicht zu finden", berichtet
Homburg. Eine Hochschule oder potenzielle Nachahmer müssen sich daher
fragen: Auf wen hört man? "In der Sozialpsychologie nennt man das
Minderheiteneinfluss", sagt Homburg. "Wie muss die Minderheit agieren,
damit die Mehrheit ihr Anliegen ernst nimmt?" Change Agents müssen ein
gutes Fachwissen haben, langfristig, beständig und widerspruchsfrei
argumentieren. Sie müssen gut vernetzt sein und partizipativ, also
nicht direktiv, kommunizieren. Sie sollten Vorbild sein und andere
mitnehmen können.

Um Vertrauen zu gewinnen, ist die Einbeziehung der Zielgruppe und von
Menschen, die sich vor Ort auskennen und am besten lokale
Begebenheiten berücksichtigen können, von hoher Bedeutung. Ein
erfolgskritischer Faktor ist außerdem Transparenz. Darunter ist die
Rückmeldung zu verstehen, was die einzelnen Maßnahmen bewirkt haben.
Und: Hochschulpräsidium oder Geschäftsführung sollten zwar deutlich
sichtbar hinter den Maßnahmen stehen, es sollte aber kein
"Top-down-Prozess" sein. "Dieser wäre aus meiner Sicht
kontraproduktiv", so Homburg. "Es geht ja in erster Line um
Freiwilligkeit und eigene Motivation."

Eines ist im Forschungsprojekt auch klar geworden: Singuläre Maßnahmen
wie Plakate aufhängen oder Einmalaktionen bringen nicht den
gewünschten Erfolg. Nachhalten, bis sich Verhaltensweisen
automatisieren, lautet das Motto. "Ganz wichtig ist es, eine
Energiesparkampagne dauerhaft im Bewusstsein zu halten. Neue
Energiespartipps oder Zahlen zur Frage, wer aktiv mitmacht, sind hier
hilfreich", sagt Homburg. "Hochschulen müssen einen fortlaufenden
Prozess etablieren, wenn sie ihre Klimaziele erreichen wollen."



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.adhibeo.de/mitarbeitermotivation-ist-ein-wichtiger-energiesparfaktor/

https://www.echo-energie.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718499

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius - 02.07.2019
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Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und
Küstenforschung - 10.07.2019

"Greta-Effekt" in Hamburg messbar

12. Forsa-Umfrage zum Klimawandel durchgeführt



Das Helmholtz-Zentrum Geesthacht (HZG) veröffentlicht eine neue Studie
zum Risikobewusstsein der Hamburger Bürger für den Klimawandel: Die
Hamburger nahmen 2019 die Bedrohung durch den globalen Wandel deutlich
stärker wahr. Auch die Zahl derer, die die Folgen selbst spüren,
erreicht einen neuen Höchststand.

Professorin Dr. Beate Ratter, Leiterin der Abteilung "Sozioökonomie
des Küstenraumes" im HZG-Institut für Küstenforschung lässt seit 2008
diese repräsentative Telefonumfrage in Hamburg alljährlich durch das
Meinungsforschungsinstitut Forsa durchführen. "Uns hat in der Studie
besonders interessiert, wie die Hamburger den Klimawandel und
Naturereignisse sowie deren Risiken wahrnehmen. Das Hitzejahr 2018
sowie die Fridays-for-future Bewegung zeigen sich dabei in unseren
Ergebnissen", erklärt Beate Ratter, HZG-Küstenforscherin und Leiterin
der Abteilung "Sozioökonomie des Küstenraumes".

Die Geografin erklärt die Motivation der Studie: "Ein Bewusstsein für
die Risiken sowie die gefühlte persönliche Betroffenheit sind wichtige
Faktoren für ein aktives Engagement bei der Anpassung an den
Klimawandel."

2019 erreicht die Anzahl der Personen, die die Bedrohung durch den
Klimawandel als "sehr groß" wahrnehmen einen neuen Höchststand von 28
Prozent und steigt damit um zehn Prozent im Vergleich zum Vorjahr an
(Abbildung 1). Erstmals meint jeder zweite Befragte, dass die Folgen
des Klimawandels bereits heute spürbar sind. Dies ist ein Anstieg
gegenüber 2018 von 14 Prozent auf insgesamt 54 Prozent. Laut der von
März bis Juni 2019 durchgeführten Telefonumfrage gehen sogar 83
Prozent der Befragten davon aus, dass spätestens in zehn Jahren die
Folgen zu spüren sein werden. Entsprechend sinkt die Anzahl
derjenigen, die mit Folgen des Klimawandels erst in 30 Jahren rechnen
auf vier Prozent.

Dass eigene Erfahrungen die Risikowahrnehmung beeinflussen, zeigt sich
in den Antworten zur Frage welche Naturkatastrophen die potenziell
schwersten Folgen für Hamburg hätten. Sturmfluten und Überschwemmungen
werden zwar auch in dieser Umfrage wieder als Naturkatastrophe mit den
potenziell schwersten Folgen für Hamburg wahrgenommen. Doch der
abnehmende Trend setzt sich weiter fort, und der Wert sinkt auf 64
Prozent: Von 2008 bis 2013 lag der Wert stets höher als 81 Prozent
(Abbildung 3). Hitzewellen als Bedrohung spielten in den
vorausgegangenen Jahren keine Rolle. In der aktuellen Befragung
bewerten erstmals elf Prozent dies als potenziell schwere
Naturkatastrophe. Darin spiegeln sich deutlich die eigenen Erlebnisse
mit dem Hitzesommer 2018.

Die erste Umfrage dieser Serie wurde im Jahr 2008 durchgeführt.
Seitdem wurde das Thema Klimawandel in den Medien kontrovers
diskutiert, wissenschaftliche Erkenntnisse haben sich weiterentwickelt
und die unterschiedlichen Gründe sowie die daraus folgenden
Konsequenzen des Klimawandels wurden mit einer Fülle von Daten
untermauert. Diese Umfrageserie soll den wissenschaftlichen
Kenntnisstand um die Klimawandelwahrnehmung der Hamburger Bevölkerung
in ihrem täglichen Leben ergänzen. Gerade die langjährige Betrachtung
trägt dazu bei, Trends in der Wahrnehmung des Klimawandels
aufzuzeigen. Die diesjährige Umfrage zeigt auch, dass noch nicht viele
Personen Vorsorgemaßnahmen treffen, um für Naturereignisse gewappnet
zu sein. Dazu wurde erstmals nach den Vorsorgemaßnahmen gefragt
(Abbildung 5). "Die Umfrage zeigt, dass Wissen nicht gleich
Wahrnehmung bedeutet", erklärt Professorin Beate Ratter.
"Risikobewusstsein und gefühlte persönliche Betroffenheit sind
wichtige Faktoren für persönliche Vorsorgemaßnahme. Bislang fühlten
sich die Hamburger sicher, sie mussten ihr Verhalten nicht anpassen."
Abgefragt wurde etwa, ob sie ihr Eigentum mit baulichen Maßnahmen
geschützt haben oder über eine Warn-/Wetter-App verfügen. Die Umfragen
der kommenden Jahre werden zeigen, inwieweit sich die Hamburger den
Folgen des Klimawandels in ihren persönlichen Handlungen stellen
werden.

Die Studien zum Risikobewusstsein der Hamburger Bürger für den
Klimawandel können als PDF heruntergeladen werden. Zu finden unter:
Forsa-Umfragen 2008 - 2019

Die Abteilung "Sozioökonomie des Küstenraumes" befasst sich mit der
gesellschaftlichen Seite der Entwicklung von Küstenräumen, mit
Interessenkonflikten und Raumnutzungsplanung sowie den Folgen des
Klimawandels für Küstengesellschaften. Die HZG-Abteilung im Institut
für Küstenforschung wird von Prof. Dr. Beate Ratter geleitet. Die
Geografin ist gleichzeitig Professorin für Integrative Geographie an
der Universität Hamburg.



Originalpublikation:

https://www.hzg.de/imperia/md/content/hzg/institut_fuer_kuestenforschung/kso/studien/risikobewusstsein_in_hamburg_2019.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hzg.de/public_relations_media/news/081603/index.php.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718986 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution120

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und

Küstenforschung - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/509: Und der Wald gehört Dir! Serious Game zu gesellschaftlichen Anforderungen an Wald- und Forstwirtschaft (idw)


inter 3 Institut für Ressourcenmanagement - 10.07.2019

Und der Wald gehört Dir! Serious Game zu gesellschaftlichen
Anforderungen an die Wald- und Forstwirtschaft



Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Projekt
terra1 will gesellschaftliche Anforderungen an einen "Wald der
Zukunft" spielerisch erkunden. Welche Rolle spielen die Interessen
unterschiedlicher Nutzergruppen, wie beispielsweise Forstwirtschaft,
Erholungssuchenden oder Naturschützern? Wodurch ist die
gesellschaftliche Wertschätzung des Waldes geprägt? Im Serious Game
des Projektes terra 1 werden verschiedene Zukunftsszenarien
diskutiert. Das Spiel ist online. Spielen Sie mit!

Der Diskurs um Klimawandel und Klimaschutz steht derzeit ganz oben in
der gesellschaftlichen Debatte um die Zukunft unseres Planeten. In
einer nachhaltigen Wald- und Forstwirtschaft soll sich die Ressource
Holz trotz menschlicher Nutzung nicht erschöpfen. So steht es in der
Waldstrategie 2020 der Bundesregierung. Doch extreme Wetterereignisse
wie Dürre und Trockenheit setzen dem Wald zu. Studien zur Verwertung
von Holz im Zuge der Entwicklung der Bioökonomie prognostizieren eine
Holzlücke, mit anderen Worten: der Rohstoff wird knapp. Setzt also die
hohe Nachfrage in der Holz- und Forstwirtschaft die Nachhaltigkeit
auf's Spiel?

Gesellschaftlicher Diskurs - Die Zukunft des Waldes als Wald
4.0?

Welche Rolle könnte die Digitalisierung bei der Bewältigung dieser
Herausforderung spielen? Trägt Sie zum Verständnis von Komplexität
bei? Befeuert sie forstwirtschaftliche Effizienz? Ermöglicht sie
Transparenz in der Bewirtschaftung?

"Aus unserer Sicht liegen die Chancen besonders darin, einen breiten
gesellschaftlichen Diskurs über die Zukunft des Waldes anzustoßen",
sagt Dr. Anja Steglich vom inter 3 Institut für Ressourcenmanagement.
"Denn die Bedeutung eines digitalen Daten- und Wissensmanagements in
Zusammenhang mit der Erarbeitung und Weitergabe von Wissen um
Forstwirtschaft, Biodiversität, Nachhaltigkeit und klimatischer
Resilienz ist bereits viel diskutiert und illustriert." Digitalisierte
Informationsflüsse ermöglichen zum Beispiel die Kommunikation zwischen
Produzenten und Konsumenten in der Forst- und Holzwirtschaft über
Trackingsysteme. Digitale Monitoringsysteme zu Biodiversität und
Klimaanpassung werden entwickelt.

Könnte Digitalisierung so weit gehen, dass eine - gesellschaftliche
beauftragte - künstliche Intelligenz die Bewirtschaftung des Waldes
übernimmt? Der Forschungsverbund terra1 nimmt diese Utopie oder
Dystopie zum Anlass, einen notwendigen gesellschaftlichen Diskurs über
die Bedeutung des Waldes zu fördern.

Serious Game - Der Wald der Zukunft aus der Hand der Gesellschaft


Das Serious Game des Projektes terra1 ermöglicht genau das: Die Nutzer
können gemeinsam mit ihren Mitspielern über Formen der Bewirtschaftung
oder auch den Schutz des Waldes mitentscheiden. Sie können ihre
Anforderungen an die Forst- und Waldwirtschaft bewerten und erfahren
die Ergebnisse eines automatisierten Interessenausgleichs. Wie wichtig
ist ihnen Biodiversitätsmanagement im Vergleich zur Entwicklung des
Holzpreises? Wie verhalten sich regionale Forstwirtschaft und
Klimaschutz zueinander? Führt die digitale Erfassung und Speicherung
von Daten zu neuen Geschäftsmodellen und Zertifizierungssystemen? Wer
möchte hier investieren? Wer möchte teilhaben? Wie transparent sollen
die Formen der Bewirtschaftung sein und wo möchten die Nutzer
mitentscheiden?

Diese Form des rationalisierten gesellschaftlichen
Interessenausgleichs wäre ein wichtiger Schritt in Richtung einer
Digitalisierung, beispielsweise bei der Programmierung von Algorithmen
zur automatisierten Bewirtschaftung des Waldes. Als
Interessenvertreter kommen hier alle in Frage, die einen Bezug zum
Wald haben. Einige sind schon heute in die Entscheidungsfindung
involviert, andere bisher nur davon betroffen. Je nach Präferenz,
können daher für die Zukunft des Waldes vielfältige Szenarien der
Waldbewirtschaftung diskutiert werden.

Laut Waldstrategie 2020 sind sowohl im regionalen als auch im globalen
Maßstaben die Zahlen zum Zustand des Waldes und auch zum Rückgang des
Waldes alarmierend. Sie sind Beleg dafür, dass die gesellschaftliche
Aushandlung ungenügend funktioniert, dass Nachhaltigkeit und
Klimawandel eine enorme Herausforderung für die Gesellschaft sind. Der
Forschungsverbund terra1 möchte vor diesem Hintergrund einen Beitrag
zum gesellschaftlichen Diskurs leisten und ruft alle Interessierten
dazu auf: Spielen Sie mit!




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.terra1.org

Onlinepräsenz des Projektes terra1

https://ipe-cerberus12.fzi.de

Serious Game zur Waldbewirtschaftung

https://www.ptj.de/projektfoerderung/biooekonomie/neue-formate-kommunikation-partizipation 

Link zum Förderprogramm

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Waldstrategie2020.pdf?__blob=publicationFile

 Link zur Waldtrategie 2020 der Bundesregierung

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719033 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

inter 3 Institut für Ressourcenmanagement - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/508: Alpenrepublik glyphosatfrei (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.07.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Alpenrepublik glyphosatfrei



Österreich hat als erstes EU-Land am Dienstag ein Glyphosatverbot
beschlossen. Allerdings ist es fraglich, ob das Verbot Bestand haben
wird. Denn es könnte EU-Recht widersprechen. Der Nationalrat beschloss
auch, dass Trinkwasser öffentliches Gut ist und nicht privatisiert
werden darf.

Glyphosat: Mit der Begründung des Vorsorgeprinzips in der Europäischen
Union stimmte der Wiener Nationalrat mehrheitlich für ein generelles
Verbot des umstrittenen Unkrautvernichtungsmittels. Zudem gebe es
Alternativen zum Einsatz des Stoffes, der von der
Weltgesundheitsorganisation als wahrscheinlich krebserregend
eingestuft wird.

Ende 2017 hatten die EU-Staaten eine Verlängerung der Zulassung von
Glyphosat bis 2022 beschlossen. Österreich stimmte damals schon
dagegen. Deutschland hatte ein positives Votum abgegeben, obwohl es
sich hätte enthalten müssen, weil es in der Großen Koalition keine
Einigung gegeben hatte.

Der Chemiekonzern Bayer bedauerte die Entscheidung Österreichs. Man
gehe davon aus, dass der Beschluss von der EU-Kommission rechtlich
angefochten werde, sagte das Unternehmen der Deutschen Presse-Agentur
(dpa).

Die österreichische Umweltorganisation Global 2000 lobte den Beschluss
des Nationalrats. Dem erfreulichen Ergebnis sei jahrelange Arbeit und
Hartnäckigkeit vorausgegangen, heißt es in einer Erklärung. Bereits
2013 habe Global 2000 Glyphosat im Harn von Menschen nachgewiesen und
damit ein österreichweites Verbot des Spritzens von Getreide erwirkt.
Des Weiteren hatte die Organisation anhand von Gutachten und
wissenschaftlichen Analysen auf Falschdarstellungen von Krebsstudien
im Zulassungsantrag von Monsanto hingewiesen und Strafanzeige gegen
Monsanto, das deutsche Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) und
die europäische Lebensmittelbehörde (EFSA) erstattet. Die Europäischen
Bürgerinitiative "Stopp Glyphosat" schaffte es mit ihrer erfolgreichen
Unterschriftensammlung das Geheimhalten von Studien im
Pestizidzulassungsverfahren zu beenden.

Eine weitere bemerkenswerte verfassungsrechtliche Entscheidung des
österreichischen Nationalrates: Trinkwasser ist ein öffentliches Gut
und darf nicht privatisiert werden. [mbu]



Beschluss des Nationalrats zu Glyphosat

https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2019/PK0767/index.shtml

https://www.parlament.gv.at/VOD/Reaktion Global 2000

Beschluss zur öffentlichen Trinkwasserversorgung

https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2019/PK0753/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.07.2019

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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VERKEHR/1188: Kein Bedarf in Sicht - NABU stellt Gutachten zur Fehmarnbeltquerung vor (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 11. Juli 2019

Kein Bedarf in Sicht: NABU stellt Gutachten zur Fehmarnbeltquerung
vor

Miller: Urteil der Verkehrsexperten kommt Todesstoß für Ostseetunnel
gleich



Berlin/Hamburg - Für den geplanten Ostseetunnel gibt es keinen Bedarf -
 das ist das Ergebnis eines Verkehrsgutachtens des renommierten
Verkehrsberatungsbüros Hanseatic Transport Consultancy (HTC), das am
heutigen Donnerstag in Hamburg vorgestellt wurde. Der NABU hatte das
Gutachten im Zuge seiner Klagebegründung zur Fehmarnbeltquerung in
Auftrag gegeben. Ziel war es, zu ermitteln, inwieweit Europas derzeit
größtes und teuerstes Infrastrukturprojekt unter aktuellen
wirtschaftlichen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen noch zu
rechtfertigen ist. Das Fazit der HTC-Studie "Bedarfsbezogene
Verkehrsmarktuntersuchungen im Kontext der geplanten festen
Fehmarnbeltquerung (FFBQ)" fällt vernichtend aus. Ein tatsächlicher
Bedarf für ein Vorhaben dieser Größenordnung wird mit Blick auf die
Kosten sowie die erheblichen negativen ökologischen Einflüsse auf den
Fehmarnbelt von den Gutachtern ausdrücklich verneint. "Das Urteil der
Verkehrsexperten kommt einem Todesstoß für die feste
Fehmarnbeltquerung gleich. Das Vorhaben atmet den Geist des 20.
Jahrhunderts und darf heute, wo dem Klimafragen und neue
Mobilitätsformen immer wichtiger werden, auf keinen Fall gebaut
werden", so Leif Miller, NABU-Bundesgeschäftsführer.

Die Gutachter kommen zu dem Ergebnis, dass es auf der Strecke keine
wesentlichen Engpässe gibt und auch für die Zukunft keine in Sicht
sind. Die Gutachter haben keine Anhaltspunkte dafür, dass sich dies
bei aktueller weltwirtschaftlicher Abkühlung ändern sollte. Selbst in
den vergangenen zehn Jahren der Hochkonjunktur hatte sich kein
Wachstum des Verkehrs auf der Strecke eingestellt. Sollte sich dies
doch wider Erwarten ändern, könne die Infrastruktur in Dänemark und
Deutschland punktuell angepasst werden, so die Gutachter. Das spare
ressourcenfressende, ökonomisch und ökologisch höchst fragwürdige
Neubauprojekte.

Ein zentraler Punkt des Gutachtens ist die zunehmende Digitalisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Die zu erwartenden fundamentalen
Veränderungen für Transport, Verkehr und Logistik, etwa mit Blick auf
zukünftige Produktions- und Absatzregionen, die Struktur und das
Gesamtvolumen der beförderten Güter, seien nie durch aktualisierte
Verkehrsprognosen abgebildet worden, obwohl das zeitlich möglich und
inhaltlich seit geraumer Zeit nötig gewesen wäre.

Nach Auffassung des NABU zeige das Gutachten eindringlich, dass weder
für die Straße noch für die Schiene ein tatsächlicher Bedarf besteht.
Wolle man zudem das eigentliche Verkehrsziel der Europäischen Union,
den Straßengüterverkehr auf die Schiene zu verlagern ("from road to
rail"), ernsthaft erreichen, müsse der Bahngüterverkehr gestärkt
werden. "Deswegen erwarten wir eine vernünftige und
verantwortungsvolle Anpassung der geplanten Fehmarnbeltquerung an die
Realität. Ein reiner Eisenbahntunnel in der gebohrten Variante würde
den Bahngüterverkehr stärken und deutlich weniger ökologischen Schaden
anrichten. Die aktuelle Dimension des Vorhabens ist völlig
unangemessen", so Malte Siegert, Fehmarnbelt-Experte des NABU. Zwei
Drittel der Kosten für das Projekt seien aber für die
Straßenverbindung vorgesehen, obwohl es sich laut
Planfeststellungsbeschluss explizit um ein Eisenbahnprojekt handelt.

Das Gutachten zum Download:

www.nabu.de/downloads/verkehrsgutachten-ffbq.pdf

Mehr Infos: www.NABU.de/Fehmarnbelt

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 11.07.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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VERKEHR/1187: "Klimaschutz durch Radverkehr" - Bundesumweltministerium fördert Modellprojekte (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 10. Juli 2019

Klimaschutz

"Klimaschutz durch Radverkehr": Bundesumweltministerium fördert
Modellprojekte



Der Radverkehr in vielen Städten und Gemeinden nimmt stetig zu. Das
ist gut für den Klimaschutz. Um die Fahrradinfrastruktur entsprechend
anzupassen und weiter auszubauen, startet das Bundesumweltministerium
zum vierten Mal den Förderaufruf "Klimaschutz durch Radverkehr" der
Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI). Ab dem 1. August können
Bewerbungen für die Förderung eingereicht werden.

Gefördert werden investive modellhafte Projekte, die unter anderem
Städte und Gemeinden, aber auch Vereine und Unternehmen dabei
unterstützen, attraktive Angebote für den Radverkehr zu entwickeln und
dem erhöhten Fahrradaufkommen gerecht zu werden. Ziel ist es, den
Anteil des Radverkehrs an der Verkehrsleistung zu erhöhen und so nicht
nur zum Klimaschutz beizutragen, sondern auch zur Verbesserung der
Lebensqualität vor Ort. Durch ihren Vorbildcharakter regen die
Förderprojekte bundesweit zur Nachahmung an. Besonders förderwürdig
sind Projekte, die in Kooperation mit verschiedenen Akteuren
realisiert werden.

Seit 2016 hat das Bundesumweltministerium bundesweit bereits 44 Einzel-
 und 19 Verbundvorhaben zum Radverkehr im Rahmen des Förderaufrufs mit
einem Fördervolumen in Höhe von rund 92 Millionen Euro unterstützt.
Aktuell wurden sieben neue Projekte bewilligt, die beispielsweise
"schlaue Radwege" für Schulkinder vorsehen, ganze Stadtquartiere per
Radweg miteinander verbinden oder eine rund 61 km lange
Radwegeverbindung zwischen sechs Kommunen vorsehen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.klimaschutz.de/radverkehr

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 120/19, 10.07.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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WALD/172: Wie Bäume das Klima retten könnten (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),
Hochschulkommunikation, 04.07.2019

Wie Bäume das Klima retten könnten



Die weltweite Aufforstung von Wäldern wäre auf einer Fläche von 0,9
Milliarden Hektar möglich und könnte so zwei Drittel der vom Menschen
verursachten CO2-Emissionen aufnehmen. Dies wäre die effektivste
Massnahme gegen den Klimawandel. Zu diesem Schluss kommt eine aktuell
in Science publizierten Studie der ETH Zürich.




[image: Weltkarte - Grafik: © ETH Zürich / Crowther Lab]

Bild A zeigt die gesamte verfügbare Fläche, auf der Bäume wachsen
können (aktueller Waldbestand und für Wiederaufforstung geeignete
Fläche).

Grafik: © ETH Zürich / Crowther Lab



Das Crowther Lab an der ETH Zürich forscht an naturbasierten Lösungen
für den Klimawandel. In der neuen Studie zeigten die Forschenden
erstmals auf, wo auf der Welt neue Bäume wachsen könnten und wie viel
Kohlenstoff sie speichern würden. Jean-François Bastin, Studienleiter
und Postdoc am Crowther Lab erklärt: «Ein Aspekt war für uns bei den
Berechnungen besonders wichtig: Wir haben Städte und
landwirtschaftliche Flächen von der gesamten Fläche, die das Potenzial
zur Wiederaufforstung hat, ausgeschlossen, denn diese Gebiete braucht
der Mensch anderweitig."

Ein Gebiet von der Grösse der USA aufforsten

Die Forschenden berechneten, dass unter den aktuellen klimatischen
Bedingungen die Erde mit rund 4,4 Milliarden Hektar Wald bedeckt sein
könnte. Das sind 1,6 Milliarden mehr als die derzeit vorhandenen 2,8
Milliarden Hektar. Von diesen 1,6 Milliarden Hektar erfüllen 0,9
Milliarden Hektar das Kriterium nicht von Menschen genutzt zu werden.
Derzeit stünde also ein Gebiet von der Grösse der USA für die
Aufforstung zur Verfügung. Einst herangewachsen könnten diese neuen
Wälder 205 Milliarden Tonnen Kohlenstoff speichern. Das sind etwa zwei
Drittel der 300 Milliarden Tonnen Kohlenstoff, die seit der
industriellen Revolution durch den Menschen verursacht in die
Atmosphäre gelangten.




[image: Weltkarte - Grafik: © ETH Zürich / Crowther Lab]

Bild B zeigt die Fläche, die für die Wiederaufforstung von Wäldern
verfügbar ist (ohne Landwirtschaftsflächen, Wüsten und Städte).

Grafik: © ETH Zürich / Crowther Lab



ETH-Professor Tom Crowther, Mitautor der Studie und Gründer des
Crowther Lab, meint dazu: «Wir alle wussten, dass die Aufforstung der
Wälder einen Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels leis-ten könnte,
aber bislang war unklar, wie gross der Effekt wäre. Unsere Studie
zeigt deutlich, dass Flä-chen zu bewalden derzeit die beste verfügbare
Lösung gegen den Klimawandel ist. Allerdings müssen wir schnell
handeln, denn es wird Jahrzehnte dauern, bis die Wälder reifen und ihr
Potenzial als natürliche CO2-Speicher ausschöpfen.»

Russland wäre am besten geeignet

Die Studie zeigt auch, wo eine Aufforstung am besten möglich wäre. Die
meiste Fläche entfällt auf nur sechs Länder: Russland (151 Millionen
Hektar), USA (103 Millionen Hektar), Kanada (78,4 Millionen Hektar),
Australien (58 Millionen Hektar), Brasilien (49,7 Millionen Hektar)
und China (40,2 Millionen Hektar).

Die Studie warnt schliesslich davor, dass viele aktuelle Klimamodelle
fälschlicherweise erwarten, dass der Klimawandel die globale
Baumbedeckung erhöhe. Zwar werden die Flächen der nördlichen Wälder in
Regionen wie Sibirien wahrscheinlich zunehmen. Aber dort beträgt die
Baumdichte durchschnittlich nur 30 bis 40 Prozent. Dem gegenüber steht
allerdings der Verlust von dichten tropischen Wäldern, die
typischerweise eine Baumbedeckung von 90 bis 100 Prozent aufweisen.

Bäume im Blick - auch an der Scientifica

Ein Tool auf der Website des Crowther Lab [https://gee.ethz.ch/]
ermöglicht es Nutzern, einen beliebigen Ort der Welt zu wählen und
herauszufinden, wie viele Bäume dort wachsen könnten und wie viel
Kohlenstoff sie speichern würden. Zudem bietet es auch Listen von
Waldrestaurierungsorganisationen. Das Crowther Lab wird an der
diesjährigen Scientifica [https://www.scientifica.ch/] teilnehmen und
das neue Werkzeug vorstellen.

Das Crowther Lab setzt auf naturbasierte Lösungen für den Klimawandel.
Es will so erstens die Ressourcen besser zuteilen, indem es Regionen
identifiziert, die bei der Aufforstung den grössten Klimaeffekt haben
könnten. Zweitens will das Lab realistische und messbare Ziele setzen,
um die Wirkung von Sanierungsprojekten zu maximieren; und drittens den
Fortschritt laufend überprüfen und gegebenenfalls Korrekturmassnahmen
einleiten.

Originalpublikation:

Bastin JF, Finegold Y, Garcia C, Mollicone D, Rezende M, Routh D,
Zohner CM, Crowther TW: The global tree restoration potential,
Science, 5 July 2019, 

doi: 10.1126/science.aax0848

[http://dx.doi.org/10.1126/science.aax0848]

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718622

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),

Hochschulkommunikation, 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/644: EU-Chemikalienstrategie - Verschoben ist gleich aufgehoben? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.07.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EU-Chemikalienstrategie: Verschoben ist gleich aufgehoben?



Wie der Nachrichtendienst Chemical Watch am Dienstag berichtete, steht
die EU-Strategie für eine nicht-giftige Umwelt offenbar auf der Kippe.
Widerstände aus der Kommission und der Industrie scheinen eine
Veröffentlichung der Strategie zu verhindern.

Bisher hieß es, die bereits seit Ende 2018 überfällige Strategie werde
der neuen EU-Kommission überlassen, die sie bis Ende dieses Jahrs
veröffentlichen würde. Nun stellt sich heraus, dass einige
Vertreter*innen der EU-Exekutive nicht damit rechnen, dass die
Strategie überhaupt noch das Licht der Welt erblickt. Die
Uneinigkeiten innerhalb der Kommission über Umfang und Ziele seien zu
groß, außerdem sei die Strategie inzwischen 'überholt und irrelevant'.
So zitierte die Nachrichtenplattform Chemical Watch Quellen aus der
Kommission. Insbesondere die Generaldirektion Wachstum wehre sich
dagegen, dass Ziele für eine sicherere Chemikalienpolitik und Verbote
schädlicher Stoffe 'unerreichbare Ziele für die Industrie setzen und
die Wettbewerbsfähigkeit der EU' gefährden würden.

Auch Vertreter der Chemikalienindustrie schossen vergangene Woche
offen gegen die Strategie. "Wir brauchen keine neue Gesetzgebung, wir
brauchen keine nicht-giftige Umwelt. Sorry, Umweltminister, wir mögen
den Begriff nicht und wir brauchen ihn nicht", erklärte der
EU-Cheflobbyist der Chemieindustrie Marco Mensink auf einer Konferenz.
Die Mitglieder des Umweltrats hatten die Kommission vergangene Woche
aufgefordert, die Strategie ohne weitere Verzögerungen zu entwickeln
(siehe EU-Umweltnews vom 27.06.).

NGO-Vertreter*innen reagierten schockiert auf die Aussagen von
Kommission und Industrie. Umweltverbände drängen seit langem auf eine
Veröffentlichung der Strategie, die europäische Bürger*innen und die
Umwelt vor schädlichen Chemikalien schützen und sichere Alternativen
fördern soll. Tatiana Santos, Referentin für Chemikalienpolitik beim
Europäischen Umweltbüro, versprach, dass NGOs 'bis zum Schluss' um die
Strategie kämpfen werden.

Die EU hatte sich im 7. Umweltaktionsprogramm selbst dazu
verpflichtet, bis 2018 eine Strategie für eine nicht-giftige Umwelt
(strategy towards a non-toxic environment) zu erstellen. Darin soll
unter anderem festgelegt werden, wie sie langfristig gegen die
Auswirkungen von endokrinen Disruptoren, Nanomaterialien oder
Cocktaileffekte von Chemikalien vorgehen wird. Seitdem die Kommission
im September 2017 einen vorbereitenden Bericht zur Strategie
veröffentlicht hat, gab es keine weiteren Fortschritte. [km]



Artikel bei Chemical Watch (kostenpflichtig)

https://chemicalwatch.com/79354/eu-non-toxic-environment-strategy-likely-to-be-abandoned-due-to-rift

Schlussbericht zur Strategie für eine nicht-giftige Umwelt

https://publications.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/89fbbb74-969c-11e7-b92d-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-38384810
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FORSCHUNG/585: Kohlendioxid-Reduktion in industriellen Prozessen (idw)


Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg -
01.07.2019

Forschungskooperation mit DLR-Institut: Kohlendioxid-Reduktion in
industriellen Prozessen

Wie aus fossilen Kraftwerken kohlenstoffarme Energielieferanten
werden, erforschen BTU-Wissenschaftler gemeinsam mit dem neuen
Institut des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR)



Deutschlands Klimaschutzziele sehen bis 2030 eine Reduzierung der
Treibhausgasemissionen um mindestens 55% gegenüber 1990 vor. Bis 2050
soll eine weitgehende Treibhausgasneutralität erreicht sein. Um diese
Ziele zu erreichen, sind unter anderem verstärkte Anstrengungen
erforderlich, um die Dekarbonisierung energieintensiver industrieller
Prozesse, wie der Stahl- oder Aluminiumproduktion, zu beschleunigen.
Zudem gilt es, Kohlekraftwerke in kohlenstoffarme
Energiewandlungssysteme umzubauen, um Emissionen zu vermeiden.




[image: Foto: © BTU Cottbus-Senftenberg]

Das Braunkohle-Kraftwerk Jänschwalde verzeichnete 2018 einen
CO2-Ausstoß von 22,8 Mio. Tonnen.

Foto: © BTU Cottbus-Senftenberg



Gemeinsam mit dem DLR-Institut für dekarbonisierte Industrieprozesse
arbeiten BTU-Forscher künftig daran, alternative, emmissionsarme
Technologien für energieintensive Industrien zu entwickeln, die nicht
mit fossilen Brennstoffen arbeiten. "Die Industrie mittel- bis
langfristig klimaneutral umzubauen, ist eine internationale
Mammutaufgabe. Ideen und Innovationen für diesen Umbau werden künftig
aus der Lausitz kommen und einen wichtigen Beitrag zur
klimafreundlichen Entwicklung am Industriestandort Deutschland
leisten", so die amtierende BTU-Präsidentin Prof. Dr. Christiane Hipp.

Wie die künftige Forschungskooperation gestaltet werden soll, haben
das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt, der kommissarische
Leiter des Instituts Prof. Dr. Uwe Riedel gemeinsam mit der BTU, Prof.
Dr.-Ing. Christoph Egbers und einem Wissenschaftlerteam erarbeitet.
Prof. Egbers: "Die Ansiedlung des neuen DLR-Instituts im Bereich der
Energieforschung ist ein entscheidendes Signal und ein wichtiger
Baustein für die weitere Entwicklung des Wissenschaftsstandortes
Cottbus. Sie hat große strukturelle und technologische Bedeutung für
die Lausitz", sagt er und ergänzt: "Gemeinsam mit dem DLR-Institut
werden wir an der Entwicklung von Hochtemperatur-Wärmepumpen und
virtuellen Modellen arbeiten, anhand derer wir industrielle Prozesse
optimieren können." Am Standort Cottbus sind drei gemeinsamen
Berufungen zwischen BTU und DLR in Planung. Gegenwärtig gehen DLR und
BTU davon aus, dass das Institut mit einer Personalausstattung von
insgesamt 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern seine Arbeit aufnimmt
und im weiteren Verlauf - abhängig von der Nachfrage am Markt - auch
noch wachsen kann.

Hintergrund

Die Ansiedlung des neuen Instituts des Deutschen Zentrums für Luft-
und Raumfahrt (DLR) gehört zu den vom Bund geförderten Vorhaben, die
zur Strukturentwicklung beitragen sollen. 60 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler werden an den beiden Standorten in Cottbus und Zittau
arbeiten, 30 in Cottbus. Zusätzlich werden weitere 60 Forschende über
Projekte drittmittelfinanziert. Für die Administration und technische
Unterstützung sind weitere 15 Stellen geplant.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie stellt jährlich 10
Mio. Euro Grundfinanzierung zur Verfügung. Brandenburg und Sachsen
kofinanzieren das Institut an beiden Standorten mit jeweils 0,55 Mio.
Euro jährlich und leisten eine einmalige Anschubfinanzierung in Höhe
von je 10 Mio. Euro.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718480

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution193
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ROHSTOFFE/059: Immer mehr Palmöl in Biokraftstoffen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.06.2019 / Verkehr

Immer mehr Palmöl in Biokraftstoffen



Laut der Umweltorganisation Transport & Environment (T&E) ist der
Anteil von Palmöl im Biodiesel in der EU 2018 auf ein Allzeithoch
gestiegen. Problematisch, weil 2023 eigentlich der Ausstieg aus Palmöl
im Tank beginnen soll.

65 Prozent des in die EU importierten Palmöls wurde im vergangenen
Jahr für energetische Zwecke verwendet. 53 Prozent davon wurden direkt
dem Biodiesel beigemischt. Mehr als 4 Millionen Tonnen Rohpalmöl und
weitere 1,2 Millionen Tonnen raffinierten Biodiesel wurden 2018 in die
EU importiert. Das entspricht einem Anstieg von 3 Prozent im Vergleich
zu 2017. Die Importe sollen die EU 4,2 Milliarden Euro gekostet haben.

12 Prozent des Palmöls wurde als Heizöl und zur Stromerzeugung
verbrannt.

Im Gegensatz zur energetischen Nutzung sank der Verbrauch von Palmöl
im Lebensmittelsektor, für Wasch- und Kosmetikprodukte deutlich um elf
Prozent.

Für die Auswertung zog T&E aktuelle Zahlen von Oil World heran, ein
Unternehmen mit Sitz in Hamburg, dass die Entwicklungen von Ölsaaten,
Ölpflanzen, Ölen und Fetten auf dem Weltmarkt und auf regionalen
Märkten analysiert.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) forderte im Zuge der Veröffentlichung
die Bundesregierung auf, einen nationalen Sofortausstieg von Palmöl im
Kraftstoff einzuleiten. Die Palmölproduktion sei wesentlich
verantwortlich für die Zerstörung von Regenwäldern und gefährde die
Artenvielfalt. Zudem sei Biodiesel bis zu dreimal klimaschädlicher als
fossiler Diesel.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH kommentierte:
"Wenn der Anteil von Palmöl im Tank weiter steigt, obwohl die EU den
stufenweisen Ausstieg aus Palmöl im Diesel beschlossen hat, läuft
etwas gewaltig falsch. Wertvolles Palmöl hat im Autotank nichts zu
suchen."

Die Nutzung von Palmöl als Bestandteil in Biokraftstoffen soll in der
EU ab 2023 schrittweise bis 2030 auslaufen. Das hatte die
EU-Kommission im März dieses Jahres mit einem delegierten Rechtsakt
beschlossen (EU-News vom 14.03.2019 [1]). [aw]



Transport & Environment 

https://www.transportenvironment.org/press/almost-two-thirds-palm-oil-consumed-eu-burned-energy-new-data

Oil World

https://www.oilworld.biz/t/publications/annual

DUH 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/palmoel-anteil-im-diesel-steigt-weiter-an-deutsche-umwelthilfe-fordert-nationalen-sofortausstieg-zu/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-verkehr/ausnahmen-fuer-nicht-nachhaltige-biokraftstoffe/
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FISCHEREI/207: Nordseedorschquote - Wissenschaft empfiehlt minus 70 Prozent (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 01.07.2019 / Wasser & Meere

Nordseedorschquote: Wissenschaft empfiehlt minus 70 Prozent



Die Bestände von Dorsch in der Nordsee sind so gefährdet, dass der
Internationale Rat für Meeresforschung (ICES) eine drastische
Reduzierung der Fangquoten im Jahr 2020 empfiehlt: minus 70 Prozent,
in einigen Gebieten sogar ein Fangstopp. Nichtregierungsorganisationen
wie Oceana oder Seas at Risk forderten die EU-FischereiministerInnen
auf, die Warnung vor dem Kollaps der Bestände endlich ernst zu nehmen.
Bereits Mitte April hatte der ICES zu einem Fangstopp für diese
Fischart in der östlichen Ostsee geraten (EU-News 12.04.2019 [1]).

In der Nordsee sollten die Fänge laut ICES 2020 auf 10.457 Tonnen
begrenzt werden. Oceana mahnte, dass in einer Zeit, in der das
Artensterben und der dramatische Zustand der Weltmeere sich rasant
verschlimmere, die Überfischung der Nordsee endlich ein Ende haben
müsse. Gefangen werde der Dorsch oder Kabeljau hauptsächlich von
Fischfangflotten aus Großbritannien, Dänemark und Norwegen. In den
1970er Jahren wurden noch 270.000 Tonnen aus dem Meer geholt.

"Die Notwendigkeit, die Fischerei auf Nordseekabeljau derart drastisch
zu reduzieren, ist für viele Fischer eine Katastrophe - eine
Situation, die hätte verhindert werden können, wenn die
Entscheidungsträger den Wissenschaftlern überhaupt zugehört und die
von allen EU-Staaten in der reformierten Gemeinsamen Fischereipolitik
beschlossenen Ziele zu gesunden Meeren und Ernährungssicherheit
beachtet hätten", sagte Andrea Ripol von Seas At Risk.

Die Fischart Gadus morhua wird als Atlantischer Kabeljau oder Dorsch
bezeichnet und ist ein wichtiger Speisefisch. Junge Kabeljaue vor der
Geschlechtsreife werden Dorsch genannt, auch die in der Ostsee
lebenden, kleineren Kabeljaue bezeichnet man als Dorsch. [jg]



ICES-Empfehlung zum Dorsch in der Nordsee

http://ices.dk/sites/pub/Publication%20Reports/Advice/2019/2019/cod.27.47d20.pdf

Pressemitteilung Oceana

https://eu.oceana.org/en/press-center/press-releases/cod-crisis-deepens-north-sea

Pressemitteilung Seas at Risk

https://seas-at-risk.org/16-fisheries/972-drastic-cut-for-north-sea-cod-scientific-advice-must-shock-eu-fisheries-ministers-in-action.html

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-wasser-meere/dorschbestand-bricht-zusammen-verbaende-fordern-fangstopp/
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PROJEKT/114: Internationales Verbundprojekt zum Schutz von Auwäldern in Kirgisistan (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 05.07.2019

Internationales Verbundprojekt zum Schutz von Auwäldern in
Kirgisistan 



Die Bewahrung von Auwäldern entlang des Flusses Naryn in Kirgisistan
steht im Mittelpunkt des internationalen und fachübergreifenden
Projektes "ÖkoFlussPlan", das ab August dieses Jahres unter Leitung
der von Prof. Dr. Bernd Cyffka (Inhaber der Professur für Angewandte
Physische Geographie und Leiter des Aueninstituts der KU) startet.




[image: Foto: © Betz/upd]

Eine typische Flusslandschaft am Naryn. Der Fluss und seine Dynamik
sind kaum vom Menschen beeinflusst, sodass hier ein noch weitestgehend
intaktes Flussökosystem erforscht werden kann.

Foto: © Betz/upd



Insgesamt 14 Partnerinstitutionen aus Deutschland und Kirgisistan
beteiligen sich an dem dreijährigen Projekt, dessen kompletter Titel
"Erhalt ausgewählter Ökosystemleistungen in den Flussauen des
Naryn/Kirgisistan durch erneuerbare Energien und Kurzumtriebsplantagen
unter Einbezug eines nachhaltigen Land- und Wassermanagements und
Capacity Buildings" lautet. Das Bundesforschungsministerium fördert
"ÖkoFlussPlan" mit 860.000 Euro. Zu den Partnern auf deutscher Seite
gehören unter anderem die Technische Hochschule Ingolstadt, die
Technische Universität München sowie die Hochschule für Nachhaltige
Entwicklung Eberswalde. In Kirgisistan beteiligen sich neben
verschiedenen Gemeinden, Behörden und NGOs die Naryn State University
sowie die Kyrgyz State University for Construction, Transport and
Architecture.

Mehr als die Hälfte der großen Flüsse weltweit ist durch den Menschen
verändert worden. Die Auenökosysteme entlang des Naryn in Kirgisistan
hingegen sind bislang noch in einem weitgehend natürlichen Zustand.
Damit sind die Auen des Naryn nicht nur als regionaler Hotspot der
Biodiversität interessant, sondern können auch Erkenntnisse über die
natürliche Dynamik von Flusssystemen liefern, wie sie sich in
Mitteleuropa nicht mehr erzielen lassen.

Für die Bewohner der Dörfer entlang des Naryn bieten die Auen
Brennholz und Weideflächen, Flächen für die Erholung oder den Schutz
vor Erosion. Allerdings ist durch die Entnahme von Brennholz und die
Beweidung der langfristige Erhalt der Auwälder gefährdet. Darüber
hinaus stellt eine geplante Staustufenkaskade am Oberlauf des Naryn
eine Bedrohung für die natürliche Dynamik des Flusssystems und seiner
Biodiversität dar. "Für die lokalen Entscheidungsträger ergibt sich
also ein Zielkonflikt zwischen der Versorgung der lokalen Bevölkerung
mit Ressourcen aus dem Auwald, der Entwicklung des Landes mittels des
Ausbaus von Wasserkraft sowie dem Erhalt der natürlichen Ökosysteme
und ihrer Biodiversität", erklärt Professor Cyffka, der auch das
Aueninstitut der KU in Neuburg leitet. Ein Team aus deutschen und
kirgisischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern wird in den
kommenden drei Jahren zu diesem Konflikt forschen und unter
transdisziplinärer Einbeziehung von Entscheidungsträgern aus
Kirgisistan sowie der lokalen Bevölkerung Handlungsempfehlungen
entwickeln.

Mit "ÖkoFlussPlan" knüpft die KU an die Erfahrungen aus einem Projekt
an, welches die VolkswagenStiftung von 2014 bis 2017 förderte und sich
ebenfalls mit Strategien für den Erhalt und die verträgliche Nutzung
von Auen in Kirgisistan sowie in China befasste. Ziel des neuen
Vorhabens ist es, die Auwälder entlang des Naryn zu bewahren sowie
nachhaltige Energieressourcen für die lokale Bevölkerung anzubieten
und zu implementieren. Um den Nutzungsdruck zu reduzieren werden
Alternativen für die Holzentnahme aus den Auwäldern entwickelt. Dafür
sollen zum einen Plantagen aus schnellwachsenden Gehölzen etabliert
werden, die das Holz aus den Auwäldern ersetzen können. Zum anderen
kommen aber auch moderne Technologien für die Erzeugung erneuerbarer
Energien und der effizienten Energienutzung zum Einsatz. Dabei wird
ein enger Dialog mit der lokalen Bevölkerung gesucht, um zum einen
bestehendes lokales Wissen von Anfang an einbeziehen zu können und zum
anderen die Ergebnisse des Projekts zu kommunizieren. Neben der
lokalen Bevölkerung ist auch ein intensiver Austausch mit
Entscheidungsträgern vor Ort geplant und an bestehende Projekte der
kirgisischen Behörden zum Schutz der Auwälder und zur effizienten
Energienutzung in den Dörfern angeknüpft. Ergänzend dazu hat ein
Training von Nachwuchswissenschaftlern in modernen Methoden der
Umweltanalyse die Förderung eines langfristigen Monitorings der
Auwaldentwicklung entlang des Naryn zum Ziel.

Inhaltlich werden von der KU vor allem die natürlichen Auenökosysteme
analysiert, um Erkenntnisse über deren Zustand zu erheben und
Prognosen über eine mögliche Entwicklung abzugeben. Dabei werden neben
Feldaufnahmen auch moderne Methoden der Fernerkundung und
Geoinformatik zum Einsatz kommen, um großräumig Informationen zu
sammeln. Eine erste Feldkampagne wird bereits im September
stattfinden. Im November wird zudem Dr. Nadira Degembaeva als
kirgisische Gastwissenschaftlerin zu Besuch an der KU sein, um
gemeinsam an Forschungsfragen zu den Narynauen zu arbeiten.




Liste der an "ÖkoFlussPlan" beteiligten Institutionen:

Aus Deutschland:


	Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt (Angewandte Physische Geographie/Aueninstitut Neuburg)

	Technische Hochschule Ingolstadt (Institut für neue Energie-Systeme)

	Technische Universität München (Hydrologie und Flussgebietsmanagement)

	Hochschule für Nachhaltige Entwicklung Eberswalde (Sozioökonomie und Kommunikation)

	ÖKON Gesellschaft für Landschaftsökologie, Gewässerbiologie und Umweltplanung mbH, Kalmünz

	CitrinSolar GmbH Energie- und Umwelttechnik, Moosburg

	Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt

	scilands GmbH - Gesellschaft zur Bearbeitung digitaler Landschaften, Göttingen



Aus Kirgisistan


	Eco-Consult

	Naryn State University

	Kyrgyz State University for Construction, Transport and Architecture

	World Agroforestry Centre, Außenstelle Bishkek

	Agentur für kommunale Entwicklung und Investitionen

	Forstverwaltungen Naryn und Aktalaa

	Kommunen Aktal und Emgek-Talaa

	Kyrgyz Soil Science Society



Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718786

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105
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INITIATIVE/409: Naturschutzgroßprojekt Vogelsberg erhält Auszeichnung (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 9. Juli 2019

Naturschutzgroßprojekt Vogelsberg erhält UN-Dekade-Auszeichnung

Erhaltung von Lebensräumen für Arnika, Hirschkäfer und Schwarzstorch



Bermutshain, 9. Juli 2019 - Die Mittelgebirgslandschaft Vogelsberg
verfügt über ein einzigartiges Landschaftsmosaik aus Wiesen, Gewässern
und Wäldern und eine überdurchschnittlich große Naturvielfalt. Im
Rahmen des Naturschutzgroßprojekts Vogelsberg werden eine Fülle von
Naturschutzmaßnahmen umgesetzt und die Zusammenarbeit mit
Landwirtschaftsbetrieben gefördert. Ziel ist es, den Artenreichtum in
dieser besonderen Kulturlandschaft zu erhalten. Heute erhält das
Projekt des Natur- und Lebensraum Vogelsberg e. V. die Auszeichnung
der UN-Dekade Biologische Vielfalt. Priska Hinz, Hessens Ministerin
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz übergibt
die Vielfaltstrophäe in Bermutshain im Rahmen der Feierlichkeiten zum
5-jährigen Bestehen des Naturschutzgroßprojekts Vogelsberg.

Der Vogelsbergkreis in Hessen bietet zahlreichen gefährdeten Tier- und
Pflanzenarten - z. B. Schwarzstörchen, Rhön-Quellschnecken,
Edelkrebsen, Hirschkäfern und Arnika -Lebensräume. Um die
Biodiversität in der Region zu erhalten und weiter zu stärken, fördert
der Natur- und Lebensraum Vogelsberg e. V. in Zusammenarbeit mit
landwirtschaftlichen Betrieben extensive Nutzungsformen, die für viele
seltene Tier- und Pflanzenarten wichtig sind. Darüber hinaus werden
auf etwa 7.600 ha Fläche Naturschutzmaßnahmen durchgeführt, wie die
Aufwertung von artenarmen Grünlandbeständen durch regionales Saatgut,
die schonende Bekämpfung von Neophyten und die Renaturierung von
Gewässern und eines Hochmoors.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.




Weitere Informationen

Projektträger

Natur- und Lebensraum Vogelsberg e. V.

Adolf-Spieß-Straße 34

36341 Lauterbach

info@naturschutzgrossprojekt-vogelsberg.de

www.naturschutzgrossprojekt-vogelsberg.de



Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2432&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.07.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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WALD/718: UNESCO bietet Polen Paroli und rüffelt Rumänien (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.07.2019 / Naturschutz & Biodiversität

UNESCO bietet Polen Paroli und rüffelt Rumänien



Auf der 43. Sitzung des Welterbe-Komitees im aserbaidschanischen Baku
hat die UNESCO ein Bündel an Warnungen und Ermahnungen an die
zuständigen Staaten verfasst. Zum wiederholten Mal ging es um den
Bialowieza-Nationalpark in Polen, aber auch um die transnationale
Welterbestätte "Buchenurwälder und alte Buchenwälder der Karpaten und
anderer Regionen Europas". Das Welterbe-Komitee tagt noch bis zum 10.
Juli.

"Mit Besorgnis" registriert das Komitee, dass Polen plant, mittels
Änderungen seines Forstmanagementplans große Holzmengen aus dem
Bialowieza-Nationalpark zu entnehmen und dass zwischen 2016 und 2018
im Wald weiträumig abgeholzt wurde. Die polnische Regierung sollte
unverzüglich die Entwicklung eines gesamtstaatlichen Managementplants
beginnen, der den Schutz des außergewöhnlichen universellen Wertes als
zentrales Ziel festlegt, empfiehlt das Komitee. Der Streit um den
Bialowieza-Nationalpark läuft bereits seit Jahren, 2018 gab es ein
Gerichtsurteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zugunsten des
Naturschutzes (EU-News 17.04.2019 [1]), 2019 ging es weiter. In einer
Resolution im Februar hatten mehr als 100 Wissenschaftler*innen
gefordert, sämtliche forstwirtschaftlichen Aktivitäten im gesamten
Bialowieza-Wald mit sofortiger Wirkung zu beenden (EU-News 14.02.2019
[2]). Bereits im Januar hatte ein breites Bündnis von
Umweltorganisationen die polnische Regierung aufgefordert, Pläne für
den kommerziellen Holzeinschlag im Bialowieza-Nationalpark zu stoppen
(EU-News vom 31.01.2019 [3]). Das Verbot der Wolfsjagd im
belarussischen Teil des Bialowieza-Gebietes sollte laut
Welterbe-Komitee übrigens dauerhaften Status bekommen.

Speziell Rumänien muss mehr tun, um seine Buchenurwälder zu schützen.
Aber auch alle anderen 11 Staaten (darunter Deutschland, Spanien,
Österreich und Slowenien) der transnationalen Welterbestätte [4]
wurden gemahnt, der angemessenen Verwaltung von Pufferzonen besondere
Bedeutung beizumessen, um ungestörte natürliche Prozesse zu
unterstützen. Die Naturschutzorganisationen EuroNatur und Agent Green
hatten zahlreiche Holzeinschläge in Pufferzonen dokumentiert und
öffentlich gemacht. Die Versäumnisse einzelner Regierungen hätten
Auswirkungen auf die gesamte Welterbestätte, kritisierten die
Umweltverbände. "Es steht zu befürchten, dass diese außerordentliche
Welterbestätte bald den Status 'gefährdet' erhält - und das schließt
dann auch die deutschen Gebiete mit ein. Das Management der
rumänischen Flächen wurde in den vergangenen Jahren nicht verbessert,
nun muss schnell gehandelt werden. Das Welterbe-Komitee betritt mit
seiner Ankündigung einer erneuten Begutachtung der Welterbeflächen
schon die Eskalationsstufe 1. Wir hoffen, dass dieser Druck die
rumänische Regierung endlich zum Umdenken bringt. Rumänien hütet einen
Urwald-Schatz, der fast überall in Europa längst verloren ist", sagte
EuroNatur-Geschäftsführer Gabriel Schwaderer.

Die Zustandsbeschreibung der Weltnaturerbestätten der UNESCO umfasst
249 Seiten. Handlungsbedarf besteht fast überall. Der NABU warnte,
dass immer mehr Welterbestätten durch Infrastrukturausbau,
Massentourismus, schlechtes Management, den Klimawnadel oder
kriegerische Konflikte bedroht seien. Die "Rote Liste" der
Welterbestätten wachse, aktuell seien 54 in Gefahr, darunter auch das
UNESCO-Weltnaturerbegebiet "Westkaukasus". Baupläne für Skikurorte und
Straßen bedrohten die Naturräume massiv. "Zudem bricht die russische
Regierung ihr Versprechen, die durch die Bauarbeiten für die
olympischen Spiele verursachte Naturzerstörung im Westkaukasus zu
kompensieren", sagte Vitalij Kovalev, Leiter des
NABU-Kaukasusprogramms. Der NABU plädierte außerdem für die Aufnahme
hyrkanischer Reliktwälder im Kaukasus und im Iran, weltweit einmalige
Waldökosysteme, die vor 20 Millionen Jahren entstanden sind. [jg]



UNESCO-Entscheidungen [PDF, englisch] (Buchenurwälder S. 29,
Bialowieza S. 33)

https://whc.unesco.org/archive/2019/whc19-43com-7B-en.pdf

Artikel über Polen und Bialowieza im Umweltinformationsdienst ENDS
(kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/55959/unesco-sends-new-warning-to-poland-over-bia%C5%82owie%C5%BCa-forest

Reaktion EuroNatur (Rumäniens Urwälder)

https://www.euronatur.org/aktuell/detail/news/rueffel-fuer-rumaenien-welterbe-buchenurwaelder-nicht-ausreichend-geschuetzt/

NABU-Pressemitteilung

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=26792

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/bialowieza-krimi-nimmt-gutes-ende-fuer-den-naturschutz/?L=0

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-naturschutz-biodiversitaet/bialowieza-haende-weg-und-genau-hingeschaut/

[3] https://www.dnr.de/index.php?id=13125

[4] https://whc.unesco.org/en/list/1133

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.07.2019

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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AKTIONSTAGE/1016: Bürgerforscher als Mückenjäger in Berlin und Brandenburg, Anmeldung bis 15.7. resp. 10.8.


Forschungsverbund Berlin e.V. - 02.07.2019

Bürgerforscher als Mückenjäger: Mit Hilfe der Blutsauger die
Artenvielfalt in Berlin und Brandenburg erforschen



Das Berlin-Brandenburgische Institut für Biodiversitätsforschung
(BBIB), ein Zusammenschluss von Forschungseinrichtungen mit
Beteiligung des Leibniz-Instituts für Zoo- und Wildtierforschung
(Leibniz-IZW), untersucht den Einfluss der Verstädterung auf die
Artenvielfalt in der Hauptstadtregion. Ein Forscherteam am Leibniz-IZW
hat nun einen Ansatz für das Monitoring und die Kartierung der
Tierwelt in und um Berlin getestet: die molekularbiologische
Untersuchung des von weiblichen Stechmücken eingesaugten Bluts. Nun
sucht das BBIB Freiwillige, die zwischen Juli und September Mücken
sammeln. Anmeldeschluss für die erste Sammelgruppe ist der 15. Juli
2019, für die zweite der 10. August 2019.

Die Vorstudie für die "Mückenmethode" wurde von Dr. Camila Mazzoni am
Leibniz-IZW durchgeführt. "Das Blut, das weibliche Stechmücken
einsaugen, kann man mit molekularbiologischen Methoden untersuchen und
so herausfinden, an welchen 'tierischen Opfern' die Mücken gesaugt
haben", so Mazzoni. "In der Vorstudie konnten wir aus acht
verschiedenen Mückenarten schon fünf verschiedene "Opfer" bestimmen:
Rotwild, Damwild, Wildschwein, Fuchs und Amsel. Die Methode ist
außerdem nicht-invasiv, weil die Mücken die Blutproben meist unbemerkt
nehmen. Im Vergleich zu gängigen Methoden zur Biodiversitätsbestimmung
wie Sichtungsmeldungen oder Kamerafallen-Fotos kann diese Methode mehr
als "nur" zur Artbestimmung beitragen: Die von den Mücken genommenen
Blutproben kann man für genetische Analysen nutzen. Die Vorstudie
zeigte auch, dass die verschiedenen Mückenarten sehr wählerisch in der
Vorliebe ihrer Opfer sind und nach der Nahrungsaufnahme (dem Blutmahl)
in der Nähe ihrer Opfer bleiben - wichtige Voraussetzungen für die
Bestimmung der Artenzusammensetzung eines Ortes. Damit dieser Ansatz
des Biodiversitätsmonitorings erfolgreich ist, ist es wichtig, so
viele vollgesaugte Mücken wie möglich in verschiedenen Regionen in
grünen und bewaldeten Gegenden von Berlin zu fangen. Dafür sucht das
Forscherteam im Sommer für zwei Zeiträume von 3-4 Wochen zwei Gruppen
von Freiwilligen, die während ihrer Spaziergänge in Wäldern und Parks
in von uns vorher ausgewählten Gegenden Mücken sammeln (Details zu den
Sammelzeiträumen und Anmeldefristen s.u.). Die Bürgerforscher werden
mit einem Netz Mücken aus den Bäumen schütteln, schauen, welche von
ihnen Blut gesaugt haben (das kann man am Hinterleib erkennen), diese
einsammeln und aufbewahren. Alle Mückenjäger bekommen dafür eine
Ausrüstung, die sie am Ende des Projektes zusammen mit den gefrorenen
Mücken wieder zurückgeben. Sind Sie interessiert und möchten das
Projekt unterstützen? Dann laden wir Sie nach erfolgter Anmeldung
unter mueckenjaeger@izw-berlin.de zu einem Workshop ein, in dem Sie
mehr erfahren und wir Ihnen zeigen, wie man Mücken fängt und
aufbewahrt.

Mückenjäger Gruppe 1:

- Anmeldeschluss 15. Juli 2019

- Workshop: Samstag, 20. Juli, 10 - 12 Uhr im Botanischen Garten
Berlin (freier Eintritt)

- Sammelzeitraum: 20. Juli bis 15. August, mindestens zwei Besuche
zu jedem festgelegten Ort.

Mückenjäger Gruppe 2:

- Anmeldeschluss 10. August 2019

- Workshop: Freitag, 16. August, 17:30 - 19:30 Uhr oder Samstag, 17.
August, 10 - 12 Uhr (Datum wird durch Abstimmung der Freiwilligen
bestimmt) im Botanischen Garten Berlin (freier Eintritt)

- Sammelzeitraum: 17. August bis 15. September, mindestens zwei
Besuche zu jedem festgelegten Ort.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718528

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 02.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/486: Münster - "Bienen, Wespen & Co" verlängert bis zum 31. August 2019


Stadt Münster - 8. Juli 2019

Ausstellung "Bienen, Wespen & Co" verlängert



Münster (SMS) Bienen, Wildbienen, Hummeln, Wespen und Hornissen
mangelt es an Flächen, auf denen sie ausreichend Nahrung finden.
Wildbienen und Hummeln sind friedfertig und die übrigen Arten
verteidigen sich in der Regel nur, wenn sie sich bedroht fühlen. Die
anschauliche Plakatausstellung "Bienen, Wespen & Co" in der
städtischen Umweltberatung im Stadtwerke CityShop, Salzstraße 21,
stellt die einzelnen Arten, ihren Lebensraum und Entwicklungen vor.
Sie wurde bis zum 31. August verlängert und ist montags bis freitags
von 9 bis 18 Uhr und samstags von 10 bis 18 Uhr zu sehen.
Umweltberaterin Beate Böckenholt steht montags von 13 bis 18 Uhr,
dienstags bis donnerstags von 10 bis 13 Uhr sowie jeden dritten
Samstag im Monat von 10 bis 16 Uhr als Ansprechpartnerin für alle
Fragen rund um Wespennester, Bienenschwärme und geschützte Arten zur
Verfügung (Tel. 02 51/4 92-67 67).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.07.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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BILDUNG/3371: Münster - Führung durch die Kläranlage am 17. Juli 2019


Stadt Münster - 10. Juli 2019

Wissenswertes über die Kläranlage



Münster (SMS) Zum Auftakt seines Programms in den Sommerferien lädt
das städtische Tiefbauamt am Mittwoch, 17. Juli, ein zu einem gut
einstündigen kostenlosen Rundgang über die Hauptkläranlage in Coerde.
Dort erfahren Kinder (mit Begleitperson) und Erwachsene, was Bakterien
und Mikroorganismen so alles schmeckt und wie aus der Schmutzbrühe
wieder klares Wasser wird. Interessierte können sich bis um 12 Uhr am
Tag der Führung unter Tel. 02 51/4 92 - 69 69 anmelden (maximal 20
Personen). Treffpunkt ist um 14 Uhr am Eingang der Hauptkläranlage,
Zum Heidehof 72. Wer mit dem Bus kommen möchte, nimmt die Linie 6 oder
8 bis Dachsleite. Dann noch circa 20 Minuten Fußweg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.07.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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ERSTAUFLAGE/1013: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3019 (SB)


Uwe Anton

Das Rätsel von Pesha

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3019



Iya im Oijorunsystem (Solsystem), Oktober 2045 NGZ

Perry Rhodan und sein Team sind als Ayees getarnt mit der
Kupferkarawane, einem gigantischen Ungetüm von Zug, zur Hauptstadt
Pesha unterwegs. Die beiden Ayees Shashay und Dunyuu wollen sie zur
Shoijona bringen, der Präsidentin der Ayees. Diese hat Kontakt zu
Eyshu, dem Orakel, das, wie es heißt, in den ratlosen Tagen von Vira
niedersteigt und dann auf dem Kontinent Shiommaa weilt. Dieser
Kontinent wird sich auf der Erde einmal in Indien und Madagaskar
teilen. Während der Fahrt sinniert Perry darüber nach, wie es zum
Austausch von Terra und Iya kommen konnte und wer wohl dahinter
steckt. Die Cairaner scheinen nicht wirklich etwas damit zu tun zu
haben, auch wenn sie eine Friedensdiktatur in der Milchstraße
errichtet haben.

Wie alles auf Iya ist auch der Zug überall mit Diamanten geschmückt.
Der Geologe Rubart Tersteegen verursacht bei einem Halt einen Aufruhr,
als er versucht, einen dieser Diamanten aus der Fassung zu hebeln, um
ihn zu untersuchen. Shashay versucht, seine Artgenossen zu
beschwichtigen, doch der Wortführer der aufgebrachten Passagiere ist
auf Streit aus. Der versuchte Diebstahl kann nur mit einem Kampf
zwischen Perry Rhodan und dem Aufrührer beigelegt werden, den Perry
dank seiner Dagor-Techniken gewinnt. Er beschließt, den Zug an
geeigneter Stelle zu verlassen, damit man im Schutz der SERUNs
schneller vorankommt.

Paiahudse Spepher ist der Oberste Entwicklungshüter und Prokonsul des
Oijorunsystems. Er lebt in einer cairanischen Mission auf der Insel
Koobay im See Nuuy bei Pesha. Er war es, der die Genehmigung erteilt
hatte, die THORA auf Iya landen zu lassen. Sein Adjutant Illbredse
Jajatu setzt ihn darüber in Kenntnis, daß ein Terraner im Schutz eines
Deflektorschirms die THORA verlassen hat und festgenommen wurde.
Spepher will die Sache nicht an die große Glocke hängen und geht
ohnehin davon aus, daß Bull so tun würde, als hätte er nichts davon
gewußt. Im Gegensatz zu seinem Adjutanten, den er als Konkurrenten
einschätzt, mag er Iya und die Ayees. Die Cairaner haben in der
Vergangenheit selbst Unterdrückung erfahren, weshalb sie verhindern
wollen, daß es anderen Völkern ähnlich ergeht. Spepher will, daß
Reginald Bull endlich erkennt, daß der dritte Planet des
Oijorunsystems nicht das ist, wovon die terranischen Mythen erzählen.
Außerdem ist es ihm ganz recht, die THORA auf Iya zu haben. Nun kann
er das Schiff endlich genau beobachten lassen und die Daten darüber
auswerten.

Perry Rhodan und sein Team achten darauf, keine Energieemissionen zu
erzeugen, die von den Cairanern geortet werden können. Sie landen in
der Nähe des Sees Nuuy, dem auf der Erde das Kaspische Meer
entspricht. Hier befindet sich auf der Insel Koobay die cairanische
Mission, in der sich Paiahudse Spepher aufhält.

Plötzlich taucht aus dem Wasser ein gigantisches Tentakeltier auf, das
die Gruppe sofort angreift. Dieses Wesen ist so riesig und kräftig,
daß selbst Siad Tan und ihr Okrill in Bedrängnis geraten und Sholotow
Affatenga die Energiewaffen seiner SCHOTE einsetzen muß. Die darauf
folgende Flucht durch dichten Wald endet an einer wie glasiert
anmutenden Straße, die sich unvermutet als Rennstrecke extrem
schneller Tiere herausstellt.

Plötzlich haben Siad Tan und Rubart Tersteegen, die die einzigen sind,
die nicht mentalstabilisiert sind, das Gefühl, mental abgetastet zu
werden. In ihrem Verstand entsteht der Begriff "Ausleuchtung".

Die Cairaner haben den Einsatz von Affatengas Energiewaffen angemessen
- einer Energie, die den Ayees nicht zur Verfügung steht. Es nähern
sich der Gruppe zwei Gleiter, die ganz in der Nähe landen. Es hat
keinen Sinn, vor ihnen zu fliehen. Obwohl sie auch als Ayee getarnt
ist, hat Zeminah Paath eine übertriebene Angst vor den Cairanern. Es
scheint so, als tauchten neue Erinnerungen in ihr auf.

Die Tarnung scheint zu funktieren, denn die Cairaner halten Perry und
seine Leute für Ayees, die sich allerdings an einem Ort aufhalten, an
dem sie nichts zu suchen hätten. Als Shashay jedoch als der aus der
Mission geflohene Ayee identifiziert wird, soll er festgenommen
werden. Das kann Perry Rhodan nicht zulassen und es kommt zum Kampf.
Die Oxtornerin und ihr Okrill können die Cairaner in die Flucht
schlagen. Aber allen ist bewußt, daß sie mit Verstärkung zurückkommen
werden, da sie ihre bewußtlosen Gefährten zurücklassen mußten. Kurze
Zeit später tauchen sieben Gleiter am Himmel auf.

Die Kelchbäume, die im Umkreis stehen, öffnen sich plötzlich und aus
insgesamt acht sogenannten Wisperkelchen springt jeweils ein Ayee
heraus und gleitet elegant zu Boden. Die cairanischen Gleiter, die
Rhodans Gruppe umkreisen, wenden sich plötzlich wieder ab, so als
scheinen die Piloten ihr Ziel aus den Augen zu verlieren. Ihr Rückzug
mutet recht desorientiert an. Der Wortführer der acht von den Bäumen
heruntergeschwebten Ayees durchschaut die Maskerade sofort. Perry
Rhodan stellt sich als Kara ben Tibo vor - der schwarze Sohn der Tibo.
"Dunkel bist du, aber nicht in der Seele, sondern in der Absicht",
meint der Ayee daraufhin zu ihm. "Aber nicht gegenüber unserem Volk.
Du willst andere täuschen, Fremder, aber nicht uns Ayees." Die acht
Ayees sind offenbar parapsychisch begabt und vermutlich sowohl für die
"Ausleuchtung" von Siad Tan und Tersteegen verantwortlich, als auch
für das Verschwinden der Cairaner.

Der Wortführer stellt sich als Benuma vor und meint, im Auftrag
Todoyhus zu handeln. Er schütze die Shoijona, die Stadt Pesha und ihr
Orakel vor den Teaana, den Lebensnichtern, die sich Iya und Vira
aneignen wollen. Auf sein Verhältnis zu den Cairanern angesprochen,
meint er, diese hätten die Ayees in den Unsterntagen gerettet, als
eine der Katastrophen, die von den Teaana ausgelöst worden sind, das
Volk der Ayee fast ausgelöscht hätte. Toydohu möchte sich selbst gern
ein Bild von den Fremden machen. Perry Rhodans Befürchtung, die
Cairaner könnten sie gleich wieder aufspüren, entkräftet Benuma mit
den Worten, die hätten den Vorfall längst vergessen.

Perry und seine Begleiter werden zu einem Luftschiff geführt, das sie
zur Hauptstadt fliegt. Pesha ist eine beeindruckende Stadt, in der
50.000 Ayees leben. Überall stehen Sprungtürme, von denen sich vor
allem die jungen Ayees stürzen, um im kunstvollen Gleitflug die Stadt
zu umfliegen. Benuma gibt bereitwillig Auskunft, daß Pesha nicht die
größte Stadt ist. Sie ist aber aufgrund der Tatsache bedeutend, daß in
ihr mit der Shoijona eine Art Integrationsfigur lebt, der letzten
Endes alle Ayees folgen. Alle Ayees akzeptieren ihre Ratschläge. Was
es allerdings mit dem Orakel auf sich hat, wolle die Shoijona ihren
Gästen selbst erklären.

Auf dem Weg zu ihrem Palast zeigt Benuma ihnen eine Statue, die einen
Thesan darstellt, der sich auf etwas stützt, das wie Zemina Paaths
Paau aussieht. Damit gibt Benuma zu verstehen, daß er sehr wohl weiß,
daß sich unter Zemina Paaths Ayee-Maske eine Thesan befindet.
Daraufhin gibt sie sich zu erkennen. Benumas Begleiter reagieren
genauso mit Begeisterung auf die Thesan wie Shashay und Dunyuu es
getan haben, als sie sie zum ersten Mal erblickten.

Die Shoijona, eine junge Ayee, die leicht gehbehindert ist und sich
deshalb auf einen Stock stützt, lebt in einer kleinen Pyramide, die
auf einer tragenden Säule steht. Es ist das einzige Gebäude, das nicht
mit Diamanten geschmückt ist. Auch die Shoijona selbst trägt keine
Diamanten. Sie bestätigt Perrys Vermutung, daß Benuma und seine sieben
Begleiter parabegabt sind. Sie bezeichnet deren Gabe als Ferne
Geltung. Es ist eine Kombination aus Telepathie und Suggestion. Auf
Perrys Frage, warum sie ihn und seine Gefährten gerettet hat,
antwortet sie: "Um zu erfahren, ob die Unsterntage wiederkehren."
Perry Rhodan behauptet, nichts mit den Teaana zu tun zu haben. Es gäbe
entscheidende Unterschiede zwischen den Teaana und den Terranern. Um
herauszufinden, welche Unterschiede dies genau sind, soll nun das
Orakel befragt werden.

11. Juli 2019
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KINO/5738: Herten - Programm für das 7. "Sommerkino" vom 14.-17. August 2019


Stadt Herten

Hertener Stadtwerke GmbH - Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

7. Hertener Sommerkino am 14.-17. August auf dem Doncaster Platz/Zeche Ewald



Herten. Das Programm für das 7. Hertener Sommerkino steht: Vom 14. bis
17. August 2019 zeigen AGR und Hertener Stadtwerke wieder
Kino-Highlights unter freiem Himmel auf dem Ewaldgelände (Doncaster
Platz) in Herten.

Bereits am Mittwochabend, 14. August, erwartet die Gäste ein
exklusives Kinoerlebnis. Dann ist die internationale Ocean Film-Tour
zu Gast in Herten. AGR und Stadtwerke ermöglichen dieses Filmevent und
bringen das blaue Wunder auf die große Leinwand. Die Ocean-Film-Tour
zeigt in diesem Jahr mit "Volume 6" die Faszination des Meeres in all
seiner Vielfalt und Schönheit. Das außergewöhnliche Filmevent setzt
sich aus sechs bildgewaltigen Dokumentarfilmen zusammen und hat eine
Gesamtlaufzeit von rund 2,5 Stunden. Die Filme entführen die Zuschauer
in den wunderbaren Kosmos der Ozeane und ist dabei weit mehr als Kino.
Gleichzeitig möchte die Film-Tour zum Nachdenken anregen und setzt
einen umweltpolitischen Schwerpunkt, der zum Schutz der Ressourcen
motivieren soll. Die Filme sind teilweise mit Originalton und
deutschem Untertitel. Der Eintritt für diesen Abend ist frei. Karten
sind im Rahmen des Kartenvorverkaufs erhältlich - solange der Vorrat
reicht.

Für Donnerstag bis Samstag werden dann im Schatten von Förderturm und
Halde Hoheward wieder "Blockbuster" zu sehen sein. Insgesamt fünf
Vorstellungen wird es in diesem Jahr an drei Tagen geben:

- Donnerstag, 15. August, 21 Uhr: 25 km/h (FSK 6)

- Freitag, 16. August, 16 Uhr: Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer
(FSK 0)

- Freitag, 16. August, 21 Uhr: So viel Zeit (FSK 6)

- Samstag, 17. August, 17 Uhr: Die Unglaublichen 2 (FSK 6)

- Samstag, 17. August, 21 Uhr: Three Billboards outside Ebbing,
Missouri (FSK 12)

Die Besucher erwartet ein besonderes Kinovergnügen unter freiem Himmel
am Fuße der Halde Hoheward. Bei den Abendvorstellungen (jeweils 21
Uhr) werden die Filme über eine große 72 Quadratmeter-Leinwand gezeigt. Bei den
übrigen Vorführungen laufen die Filme über eine 14 Quadratmeter große
tageslichtfähige LED-Wand.

Der Vorverkauf für das Sommerkino startet am Samstag, 22. Juni, im
Kundenzentrum der Hertener Stadtwerke in der Hertener Innenstadt
(Jakobstr. 6). Das Kundenzentrum ist an diesem Tag von 11.00 bis 13.00
Uhr geöffnet. Anschließend sind die Tickets bis Dienstag, 13. August
2019, an folgenden Stellen erhältlich (solange der Vorrat reicht):

- Kundenzentrum Hertener Stadtwerke, Jakobstr. 6: Öffnungszeiten Mo-Fr
9-17 Uhr

- RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14:
Öffnungszeiten Di-Fr 10-18 Uhr, Sa/So & Feiertag 10-13 Uhr (montags
geschlossen).

Die Kinopreise bleiben auch in diesem Jahr familienfreundlich: 2 Euro für
Kinder und Jugendliche bis 15 Jahre sowie 3 Euro für Erwachsene. Beim
Verkauf gelten die entsprechenden FSK-Vorgaben der Filme.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TOUR/7467: Leer - "Pédaler!" - Geführte Radtour durch das Majorat des Grafen am 21.7.2019


Landkreis Leer

21. Juli: "Pédaler!" - Geführte Radtour durch das Majorat des
Grafen von Wedel



Am Sonntag, 21. Juli, bietet das Schloss Evenburg als Ergänzung zur
neuen Sonderausstellung "Als das Fahrrad laufen lernte" eine geführte
Radtour durch das Majorat des Grafen von Wedel an. Die Besucher
begeben sich bei "Pédaler!" von 14 bis 16 Uhr auf gräfliche Spuren und
erleben eine abwechslungsreiche Fahrradtour durch die Herrlichkeiten
Loga und Logabirum.

13 km Streckenlänge. Letzter Termin der geführten Radtour ist der 25.
August.

Eine Teilnahme kostet 10 Euro.

Für die Veranstaltung ist eine Anmeldung beim Schloss unter 0491
99756000 erforderlich. Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden
sich im aktuellen Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7466: Hanau - Stadtführung "Eintauchen in die Welt der Märchen" am 20. Juli 2019


Stadt Hanau

Eintauchen in die Welt der Märchen

Neue Führung der Tourist Information Hanau am Samstag, 20. Juli, 14
Uhr



Die Geburtsstadt der Brüder Grimm ist der ideale Ort, um mehr über die
weltbekannten Grimm'schen Kinder- und Hausmärchen zu erfahren:
Hintergründige Geschichten zu ihrer Entstehung, verschlüsselte
Deutungen und die Psychologie der Märchenfiguren stehen im Mittelpunkt
dieser Kostümführung mit den Stadtführern Wolfgang Kamberg und Ulrich
Lüer am Samstag, 20. Juli, um 14 Uhr.

In Kostümen des Biedermeier führen die beiden durch die Hanauer
Neustadt und beschreiten dabei auch einen Teil des Märchenpfads, der
im Frühjahr 2016 eröffnet wurde. Die Stadtführer erläutern die
Entstehungsgeschichte der märchenhaften Skulpturen und deren
künstlerische Interpretationen. Während des 100minütigen Rundgangs
erfahren die Teilnehmenden viel Interessantes über Märchen, deren
Entstehung, Bedeutung und Interpretationen. Manch Überraschendes kommt
zu Tage, wenn die My4stik und die Symbole der Märchen erklärt werden.
Zum Abschluss des Rundgangs ist ein Halt an der Stelle des ehemaligen
Geburtshauses der Brüder Grimm vorgesehen.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen über diese und andere
Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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